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Wir haben die Gestaltung des V erhfltnisses von Staat 
und Kirche durch alle Zeiten und Länder hindurch Ver- 
folgt , und können jetzt das Ergebniss unserer Unter- 
suchungen kurz zusammenfassen. 

Ueberall finden wir gleichmässig dieselben Ansprüche 
der Kirche und dieselben Consequenzen , falls sie mächtig 
genug war, ihre Prätentionen verwirklichen zu können. 

Ueberall wo sie allein die Bildung der Cleriker leitete, 
tritt ein mechanisches Abrichten an die Stelle geistiger 
Cultur; wo ihr ungehemmt die Pfründenbesetzung anheim- 
fiel, ebnet Gunst und Bestechlichkeit den Weg zu den 
höchsten kirchUchen Würden, und fällt die Kirche in die 
Hände von Untauglichen, Unfähigen, Unwürdigen. 

Ueberall wo die geistliche Gerichtsbarkeit sich frei 
entfaltete, verdorrt die Gerechtigkeitspflege, und wird 
die Justiz in imwürdigster Art zur Einnahmequelle des 
Clerus degradirt. Ueberall wo die Kirchenzucht frei ge- 
handhabt werden kann, wird der niedere Clerus zum willen- 
losen Werkzeuge seiner Vorgesetzten herabgewürdigt, und 
der kirchliche Strafapparat den Laien gegenüber auch aus 
den niedrigsten Motiven in Bewegung gesetzt. 

Ueberall wo das Ordenswesen sich ungehindert ent- 
falten kann, vermehrt sich die Zahl der Regularen ins Un- 
gemessene, nehmen Unart und Unsitte überhand. Ueberall 
wo das kirchliche Vermögen ungehindert angesammelt wird, 
wächst es ins Uebermässige und tritt der Erwerbstrieb 
schmählich in den Vordergrund. Wo die Kirche die Armen- 
pflege für sich monopolisirt, nimmt der Pauperismus stetig 
zu, und wo sie die Schule in ihren Händen behält, ver- 
sumpft und verdummt das Volk. 
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Die Folgen dieser Erscheinungen, für welche jede 
Seite unseres Buches Belege bietet, machen sich aber nach 
doppelter Richtung hin fühlbar. 

Einmal für die Kirche selbst. Denn diese von ihrem 
Stifter rein geistig gedachte Gemeinschaft kann das Her- 
eiqziehenL ^^r Materiellen in ihren Kreis nicht vertragen. 
Sie ''•^wrdlx^E)t,:iüfr wird unfähig, die geistigen Bedürfnisse 
4hi:.fr-AjigehÖFigen zu- befriedigen, sie wird immer mehr 
Jejnf.^iiltalfjf^ür^den Ölerus, anstatt mit ihrem Clerus 
dem Interesse der Menschheit zu dienen. — 

Zieht aber schon indirect diese Consequenz der kirch- 
lichen Herrschaft den Staat in Mitleidenschaft, und um so 
mehr, je inniger er seine Beziehungen zu der Kirche ge- 
staltet hat: so wird der Staat doch andererseits auch direct 
durch die kirchliche Suprematie und die Realisirung des 
kanonischen Rechtes in der Kirche gefährdet, geschädigt, 
und dem Verderbniss anheimgegeben. 

Denn wenn der Glaube, den der Staat auch für sein 
Gedeihen dem Volke bewahrt wissen will, durch Schuld 
der Anstalt, welcher die Pflege desselben als Beruf zufclllt, 
in Aberglauben und Unglauben verwandelt wird, wenn die 
sittlichen I nteressen des Volkes y welche er der Kirche zur 
Wahrung überlassen hat, den materiellen der Kirchendiener 
hintenangesetzt werden, wenn die der Kirche zur Verfügung 
gestellte Zwangsgewalt nicht zur Erreichung der idealen 
Ziele, welche auch der Staat sich steckt, verwendet wird, 
sondern egoistischen und schädlichen Tendenzen dienen 
muss: dann verkümmert eben die religiöse, sittliche Seite 
des Staates, das Volk wird siech und krank und auch zu 
energischem, patriotischem, opfermuthigem politischem Han- 
deln unfähig. 

So zeigen uns denn auch die vorangehenden Blätter 
übereinstimmend, dass kein Staat in keinem Zeitalter unserer 
Geschichte die kirchliche Herrschaft ungestraft ertragen 
hat, und dass überall bald früher, bald für das Gedeihen 
und die Wohlfahrt des Staates verhängnissvoll spät, eine 
Gränzberichtigung zwischen Kirche und Staat vorgenommen 
werden musste, welche unbekümmert um das kanonische 
Recht und die Ansprüche der Kirche den Staat und das 
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Volk vor dem unberechtigten Einflüsse der Kirche zil retten . 

bestimmt war^^.^^^ 

Selbst der mittelalterliche ^laat, welcher die ihm als 
solchem obliegenden Pflichten mehr instinctiv ahnte, als 
bewusst zu würdigen verstand, ist de n kirchlich en JPräten« 
t ionen schro ff entgegengetreten, und der moderne Staat^at 
nie ungestraft die kirchliche Herrschaft zu erdulden ver- 
mocht, und ist nach kurzer Dulclung jedesmal genöthigt 
gewesen, mit Gewalt das Joch_der_Kirche abzuschütteln. 

Solche Perioden der staatlichttn Rftactinn finden wir / 



fast ü berall im sechszeFnten. Jahrhundert ^ am Ende des 
achtzehnten, und wir gehen einer neuen in unseren Tagen 
entgegen. 

um so mehr verdienen die Wege, welche die Staaten 
dabei eingeschlagen haben, eine aufmerksame Betrachtung, 
damit wir für unsere Bedürfnisse die richtigen Mittel, für 
unsere Krankheit die wirksame Arznei zu finden vermögen. 

Dass Art und Sitte ein^s Volkes auch auf die der 
kirchlichen Herrschaft entgegengestellte Keaction von Ein- 
fluss sein musste, versteht sich von selbst: noch mehr aber 
ist hier die Form des Staatswesens bestimmend aufgetreten. 

Der mittelalterliche Staat hat meistens mit vereinzelten 
gesetzlichen Bestimmungen das Bedürfniss zu befriedigen 
gesucht, und Gewalt der kirchlic hen üebermacht entgegen- 
gesetzt. Dabei hat er häufig genug den geistlichen Gegner 
ZOT Boden geschlagen und seinen Fuss auf dessen Nacken 
gesetzt : im Grossen und Ganzen aber hat er sich von der 
kirchlichen Herrschaft nicht zu befi^eien vermocht. Einen 
systematisch verfahrenden Feind kann man wohl durch 
einen plötzlich geführten Streich zurückdrängen und ver- 
letzen, aber dauernd wird ihn doch nur der zu besiegen 
im Stande sein, welcher ein gleich gutes oder besseres 
System mit grösserer Thatkraft entgegenzuhalten versteht. 

Der mittelalterliche Staat stand aber auf dem Boden 



des kifchlichen Systemes. Er erkannte ^it der Kirche'an^ 
dass sein Beruf lediglich auf die Pflege des Materiellen ge- 
richtet sein müsse , und dass die ideellen Interessen aus- 
schliesslich der Obsorge der Kirche anzuvertrauen seien. 
Seine Versuche, einzelne Consequenzen dieses Systemes, 
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deren Unerträglichkeit offen in die Augen sprang, zu be- 
seitigen, konnten daher von durchgreifendem Erfolge kaum 
begleitet sein, noch dazu, da sie sporadisch mit Verletzung 
des formellen Rechtes und ohne das Bewusstsein ihrer 
inneren Nothwendigkeit vorgenommen wurden. 

Der moderne absolute Staat konnte von vorne herein 
bei seinem Kampfe mit der Kirche auf bessere Erfolge 
rechnen. Denn er ging von einer Grundanschauung aus, 
welche der mittelalterlichen gänzlich entgegengesetzt war, 
und ihm die Berechtigung zum Streite verlieh. 

Freilich war es ein meist protestantischer Grundsatz, 
dass auch der Staat göttUchen Rechtes sei, dass auch ihm 
die Pflege der Sitte gebühre, und er ideale ethische Ziele 
zu verfolgen habe; aber auch die katholischen Staaten 
adoptirten willig dieses Princip, welches ihrer Existenz sdlein 
eine rationelle Basis gab. 

Hatte aber der Staat ethische Zwecke zu verfolgen, so 
concurrirte er mit der Kirche, sah er aus der Erreichung 
seiner Ziele für sich Vortheil entspringen , so war es ihm 
nicht zu verargen, dass er auch die Kirche, die er stützte 
zum Entgelt dafür, unbeirrt den gleichen Zielen nachstreben 
wissen wollte, und dass er sie dazu nöthigte, falls sie vom 
rechten Wege abwich. 

Der moderne absolute Staat musste in dieser Weise 
dazu gelangen, die Kirche sich dienstbar zu machen; er 
musste weiter dahin kommen, seinen Arm auch in das 
innere Getriebe der Kirche hineingreifen zu lassen, damit 
das Räderwerk ungehemmt seine Schuldigkeit thue und 
den mit den Staatszwecken für identisch gehaltenen Kirchen- 
zwecken diene. 

Die Mittel, deren sich der absolute Staat dabei be- 
diente, waren meist gesetzlicher Art, aber doch nicht durch- 
gehends. Aber das verschlug eben bei einer Staatsform 
wenig, wo der Regierungswille sofort die Form des Ge- 
setzes anzunehmen im Stande war. So ist das Placet in 
allen absoluten Staaten Europa's gehandhabt worden, so 
ist wegen Missbrauches der geistlichen Amtsgewalt ein Re- 
curs an den Staat eingerichtet worden, mit mehr oder we- 
niger formeller Ausbildung des Institutes, so sind die Geist- 
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liclten zu Treueiden dem Staate und dessen Regenten ver- 
pflichtet worden. 

Wenn wir nichts destoweniger sehen, dass auch mit 
allen diesen Mitteln der absolute Staat kein befriedigendes 
Verhältniss zur Kirche erreicht hat, so liegt der Grund vor 
allen Dingen in dem Umstände, dass der Staat seinen 
^Wirkungskreis zu weit ausgedehnt, und mit seinen 
Massnahmen da eingegriffen hat, wo entweder die Willkür 
des Individuums frei hätte schalten oder die corporative 
Selbstständigkeit hätte intact bleiben sollen. 

Das Hereinziehen der Kirche in den Staatsmechanismus, 
theilte ihr selbst diesen mechanischen Character mit, ver- 
äusserlichte sie, und machte sie so schliesslich durch die 
Schuld des Staates ungeeignet für die Ziele zu wirken, 
welche der Staat ihr gesteckt hatte. 

So ist das geschichtliche Räthsel zu lösen, wenn wir 
sehen, dass der Staat sich der Herrschaft über die Kirche 
im sechszehnten Jahrhundert bemeistert, um den Glauben 
im Volke zu stützen unter dem allgemeinen Beifalle aller 
derjenigen, denen das Heil der Kirche am Herzen liegt, 
und dass er im neunzehnten Jahrhundert alle die kirch- 
lichen Elemente, welche ein inneres religiöses Leben wollen, 
in derselben Weise zu Gegnern erhält, wie die Hierarchie, 
welche das staatliche Joch nicht mehr tragen wollte. 

Unser heutiger Staat ist aber kein absoluter, sondern 
ein constitutioneller, und ehe wir die Lehren der Geschichte 
zu unseren heutigen Bedürfnissen in Beziehung setzen, wird 
die Frage zu erörtern sein, ob die veränderte Natur des 
Staates dabei von Einfluss ist. Es ist auffallend, dass 
keine der zahllosen theoretischen Untersuchungen, welche 
in unseren Tagen dem Verhältniss von Staat und Kirche 
gewidmet worden sind, diesen Punkt erwogen hat, ob- 
gleich er unseres Erachtens von grundlegender Wichtigkeit 
ist, und obgleich die Kirche seine Bedeutung längst erkannt 
und verwerthet hat. . 

Unsere Theoretiker über Staat und Kirche reflectiren 
heute wie vor hundert Jahren über die Mittel, das Ver- 
hältniss von Staat und Kirche zu bestimmen, sie wollen 
dieselbe Krankheit mit denselben Medicame^^ heilen, aber 
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sie übersehen , yäass g^np An^^jj , ?„*^]f^^^ bei einem Kinde 
frommt, bei eviem Manne ganz erfolglos bleiben* kann, dass 
die veränderte Inoiviaualität des Staatskörpers vor allem 
in Erwägung zu stellen ist. 

Der c.onstittttionelle Staat unterscheidet sich aber der 
Kirche gegenüber von dem absoluten dadurch, dass er ein- 
mal der Kirche indirecten Einfluss auf sich eingeräumt hat, 
und umgekehrt seine directen Einwirkungen auf die Kirche 
geschwächt sind. 

Die gesetzgebende Gewalt des absoluten Staates ver- 
mochte sich von jeder kirchlichen Beeinflussung frei zu 
halten. Nur so weit der Monarch den kirchlichen Factoren 
Rechnung tragen wollte, konnten diese dem Staatswesen ihr 
Gepräge aufdrücken. So erklärt sich auch die Taktik des 
Jesuitenordens, als Beichtväter dem Throne zur Seite zu 
treten, und eben durch Beherrschung des Regenten den 
Staat zu bemeistern. 

Es ist nun das auch der Grund, warum die besten 
gesetzlichen Institutionen der Kirche gegenüber häufig den 
Dienst versagen mussten, sobald nämlich deren Wirksamkeit 
durch den alles beherrschenden und selbst von der Kirche 
beherrschten Willen des Regenten gehemmt wurde. 

Wies der Monarch dagegen den kirchlichen Einfluss 
zurück , so vermochte derselbe sich vielleicht in unterge- 
ordneter Beziehung Bahn zu brechen, dadurch dass der 
Kirche günstig gestimmte Männer in wichtige Posten ein- 
geschoben wurden, dass das Volk zu revolutionärer Auf- 
lehnung veranlasst wurde : aber das erstere Mittel versagte 
sofort seine Wirksamkeit, sobald es erkannt wurde, und 
erforderte somit ein immerhin unbequemes Geheimniss, das 
andere setzte doch auch die Kirche der gewaltthätigen 
Reaction aus, welche sich gegen die Revolution wendete. 

Der constitutionelle Staat dagegen gewährt der Kirche 
wirksame und legale Canäle, um den Staat zu beeinflussen, 
ohne ihm die im absoluten Staatswesen vorhandenen zu 
entziehen. 

Freilich die Ausfuhrung gesetzlicher Institutionen ver- 
mag auch der von der Kirche geleitete Wille des Monarchen 
nicht mehr zu hemmen: die Kirche hat aber einen Einfluss 
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auf die Gesetzgebang selbst gewonnen; der nicht nur in 
der Person des Regenten seinen Grund hat, sondern auch 
einem der Kirche feindlich gesinnten Herrscher die von 
der ELirche gewollten Massnahmen aufnöthigen kann. 

Der gesetzgebende Factor des Parlamentes wird und 
muss durch Wahlen des Volkes zusammengesetzt werden, 
und diese Wahlen — seien sie directe und geheime, oder 
indirecte und öffentliche — werden auf jeden Fall von dem 
Glerus beeinflusst. Angesichts der Centrumsfraction des 
Reichstages und der preussischen zweiten Kammer, Ange- 
sichts der baierischen Landstände wird es nicht nöthig sein, 
den Beweis dieser Behauptung anzutreten, wir werden hur 
die wichtige Erscheinung zu erklären haben. 

Der Grund aber liegt nicht nur in dem Umstände, 
dass das religiöse Moment auch auf solche Gemüther ein- 
zuwirken vermag, welche für politische Gesichtspunkte gatiz 
anzugänglich sind, dass somit die Kirche eine Wahlbeein- 
flussung vorzunehmen im Stande ist, zu welcher jede po- 
litische Partei unfähig ist; er liegt auch in dem Einflüsse, 
welchen die Kirche auf das Volk und den Staat ausübt, 
welcher ihr vom Staate noch" heute gesetzlich gewährt wird 
und den sie auch nicht sofort verlieren würde, falls eine 
neue Gesetzgebung ihn ihr zu entziehen trachtete. 

Durch die Vertretung ihrer Interessen in den parla- 
mentarischen Körperschaften ist aber die Kirche nicht nur 
in die Lage gesetzt, der Gesetzgebung eine Direction zu 
geben, Gesetzesverletzungen vor das Forum der Oeffent- 
lichkeit zu ziehen, das kirchliche Interesse auf die Bildung 
des Ministeriums wirken zu lassen und politisch zu ver- 
werthen : sie kann auch — und das ist ferner, ein principieller 
Gegensatz zu dem absoluten Staate — falls sie hinreichende 
Stärke besitzt, den Erlass neuer Gesetze verhindern. 

Der absolute Staat war in der Lage, dem Interesse 
der Regierung gemäss jedes kirchliche oder staatliche Be- 
dürfniss durch gesetzliche Massnahmen zu befriedigen : der 
constitutionelle bedarf dazu der Genehmigung der Kammern, 
und des Niederschlages kirchlicher Elemente, welche in 
den Kammern sich befinden und für ihre politischen Auf- 
gaben in den kirchlichen Interessen den Wegweiser finden. 
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Aber der absolute Staat bedurfte nicht einmal der 
Gesetze , um kirchlichen Bestrebungen entgegenzutreten. 
Die Administration bewegte sich io dem weiten Rahmen 
des discretionären Beliebens, welcher selbst Gewaltmass- 
regeln des Staates der Kirche gegenüber zuliess, ohne dass 
oft eine Rechtsverletzung vorlag, und ohne dass irgend ein 
staatliches Organ der Kirche hätte gesetzlichen Schutz ge- 
währen können. 

Auch davon ist in dem konstitutionellen Staate keine 
Rede. Die Regierung muss ihre Handlungen nach der 
Norm der Gesetze und der Verfassung abmessen; diese 
stehen über der Regierung, können im Nothfalle von der 
Kirche gegen die Regierung zu Hülfe gerufen werden, und 
das letztere. mit um so grösserem Erfolge, je mehr der 
Rechtsstaat. Verwirklichung gefunden hat. 

Noch in den dreissiger Jahren ^nseres Jahrhunderte 
konnte die preussische Regierung den EB. von Köln im 
Administrativwege verhaften. Heute würde kein Gerichts- 
hof eine nicht gesetzlich begründete Freiheitsberaubung 
eines Staatsbürgers zulassen. 

n. 

Je schwieriger so die Lage des constitutionellen Staates 
der Kirche gegenüber erscheint, um so mehr ist es erklär- 
lich, dass die Mittel und Wege, mit welchen schon der ab- 
solute Staat kein befriedigendes Verhältniss zwischen sich 
und der Kirche zu erzielen vermochte, bei dem constitu- 
tionellen noch weniger verschlagen. 

Dazu kommt nun aber noch, dass in unseren Tagen 
die Stellung der Kirche zum Staate eine andere geworden 
ist, und schon dadurch nothgedrungen der Staat in eine 
andere Position gedrängt wird. 

Als wir in der Einleitung dieses Buches die Theorie 
der Kirche über ihr Verhältniss zum Staate zu schildern 
unternahmen, gelangten wir zu dem Ergebnisse, dass sie 
als eine logische Consequenz eines kirchlichen Dogma's an- 
zusehen sei. Diese Theorie selbst aber hatte keinen dog- 
matischen Character, und auf die Gefahr hin, für unlogisch 
denkend gehalten zu werden, konnte jeder einsichtige ka- 
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tholische Politiker, jeder Patriot sie zurückweisen und be- 
kämpfen. 

Darum war der Staat auch nicht genöthigt, die katho- 
lische Doctrin über Staat und Kirche als inhärirenden und 
nothwendigen Bestandtheil der Eirchenlehre zu betrachten. 
Er handelte mit wohl angebrachter Vorsicht, wenn er 
die Lehren der Geschichte beachtend der Kirche zutraute, 
dass sie sich über den Staat zu erheben und diesen sich 
dienstbar zu machen trachte : aber er hatte mit solch einer 
Tendenz als einer mit dem Begriff der katholischen Kirche 
gegebenen nicht zu rechnen. 

In dieser Beziehung ist seit dem vaticanischen Concil 
des Jahres 1870. eine Aenderung eingetreten, die wir hier 
um so kürzer berühren können , als sie von vielen Seiten 
und schon längst zur Genüge betont worden ist. 

Die Infallibilität des Papstes, welche als Dogma der 
katholischen Kirche proclamirt worden ist, hat auch rück- 
wirkende Kraft. Sie ist von jeher vorhanden gewesen, hat 
von jeher die cathedralen Handlungen der Päpste beseelt, 
und ist jetzt nur als vorhanden constatirt, m, a. W. definirt 
worden. 

Damit sind aber die curialistischen Lehren über das 
Verhältniss von Staat und Kirche, welche die Päpste ex 
cathedra , d. h. als Lehrer aller Völker verkündet haben, 
gleichfalls dogmatische geworden, welche der Katholik bei 
Gefahr seines Seelenheiles zu glauben und nach welchen er 
zu handeln hat. 

Dem Staate steht also jetzt eine Religionsgenossenschaft 
gegenüber, welche ihn zum Theil negirt, da sie ihm die 
wichtigsten Functionen abspricht, welche ihn an der Wurzel 
zu tödten unternimmt, indem sie ihm die Selbstständigkeit 
der Kirche gegenüber nicht zugesteht Freilich ist diese 
Kirche ihrem eigentlichsten Begriffe nach ein ideelles Wesen, 
dem untergeordnet zu sein, dem realen Staate keine Schä- 
digung bringen kann. Aber die Kirche ist auch gleich- 
zeitig eine in die Aussenwelt getretene staatenartige Ge- 
meinschaft, eine civitas, deren Suprematie über den Staat 
diesen in der That seiner Souveränetät beraubt. 

Würde eine solche religiöse Genossenschaft sich neu 
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bilden; so würden wir es als einen Selbstmord des Staates 
betrachten, wenn er ihre Existenz duldete. Staatsgefahr- 
liche Religionsgesellschaften und solche, welche unsittliche 
Lehren verbreiten, soll der Staat nicht zulassen. Das ist 
ein Gedanke, dem alle Verfassungen, so sehr sie auch sonst 
von dem Grundsatze der Toleranz getragen sind, Ausdruck 
geben. 

Hier handelt es sich aber um eine Kirche, welche älter 
ist als unsere modernen Staaten, welche diese Staaten unter 
primitiven Culturverhältnissen, sogar zu deren Nutzen, ge- 
leitet und regiert hat, welche die jetzt für staatsgefilhrlich 
erklärten Grundsätze der That nach fast immer befolgt, 
deren Häupter, die jetzt so scharf bemängelten Theorieen 
fast immer gepredigt haben, und die. nur darin eine Aen- 
derung vorgenommen hat, dass sie die Doctrin zum Dogma, 
das Factum zum Gesetz erhoben hat. 

Einer solchen Religionsgesellschaft gegenüber wird der 
Staat nicht das Vernichtungsurtheil aussprechen dürfen, 
ganz abgesehen davon, dass er auch höchst wahrscheinlich 
zu schwach wäre, dasselbe ausführen zu können. 

Wie soll nun aber der Staat sein Verhältniss zu dieser 
Kirche gestalten, und wie soll er das einmal gestaltete vor 
Verletzung wahren? 

Diese Jbeiden Fragen wollen wir in aller Kürze — 
denn es gelüstet uns wenig danach , den zahllosen theore- 
tischen Untersuchungen über Staat und Kirche eine neue 
hinzuzufügen — auf Grund des historischen Materiales 
unseres Buches zu erledigen suchen. 

m. 

Das einfachste und bequemste Mittel scheint die völlige 
Trennung von Staat und Kirche zu sein, und diese ist in 
neuerer Zeit mit um so grösserer Entschiedenheit empfohlen 
worden, als der Staat sonst in den dogmatischen Streit 
zwischen Alt- und Neukatholiken, also in ein Gebiet, welches 
ihm seiner innersten Natur nach fremd bleiben muss, hin- 
eingezogen würde. 

Wir sind weit entfernt, die Schwierigkeiten, welche 
für den Staat nach der letzteren Richtung hin entstehen. 
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za unterschätzen. Dennoch glauben wir, dass der Staat 
bei der Gränzregelung zwischen sich und der Kirche nur 
die neukätholische Partei ins Auge zu fassen habe. Nicht, 
dass diese unsere Meinung aus einem Antagonismus gegen 
den Altkatholizismus entsprungen sei. Wir zollen den 
Männ^em, welche den Kampf gegen das yaticanische Concil 
and dessen Dogmen unternommen haben , unsere vollste 
sympathische Anerkennung. Aber wir halten allein eine 
Alternative für möglich. Gewinnt die altkatholische Partei 
keinen Boden , so kann der Staat auch nicht mit ihr als 
einem kirchenpolitisch-wirksamen Factor rechnen. Es ist 
aber schwer, einer Religionspartei die Entwickelungs&higkeit 
zuzugestehen, deren erste Keime sich einer nichts weniger als 
sympathischen Behandlung Seitens des Staates zu erfreuen 
hatten, welche zu ihrem Bekenntniss eine gewisse Intelligenz 
fordert, und darum auf die urtheilslose Masse der Laien 
niebt zählen kann, welche bei ihrem Clerus einen Opfer- 
mnth voraussetzt, der factisch selten genug zu finden ist, 
und welcher von dem gesammten Episcopate der kirchlichen 
Einheit zu Liebe verschmäht wird. 

Es steht demnach, Alles in Allem erwogen, zu erwarten, 
selbst wenn die Staaten spät genug und vielleicht zu spät 
ihrer Pflichten gegen den Altkatholizismus eingedenk wer- 
den sollten, dass er ein der jansenistischen Utrechter Earche 
ähnUches Dasein führen wird, dass er der neukatholischen 
Kirche auf der einem Seite durch die Spaltung, durch die 
Loslösung der gesanmiten Intelligenz Schwächung bringen 
wird, wie er das schon gethan hat, und auf der anderen 
Seite Stärkung durch die Möglichkeit des engeren Zu- 
sammenschliessens der treu gebliebenen Glieder. 

Sollte aber in der That die altkatholische Bewegung 
festeren Boden fassen und grösseren Umfang gewinnen, so 
meinen wir sicher, dass sie die neukatholische, jesuitische 
Bewegung in der Kirche bemeistem wird. Die katholische 
Kirche wird dann die Lehre der Reformation beherzigen 
und durch wohl angebrachte Concessionen den Riss wieder 
aufzuheben suchen. Wir glauben das, weil die katholische 
Earche, factisch so papalistisch wie jetzt rechtlich, auch den 
Gallikanismus in ihrem Schoosse geborgen hat, der von 
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staatlicher Seite betrachtet mit dem Altkatholizismus die 
sprechendste Analogie darbietet, und weil der dogmatische 
Riss zwischen der alt- und neukatholischen Religionspartei 
zur Zeit wenigstens ein durchaus begränzter, lediglich die 
päpstliche Infallibilität betreffender ist; welcher durch ein 
neues Concil und einen anderen Papst in derselben Weise 
wieder geheilt werden kann^ wie ja schon früher dogma- 
tische Concilsschlüsse von folgenden Concilien aufgehoben 
worden sind. 

Hat aber der Staat, wie wir meinen, nach wie vor ent- 
weder nur mit der wieder eins gewordenen altkatholischen 
Kirche zu rechnen, oder mit der das Feld behauptenden 
neukatholischen, so entsteht doch die Frage, ob in 
dem ersteren Falle, wo also die Kirche gesetzlich ihrerseits 
ihre Position nicht geändert hat, und in dem letzteren, wo 
dies geschehen ist, der Staat zu dem extremen Mittel der 
Trennung von Staat und Kirche greifen soll. 

. Im ersteren Falle liegt eine äussere Veranlassung und 
auch eine innere Nothwendigkeit nicht vor, im zweiten 
steht die äussere Veranlassung und die juristische Berech- 
tigung fär uns ausser Frage, nicht aber die innere Noth- 
wendigkeit. 

Wir werden nur diesen letzteren Fall zu besprechen 
haben. 

Was nun zunächst die juristische Berechtigung des 
Staates anlangt, die Kirche von sich zu trennen, so beruht 
die rechtliche Lage der katholischen Kirche in Deutschland 
auf der Grundlage des Westphälischen Friedens und des 
Reichsdeputations - Hauptschlusses , also auf Gesetzen des 
deutschen Reiches. 

Nichtsdestoweniger meinen wir den Territorien die 
Befugniss zur Abänderung dieser Reichsgesetze zusprechen 
zu müssen. Das deutsche Reich ist i. J. 1806. zu Grunde 
gegangen und hat weder in dem Rheinbunde, noch im 
deutschen Bunde oder in dem jetzt bestehenden deutschen 
Reiche einen Rechtsnachfolger erhalten. 

Gerade deswegen aber sind die einzelnen Territorien 
in die gesetzgeberischen Befugnisse des Reiches succedirt, 
damit der öffentliche Rechtsstand den Bedür&issen der 
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heutigen Zeit entsprechend fortgebildet werden könne, und 
wir nicht in starrer Lethargie an einen Rechtsstandpunkt 
gefesselt bleiben, der vor zwei Jahrhunderten dem staat- 
lichen Bedürfniss eben so sehr entsprochen haben mag, wie 
er ihm heute widerstreitet. 

Dass dabei iura quaesita der Kirche in Frage kommen 
und verletzt werden, verschlägt nichts. Gestehen wir dem 
Staate im Nothfalle zu, sogar ein wohlerworbenes Privat- 
recht zu verletzen, so hat er umgekehrt sogar die Pflicht, 
in der Ausbildung des öffentlichen Rechtszustandes sich 
nicht durch Rücksicht auf wohlerworbene öffentliche Rechte 
behindern zu lassen. 

Aus diesen Sätzen, welche wir für unanfechtbar er- 
achten^), ergiebt sich aber unzweifelhaft, dass der Staat 
den Inhalt des exercitium religionis publicum, welches die 
Reichsgesetze der katholischen Kirche verliehen haben, 
modificiren darf, und dieses in einem Sinne zu deuten be- 
fugt ist, welcher dem von den Reichsgesetzen mit diesem 
juristischen Begriffe verbundenen widerspricht 

Das publicum exercitium religionis der Reichsgesetze 
gewährte der katholischen Kirche nicht nur die ungehemmte 
Ausübung ihres Q-laubens mit allen Zeichen der Oeffent- 
lichkeit, sondern autorisirte die Kirche auch staatlich, so 
dass die von ihren Beamten vorgenommenen Amtshand- 
lungen auch staatlicher Seits als rechtswirkend angesehen 
und jene Beamten selbst als solche vom Staate betrachtet 
wurden. 

Es steht aber nach dem oben Gesagten nichts im 
Wege, das publicum exercitium religionis dahin umzuformen, 
dass nur die öffentliche Ausübung des Glaubens darunter 
zu verstehen ist, im übrigen aber die Kirche in die Stel- 
lung einer Privatassociation herabgedrückt wird. 

Dieser Satz kann um so weniger Anfechtung erfahren, 
als im Laufe der historischen Entwickelung einzelne Attri- 
bute des reichsgesetzlichen publicum exercitium religionis 
der katholischen Kirche schon entzogen sind — ich er- 



*) Wir haben sie näher ausgeführt in unserem Buche der Staat 
nnd die kath. Kirche im Grossherzogth. Baden S. 194. ff. 
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innere an die Einführung der Civilefae -- ^ ohne dass die 
Existenz der Reichsgesetze dabei irgendwelche Schwierig- 
keiten bereitet hätte. 

Wir gehen aber so weit, zu behaupten, dass der Staat 
auch trotz der Reichsgesetze und der nach dem gleichen 
juristischen Gesichtspunkt zu beurtheilenden deutschen 
Bundesacte befugt sei, überhaupt das publicum exercitium 
religionis der katholischen Elirche zu entziehen. Wir 
können aber diese Frage um so eher hier unerörtert lassen, 
als es sich bei Trennung von Staat und Kirche durchaus 
nicht darum handelt und von keiner Seite gefordert wird, 
die öffentliche Ausübung des katholischen Glaubens zu ver- 
bieten. 

Aber selbst wenn man annehmen sollte — =- was freilich 
nicht angenommen werden kann — dass der Staat nicht 
befugt sei, die reichsgesetzlich fixirte Stellung der katho- 
lischen Kirche zu verändern, so bleibt doch immer noch 
der Punkt zu erwägen, dass nach dem vaticanischen Con- 
cile*die katholische Kirche eine andere geworden ist, mithin 
das "von den Reichsgesetzen privilegirte Rechtssubject als 
solches nicht mehr existirt. 

Dieser Gesichtspunkt, so unanwendbar er der prote- 
stantischen Kirche gegenüber ist, so fest muss er der ka- 
tholischen gegenüber aufrecht erhalten bleiben. 

Denn die erstere ist ihrem innersten Wesen und Be- 
griff nach ebenso entwickelungsfahig und bedürftig, wie 
die letztere stabil. Nur der in ihren Dogmen unwandel- 
baren katholischen Kirche sind die reichsgesetzlichen Pri- 
vilegien verliehen worden, und darum können sie der ver- 
wandelten entzogen werden '). 

Steht so die juristische Berechtigung des Staates, die 
Rechtslage der katholischen Kirche zvl verändern ausser 
Frage, und ist er somit befugt, die Kirche von sich zu 
trennen, so wird nur noch die Zuträglichkeit einer solchen 
Massnahme zu betrachten sein. 



^) Diesen Punkt scheint uns Hinschias, Die Stellong der deut- 
schen Staatsregierungen gegenüber den Beschlassen des Taticanischen 
Goncils (Berlin 1871.) 9. ff. durchaus zu verkennen. 
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Zu Gunsten derselben aber wird nicht nur auf die 
Staatsgefährlichkeit des eben von uns berührten Dogma's 
der päpstlichen Unfehlbarkeit hingewiesen, sondern auch 
auf einen anderen Schluss des Conciles aufmerksam ge-; 
macht, nach welchem die Bischöfe ihre bisherige rechtliche 
Stellung zu Gunsten des Papstes eingebüsst haben und zu 
Vicarien des letzteren degradirt worden sind *), 

Aber auch in dieser Beziehung gilt, was wir oben von 
dem Dogma der Unfehlbarkeit gesagt haben. 

Die Stellung, welche den Bischöfen durch das Concil 
rechtlich zugewiesen ist, haben sie der That nach schon 
im ganzen neunzehnten Jahrhundert eingenommen, und das 
Concil hat auch hier wieder nur einen historischen Prozess 
zum Abschluss gebracht und sein Resultat zum Gesetz er- 
hoben. 

Der Eid, den die Bischöfe dem Papste zu schwören 
hatten, schon vor dem vaticanischen Concil, schuf individuell 
das gleiche Rechtsverhältniss derselben zum römischen 
Stuhle, welches jetzt generell und allerdings gesetzUch be- 
stimmt worden ist. 

Die Stellung des Staates zu den Bischöfen hat daher 
durch das Concil nur dieselbe Aenderung erfahren, wie 
durch die Infallibilitätslehre zur Kirche überhaupt. 

Und hier meinen wir warnend und beschwichtigend 
unsere Stimme erheben und den wahren Character der 
Concilsschlüsse wiederholt betonen zu solfen. 

Wir sind weit entfernt, die Gefahren, welche aus den 
genannten beiden Beschlüssen des vaticanischen Concils 
dem Staate drohen, zu unterschätzela *) , wir erkennen die 
Wichtigkeit der gesetzlichen Fixirung — denn die Dogmen 
der katholischen Kirche haben einen gesetzlichen Character 
— von bisher lediglich factisch gehandhabten Principien 
voll an : aber wir glauben doch, dass dem Staat gegenüber 
die Stellung der katholischen Kirche nicht durchgreifend 
verändert worden ist, ja — so paradox das klingen mag 

*) Vgl. die Constitution Pastor Aeternus cap. 3. in meiner 
Sammlung d. Aktenst. S. 742. ff. 

') Vgl. meine Schrift: Das deutsche Reich und die kath. Kirche. 
Leipzig 1872. S. 25. ff. 

E. Fried ber ff, D. MiMbr. d. geisU. Amtsgewalt. 50 
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— wir glauben, dass die Lage des Staates durch das 
Concil eher verbessert als verschlimmert worden ist. 

Wenn früher ein Theoretiker auf di« Gefahren hinwies, 
die dem Staate von der Kirche drohten, so hatte er auf 
geringen Erfolg zu rechnen. 

Das grosse Publikum hörte seine Reden wie eine 
schlecht erfundene Mähr an ; es glaubte nicht an Gefahren, 
die ihm nicht handgreiflich entgegentraten; es war nicht 
gewöhnt, über kirchliche Fragen zu reflectiren und vertraute 
voll auf den Staat, der bisher die angeblichen Herrscher- 
gelüste der Kirche bemeistert habe, und bei fortgeschrit- 
tener Bildung und ausgebildeterem politischen Bewusstsein 
dazu fähiger sein werde als jemals. Die vernünftigen Ka- 
tholiken, welche staatlich dachten, und sich ihr National- 
geflihl, ihr politisches Bewusstsein durch ultramontane Nei- 
gungen nicht verkümmern liessen, wiesen die Lehren von 
der Staatsgefahrlichkeit der Kirche durchaus zurück. Sie 
betonten, dass man mittelalterliche Prätentionen nicht für 
noch geltende ausgeben dürfe, dass die Kirche die Rechts- 
sphäre des Staates voll anerkenne, darum aber auch die 
gleiche Anerkennung für sich Seitens des Staates verlangen 
könne, und das Polizeiregiment des absoluten Staates zu- 
rückweisen müsse. 

Und die Ultramontanen selbst? Wir verweisen auf 
die oben angeführten Worte des Erzbischofs von Wien *), 
mit welchen er die Meinung, dass die Kirche den Staat 
beherrschen wolle, als vollkommen thöricht verhöhnte. 

Die Ultramontanen wiesen eben darauf hin, dass die 
Kirche factisch den Zeitverhältnissen Rechnung getragen 
habe, dass sie factisch die mittelalterUche Theorie nicht 
mehr durchweg zu verwirklichen strebe, und dass ihr dar- 
um auch heute zu Tage diese Theorie nicht mehr zur Last 
gelegt und für die Stellung des Staates als Basis genommen 
werden dürfe. 

Die Regierungen aber liessen sich einschläfern, zum 
Theil herzlich froh, eines Kampfes überhoben zu sein, der, 
wie man meinte, die conservativen Elemente des Staates 



1) siehe S. 410. 
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verletzen und schon dadurch den revolutionären Vorschub 
leisten könne. 

Von alledem kann jetzt keine Rede mehr sein. Das 
grosse Publikum ist auf die kirchliche Frage aufmerksam 
geworden, und zum Theil ebenso überängstlich, wie vorher 
übersicher. 

Die liberalen Katholiken gestehen ihren Irrthum ein, 
treten auf Seite des Staates und provociren von diesem 
eine kirchliche Thätigkeit, die sie bisher stets abgelehnt 
hatten. 

Die Ultramontanen freilich haben ihre Sprache nicht 
geändert. Sie behaupten jetzt wie früher, dass dem Staate 
von der Kirche keine Q-efahr drohe. Aber wir sind im 
Stande, ihnen schwarz auf weiss zu beweisen, dass die 
Schuld davon die Kirche nicht treflfe, und dass, wenn in 
der That die Existenz und Sicherheit der Staaten zur Zeit 
intact bleibt, dies weniger in den Grundsätzen der BLirche 
als in der Macht des Staates seine Veranlassung habe. 

Die Regierungen endlich können das bisherige bequeme 
Temporisiren nicht beibehalten, ohne die öffentliche Meinung 
in derselben Weise gegen sich aufzuregen, wie sie das 
früher ohne Zweifel durch ein energisches kirchliches Han- 
deln gethan haben würden. 

Das sind die Vortheile des Concils. Dieses Fallen- 
lassen des Visirs Seitens des kirchlichen Feindes, dem der 
Staat jetzt Angesicht gegen Angesicht gegenübersteht, und 
den er nicht mehr übersehen kann. 

Die Nachtheile aber, sind sie wirklich in so unge- 
messener Weise gewachsen, wie das wohl behauptet wird? 

Wir wiederholen, was wir oben gesagt haben. Jedes 
Blatt der Geschichte liefert das Zeugniss, dass die Supre- 
matie der Kirche über den Staat beständig von dieser ins 
Leben einzuführen versucht wurde, dass der Clerus und 
der Episcopat sich beständig dabei als die willenlosen Werk- 
zeuge der römischen Curie haben befinden lassen, welche 
sie jetzt auch gesetzlich sein sollen, dass nm* die Macht 
des Staates den klerikalen Prätentionen einen Wall bot. 
Und das hat sich im Grunde wenig geändert. Was der 
Clerus und der Episcopat früher freiwillig thaten und der 

50* 
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Consequenz des kirchlichen Sjstemes zu Folge thun mussten, 
das werden sie jetzt gesetzlich auszufahren verpflichtet sein 
und ausfuhren, aber wieder nur so weit sie es ver- 
mögen, so weit die Macht des Staates es zulässt. 

Auch vor dem vaticanischen Concil haben die Päpste 
Fürsten abgesetzt, die Unterthanen ihres Treu Verhältnisses 
entbunden, die Länder als ihr Eigenthum behandelt. Dass 
die Katholiken diese Befugniss des Papstes nicht als eine 
gesetzliche anzuerkennen brauchten, hat niemals den Staat 
gerettet, sondern die Macht, die er den päpstlichen Prä- 
tentionen entgegenstellen konnte , wenngleich ja zuzuge- 
stehen ist, dass diese Macht durch die moralische Unter- 
stützung der papstfeindlichen Katholiken gestärkt werden 
konnte. Und meint man nun, dass der Staat jetzt rettungs- 
los den gleichen Angriffen der Kirche zum Opfer fallen 
müsse, wird jetzt mit Nothwendigkeit Paul IV. Bulle Cum 
ex apostolatus officio v. J. 1559., welche jeden ketzerischen 
Fürsten seines Landes verlustig und seine Vertheidiger 
und Begünstiger für excommunicirt erklärt, allef bürger- 
lichen und kirclilichen Rechte verlustig, gegen das deutsche 
Kaiserthum angewendet werden? 

Doch nur wenn der Staat gänzlich machtlos dasteht, 
zumal er ja der Sympathien der vernünftigen Katholiken 
in solchem Kampfe, trotz des Dogma's sicher ist, und auch 
die Infallibilisten nicht offen für die genannten staatsfeind- 
lichen Befugnisse des Papstes einzutreten wagen. 

Darum handelt es sich, so meinen wir, jetzt für den 
Staat vor allen Dingen darum, seine Macht der Kirche 
gegenüber zu stärken und — was dasselbe sagen will — 
die Macht der Kirche zu schwächen, so weit das durch die 
gesetzlichen Mittel geschehen kann. 

Das Concil und seine Beschlüsse sind nicht mehr aus 
der Welt zu schaffen. Der Staat stelle sich daher auf den 
Boden der durch das Concil festgestellten Principien und 
suche voA ihm aus der Kirche die Macht zu nehmen, diese 
G-rundsätze ins praktische Leben zu führen. 

Geschieht das aber durch Trennung von Staat und 
ELirche? Wir bestreiten das, und darum wollen wir von 
diesem Auskunftsmittel zur Zeit nichts wissen. 
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Allerdings schafft sich der Staat in dieser Weise die 
ganze kirchliche Frage vom Halse. Er kann Concil und 
Kirche ignoriren. Er vermeidet zahlreiche und peinliche 
Conflicte, er erreicht mit einem Wurfe ein Ziel, welches 
doch der schliessliche Ausgangspunkt seiner Politik sein 
wird. 

Aber er schwächt seine Macht der Kirche gegenüber, 
die — wenn auch vom Staate getrennt — dadurch nicht macht- 
los wird, ja um so unbehinderter und freier ihre Kraft dem 
Staate gegenüber verwenden kann. 

So lange wir die europäische Geschichte zurückdatiren 
können, sind Staat und Kirche mit einander verbunden 
gewesen, und daraus hat nicht nur der Staat für seine 
Cultur und G-esittung Vortheil gezogen, sondern auch die 
Kirche für ihre Macht. 

Wir können geradezu sagen, dass die Kirche durch 
die Staaten erhalten worden ist. Die obigen Blatter fhuri'' 
dar , wie^ 3er Staat* sich 'im Mittelalter der kirchlichen Auf- 
gabe bemeistern musste , um die Kirche aufrecht zu erhal- 
ten ; di e Reformation ist nicht so durch die Kirchewie durch 
den Staat bekam pfL worde n , und die für die Existenz der 
KiFche absolut nothwendige Trie nter Reforme n haben nicht 
durch den Episcopat, sondern durch die Fürsten Eingang 
gefunden. ^ -*--^^ 

DwStaat aber hat weiter de r Kirch e die Ehe als Do- 
mäne zuertheilt , ihr damit die tiefgehendste Einwirkung auf 
die Familie gestattet; er hat ihr die Schule gegeben und 
damit den heranwachsenden Staatsbürgern den kirchlichen 
Einfluss aufgezwungen ; er hat die Zugehörigkeit zur Kirche 
zur Bedingung für Theilnahme am politischen und socialen 
Leben gemacht, erj^at^ jJie^JStguern der Kirche erhoben, die 
geistlichen Gerichte mit Zwangsgewalt versehen, die Ur- 
theile jener exequirt. 

Durch die Trennung von Staat und Kirche werden nun 
freilich der Kirche für die Zukunft alle diese Canäle ver- 
schlossen, es wird ihr die Gelegenheit genommen, durch 
die Arbeit des Staates in dem Boden des Volksgeistes neue 
Wurzeln zu schlagen. Aber werden auch die alten abgegra- 
ben, welche sich seit Jahrhunderten verästet und gefestigt 
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haben y büsst die Kirche an ihrem Einflass auf das Volk 
— und das ist die Macht der Kirche — an dieser ihrer 
Macht ein? 

Es wäre verwegen, das behaupten zu wollen, und um 
so mehr, da eine vollkommene Trennung von Staat und 
Kirche sich nicht einmal realisiren lassen würde, wenigstens 
noch niemals und nirgends realisirt worden ist, und mithin 
der durch die Verbindung mit dem Staate der Kirche er- 
wachsende Einfluss ihr auch für die Zukunft immer in ge- 
wisser Weise gewahrt bleiben müsstq, als ein fast überflüs- 
siger Zuschuss zu dem Einfluss, den sie aus der bisherigen 
Politik des Staates in die neue Aera herüber gerettet hätte. 

Selbst in Amerika, welches seine staatliche Entwicke- 
lung frisch und neu, und nicht auf den Trümmern vergan- 
gener Jahrhunderte^ begjrüudi^t^ hat, ist die Trennung von 
Staat und Kirche nicht voll durchgeführt ^), selbst in Ame- 
rika, wo die Kirche zur Privatassociation herabgedrückt 
ist , beherrscht sie durch die parlamentarische Verfassungs- 
form schon die Staaten, in welchen sie überhaupt Fuss 
gefasst hat, und bedroht die rechtliche Existenz dieser 
Staaten weit ernstlicher , als das bei einer Verbindung von 
Staat und Kirche und der Ueberwachung , welche einer 
solchen zu Folge dem ersteren über die letztere zustehen 
müsste, der Falk sein könnte. 

Wie werden sich da erst die Verhältnisse in Deutsch- 
land gestalten? Wenn die Kirche durch keine Rücksicht 
auf den Staat behindert das in den kirchlichen Schulen er- 
zogene, in seinen Familienbeziehungen der Kirche zugäng- 
liche , an die Autorität der Hierarchie von Staatswegen ge- 
wöhnte Volk zu der Wahlurne triebe, um clericale Wah- 
len zu erzielen. Und würden selbst die Bande der militä- 
rischen Disciplin überall vor Lockerung sicher sein, wenn 
die Kirche heimliche Empörimg plante oder verrätherische 
Verbindung mit dem Auslande? 

Ob unsere socialen Verhältnisse , ob unser National- 
character, ob das historische Gepräge unseres deutschen 



^) Daraufhingewiesen zu haben ist das Verdienst von Ratti- 
mann, Kirche und Staat iflr Nordamerika. (Zürich 1871.) 
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Staates jemals eine volle Trennung von Staat und Kirche 
zulassen wird, steht dahin und kann nur beurtheilt werden 
nach Massgabe derselben Conjecturalpolitik, welche die Ge- 
schicke unseres Vaterlandes überhaupt ins Auge fasst : dass 
die plötzliche Trennung des Bandes aber zwischen zwei 
historisch so eng verknüpften Faktoren, wenn nicht beiden, 
so doch dem Staate sicher zum Schaden gereichen würde: 
das unterliegt keinem Zweifel. 

Wir haben vorhin auf Amerika ver?idesen, wir möch- 
ten auch den Blick des Lesers noch auf England wenden. 

Dort ist ja die katholische Kirche vom Staate getrennt 
und steht in keiner rechtlichen Beziehung zu ihm, und ist 
die Gefahr, welche dem Staate von der katholischen Kirche 
vor wie nach dem Concile droht, etwa geringer als in 
Deutschland? Und doch hat erst diese Kirche seit we- 
nigen Jahrzehnten die volle Straffheit ihrer Organisation 
in England zu entfalten l^egonnen und wird noch nach 
einigen Jahrzehnten dem Staate ihre Ezistenz noch weit 
schmerzlicher zum Bewusstsein bringen, als dies bis jetzt 
schon geschehen ist. Und in England ist die katholische 
Kirche noch dazu in der äussersten Minorität und der eng- 
lische Olerus hat wenigstens früher sich nicht sein National- 
gefühl durch ultramontane Bestrebungen verkümmern lassen. 

In Deutschland dagegen ist die stricte kanonische Ver- 
fassung älter als alle unserer Staatesordnungen , die katho- 
lische Kirche ist durch die Zahl ihrer Glieder mächtig, und 
der deutsche Olerus hat sich durch einen Mangel des Na- 
tionalgeföhles schon ausgezeichnet, zu einer Zeit, wo wir 
noch eine Nation waren , er hat dieses Nationalgefühl in 
den Jahren der politischen Zerrissenheit völlig verloren und 
im neuen deutschen Reiche gewiss noch nicht wiederge- 
funden. 

IV. 

Die Gründe, welche wir gegen die Trennung von Staat 
und Kirche geltend machten und die Bedingungen, unter 
denen wir die aus den vaticanischen Ooncilsschlüssen ent- 
springenden Gefahren für gemindert erachteten, weisen 
selbst auf das System hin , welches wir für das Verhältniss 
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von Staat und Elirche darchgeführt wissen wollen. Mit 
einem Worte: 

Loslösung des Staates von der Kirche, Loslösung des 
einzelnen Staatsbürgers aus den kirchlichen Fesseln , in 
welche er bisher von Staatswegen geschlagen war. 

Dass dies auf dem Wege der kirchlichen Freierklärung, 
wie eine solche in Belgien, Preussen und in Italien vorge- 
nommen wurde, nicht geschehen kann, liegt auf der Hand. 
Im Gegentheil : wir haben geseten, dass in diesen Ländern 
das Individuum und seine Rechtsstellung von Staatswegen 
der Hierarchie Preis gegeben ist, dass dadurch eine 
Summe von ungesunden Zuständen geschaffen worden ist, 
die aus der Welt zu bringen weit schwerer fallen wird, als 
ihre Verhinderung von vorn herein gewesen sein würde, 
und die doch abgestellt werden müssen — und nach dem 
vaticanischen Concil mehr als je — wenn nicht der Staat 
seine Existenz und sein sittliches Jtecht der Kirche opfern will. 

Freiheit der Kirche heisst aber für die Kirche Herr- 
schaft des canonischen Rechtes. Dieses aber ist durchweg 
^r^^ flftr ^^npfiripy^'*^^"^ ^^''-^ilÜJir über den Staat '"durch- 
drungen, und giebt der ersteren die Mittel und Wege an 
die Hand, dieses Uebergewicht über die letztere, sowie über 
jeden einzelnen Staatsbürger geltend zu machen. Darum 
taugt es nichts, und ist verwerflich, wenn der Staat seine 
Beziehungen zur Kirche in jener schablonenhaften Weise 
regeln will^ wie das durch Feststellung eines wohlklingen- 
den den Staatsmänneim'viel-, der Kirche nur eindeutigen 
Principes geschehen würde und in den eben genannten drei 
Ländern geschehen ist. 

Dass wir auch Concordate für ungeeignet erachten, 
bedarf wohl kaum der Erwähnung. Es ist logisch unmög- 
lich , einen Vertrag zu schliessen , der ein für beide Pacis- 
centen erträgliches und nutzbringendes Verhältniss schaffen 
soll, wenn diese beiden Theile von Principien ausgehen, die 
sich geradezu wiedersprechen und feindlich gegenüberstehen. 

Wir haben schon früher an ' einem anderen Orte unsere 
Ansicht über Concordate ausgesprochen ^) und unterschreiben 



^) Die evang. and kath. Kirche der neu einverleibten Länder 95 f. 
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diese heute — nach dem vaticanischen Concile — mehr 
als je. 

Aber wenn wir damak eine Vereinbarung zwischen 
Staat und Kirche über einzelne concrete Punkte für poli- 
tisch zulässig erklärt haben , so möchten wir heute rathen, 
auch davon Abstand zu nehmen. ^ 

Auch solch vertragsmässiger Zustand sichert den Staat 
'nicht vor Conflicten und diese werden schliesslich doch 
nicht durch Berufung auf den Umstand gelöst , dass das zur 
Geltung zu bringende Recht von der Kirche ja anerkannt 
sei ; sondern durch zähe Energie und Machtentfaltung , die 
durch eben jenen Vertrag eher behindert als gestärkt wird. 

Die Vorgänge in Baden seit dem Jahre 1860. mögen 
unserer Ansicht zur Stütze dienen. 

Endlich aber — um die Negationen zu erschöpfen, 
ehe wir zu Positionen gelangen; wollen wir die Stellung 
des Staates der Kirche gegenüber auch nicht durch Ad- 
ministrativmassnahmen begründet wissen. Wir meinen, 
dass das der Würde des Staates widerspreche, dass es die 
Continuität der Rechtsentwickelung unterbreche und eine 
nach allen Seiten hin verderbliche Unsicherheit des Rechts- 
zustandes schaffe. 

Der Unsegen solcher Administrativwirthschaft hat sich 
in Preussen deutlich genug gezeigt, und nicht nur das er- 
scheint uns beklagenswerth , dass die Willkür einer kirch- 
lieh gänzlich abhängigen Verwaltung auf Grund der miss- 
gedeuteten Verfassung unhaltbare Zustände geschaffen hat, 
die auf eine Zustimmung und Anerkennung der Gerichte 
nicht durchweg rechnen konnten : auch die Erscheinung 
dünkt uns wenig erfreulich, dass eine neue Verwaltung die 
fast zwanzig Jahre lang gehegten Principien ohne Weiteres 
und wieder mit blanker Administrativwillkür beseitigt, und 
dabei und deswegen genöthigt ist, auf die Grundsätze des 
allgemeinen Landrechtes zurückzugreifen, welches die ganze 
Zeit in Vergessenheit begraben war, und dessen Principien 
für den absoluten Staat berechnet, auf einer Harmonie zwi- 
schen Staat und Kirche basirt und vom TerritoriaUsmus 
getränkt, auf unseren heutigen, constitutionellen^ von der 



Digitized 



by Google 



782 Drittes Bach. 

Kirche offen angefeindeten und dieser ihr eigenes Gebiet 
freilassenden Staat kaum anwendbar erscheinen. 

Es bleibt nur ein Weg, -auf dem der Staat zum ge- 
wünschten Ziele gelangen kann : der des Gesetzes, welches 
die Beziehungen zwischen Staat und Kirche im Einzelnen 
regdit, und dem Staate die Mittel und die Macht zur Ver- 
theidigung des ihm zugefallenen Gebietes gewährt. 

Damit sind wir allerdings wieder zum Anfangspunkte 
unserer Betrachtung zurückgelangt , zur Frage , wie der 
Staat seine Macht der Kirche gegenüber zu begründen hat; 
die wir erledigen wollen , ehe wir den Inhalt des für noth- 
wendig befundenen Staatskirchengesetzes und die speciellen 
Cautelen seiner Aufrechterhaltung erwägen. 



Wir haben schon oben angedeutet, dass der Staat seine 
Macht der Kirche gegenüber begründet, indem er ihr den 
Einfluss auf sich und auf die einzelnen Staatsbürger ent- 
zieht und diese von der Kirche loslöst. 

Nicht etwa — und wir verwahren uns ausdrücklich 
dagegen — dass er die religiöse Gesinnung zu untergraben 
trachte, die kirchlichen Institutionen zu corrumpiren oder 
in ihi'er Autorität zu erschüttern. 

iJine absichtliche Politik der kirchlichen Destruction 
würde auch für den Staat von verhängnteöYölIen Folgen 
sein können. Die Zerstörung der kirchlichen Autorität 
durch die Reformation hat die Bekämpfung der staatlichen 
durch dij .Bjaiiegcnkrioge in ihrem Gefolge gehabt, und es ist 
klar, dass die Folgen einer soIcKen Operation auch heute 
bei air den Gemüthern dieselbe sein wird, welche dem 
staatlichen Gedanken nicht zugänglich sind, denen die Kirche 
als die oberste und allein von Gott gesetzte Autorität gilt, 
und welche nach Zertrümmerung dieser, ihres Haltes beraubt 
den destructiven Parteien in die Hände fallen müssen. 

^.DerjStaat scheint uns auch nicht dazu befugt zu sein, 
in josephinisch-aufklärerischer Weise die Kirche den Gläu- 
bigen „lächerlich und verächtlich zu machen." 

So gut wie er voIq der Kirche verlangt, dass frie seine 
Existenz respectire, ebenso hat er die Kirche zu behandeln; 
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die Befehdung der inneren kirchlichen Zustände ist darum 
lediglich Sache der Kirche selbst, der Wissenschaft und der^ 
öffentlichen Meinung, ebenso wie ja auch die Reinigung 
des Staatsgedankens vom Staate selbst und von den beiden 
andern genannten Factoren auszuführen ist. 

Der Staat soll vielmehr den kirchlichen Einfluss nur 
brechen, so weit er ihn selbst gepflanzt hat. Er soll den 
Staatsbürger nur soweit entkirchlichen, wie er ihn kirch- 
lich gemacht hat. 

Das wesentlichste Glied der Fessel aber, mit der das 
Individuum an die Kirche geschmiedet ist, besteht in der 
kirchlichen Erziehung, und diese hat der Staat soweit — 
aber nur in soweit zu beseitigen, wie er sie geschaffen hat. 

Der Haupttheil der dem Staate nach dieser Richtung 
hin zufallenden Aufgabe ist übrigens schon als gelöst zu be- 
trachten. Der historische Entwickelungsprozess hat sich 
dahin vollzogen, dass die höchsten Unterrichtsanstalten von 
der Kirche schon losgelöst sind, und dass es nur der Voll- 
endung und Durchführung dieser Operation bis nach unten 
hin, bis zur Volksschule bedarf. 

Wir wissen, dass wir damit eine Frage angeregt haben, 
die zu den schwierigsten gehört, die in dem Rahmen unseres 
Buches nicht voll gelöst werden kann , welche wir aber 
nicht umgehen dürfen , weil sie bei der Neugestaltung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche, wie die letztere schon 
längst richtig erkannt hat, den Kernpunkt bildet. 

* Zuvörderst muss der Kirche die Aufsicht über die 
Schule entzogen werden. Wir haben diesen Satz absicht- 
lich negativ formulirt, denn „die gebräuchliche Gegenüber- 
steilung der Leitung und Beaufsichtigung des öffentlichen 
Unterrichts durch die Kirche oder durch den Staat bezeich- 
net die innere Bedeutung des Vorganges nicht ganz und 
selbst nach der Aussenseite hin nicht ganz zutreffend, weil 
statt des Staates ebensowohl die politische Gemeinde treten 
könnte. Es handelt sich auch hier für die Volksschule, um 
die Emancipation der Laien weit mit ihrem erweiterten und 
freien Unterrichtsbedürfniss für weltliche Lehrgegenstände 
von der Leitung und Bestimmung ihres Bildungsganges 
durch Beamte der Kirche, welche in unsern veränderten 
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und vorgeschrittenen Lebensverhältnissen der friüier «berecTi- 
^ tigten Stellung nicht mehr gewachsen, sondern berufen sind, 
sich auf ihre arbeitstheilig zu leistende Aufgabe der Pflege 
des religiösen Unterrichts und Lebens zu concentriren." 

Darum kann diese Entwicklung auch nach keiner 
Richtung hin als eine antireligiöse bezeichnet werden. 

Es kann auch gegen das von uns aufgestellte Princip 
nicht geltend gemacht werden, dass, die Geistlichen nament- 
lich auf dem Lande die allein berufenen Personen sein 
werden , die Aufsicht über die Schule zu fähren und dass 
so auch die staatliche Schulaufsicht factisch in ihre Hände 
gelangen wird. 

Bei der Stellung, welche wir der Kirche und ihren 
Dienern im Staate anweisen wollen, hat der Staat keine 
Gewalt über den Geistlichen als solchen, die diesen zu posi- 
tivem Handeln in seiner Berufsstellung nöthigen könnte, 
während der Staat einer solchen Zwangsgewalt für seine 
Schulaufsichtsbeamten bedarf. Dass übrigens auch ohne 
Mitwirkung der Geistlichen Personen zur Beaufsichtigung 
der Schule gefunden werden können, davon legen die Vor- 
gänge in Baden, wo die Kirche sich Jahrelang jeder Theil- 
nahme an der Schule enthalten hat, ohne dass doch das 
Gedeihen derselben irgendwie gelitten hätte, ein schwer- 
wiegendes Zeugniss ab , und wie wichtig es immerhin ist, 
das staatliche Recht über die Schule gesetzlich vor jeder 
Verdunkelung zu sichern, das beweisen die Vorgänge in 
Preussen, wo die Kirche und auch die protestantische ganz 
das Bewusstsein verloren hat, dass alle ihre factisch über 
. die Schule ausgeübten Befugnisse rechtlich lediglich Dele- 
gationen des Staates sind. 

Weit schwieriger stellt sich noch die Frage, ob die 
Volksschule confessionell bleiben solle, und diese Frage 
gestaltet sich sofort zu der anderen, ob der Staat den 
Religionsunterricht als obligatorischen Lehrgegenstand bei- 
zubehalten habe ; denn wenn diese letztere im verneinenden 
Sinne entschieden wird , kann von einer Confessionalität 
der Schule überhaupt keine Rede mehr sein. 

Wir wissen sehr wohl, dass wenn der Staat den obli- 
gatorischen Religionsunterricht anordnet, er damit der 
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Kirche einen Antheil an der Schule belässt Denn die 
Kirche muss den Religionsunterricht beaufsichtigen ^ und 
musSy da ihre Geistlichen nicht persönlich der Unterrichts- 
pflicht genügen können , zu den staatlichen Religionslehrem 
in rechtliche Beziehungen treten, welche leicht zu Conflic- 
ten Veranlassung geben können und von der Kirche zu 
Ausgangspunkten benutzt werden, um wieder überhaupt in 
der Schule festen Fuss zu fassen. Wir wissen femer, dass 
der Staat einen infallibilistischen ReUgionsunterricht nicht 
wird vermeiden können; aber wir verschliessen uns auch 
andererseits nicht den Vortheilen, die der obligatorische 
Religionsunterricht dem Staate bringt, und wir meinen nicht 
nur, dass mit Recht betont ist, wenn der Religionsunter- 
richt ein hochbedeutsamer Unterrichtsgang für die Kinder 
in ihrem schulpflichtigen Alter von 6 — 14. Jahren sei, so 
liege auch ein entschiedenes öffentliches Interesse vor, dass 
er gegeben werde: wir machen auch darauf aufmerksam, 
dass nur so der Staat eine Controle über den Religions- 
unterricht handhaben kann, dass er nur so Fürsorge zu 
treffen in der Lage ist, dass der Religionsunterricht dem 
ganzen fiir die Schule vorgeschriebenen Bildungswege an- 
gepasst wird, und nur so endlich verhindern kann, dass 
die positiven staatsfeindlichen Consequenzen der vaticani- 
schen Dogmen den Kinderherzen eingeprägt werden. 

Freilich liegt zur Zeit mehr als je Veranlassung vor, 
den Rehgionsunterricht aus der Schule zu beseitigen, wie 
das bei dem gereizten Verhältniss von Staat und Kirche in 
neuerer Zeit häufig genug gefordert worden ist. Aber dieser 
Zustand, so hoffen wir, wird nicht ewig dauern und die 
durch den Altkatholizismus entstandenen Schwierigkeiten 
können fürs Erste durph Temporisiren so lange umgangen 
werden, bis der Altkatholizismus überhaupt zu einem Factor 
erwachsen ist, den der Staat bei seiner poHtischen Rech- 
nung nicht unbeachtet lassen darf. Möglich freilich, viel- 
leicht sogar wahrscheinlich, dass unsere Voraussetzungen 
nicht zutreffen und ein erträglicher friedlicher Zustand zwi- 
schen Staat und BLirche überhaupt nicht mehr erzielt wer- 
den kann: 

Dann wird allerdings auch der Religionsunterricht aus 
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der Schule entfernt und der Willkür der Familie überlassen 
werden müssen. 

Aber bis diese traurige Wahrheit erhärtet sein wird, 
soll man, so meinen wir, den Religionsunterricht in der 
Schule belassen, und wenn auch nur als Uebergangsstadium 
zu der religionslosen Schule, die wir — wir wiederholen 
es — immer als die letzte und traurigste Eventualität hin- 
stellen möchten. 

Dass der Religionsunterricht, wenn auch unter kirch- 
licher Leitung nicht die einheitliche staatliche Leitung der 
Schule alteriren darf, versteht sich von selbst. 

So lange der Religionsunterricht noch obligatorischer 
Lehrgegenstand der Schule ist, und so lange er wie das 
nicht anders sein kann, confessionell ertheilt wird, liegt 
eine absolute Nöthigung für den Staat zur Einführung con- 
fessionslosßr Schulen, d. h. solcher, wo jeder Unterricht mit 
Ausnahme der Religionslehre aconfessionell ertheilt wird, 
nicht vor, und er kann deshalb dem Willen der Ortsge- 
meinde nach dieser Richtung hin freien Spielraum lassen 
in der Weise, wie die badische Schulgesetzgebung das 
durchgeführt hat. 

Gelangt indessen der Staat zu der üeberzeugung, welche 
wir eben angedeutet haben, dass er auf jedes befriedigende 
Verhältniss zur Kirche verzichten müsste, dann wird als 
logische Consequenz des aufgehobenen staatlichen Religions- 
unterrichtes auch die confessionelle Schule durchaus auf- 
hören müssen. 

Neben der Loslösung der Schule von der Kirche han- 
delt es sich weiter darum, das Individuum von den Banden 
zu lösen , welche es durch staatlichen Zwang an die Kirche 
knüpfen. Dahin gehört vor allen Dingen vollständige Rechts- 
gleichheit aller Confessionen im Staate, mithin Unabhängig- 
keit der bürgerlichen und politischen Rechtssphäre von der 
Confession. 

Es gehört weiter dahin Einführung staatlicher Civil- 
standsregister und staatlicher Beamte zur Führung derselben, 
Aufhebung des Taufzwanges, welches irrationelle und auch 
vom kirchlichen Standpunkte aus verwerfliche Institut nur 
durch die kirchliche Registerführung veranlasst worden ist, 
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eine staatliche lediglich durch sittliche nicht durch confes- 
sionelle Motive bestimmte Gestaltung des Eherechts verbun- 
den mit Anordnung der obligatorischen Civilehe und staat- 
licher Ehegerichtsbarkeit und endlich Bestimmung commu- 
naler farchhöfe, welche der rechtlichen Einwirkung und 
Aufsicht der Kirche entzogen sind. Nur wenn diese Be- 
dingungen erfüllt sind; kann das Leben des einzelnen Staats- 
bürgers so verlaufea, dass er nicht von Staatswegen noth- 
wendig an die Kirche gewiesen wird, und so von Staats- 
wegen der Kirchenzucht unterworfen, indem die Kirche 
sein in den gedachten Beziehungen an sie gerichtetes Ver- 
langen entweder abweist oder nur modificirt zulässt. Nur 
wenn diese Bedingungen erfüllt sind, tritt das Staatsgesetz 
an die Stelle des kanonischen Rechtes und empfangen die 
kirchlichen Normen den Charakter, der ihnen nie hätte ver- 
loren gehen sollen, nämlich der freien kirchlichen Selbst- 
bestimmung und der freien oder nur durch kirchliche Mittel 
erzielten Unterwerfung des Individiuums unter das Gesetz. 

Diesen zuletzt betonten Gesichtspunkt wollen wir aber 
auch nach andern Richtungen hin beobachtet wissen, d. h. 
nirgends soll der Staat seinen Zwang und seine Execütion 
kirchlichen Geboten zur Verfügung stellen. Er soll nicht 
Zeugen vor das kirchliche Gericht laden, nicht die ürtheile 
desselben ausführen , nicht kirchliche Steuern und Auflagen 
im Verwaltungswege eintreiben, ja die Verpflichtung zur 
Zahlung derselben, wenn nicht ein specieller Obligations- 
grund, wie z. B. ein Anerkennungsversprechen zu Grunde 
liegt, auch überhaupt für sein Forum nicht anerkennen; 
er soll kirchliche Feiertage nur soweit heiligen, wie ihm 
das für die socialen Bedürfnisse des Volkes angemessen 
erscheint; aber umgekehrt soll er auch auf die Hülfe der 
Geistlichen nicht für seine Sphäre Anspruch machen, und 
sie Beispielsweise nicht benutzen bei staatlichen Eheschei- 
dungsprozessen Sühneversuche vorzunehmen, vom. Staate 
verordnete Gebete zu sprechen u. s. w. 

Mit einem Worte : der Kirche soll die Einwirkung in 
die äussere Rechtsordnung des Staates entzogen werden, 
aber jäafür auch dem Staate keine andere Einwirkung in 
die innere Rechtsordnung der Kirche verstattet sein als 
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diejenige, welche durch die Anerkennung der Kirche als 
einer öffentlichen Corporation bedingt erscheint. 

VI. 

Betrachten wir diesen letzteren Punkt genauer, so 
werden wir damit zugleich den Inhalt des von uns für noth- 
wendig erklärten Staatskirchengesetzes zu erwägen haben. 

Von grösster Bedeutung erscheint uns dabei eine Ein- 
wirkung des Staates auf die Pfründenbesetzung und die 
Erziehung der Geistlichen. 

Zwar wollen wir dem Clerus alle die Functionen ent- 
zogen wissen, welche er bisher im Auftrage des Staates 
ausgeübt hat, und es scheint somit für den Staat weder 
Grund noch Recht vorhanden , sich in eine von der Kirche 
immer als innere ausgegebene Angelegenheit einzumischen. 
In Wahrheit aber liegen die Verhältnisse anders. 

Dass der Staat nicht allein, sondern auch die Kirche 
ein Interesse daran habe, wenn die Bischöfe in Harmonie 
mit der Regierung stehen , dass nur dann eine erfolgreiche 
bischöfliche Wirksamkeit gedacht werden kann, und dass 
mithin die Bischofswahl nicht auf solche Personen fallen 
dürfe, welche staatlicherseits Beanstandung finden, ist kirch- 
licherseits stets anerkannt worden, und hat in den Verein- 
barungen, welche die deutschen Regierungen mit der rö- 
mischen Curie geschlossen haben, einen hinreichend deut- 
lichen Ausdruck empfangen. Die Regierungen werden nach 
dieser Richtung hin sich lediglich mit der Aufrechterhaltung 
der jetzt geltenden Bestimmungen begnügen können. 

Freilich ist darauf hingewiesen worden , dass das In- 
teresse des Staates an der Besetzung der bischöflichen Stühle 
gegenwärtig vollständig geschwunden sei, da der Bischof j 
seine früher relativ selbstständige Stellung rechtlich einge- 
büsst habe und der römische Bischof allein als gleichzeitiger 
Ordinarius aller Diöcesen angesehen werden müsse. Wir 
haben indessen schon oben darauf hingewiesen, dass dieser 
Einwand nicht als stichhaltig befunden werden kann, und 
dass die rechtliche durch das vaticanische Concil bewirkte 
Aenderung in dieser Hinsicht noch geringer ist als Ijezüg- 
lich der päpstlichen Infallibilität. In der That hat der 
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staatliche Einfluss vor dem vaticanischen Concil in den 
letzten fünfzig Jahren nicht verhindern können, dass zum 
grossen Theil sehr unqualificirte Personen die bischöflichen 
Stühle Deutschlands bestiegen haben, Männer, die nur zu 
häufig ihren Stolz darein setzten, mit der Kette, an welcher 
sie von Rom aus gehalten wurden, zu klirren, und welche 
ihr Nationalgefühl nur noch auf der Zunge trugen. Wer 
aber hätte deswegen dem Staate rathen wollen, seine Be- 
fugnisse bei Bischofswahlen aufzugeben I Die Bischöfe der 
nächsten Zeit werden vermuthlich nicht besser sein als die 
jetzt fungirenden, und keinenfalls schlechter. Aber soll 
denn für alle Zukunft die Hoffnung ausgeschlossen sein, dass 
Wissenschaft und Charakter wieder beim Clerus Fuss fassen 
können ? Sollte nicht der Staat durch vernunftgemässe Er- 
ziehung der GeistUchkeit das Holz erzielen können, aus 
dem auch deutsche Bischöfe geschnitzt werden können, die 
des deutschen Namens würdig sind? 

Auch hier heisst es, das Kind nicht mit dem Bade 
ausschütten, und nicht bequemen Theorieen zu Liebe, die sich 
am Studirtisch wunderschön schreiben und im LeHen wun- 
derschlecht ausführen lassen, die ersten Erfahrungen der 
praktischen Politik in den Wind schlagen. 

Was wir von dem Interesse des Staates an der Be- 
setzung der bischöflichen Stühle gesagt haben, gilt in glei- 
chem Masse für die Besetzung aller übrigen kirchlichen 
Stellen. 

Auch diese können nur eine der Kirche voll erspriess- 
liche Thätigkeit entfalten, wenn sie sich harmonisch in das 
Staatsgefüge einpassen, auch bei ihnen ist die Personalfrage 
für den Staat von durchgreifender Wichtigkeit. 

Der Geistliche, wenn ihm auch Schule und Ehe ent- 
zogen ist, bleibt doch Lehrer des Volkes im eminenten 
Sinne des Wortes. Er übt eine Autorität, welche nur zu 
häufig tiefere Wurzeln geschlagen hat, als die staatliche. 

Der Staat erkennt ihn aber in dieser Autorität an; er 
hat durch seine bisherige Gesetzgebung vorzüglich dazu 
beigetragen, die Macht des Clerus zu pflanzen, er kann 
aus beiden Gründen eine Einwirkung auf die Pfründenbe- 
setzung in Anspruch nehmen. 

£. FtiedbergTi D. Mlssbr. d. geistl. Amtsgewalt. ^I 
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Die Analogie des Patronatrechtes will uns dabei nicht 
aus dem Sinn. Wer die Mittel giebt, ein Kirchengebäude 
zu errichten, hat ein von der Kirche anerkanntes Einwir- 
kungsrecht auf die Besetzung der an dieser Kirche begrün- 
deten Pfründe: 

Nun wir meinen, dass der Staat, welcher die ganze 
Kirche, wenn nicht gegründet, so doch erhalten hat, welcher 
die Macht der Geistlichkeit über die Herzen des Volkes 
mitbegründet hat, und zum Theil durch die staatliche An- 
erkennung des kirchlichen Organismus noch aufrecht erhält, 
aus dieser seiner Thätigkeit Rechte für sich in Anspruch 
nehmen kann, die den patronatischen Befugnissen analog sind. 

Wir denken dabei nicht im Entferntesten daran, das 
wissenschaftUche Gespenst des s. g. landesherrlichen Patro- 
nates wieder heraufzubeschwören. Wir wollen auch dem 
Staate keine directen Befugnisse auf die Pfründebesetzung 
zusprechen,- Aber der Staat soll einmal verlangen können, 
dass keine Person in eine Pfründe gesetzt werde, welche 
ihm in poUtischer oder socialer Beziehung anstössig ist, 
und er soll jedem Pfründeinhaber, um uns so auszudrücken, 
gewissermassen di^ missio civilis ertheilen müssen, d. h. er- 
klären, dass er ihm die staatliche Anerkennung seiner 
Pfründe gewähre. M. a. W., wir wollen die generelle An- 
erkennung der Kirche, welche der Staat bis jetzt so weit 
ausdehnte, dass sie sich auch auf den ganzen kirchUchen 
Organismus erstreckte, wie ihn die Kirche autonomisch ge- 
staltet hatte, specialisirt wissen. Jeder Pfarrer soll eines 
staatlichen Exequatur bedürfen, welches ihn befugt, vor 
Gericht das Vermögen seiner Pfründe zu vertreten, die 
Dispensationen von den Vorschriften des Vereinsgesetzes zu 
geniessen, welche der Staat den in gottesdienstlichen Ver- 
sammlungen fungirenden Geistlichen gewährt, die befriedete 
Stellung einzunehmen , die unser Strafgesetzbuch der Person 
der GeistHchen verleiht. 

Dass der Staat bei dieser seiner negativen Einwirkung 
— denn die positive Ertheilung des Exequatur ist nur eine 
Controle, dass die Kirchenbehörde die staatlichen Wünsche 
befolgt hat — nicht genöthigt ist, die Motive seiner An- 
sicht den Kirchenoberen klar zu legen und zur Contestation 
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zu stellen, versteht sich eben so von selbst, wie dass diese 
Motive nicht dogmatischer Natur sein sollen. 

Das Dogma — und wenn es auch das der Infallibilität 
wäre — ist für den Staat nach keiner Richtung hin vor- 
handen, und würde erst ins Gewicht fallen, wenn die er- 
weiterten Dimensionen des Altkatholizismus das erfordern 
und unsere oben ausgesprochenen Voraussetzungen nicht 
zutreflfen würden. 

Die Realisirbarkeit unserer Vorschläge endlich steht 
um so weniger in Frage, als sie Beispielsweise in Baden 
mit Bewilligung der Freiburger Curie zum grossen Theile 
ausgeführt sind ^). 

Dieselben Gründe, welche wir für die Einwirkung des 
Staates auf die Pfründenbesetzung geltend gemacht haben, 
sprechen auch dafür, dass der Staat den Bildungsgang der 
jungen Cleriker überwache und prüfe. 

Eben weil die Geistlichen Lehrer des Volkes sind, weil 
sie von Staatswegen als solche autorisirt werden und jeden- 
falls wurden, kann dem Staate nicht gleichgültig sein, und 
darf er nicht ausser Augen lassen, wie diese Geistlichen 
gebildet werden. 

Der Staat weist den Aerzten einen bestimmten Bil- 
dungsgang vor und prüft ihre Kenntnisse, um Leib und 
Leben seiner Staatsbürger nicht den Gefahren, die ihnen 
von der Ignoranz drohen, auszusetzen. Und dieser Staat 
sollte nicht befugt sein, die Seelenärzte seines Volkes vor 
sein Forum zu ziehen und auf ihre Tauglichkeit zu unter- 
suchen ? 

Freilich sträubt sich die Kirche dagegen auf das hef- 
tigste; sie betont, dass die Kirchendiener lediglich den 
b'rchlichen Interessen zu dienen hätten, dass das Zusammen- 
fallen dieser mit den staatlichen den Staat nicht befugen 
könne, die Bildung der Geistlichen zu beeinflussen, flir 
welche die Kirche zum Ueberfluss ausreichend sorge. 

Wir wollen die Richtigkeit dieser letzten, wie uns 
scheint höchst anfechtbaren Behauptung hier dahingestellt 



>) Vgl. mein angefahrtes Bach der Staat u. d. kath. Kirche 
S. 9, ff. 

öl* 
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sein lassen: aber die Kirche, oder vielmehr die Hierarchie 
wird von einem richtigen Instincte geleitet, wenn sie dem 
Staate die. Einwirkung auf die Erziehung der jungen Cle- 
riker verweigert. Denn hierin wie in der Schulfrage liegt 
die Bürgschaft für den endlichen Sieg in dem Kampfe 
zwischen Staat und Kirche. 

So lange der Cleriker in isolirter, mechanischer Weise 
mehr abgerichtet als erzogen, so lange er von den geistig 
befreienden Wirkungen der Wissenschaft abgeschlossen wird 
— denn der ihm überlieferte Lernstoff knechtet und be- 
drückt den Geist, anstatt ihn zu befreien — so lange ihm 
die nationale Bildung verschlossen bleibt, die ihn lehrt, sich 
als Glied eines Volkes zu fühlen und nicht blos als Glied 
einer kosmopolitischen Kaste: so lange wird der Staat nie 
darauf rechnen können, für seine Bestrebungen und Ziele 
Boden in der Kirche zu finden, so lange werden die cleri- 
calen Marionetten willenlos an den Fäden hängen, mit 
denen sie von Rom aus dirigirt werden. 

Alles das ändert sich, wenn der junge Cleriker den 
Geist und Herz verheerenden Wirkungen der Jesuiten-Pä- 
dagogik entzogen, wenn er an den Universitäten, den 
Pflanzstätten unseres nationalen Lebens, mit der confessions- 
losen Wissenschaft genährt wird, und wenn der Staat end- 
lich die Prüfung seiner Befähigung zum geistlichen Amte 
nicht lediglich dem fachmännischen Urtheile der kirchlichen 
Oberen überlässt, sondern auch selbst zusieht, ob Character 
und Geist für das schwerste und verantwortungsreiche Amt 
vorgebildet sind. 



Geringere Anfechtung Seitens der Kirche wird die 
andere Forderung finden, welche wir gesetzlich befriedigt 
wissen wollen, dass nämlich der Staat eine Oberaufsicht 
über die Verwaltung des kirchlichen Vermögens in An- 
spruch nehme. 

Eine solche ist den mit der römischen Curie concor- 
direnden Regierungen von Rom aus ohne Weiteres zuge- 
standen, vor dem Jahre 1848. überall in Deutschland und 
nachher wenigstens zum Theil gehandhabt worden, und er- 
scheint jetzt um so mehr als nöthig, als die Gefahr, dass 
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das kirchliche Vermögen seiner stiftungsgemässen Bestim- 
mung entzogen und etwa gar ins Ausland gebracht werde, 
nach dem vaticanischen Concile nur gewachsen ist. 

Dass ferner die Amortisationsgesetze beibehalten und 
möglichst vor Umgehung gesichert werden, wird durch die 
Lehren der Geschichte als ein unabweisliches Bedürfniss 
hingestellt. 

Wir fügen noch die Forderungen hinzu, dass die 
Armen - , Kranken- und Unterrichtsanstalten gewidmeten 
Fonds unter ausschliessliche staatliche Verwaltung genom- 
men werden mögen, was uns rechtlich vollkommen zu- 
lässig *) und praktisch überaus nothwendig erscheint, um 
den Einfluss, den die Kirche nach dieser Richtung hin auf 
das sociale Leben ausübt, zu untergraben *) , zumal dieser 
Einfluss zu dem Volkswohle entsprechenden Ergebnissen 
doch nicht hinreichend zu führen vermag. 

Endlich müssen wir hier noch der Frage der geist- 
lichen Corporationen , der Orden und Congregationen ge- 
denken. 

Wir erklären dabei zuvörderst, dass wir es für eine 
Pflicht des Staates erachten, den Jesuitenorden nicht zu 
dulden. 

Wir wollen hier nicht eine Characteristik dieses Ordens 
geben, der mehr als irgend ein anderer der Kirche genützt 
und geschadet hat, durch dessen Hülfe sie dem Protestan- 
tismus Stand hielt und die Zügellosigkeit ihres Clerus 
dämpfte, und dessen Wirken der Kirche ihre Innerlichkeit 
genommen und sie zu einem juristischen des religiösen 
Lebens haaren Mechanismus degradirt hat. 

Diese kirchlichen Erwägungen stehen der Kirche selber 
zu. Aber auch der Staat muss sich sagen, dass ein* Frieden 
der Confessionen, ein Erreichen eines nur irgendwie erträg- 
lichen Verhältnisses zur Kirche, eine Säuberung dieser von 
den staatsfeindlichen Elementen nur erreicht werden kann 
durch Beseitigung dieses Ordens. 



^) Darüber habe ich gehandelt in dem cit. der Staat und die 
kathol. Kirche S. 186. ff. 

>) vgl. e b e n d a s. S. 178. 
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Das Concil und seine Beschlüsse sind, wie die Ver- 
hältnisse heute liegen, für den Staat eine vollendete geschicht- 
liche Thatsache. Die Jesuiten aber sind nicht nur die 
Väter der dort ausgesprochenen Lehren. Sie sind es auch, 
welche diesen die staatsfeindliche Spitze geben, welche die 
Bande des Episcopates mit Rom so schürzen, dass dem 
letzteren der Lebensathem ausgeht, welche praktisch die 
Infallibilität zu politischen Zielen ausnutzen werden. Dass 
sie dabei auf kein grosses Gelingen rechnen können, macht 
nichts aus. Es ist jüngst von hervorragender Seite nicht 
mit Unrecht betont worden, wie unglücklich überall die 
doch so emsige T hätigkeit der Jesuite n gewesen ist, und 
wir können ihren Sieg, das vaticanische Concil, auch nur 
als ein Unglück für die Kirche ansehen .* aber tiberall haben 
sie den Staat in Mitleidenschaft gezogen und die Stätte 
ihres Wirtens'lratTiichli'nur eiiie sittliche, wissenschaftliche, 
religiöse Oede dargeboten : sie haben auch die Staaten zu Leich- 
namen gemacht, und um ein historisch gewordenes Wort 
. zu gebrauchen, wie ein Wurm in den Eingeweiden des 
' Staates genagt. „Dei* deutschen Nation, so safftDöl]|iflgfij;^ 
haben s ie den dreissigjährigen Krieg mit seinen Folgen ge- 
bracht. Der katholische Theil Deutschlands schuldet ihnen 
den Verfall seiner Schulen, das dadurch bedingte Zurück- 
bleiben seiner Bildung und seine lange geistige Unfrucht- 
barkeit. Sie si nd es, welche das alte deutsche JReich und 
. das katholische KalsertKum vollends untergraben und den 
Fall desselben vorbereitet haben." Sollte das neue deutsche 
Kaiserreich mit seinem protestantischen Kaiser nicht von 
vorne herein den Hass dieses mächtigen Orden in seine 
politische Rechnung zu ziehen gut thun, und der drohenden 
Gefahr durch Verbot der Jesuiten entgegentreten? 

Dazu kommt, dass der Orden eine Morallehre vertritt, 
die der Sittlichkeit durchaus zuwiderläuft, dass der Staat 
durch Verbot des Ordens nur der ihm auch sonst oblie- 
genden Pflicht genügen würde, unmoralische Religionsge- 
sellschaften nicht zu dulden. 

Freilich haben den Anfeindungen gegenüber, welche 
der Orden Jesu in neuerer Zeit zu erfahren hatte, die 
deutschen Bischöfe sich zu Ehrenerklärungen für denselben 
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herbeigelassen. Allein dieselben legen höchstens ein aller- 
dings nicht unerwartetes Zeugniss dafür ab, wie eng die 
Macht des Jesuitenordens die ganze kirchliche Organisation 
umsponnen hat, und erregen höchstens dieselbe Wirkung, 
welche eine von den Jesuiten zu Gunsten der deutschen 
Bischöfe erlassene Erklärung hervorrufen würde. 

Uebrigens mag auch daran erinnert werden, dass auf 
der Frankfurter Nationalversammlung der katholische Ab- 
geordnete vonRadowitz^) nicht nur im eigenen, sondern 
zugleich im Namen seiner politischen Freunde — und dar- 
unter befanden sich Ketteier, Förster, G-asser, 
Diepenbrock, Phillips u. s. w. — sich gegen die 
Einführung des Jesuitenordens in Deutschland auf das Ent- 
schiedenste aussprach, wie das in gleicher Weise der Rund- 
schauer der Ereuzzeitung, von Ger lach in der Session des 
preussischen Abgeordnetenhauses v. J. 1853. gethan hat, 
und endlich wollen wir nicht verschweigen, dass unseres 
Erachtens die Zugehörigkeit zum Jesuitenorden auch ohne 
Erlass eines weiteren Gesetzes nach §. 128. des deutschen 
Strafgesetzbuches verpönt erscheint, da die Jesuiten, wie 
nicht bestritten werden kann, ihren Oberen zu unbedingtem 
Gehorsam verpflichtet sind *), und dies den objectiven That- 
bestand des in dem genannten Artikel mit Geföngniss bis 
zu sechs Monat bedrohten Vergehens ausmacht. 

Ein Aufhebungsverbot der Klöster im Allgemeinen 
halten wir nicht fiir gerechtfertigt *). Freilich widerstreitet 
die ganze klösterliche Institution unseren heutigen volks- 
wirthschaftlichen und rechtlichen Anschauungen, aber wir 
stimmen einem Schweizer Rechtslehrer vollständig darin 
bei*), dass die Staatswohlfahrt der individuellen FreiheTt 



*) Vgl. Radowitz, Gesammelte Schriften 2., 839. ff. 

*) Die genügenden Nachweise bei Sylvester Jordan, die Je- 
suiten u. d. JesuitismuB. (Altena u. Leipzig 1839.) S. 85. ff. 

^) Dagegen stimmen wir R e i n k e n s , Die Infallibilisten und der 
moderne Staat S. 70. vollkommen bei, dass die gegen die Zulassung 
der Jesuiten geltend gemachten Gründe zum grossen Theil auch gegen 
B&mmtliche Orden gerichtet sind, deren Generale in Rom ihren Sitz 
haben. Auch der oben citirte § des deutschen Strafgesetzbaches findet 
auf diese Anwendung. 
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nur soweit Schranken auferlegen soll, wie das absolut noth- 
wendig erscheint. Daraus ergiebt sich aber gleichzeitig, 
welche Gränzen wir der Ejxistenz und Wirksamkeit der 
geistlichen Orden und ihrer klösterlichen Institute gesetzt 
wissen wollen. 

Wir verlangen zuvörderst, dass der Staat die juristi- 
schen Wirkungen der Ordensgelübde überhaupt ignorire. 
Mit Recht ist betont worden, dass jeder Mensch gewisse 
Befugnisse besitzt, auf die er in zulässiger Weise auch nicht 
verzichten kann, und dass wie der Staat dem Gelübde über- 
haupt keine rechtswirkende Kraft zuertheilen soll, dies noch 
weit weniger der Fall sein darf bei solchen, welche das 
menschliche Recht der Freiheit der Verehelichung, des 
Gütererwerbes, der Wahl des Aufenthaltes aufheben, und 
welche ein Individuum zu einem anderen in eine lebens- 
längliche Abhängigkeit versetzen und dessen Strafgewalt 
unterwerfen. 

. Wir wollen weiter die Freiheit der Association inner- 
halb der Schranken des Vereinsgesetzes gehalten wissen, 
von welchem die Klöster nach keiner Richtung hin zu 
emancipiren sind , so dass wenn das Gesetz die Vereins- 
freiheit aussprechen aber auf Inländer beschränken sollte, 
auch Ausländer nicht in deutsche Klöster aufgenommen 
werden dürfen. 

Dennoch meinen wir nicht, dass diese letztere Schranke 
im Stande sein wird, der zahlreichen Vermehrung der 
Klöster Hindernisse zu bereiten, wofür Belgien, wo die 
erste unserer Forderungen gesetzlich anerkannt ist, ein 
wichtiges Beispiel darbietet. 

Mag auch immerhin behauptet werden, dass die Klöster 
heute trotz aller Wiederbelebungsversuche Ruinen seien. 
Es kann der Staatswohlfahrt entschiedenste Gefahr bereiten, 
wenn der Staat mit solchen Ruinen angefüllt wird, und um 
so mehr, wenn diese das äussere Gewand des frischen 
Lebens tragen, wenn die mittelalterlichen Institutionen als 
moderne Associationen auftreten. Darum wollen wir dem 



*) Hunzinger, Der Katholiken - Gongress in Manchen (Bern 
1871.) 20. ff. 
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Staate das Recht vorbehalten, nicht nur den einzelnen 
klösterlichen Instituten Corporationsrechte zu ertheilen und 
zu versagen, sondern auch überhaupt die Existenz der ein- 
zelnen Anstalt, wie des Ordens, dem sie zugehörig ist, von 
seiner vorgängigen BewilUgung abhängig zu machen. 

Dass dabei der Staat den Unterschied zwischen Con- 
gregationen und Orden nicht zu berücksichtigen hat, ver- 
steht sich um so mehr von selbst, als er häufig genug nicht 
in der Lage sein wird, die unterscheidenden Momente seiner 
Prüfung unterwerfen zu können. Dass auch der Schein 
der Privatassociation die Vereinigung, das Haus nicht von 
dem Staatsgesetze eximiren kann, erscheint um so noth- 
wendiger, als sonst das Gesetz beständig illusorisch gemacht 
werden könnte. Und dass endlich klösterliche Anstalten 
nicht zu Erziehungszwecken benutzt werden, ist eine For- 
derung, die bei Betrachtung der Resultate klösterlicher 
Erziehung nur zu sehr gerechtfertigt und darum auch in 
Baden jüngst erfüllt worden ist. 

VII. 

Es versteht sich von selbst, dass der Staat diese 
Glänzen zwischen seinem und dem kirchlichen Gebiete nur 
aufrecht erhalten kann, wenn er seine ganze Aufmerksam- 
keit und Macht auf die Bewahrung derselben richtet. Na- 
mentlich zuerst werden die Wogen der klerikalen Agitation 
hochgehen und die staatlicherseits gezogenen Linien zu ver- 
wischen suchen. Darum muss der Staat Dämme aufführen, 
welche sein Gebiet vor Ueberfluthung sichern, und damit 
wollen wir uns jetzt beschäftigen. 

Von katholischer Seite ist die Forderung ausgesprochen 
worden, dass der Staat katholische Behörden einzusetzen 
habe, um seine Hoheitsrechte über die Kirche, die er aller- 
dings lieber ganz aufgeben sollte, wahrzunehmen. So haben 
wir in Oesterreich, Baiern, Württemberg, Baden, Preussen 
katholische Staatskirchenbehörden kennen gelernt, allerdings 
in den zuletzt genannten drei Ländern mit einer protestan- 
tischen Spitze, unter einem protestantischen Cultusminister. 
Die geschichtlichen Erfahrungen, welche an diesen Behörden 
gemacht worden sind, waren überall die gleichen. 
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Entweder diese haben die Rechte des Staates mit starker 
Hand wahrgenommen: dann sind sie bei Conflicten der 
Regierung mit dem Episcopate das nächste Angriffsobjeet 
für den letzteren gewesen; es hat besonderer Cautelen be- 
durft, um sie vor den Ausflüssen der bischöflichen Juris- 
dictionsgewalt , der sie durch: Uebernahme des Staatsamtes 
nicht entzogen waren, zu schützen, und der Staat ist da- 
durch des Gewinns, den er sich von seiner ganzen Insti- 
tution verheissen hatte, verlustig gegangen. Denn anstatt 
der Kirche eine Garantie ihrer Rechtssicherheit durch Be- 
stellung katholischer Beamten zu geben, war er in letzter 
Instanz dazu genöthigt, diese Beamten, die Glieder der 
katholischen Kirche, zu dieser in ein Oppositions- und Un- 
gehorsamkeits-Verhältniss zu drücken, dessen Schuld in 
der öffentlichen Meinung und wenigstens von der erregten 
kirchlichen Parteileidenschaft auf ihn zurückgeworfen wurde. 

Deshalb haben Baden und Württemberg ihre katho- 
lischen Oberkirchenräthe fallen lassen. 

Oder umgekehrt, wie in Preussen: die katholischen 
Staatskirchenbehörden haben ihre staatliche Stellung dazu 
benutzt, lediglich der Kirche zu dienen und haben die 
staatlichen Rechte, deren Wahrung ihre Amtsobliegenheit 
war, auf das Unverantwortlichste der Kirche Preis ge- 
geben *). So sind sie die entschiedensten und gefahrlichsten 
Feinde des Staates, da sie unter der Firma des staatHchen 
Auftrages, durch ihr Amt vor Verantwortung gedeckt und 
doch den vollen Einfluss desselben geniessend den Staat 
von innen schwächen, den sie nach aussen stärken sollten. 

Der Umstand, dass ein protestantischer Minister an 
ihrer Spitze steht, vermag den Erfolg ihrer Wirksamkeit 
eher zu erhöhen als abzuschwächen, da, wie die Erfahrung 
beweist, der Minister selten die Fachkenntniss besitzt, die 
zur Beurtheilung der katholischen Fragen nothwendig, und 
bei den katholischen Räthen zu finden ist, da er somit zum 
Werkzeug und Aushängeschild der katholischen Bestre- 
bungen verwendet wird, und diese auch nach aussen hin 
ihren confessionellen Character verschleiern können. 

^) Weitere interessante Belege giebt auch Reinkens a. a. 0. 35. ff. 
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Aber nicht nur die Existenz einer katholischen Oultus- 
behörde scheint uns vom Gesichtspunkte des Staates aus 
verwerflich zu sein : wir glauben , dass der constitutionelle 
Staat, wenn er die gesetzliche Regelung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche, die wir vorzuzeichnen versucht 
haben, ausgeführt haben wird, überhaupt keiner Cultus- 
behörden mehr bedarf. 

So lange der absolute Staat die Endziele der kirch- 
lichen Wirksamkeit mit den seinigen identificirt hatte, war 
auch eine staatliche Behörde nothwendig, welche das innere 
Interesse der Kirche neben dem für identisch erachteten 
des Staates wahrnahm: sobald der Staat der Elirche die 
Lösung der ihr zufallenden religiösen Aufgabe allein zu- 
Tveist, und es für ihn lediglich darauf ankommt, die ihm 
rechtlich zustehenden Befugnisse der Kirche gegenüber aus- 
zuüben und vor Anfechtung zu sichern, kann auch nur die 
Behörde zu solcher Thätigkeit competent erachtet werden, 
welche überhaupt das Rechtsleben des Staates leitet: das 
Justizministerium. 

VIII. 

Als Hauptgarantie für die Rechte des Staates finden 
wir überall das Placet aufgestellt, welches in Folge dessen 
den Unwillen der Kirche stets aufs äusserste gereizt, und 
jüngst nun auch eine conciliarische Verurtheilung erfahren hat. 

Die neuere Zeit hat es vielfech über Bord geworfen, 
theils ohne irgend etwas Neues an seine Stelle zu setzen, 
theils statt dessen unwirksame Cautelen schaffend. 

Wo es beibehalten ist, erscheint es auf der Folie des 
alten absoluten Staates, setzt zu seiner Durchführung die 
Mittal voraus, welche dem absoluten Staate im reichen 
Masse zu Gebote standen, dem constitutionellen aber ent- 
zogen sind, ist sonach unwirksam und mehr geeignet, die 
Autorität des Staates zu compromittiren, afe zu schützen. 

Aber auch das einfache Streichen des früher für so 
wesentlich erachteten Rechts, wie das in Belgien und Preussen 
verfassungsmässig geschehen ist, können wir nicht billigen, 
und haben unsere Ansicht schon bei der Darstellung der 
in jenen Ländern bestehenden Einrichtungen ausgesprochen. 
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Das belgische und preussische ßecht macht sich eines 
Irrthums schuldig, der allerdings in der politisch-unreifen 
Zeit des Jahres 1848. um so eher entstehen konnte, als er 
von kirchlicher Seite absichtlich genährt wurde, der aber 
heute endlich einmal voll erkannt werden sollte, und den 
der frühere absolute Staat sorgfältig vermieden hatte. 

Das Recht jener beiden Länder identificirt die von 
kirchlichen Obrigkeiten ausgehenden Publikationen mit ge- 
wöhnlichen Presserzeugnissen , und dehnt die für diese mit 
Recht beliebte Aufhebung der Censur auf jene aus. 

Dabei hat man übersehen, dass der absolute Staat die 
Eigenartigkeit der kirchlichen Publikationen genau erkannt, 
dass er die für sie beliebte Censur nach jeder Richtung 
hin bewusst anders gestaltet hatte, als das bei gewöhnlichen 
literarischen Veröffentlichungen vorgeschrieben war, und 
dass mithin die Beseitigung der Presscensur noch nicht die 
Aufhebung des Placets im Gefolge zu haben brauchte. 

Die Gründe, aus denen wir die Identificirung der kirch- 
lichen Erlasse und der gewöhnlichen Presserzeugnisse für 
durchaus irrig halten, haben wir oben ausgesprochen und 
können deshalb hier lediglich darauf verweisen *). 

Nichtsdestoweniger können wir der Einführung oder 
Beibehaltung des Placet nicht das Wort teden. 

Wir glauben vielmehr, dass dieser Ausfluss der prä- 
ventiven Polizeigewalt des Staates in den Rahmen unseres 
Rechtsstaates nicht mehr passt, dass er nur die Wirkung 
hat, die kirchlichen Conflicte für den Staat zu häufen, und 
dass der letztere, selbst wenn dies nicht wäre , seiner voll- 
kommen zu entrathen vermag. 

Der Zweck des Placets ist zu verhindern, dass kirch- 
liche Erlasse ohne Vorwissen und Genehmigung der Staats- 
regierung innerhalb des Staatsgebietes veröffentlicht werden, 
so dass sie ohne Bewilligung des Staates weder für das 
innere noch für das äussere Rechtsleben der Kirche wirksam 
werden können. 

Die Geschichte zeigt uns, dass die Staaten in den sel- 
tensten Fällen in der Lage gewesen sind, diesen Gedanken 



') vgl. S. 433. 
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des Rechtsinstitutes voll zur Ausführung zu bringen; und 
es wird das sofort erklärlich, wenn man erwägt, dass es 
für eine ganze Anzahl kirchlicher Gesetze nach kanonischem 
Rechte gar nicht der Publikation in den einzelnen Ländern 
und Diöcesen bedarf, sondern die in Rom erfolgte für aus- 
reichend erklärt wird, diese aber von dem Staate nicht 
verhindert werden kann. 

Der Staat ist aber auch, unseres Erachtens, wenigstens 
wenn er die kirchliche Position eingenommen haben wird, 
welche wir ihm vorgezeichnet haben, weder berechtigt noch 
verpflichtet, das Placet beizubehalten. 

Er ist nicht berechtigt, weil er die Einwirkung kirch- 
licher Anordnungen auf das innere Leben der Kirche nicht 
behindern darf. So lange der Staat dies innere kirchliche 
Leben als einen Theil seiner selbst betrachtete, musste er 
sich auch die Gesundheit desselben angelegen sein lassen, 
und hatte er es vor unberechtigten Einwirkungen selbst 
kirchlichen Ursprungs zu sichern. Sobald aber der Staat, 
wie er es unserem JBrachtens soll, der Klrche""die 'PHege 
ihrer religiöse» Jnteressen allein üBerlässt, hat er auch die 
Befugniss, den Vormund für dieselben zu spielen, aufzugeben. 

Der Staat ist aber weiter nicht verpflichtet, das Placet 
zu handhaben, weil er eine Gefahr für die Gefährdung 
seines äusseren Rechtszustandes aus einem kirchlichen Ge- 
setz nicht mehr zu gewärtigen hat, da er der Kirche über- 
haupt jede Einwirkung auf die äussere Rechtsordnung ent- 
zogen hat. 

Die kirchlichen Gesetze und Anordnungen können 
höchstens dies vom Staate aufgestellte Princip, die von ihm 
gezogenen Gränzlinien zwischen seinem und dem kirch- 
Hchen Gebiet zu verschieben trachten : insofern ist es Sache 
des Staates, diese Absicht zu vereiteln. Aber das kann in 
dem geordneten Rechtsstaate nicht nach dem Belieben einer 
administrativen Behörde und präventiv geschehen, sondern 
muss sich unter der Garantie einer Rechtsform und repressiv 
vollziehen, und nur genau so weit, wie die Tendenz oder 
der Inhalt der kirchlichen Anordnung das erfordert. 

Wie wir diese Repression gehandhabt wissen wollen, 
werden wir weiter unten auseinandersetzen, und fügen hier 
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nur noch hinzu, dass uns die in Baden und Württemberg 
an die Stelle des Placet getretenen Bestimmungen, in so 
weit sie festsetzen, dass jede kirchliche Anordnung sofort 
der Regierung zur Kenntnissnahme mitzutheilen sei, richtig 
und gut, in ihrem Mangel jeder geeigneten Repression aber, 
— selbst wenn sie, wie das ja in beiden Ländern geschehen 
ist, festsetzen, dass der kirchlichen Anordnung keine bürger- 
Hche Wirkung zukommen solle — nicht ausreichend er- 
scheinen. 



Als weitere Garantie für die Bewahrung der Q-ränzen 
zwischen Staat und Kirche finden wir den dem Clerus auf- 
erlegten Eid, die Verfassung und damit gleichzeitig die 
rechtliche Grundlage der Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche beachten zu wollen. 

Ja in neuerer Zeit ist sogar der Vorschlag gemacht 
worden, in engUscher Weise, alle katholischen Staatsbeam- 
ten und Mitglieder gesetzgebender Versammlungen eidlich 
zu verpflichten, die staatsgefahrlichen Consequenzen des 
yaticanischen Concils nicht anzuerkennen. 

Die gegen den letzteren Vorschlag bisher gemachte 
Einwendung, dass die Consequenz des Gedankens dann 
auch die Vereidigung der katholischen Fürsten erfordern 
würde, verdient kaum eine ernsthafte Abfertigung und ver- 
kennt die Stellung eines konstitutionellen Fürsten durchaus. 

Ob ein deutscher konstitutioneller vom Papst etwa ab- 
gesetzter Fürst resigniren will und so kirchlichen Gehorsam 
beweisen, steht lediglich bei ihm und kann ihm durch prä- 
ventive Eide nicht versagt werden. Ob er ein vom Papste 
verurtheiltes Gesetz aufheben will, steht hinwiederum durch- 
aus nicht bei ihm, und braucht ihm durch den Eid nicht 
verschlossen zu werden. 

Dass er aber endlich für seine Person kirchlichen Mo- 
tiven folge , und auch seine staatliche Position nach diesen 
regele, kann ihm rechtlich doch nicht versagt werden, ohne 
die entwürdigendste Gewissensbedrückung. 

Aber so schal diese von uns abgefertigten Gründe gegen 
den vorgeschlagenen Eid auch sein mögen, wir glauben dem 
letzteren nichts destoweniger nicht das Wort reden zu sollen. 
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Und dazu bewegt uns nicht so die Rücksicht auf die 
Conflicte, welche dem Staate aus der zwangsweisen Durch- 
führung dieses Eides , die ja nur wie die Geschichte dar- 
thut unter Opposition der Kirche vor sich gehen kann, 
drohen, sondern auch die Idee, dass solche Eide im Ver- 
gleich zu den Schwierigkeiten ihrer Einführung einen ver- 
hältnissmässig geringen Nutzen stiften. 

Die Männer, die sich staatsfeindlichen Zumuthungen 
des römischen Bischofs nur mit Rücksicht auf ihren Eid 
entziehen, sind überhaupt in ihrem politischen und nationa- 
len Standpunkt zweifelhaft, werden einen solchen vom Papst 
verbotenen Eid nicht leisten, und werden sich, wenn sie 
ihn nichts destoweniger geschworen haben sollten, schon 
zur rechten Zeit dieses päpstlichen Verbotes und der da- 
durch bewirkten Ungültigkeit des Eides erinnern, wenn wir 
noch ganz von den in der Kirche nur zu sehr verbreiteten 
Lehren der jesuitischen Moral absehen wollen, welche ja 
dem Eide jede Bedeutung entzogen haben. 

Diejenigen aber, welche staatlich gesinnt sind, bedürfen 
solches Eides zum Schutz gegen ihr Gewissen nicht, und 
können ihn zum Schutz gegen die Kirche nicht brauchen, 
da die Kirche ihn verboten hat und verbieten wird. 

Besitzt somit der Staat durch solchen Eid eine wie 
gesagt nur sehr dürftige, zweifelhafte und zum Theil un- 
nöthige Garantie vor Verfassungs Verletzung durch Geistliche, 
so kann er doch andererseits diese lediglich moralische Ga- 
rantie nicht dadurch erhöhen, dass er die Verletzung des 
Eides mit Strafen bedroht, da der katholische Beamte 
sonst nur die eigenthümliche Auszeichnung erhalten würde, 
für strafbare Verfassungs Verletzung doppelt bestraft zu 
werden — wegen Meineids und wegen der Verletzung selbst 
— für nicht strafbare allein, während Altkathohken straflos 
ausgehen. 

Endlich müssen wir noch des Rechtsinstitutes gedenken, 
welches wir bei unserer historischen Darstellung neben dem 
Placet am Meisten berücksichtigt haben, des Recursus ad 
principem. 

Während wir in Deutschland nur den Gedanken, wel- 
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eher diesem Institut zu Grunde liegt in der unbestimmten 
Form verwirklicht finden, wie die Natur des absoluten 
Staates das bedingte, und der Idee entsprechend, wie 
sie sich nur bei Omni^otenz des Staates ausbilden konnte, 
dass die Regierung von Gott dazu bestellt sei, jedes Un- 
recht abzustellen , hat der Recursus ad principem eine ra- 
tionelle und juristische Ausbildung nur in Frankreich er- 
fahren, in Spanien und den Ländern, welche zu den beiden 
genannten in politische Verbindung getreten waren. 

Der Grundgedanke des appel comme d'abus und des 
^*^^UraQi i'],^ .^"^^f,^?* , b**-»^<^-ht aber dann, dass der König^aucn 
die Advocatie über die Kirche habe"," 3ass er die nationale 
Form derselben vor curialen £in9ussen wahren müsse, und 
dass er nicht nur die Befugnisse des Staates über die Kirche, 
sondern auch die kirchlichen ReQli.te j^edes Tndividiiuiu§ ^n 
schützen haßie. 

Der appel comme d'abus in dieser Gestalt kann nur, 
und auch dann nur annähernd gerechtfertigt werden, wenn 
der Staat mit der Kirche innig verschmolzen ist, und wenn 
auch das Individuum von Staatswegen mit der Kirche ver- 
einigt wird. Wo und so lange die Excommunication von 
der kirchlichen Eheschliessung zurückhält, der Staat aber 
keine andere Form gewährt, die Ehe einzugehen, muss 
der Staat, wenn er nicht, wie das in Preussen geschehen ist, 
die Rechte seiner Staatsbürger vollkommen Preis geben will, 
die Rechtmässigkeit der Excommunication seinem Urtfaeil 
unterwerfen. 

Wo die Verweigerung der kirchlichen Sakramente nach 
den von Staatswegen begünstigten und gepflanzten Volks- 
anschauungep die bürgerliche Ehre berührt, muss der Staat 
die unbegründete Verweigerung der kirchlichen Gnaden- 
mittel verbieten und jeden einzelnen Fall nach Verlangen 
des Verletzten daraufhin prüfen. 

Wo der Geistliche gleichzeitig staatliche Funktionen aas- 
übt und der kirchliche Obere eine auch vom Staat anerkannte 
Disciplinargewalt über seine Untergebenen handhabt, muss 
der Staat die Ausübung dieser Disciplinargewalt überwachen. 

Sobald aber diese dem appel comme d'abus zu Grunde 
liegende Idee für irrig erklärt wird — und sie widerspricht 
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dem Begriffe und den Zwecken des modernen Staates 
durchaus — da kann auch das genannte Rechtsinstitut nur 
als ein Eingriff des Staates in die der Kirche zustehenden 
Befugnisse betrachtet werden^ und es ist geradezu gut, dass 
wir in Deutschland nur bis zu allgemeiner Formulirung des 
dem appel comme d'abus zu Grunde liegenden Rechtsge- 
dankens gekommen sind. Wir haben so leichtere Arbeit 
und nicht so viel aus der Welt zu schaffen, wie das den 
Franzosen noch obliegen wird. 

Die inneren Beziehungen der Landeskirche zu Rom 
zu regeln oder in ihrer gegenwärtigen Gestalt aufrecht zu 
erhalten ist nicht weiter Sache des Staates, als es durch 
die Landesgesetze verlangt wird. Ob die römische Curie 
das kanonische Recht verletzt oder nicht, kann der Staat 
bei der dehnbaren Natur desselben von vorne herein 
nicht beurtheilen und interessirt ihn nicht, da er diesem 
kanonischen Recht jede Einwirkung auf den äusseren Rechts- 
stand abspricht, mithin auch durch die der. Curie etwa zur 
Last gelegte Verletzung seiner kanonischen Satzungen, 
dieser äusere Rechtsstand nicht verändert werden kann. 

Ob das einzelne Individuum in dem Genuss rein kirch- 
licher Befugnisse gehemmt wird , ist für den Staat ganz 
gleichgiltig , wenn er — und das stellen wir immer als Be- 
dingung — jeden Staatsbürger nicht mit Nothwendigkeit in 
die Arme der Earche treibt, und wenn er so die öffentliche 
Meinung auf den Weg weist, die kirchliche und bürgerliche 
Ehre des Staatsbürgers scharf von einander zu sondern. 

In dem hier angedeuteten Gesichtspunkt liegt aber 
schon betont, wo und in wie weit wir ein Einschreiten 
des Staates entsprechend dem appel comme d'abus wünschen : 
nämlich sobald die Kirche mit ihren Massnahmen, sei es 
generell, sei es speciell, in die staatliche Rechtssphäre über- 
greift. 

Da wir die Realisirung dieser Idee für • die wesent- 
lichste dem Staat obliegende Aufgabe erachten, so wollen 
wir uns ausführlicher aussprechen, und zuvörderst als das 
wichtigere die Pflicht und das Recht des Staates bezüglich 
der kirchlichen Beziehungen des einzelnen Staatsbürgers 
behandeln. 

B. Frledbergr, D. Missbr. d. geistl. Amtssrewalt. 52 
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Der Staat, so meinen wir, darf zunächst nicht dulden, 
dass die Ehre eines Staatsbürgers von der Kanzel durch 
den Geistlichen, oder sonst öffentlich in der Kirche ver- 
letzt wird. 

Das verhindert er durch sein Strafgesetz, welches gleich- 
zeitig den Geistlichen zurückzuhalten hat, die staatlichen 
Einrichtungen in tadelnder oder aufreizender Weise in den 
Kreis seiner amtlichen öffentlichen Betrachtungen zu 
ziehen. 

Dieser Gedanke hat durch den Zusatzartikel zum deutschen 
Strafgesetzbuch Verwirklichung empfangen^), und wir billigen 
dies Gesetz aus Gründen, die wir anderwärts genauer aus- 



<) Der S- 130. a. lautet: »Ein Geistlicher oder anderer Beligions- 
\ Wiener, welcher in Ausübung oder Veranlassung seines Berufes öffent- 
/ lieh vor einer Menschenmenge, oder welcher in einer Kirche oder einem 
^ anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte vor Mehreren 
Angelegenheiten des Staates in einer den öffentlichen Frieden gefähr- 
denden Weise, zum Gegenstande einer VerkOndigung oder Erörterung 
macht, wird mit Gefängniss oder Festungshaft bis zu zwei Jahren be- 
straft.« Dieser Paragraph ist auch in Baden an die Stelle der bisher 
dort geltenden Strafbestimmungen getreten, während die von der Re- 
gierung an Stelle derselben beabsichtigten und der Kammer vorgelegten 
nicht genehmigt worden sind. Dieser Regierungsentwurf lautete: 

»Art. 9. Geistliche, welche durch Missbrauch ihrer geistlichen 
Amtsgewalt oder Androhung eines bestimmten Missbrauches derselben, 
insbesondere durch, missbräuchliche Anwendung geistlicher Verspre- 
chungen oder Drohungen die in den SS- 106. 107. 114. 253. und 839. 
Abs. 1. des Reichsstrafgesetzbucbes bezeichneten Handlungen begehen, 
werden mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. Auch kann auf 
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die 
Dauer von einem bis zu fanf Jahren erkannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 

IL Geistliche, welche in der Kirche oder einem anderen zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmten Orte in öffentlichen Vorträgen ent- 
weder 

a) die Staatsregierung, Gesetze, Verordnungen, Einrichtungen des 
Staats, Anordnungen oder Verfügungen einzelner Behörden tadeln 
oder 

b) aus Anlass von Staats- oder gemeindebürgerlichen Wahlen zu Gun- 
sten der zum Nachtheil bestimmten Personen auf die Wahlberech- 
tigten einzuwirken suchen , 

werden an Geld mit 50. Gulden bis 500. Gulden gestraft. 

Gleichzeitig mag auch hier als Nachtrag zur obigen Darstellnng 
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gefiöhrt *) und oben angedeutet haben, durchaus, wenn wir 
auch den Ereifi der Fälle, die das Gesetz mit Strafe be- 
droht , als zu eng gegriffen betrachten. 

Der Staat hat dagegen keinerlei Schritte zu thun, falls 
einem Staatsbürger der Genuss der Sacramente verküm- 
mert wird. 

Von Staatswegen braucht niemand Mitglied einer Kirche 
zu sein , und kann das ginze Leben eines Staatsbürgers 
verlaufen, ohne irgendwelche kirchliche Beziehungen zu 
haben. 

Veranlasst das religiöse Bedürfniss einen Staatsbürger 
nichts desto weniger , Mitglied einer Kirche zu werden oder 
zu bleiben, so muss er sich auch der Ordnung dieser Kirche 
fugen y und wenn diese dem Kirchenoberen die Gewalt zu- 
spricht, jemanden von den Sacramenten auszuschliessen, 
sich die Ausübung dieser Gewalt gefallen lassen , selbst 
wenn sie unter formellem oder materiellem Unrecht von 
Statten gienge. Dafür ist er eben an den Instanzenzug ge- 
wiesen, den die Kirche selbst eingerichtet hat, oder er mag 
aus der Kirche, austreten. 

Anders liegt indessen die Frage für die Excommuni- 
cation und es drängt uns förmlich die Ansicht auszuspre- 
chen, dass der Staat die Verhängung dieser Kirchenstrafe 
gar nicht dulden solle. 

Wenn die Excommunication auch heute keine directen 



des spanischen Rechtes bemerkt werden, dass das spanische Gesetzbuch 
y. J. 1870. folgende Strafbestimmungen enth&lt: 

Gap. 4. De los atentados contra la Autoridad y sus agentes, resi- 
stencia y desobediencia. 

Gap. 5. De los desacatos, insultos, injurias y amenazas & la Au- 
toridad y de los insultos, injurias y amenazas ä sus agentes, y & los 
demas funcionarios publicos. 

Gap. 6. Desördenos publicos. 

Gap. 7. Disposiciones comunes & los tres capitulos anteriores. 

Art. 379. Los ministros de una reUgion que en el ejercicio de sus 
funciones pro?ocaren & la ejecucion de cualquiera de los delitos com- 
prendidos en los tres capitulos anteriores, serän castigados con la 
pena.de destierre, si sus provocaciones no surtieren efecto, y con la 
de confinamiento mayor.si le produjeren, ä no ser que correspondiere, 
por otros articulos del Gödigo, mayor pena al delito cometido. 

') Das deutsche Reich n. d. kath. Kirche S. 46 ff. 

52* 
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bürgerlichen Folgen nach sich zieht, und nach Erlass des von 
uns für nothwendig erachteten Gesetzes auch keine indi- 
rekten, 80 verbindet sich doch mit ihr, als einem historisch 
gestalteten Rechtsbegriff, die Idee der vollkommenen auch 
bürgerlichen Friedlosigkeit. Sie ist die in das neunzehnte 
Jahrhundert gerettete alte Reichsacht, mit der sie ja auch 
rechtlich immer verbunden war. Sie isolirt den Betroffenen 
ihrer Idee nach auch bürgerlbh, ja sie macht ihn nach 
dem Ausspruche eines Papstes, der cathedral also unfehlbar 
zu sein scheint, geradezu vogelfrei, da der für sündlos 
erklärt wird, welcher im Ueberwallen seines heiligen Zornes 
einen Excommunicirten tödtet ^). 

Wenn auch die Kirche dies ihr Recht nur mit mora- 
lischen, geistlichen Mitteln, — wieder die Androhung der 
Excommunication — geltend zu machen vermag, so ist es 
doch nichts destoweniger in unserem modernen Rechtsleben 
nicht zulässig. Einer vom Staate anerkannten und privile- 
girten Corporation kann die Befugniss der Verrufserklä- 
rung nicht zugestanden werden. 

Auch den Gedanken des preussischen Landrechtes 
vermögen wir für den modernen Staat nicht mehr als pas- 
send zu erachten. Dass wegen religiöser Meinungsverschie- 
denheit niemand excommonicirt werden soll, muss, wenn 
die Excommunication überhaupt existiren darf, als ein Aus- 
fluss einer verkehrten und den Kirchenbegriff verkennen- 
den ^I^ol^^iMS erklärt werden. Die Kirche besteht aber aus 
Glaubensgenossen und die kathoUsche lässt grundsätzlich 
der Verschiedenheit der religiösen Meinungen keinen Spiel- 
raum. Wer sich diesem Grundsatz nicht fugen will, muss 
demnach sich aus solcher Kirche ausscheiden lassen. 

Dass der Staat die Excommunication prüfen und be- 
ziehentlich bestätigen soll, geht weit über die Befugnisse 
des Staates heraus. 

Wenn das Gesetz keine directe Strafe des bürgerlichen 
Todes kennt, so darf der Staat keine indirecte verfügen, 
und eine vom Staate bestätigte kirchliche Strafe wird da- 



»; ürban II, c. 47. C. XXIII. qu. 6. 
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durch auch eine staatliche, die aber wegen kirchlicher Ver- 
gehungen nicht ertheilt werden darf. 

Somit bleiben der Kirche unseres Erachtens die Be- 
fugnisse der Eirchenzucht — und selbst die geschmack- 
lose Eranzverweigerung bei deflorirten Bräuten , die in- 
humane Verweigerung des kirchlichen Begräbnisses und die 
Ausschliessung aus der Kirche — von jeder Einwirkung 
und Controle des Staates unbehindert , während die Strafe 
der Excommunication — am besten gesetzlich — verboten 
wird. 

Soll die Kirche auch gegen Staatsbeamte wegen Aus- 
übung ihres Berufes solche Strafen verhängen dürfen , und 
androhen, um den Staatsbeamten zu Handlungen und Un- 
terlassungen bei seinem Berufe zu veranlassen? 

Wir meinen, dass diese Frage durchaus zu verneinen 
und in dem auf die Kirche bezüglichen Strafgesetze vor- 
zusehen ist/). 

Wären die von der Kirche verhängten Strafen vindica- 
tiver Natur, d. h. würden sie nach Art der weltlichen Stra- 
fen verhängt zur Sühne eines vollzogenen Rechtsbiniches, 
so könnte vielleicht der Kirche verstattet werden, wegen 
schon ausgeführter Amtshandlungen einzuschreiten; aber 
selbst dann würde zu erwägen sein, dass die einzelnen 
Amtshandlungen häufig in einem notbwendigen Zusammen- 
hang stehen und die wegen der ersten repressiv verhängte 
kirchliche Strafe leicht den Charakter der Prävention be- 
züglich der zweiten tragen könnte, und dass die ganze 
Strafe auf alle Fälle , selbst wenn das kirchlicherseits nicht 
beabsichtigt sein sollte, das Gepräge der Abschreckung vor 



^} Ganz passend erscheint uns hier der von Hinschius a. a.0. 
75. gemachte Vorschlag, »Diener der Kirche, welche ihre geistliche 
Amtsgewalt dazu benutzen, um einen Beamten zur Vornahme einer 
Amtshandlung zu nöthigen oder ihn von einer solchen abzuhalten, oder 
Jemanden zur Unterlassung einer durch die Staatsgesetze oder durch 
die Anordnungen der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit vorge- 
schriebenen Handlung, oder zur Ausübung einer ihm nach den Gesetzen 
oder den rechtsgültigen Anordnungen der Obrigkeit freistehenden, seine 
politischen und kommunalen Rechte betrefiPenden Handlung in einer 
bestimmten Richtung zu veranlassen, werden, insofern nicht der §. 110. 
des Str.G.B. zur Anwendung kommen .... bestraft.« 
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gleichem Handeln anderen Staatsbeamten gegenüber trägt. 

Da nun aber die kirchlichen Strafen medicinaler Natar 
sind, d. h. auf Besserung des Bestraften abzielen, solche 
Besserung und Reue factiscb bethätigt werden muss und 
doch nicht anders bethätigt werden kann, als dass der 
Staatsbeamte den fremdartigen und ungehörigen kirchlichen 
Gedanken auf seine Amtshandlung infiuenziren lässt^ so 
darf der Staat auch nicht zugeben ^ dass seine Beamte we- 
gen schon voUführter Amtshandlungen kirchlich bestraft 
werden. 

Wäre die Kirche vom Staate getrennt, so köfinte der 
Kirche die ihr hier bestrittene Befugniss nicht abgesprochen 
werden. So, bei ihrer Verbindung mit dem Staate und 
öffentlichen Anerkennung durch denselben kann der Staat 
nicht zulassen, dass auf seine Beamten eine kirchliche Ein- 
wirkung versucht wird, die im Effecte geeignet ist, die 
ganze der streitbaren Kirche gegenüber so nothwenige 
Machtentfaltung des Staates zu hemmen. — 

Eine weitere Anwendung des recursus ad principem 
haben wir überall gefunden bei Beschwerden, welche kirch- 
liche Untergebene gegen Disciplinmassregeln der kirchlichen 
Oberen ergriffen. Auch diese glauben wir nicht befürwor- 
ten zu sollen. 

Wir verkennen nicht, wie nothwendig für den Staat 
ein zuverlässiger niederer Clerus ist, und wir wissen sehr 
wohl, dass um einen solchen herzustellen die schrankenlose 
Abhängigkeit desselben von den kirchlichen Oberen durch- 
brochen werden muss. Die Geschichte belehrt uns indessen, 
dass der appel comme d'abus doch mehr oder weniger un- 
geeignet gewesen ist, dies Ziel zu erreichen, und der Bi- 
schof besitzt dem recurrirenden und dabei obsiegenden 
Cleriker gegenüber eine solche Summe von Befugnissen, 
dass er nicht allein ihm das Leben in einer vom Staate 
nickt zu hintertreibenden Weise erschweren, sondern auch 
andere von der Beschreitung desselben Rechtsweges ge- 
nügend abzuschrecken vermag. 

Ausserdem bezog sich die staatliche Controle doch 
fast nur auf die formellen Erfordernisse des Untersuchungs- 
verfahrens und schützte nicht vor materieller Ungerechtigkeit 
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Darum glauben wir, das oben angedeutete Ziel auf 
einem anderen Wege erreichen zu ^sollen. 

Die kirchliehen Oberen verhängen als Disciplinarstra- 
fen gegen die Geistlichen zuvörderst Verweise und Ermah- 
nungen, um welche der Staat sich nicht zu kümmern hat. 

Sie legen Geldstrafen auf. Da wir der Kirche eine 
zwingende äussere Gewalt abgesprochen haben und den 
Staat nicht zum Executor der Kirche degradiren wollen, 
so steht für uns fest , dass der Staat sich um die Beitrei- 
bung dieser Bussen nicht zu bemühen, und weder seine 
Administrativ- noch Justizbehörden der Kirche deswegen 
zur Disposition zu stellen hat. 

Die Zahlung der Geldstrafe ist daher entweder dem 
Belieben des mit ihr belegten Geistlichen zu überlassen, oder 
durch kirchliche Mittel_ zu erzwingen. 

Die Bischöfe verhängen Freiheitsstrafen. Von selbst 
würde sich auch hier für uns verstehen, einmal dass der 
Staat diese Strafe nicht zu exequiren hat, und andererseits, 
dass der Bischof von dem Augenblicke an sich einer wider- 
rechtlichen strafgesetzlich zu verfolgenden Freiheitsberau- 
bung schuld macht, in welchem der in Haft befindliche 
Geistliche gegen diese Einspruch erhebt. 

Allein wir gehen noch weiter , und verlangen , dass 
nach dem Vorbilde des Württembergischen Rechtes der Staat 
überhaupt einer Corporation die Befugniss der Freiheits- 
beraubung nicht zuerkenne , und dass er die Freiheit ge* 
setzlich zu einem unveräusserlichen Rechte erhebe, auf 
welches kein Individuum verzichten kann. 

Die Bischöfe setzen endlich die Geistlichen ab, suspen- 
diren sie, und versetzen sie zur Strafe. 

Wir haben oben für die Einsetzung der Geistlichen 
ein staatliches Exequatur verlangt, die Ertheilung einer 
missio civilis. 

Wir sind der Ansicht, dass diese missio civilis so lange 
wirkt, bis der Faktor, der sie gegeben hat, sie wieder auf- 
hebt. Daraus ergiebt sich, dass ein vom Bischöfe in der 
oben gedachten Weise bestrafter Pfarrer für den Staat und 
im äusseren Rechtsleben Pfarrer bleibt, — in der Parochie, 
für welche er das Exequatur erhalten hat — und seinen 
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von den Gerichten zu erstreitenden Ansprach auf die Emo- 
lumente seiner Stellung durch einseitige bischöfliche Dispo- 
sition nicht verliert. 

Damit wird allerdings dem Staate eine weitgehende 
Befugniss beigelegt, die darum mit aller Umsicht gehand- 
habt werden muss, d. h. der Staat soll sich vollkommen 
klar werden, über die Fälle, in welchen er der bischöfli- 
chen Massregel Folge zu geben hat , und in welchen er sie 
äusserlich wirkungslos belassen muss. 

Im Allgemeinen wird das erstere bei sittlichen und 
Amtsvergehen des Clerikers zu geschehen haben. Denn 
wenn der Staat die Kirche staatlich autorisirtj so muss ihm 
auch daran liegen, dass diese Kirche durch den Wandel 
ihrer Beamten nicht in der öffentlichen Meinung herabge- 
setzt werde. 

Das letztere wird umgekehrt regelmässig da geschehen 
müssen, wo die Disciplinarmassregel, Folge eines mit dem 
Kirchenamt an und für sich nicht zusammenhängenden poli- 
tischen Verhaltens des Greistlicheu ist, wo er sich z. B. 
zur kirchlichen Wahlagitation nicht gebrauchen lassen will, 
und namentlich wo die Befolgung der staatlichen Gesetze 
die kirchliche Strafe herbeigeführt hat. 

In den genannten Fällen wird der Staat seine Entschei- 
dung von einer selbstständigen Prüfung des dem Bestraften 
zur Last gelegten Thatbestandes abhängig machen. 

Dagegen wird er eine solche Prüfung nicht vornehmen 
können, sobald die Strafe Folge eines dogmatischen Ver- 
haltens des Geistlichen ist. Hier wird der Staat nur zu 
controliren haben, ob die Anschuldigung nicht blos den 
Vorwand bildet. Die Frage, ob die von der kirchlichen 
Obrigkeit als unzulässig bezeichnete kirchliche Meinung 
eine solche sei oder nicht, kann der Staat nicht entscheiden. 

So gefährlich dieser Grundsatz heute zu Tage erscheint, 
bei dem dogmatischen Zwiespalte, der die Kirche ergriffen 
hat, so wenig Bedenken scheint er uns bei normalen Ver- 
hältnissen — und diese müssen wir doch vorzüglich berück- 
sichtigen — zu unterliegen. Darum meinen wir aber auch, 
dass unsere Regel für den vorliegenden und etwa analoge zu- 
künftige Fälle um so mehr eine Ausnahme erleiden soll, 



Digitized 



by Google 



Ergebnisse und Vorschlftge. gl 3 

als es sich hier unbestritten um eine dogmatische Neuerung 
handelt, und noch dazu eine solche, deren Consequenzen 
durchaus staatsgefährlich sind, und zu welcher die Regie- 
rungen schon von vorne herein ihren Standpunkt offen dar- 
gelegt hatten. 

Ein wichtiger der Erörterung hier zu unterwerfender Punkt 
sind noch die katholisch-theologischen Facultäten, welche zu 
Conflicten zwischen Staat und Kirche schon mehrfache Ver- 
anlassung gegeben haben und zur Zeit noch geben. 

Es ist darum neuerdings ihre Aufhebung gefordert 
worden, und wir gestehen offen, dass wir uns eine Zeitlang 
selbst dieser Meinung zugeneigt hatten. Dennoch glauben 
wir ihrer Beibehaltung das Wort reden zu sollen. 

Wir kennen sehr wohl die Bedenken, welche 
sich hier geltend machen. Es wird betont, dass aller- 
dings eine wissenschaftliche Bildung des Clerus fUr 
den Staat erspriesslich sei, dass aber die theologischen 
Facnltäten Deutschlands diese Aufgabe nicht, oder 
doch zum Theil sehr mangelhaft gelöst haben, da der 
heutige von ihnen erzogene Clerus weder als wissen- 
schaftlich noch als national gebildet bezeichnet werden 
könne. Es wird weiter betont, dass gerade die Männer, 
deren Wirksamkeit fiir den Staat allein erspriesslich 
sei, durch staatsfeindliche Bischöfe brach gelegt werden, 
während an der Thätigkeit derjenigen Lehrer, welche kirch- 
licherseits unbehindert von Statten gehe, dem Staate 
wenig gelegen sei. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Ernennung der 
Professoren doch im Einverständniss mit der Kirche, deren 
Lehre sie vorzutragen haben, erfolgen müsse, während bei 
den gespannten Beziehungen zwischen Staat und Kirche 
solch Einverständniss entweder gar nicht, oder doch nur 
bezüglich solcher Männer erreicht werden könne, deren 
Wirksamkeit für den Staat indifferent sei. Und endlich <(verde 
ja durch die Erfahrung erwiesen, dass die Studirenden der 
katholischen Theologie von den Vortheilen der Universitas 
literarum nur einen verhältnissmässig geringen Gebrauch 
machen und sich an ihrem Fachstudium genügen lassen, 



Digitized 



by Google 



814 Drittes Buch. 

für welches demnach kirchliche Fachschulen als ausreichend 
erscheinen. 

Um diesem letzten Einwand zuerst zu begegnen, so 
haben wir schon oben die Forderung ausgesprochen, dass der 
Staat die Bildung des jungen Clerus überwache. Er kann 
daher durch Anordnung von Zwangscollegien philosophi- 
schen, philologischen und geschichtlichen Inhalts dafür sor- 
gen, dass auch der andere den katholischen theologischen 
Facultäten gemachte Vorwurf, dessen Schuld aber zum 
guten Theil der Staat trägt, dass der Clerus unwissenschaft- 
lich sei, paralisirt werde. 

Der Ausdruck Zwangscollegien schreckt uns dabei 
nicht, denn wir vermögen nicht in das liberale und banale 
Feldgeschrei: Freiheit aller Orten, miteinzustimmen. 

Wir meinen , dass der dem Schulzwange plötzlich ent- 
zogene, mit der Wissenschaft, der er sein Leben will 
absolut unbekannte, junge Mann, der die Universität be- 
zieht, noch nicht die Reife des Urtheils besitzt, um den 
Gang seiner Studien frei zu gestalten. Der Staat, der ihn 
auf die Universität zwingt, hat auch nach jener Richtung 
Zwangsbefugnisse, die er nur zum Schaden der Studiren- 
den selbst opfert. 

Ein wissenschaftlicher Clerus wird aber auch ein natio- 
naler sein. Das zeigt die jetzige altkatholische Bewegung 
zur Evidenz. Und diese durch und durch wissenschaftliche 
und nationale Bestrebungen sind doch in Deutschland nur 
möglich geworden durch die katholisch-theologiöthen Facul- 
täten und eine Ehrenerklärung für dieselben. 

Dass in nächster Zukunft die Wahl der Professoren 
mit Zustimmung der Bischöfe schwierig sein wird, 'Verhehlen 
wir uns nicht. Aber wir haben schon wiederholt betont, 
dass uns die Hoffnung auf Wiederkehr normaler Zustände 
nicht verlässt. Und die gleichen Schwierigkeiten würden 
sich doch auch bei der Wahl von Seminarlehrem — denn 
kirchliche Seminare müssten doch an die Stelle der aufge- 
hobenen theologischen Facultäten treten — geltend machen. 

Auch diese Lehrer könnten doch nur mit Genehmigung 
des Staates ernannt und abgesetzt werden, wenn nicht die 
ganze Erziehung des Clerus der Aufsicht und Einwirkung 
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des Staates entzogen werden soll, was wir schon oben als 
durchaus unzulässig bezeichnet haben. 

Die Thätigkeit der vom Staat ernannten und allein von 
ihm absetzbaren Universitäts-Lehrer zu schützen, is^ der 
Staat wohl im Stande. Einmal durch Beseitigung der 
bischöflichen Seminarien. Wir werden zu diesem Vorschlage, 
dessen Ausführbarkeit auch durch die Circumscriptionsbul- 
len, welche die Einsetzung von Seminarien stipuliren, recht- 
lich nicht behindert wird ^), durch Betrachtung der factischen 
Verhältnisse veranlasst. 



*) Die Circumscriptionsbullen haben, da sie auf einem Vertrage 
mit der römischen Curie, beruhen unzweifelhaft einen den völkerrecht- 
lichen Verträgen analogen Character, was namentlich für ihre Inter- 
pretation, dann aber auch fflr die Benrtheilung der Gründe, aus denen 
die Paciscenten sie aufheben können von Wichtigkeit ist. Dass sie 
ausserdem wie für die Kirche Eirchengesetze , schon durch die Art 
ihrer staatlichen Publication Staatsgesetze sind, kann unseres Erach- 
tens nicht weiter ins Gewicht fallen, da auch andere völkerrechtliche 
Verträge wie Staatsgesetze publicirt werden. Die Consequenzen unserer 
rechtlichen Anschauung haben wir schon anderswo gezogen — das 
Veto der Regierungen bei Bischofswahlen (Halle 1669) S. 61 ff. — sie 
gewähren beiden Paciscenten die Befugniss, von dem Vertrage zurück- 
zutreten, wie das ja die römische Curie bezüglich des französischen 
Konkordates für Elsass und Lothringen grundlos gethan hat — denn 
die protestantische Confession des elsässisch-lothringischen Landesherrn 
kann um so weniger als ein Aufhebungsgrund erachtet werden , als 
das Goncordat diesen Fall von vorne herein als möglich ins Auge fasst, 
für das Recht der Bischof s-Nomination berücksichtigt, ihn also nicht 
als Bedingung der Gültigkeit des ganzen Vertrages hinstellt — und 
wie das wegen der durch das Goncil veränderten Natur des kirchlichen 
Paciscenten der Staat unzweifelhaft mit Grund thun darf. Die von 
Hinschius a. a. G. 25 ffT geltend gemachten Gründe sprechen mehr 
gegen die Contrahirung von Konkordaten, weil die Kirche keine civitas 
sei , als sie die juristischen Gesichtspunkte für die Benrtheilung schon 
geschlossener angeben. Der ein Goncordat paciscirende Staat geht eben 
von dem freilich verwerflichen Grundsatze aus, dass die Kirche eine 
civitas sei; den Grundsätzen der Moral gemäss wird auch das Ergebniss 
seiner Pactes nach den bei der Contrahirung massgebenden Motiven 
beurtheilt werden müssen. Dass rechtlich, juristisch, für den Staat 
kein Zwang existirt, diesen Gesichtspunkt zu befolgen, hat eben 
in der völkerrechtlichen Natur des Vertrages, welche ja über- 
haupt nur moralische Garantieen ihrer Erfüllung besitzen, seinen 
Grund, und braucht nicht mit Hinschius als eine Consequenz des 
Gedankens angesehen werden , dass die Kirche der gesetzgebenden Ge- 
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Gegenwärtig sind die katholischen Facultäten von 
Tübingen und Fr ei bürg allein in ihrer Wirksamkeit 
nicht gestört worden, obgleich der Bischof von Rotten- 
burg und der Capitels Vicar von Frei bürg das Infalli- 
bilitätsdogma angenommen haben, eine grosse Anzahl der 
an jenen Facultäten wirkenden Lehrern aber zu den Anti- 
infallibilisten gehört. Der Grund davon — denn nicht ein- 
mal eine Unterwerfung unter das neue Dogma ist von den 
beiden Facultäten gefordet worden — liegt nicht in beson- 
deren Rücksichten oder einer schwankenden Haltung der 
beiden Ordinariate in der gedachten dogmatischen Frage, 
denn der Freiburger Weihbischof Kübel wenigstens hat 
immer in den Reihen der extremen Parteimänner gestanden. 
Der Grund ist vielmehr einfach in dem Umstände zu finden, 
dass in jenen beiden Diöcesen keine Seminarien existiren, 
und die Bischöfe fürchten müssen, bei Trockenlegung der 
Universität auf jede Ausbildung junger Cleriker verzichten 
zu müssen. 

Diese Erwägungen werden aber für sämmtliche Bischöfe 
massgebend werden, wenn sie sämmtlich keine Seminarien 
mehr besitzen werden. 

Weiter aber soll der Staat nicht dulden, dass der Bi- 
schof den Studirenden den Besuch der Vorlesungen eines 
Lehrers untersage, der mit bischöflicher Bewilligung an- 
gestellt ist. Der Bischof soll vielmehr lediglich beim Staate 
Beschwerde führen dürfen , und der Staat bei Beurtheilung 
derselben die gleichen Gesichtspunkte walten lassen, die wir 
bezügUch der Disciplinirung der Geistlichen betont haben. 

Also auch hier soll er bei dogmatischen Anfechtungen 
der Professoren dem Urtheile der Kirche ohne materielle 
Prüfung der angeblichen Heterodoxie folgen, doch auch 
hier wieder mit der oben von uns betonten Ausnahme be- 
züglich der Altkatholiken. 

Aber selbst wenn der Staat in Zukunft nur Männer 
von infallibilistischer mithin staatsgefährlicher Gesinnung 

walt des Staates anterworfen ist, und bindende Verträge mit Recbts- 
subjecten , die sieb in dieser Lage befinden , über die Ausübung der 
gesetzgebenden Gewalt vom modernen Staatsrecht nicht anerkannt 
werden. 
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auf seinen Lehrstühlen haben sollte: er kann sie an den 
Staatsanstalten doch verhindern; geradezu staatsgeftlhrliche 
Grundsätze zu lehren, was ihm bei lediglich kirchlichen 
Seminarien ganz unmögUch fallen würde. 

Darum glauben wir Alles in Allem erwogen, dass der 
Staat nicht noch so bequemen Theorien zu Liebe voreilig 
die katholischen theologischen Facultäten fallen lassen soll. 
Erst wenn er dauernd auf eine befriedigende Gestaltung 
seiner Beziehungen zur Kirche zu verzichten hätte, wenn 
die zur Aufrechterhaltung der theologischen Facultäten 
nöthige Machtentfaltung ausser Verhältniss träte zu dem 
durch jene erzielten Nutzen, wenn die Kirche durch die 
Erwägung, dass der Staat für die theologische Bildung der 
Cleriker in Zukunft nichts thun, umgekehrt aber diesel- 
ben doch zu einer allgemeinen wissenschaftlichen Ausbil- 
dung anhalten würde, dass mithin das Studium der Theo- 
logie verlängert, kostspieliger und seltener werden würde, 
nicht von der Erregung unnöthiger Conflicte abgehalten 
werden sollte: erst dann soll er diese Brücke zwischen 
Staat und Kirche abbrechen, und die theologischen Facul- 
täten Preis geben. 

IX. 

Nachdem wir die bisher historisch aufgetretenen Schutz- 
mittel für die Gränzen des staatlichen Gebietes mit Aus- 
nahme der sogar zu erweiternden Strafgesetze für unan- 
wendbar erklärt haben , erübrigt es uns , unsere positiven 
Vorschläge zu formuliren. Diese knüpfen an den appel 
comme d'abus an und versuchen dies Institut den modernen 
staatlichen Bedürfnissen und der der Kirche gegenüber ver- 
änderten Rechtslage des Staates anzupassen. 

Wir wollen, wie das in Frankreich der Fall war, eine 
angesehene staatliche Behörde construirt wissen, welche die 
Hechte des Staates zu schützen hat. 

Die Gerichte erscheinen uns nicht geeignet dazu. Ein- 
mal ist die Bildung unserer Richter überhaupt privatrecht- 
lich zugeschnitten, was bei vielen kirchen- und staatsrecht- 
lichenErkenntnissen höchster deutscherTribunale einen ebenso 
deutlichen wie betrübenden Ausdruck gefunden hat. Anderer- 
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seits kann bei Fragen, die mit der ganzen Machtstellnng 
des Staates im Zusammenhafig stehen, und die staatliche 
van politischen Verhältnissen abhängige Autorität zum Aus- 
druck bringen sollen, nicht eine bloss juristische Thätigkeit 
genügen. Es wird auch, namentlich bei Abmessung der 
gegen die Kirche zu verwendenden Repressionsmittel der 
politische Gesichtspunkt entscheidend sein müssen, welcher 
den Gerichten fehlt und fehlen soll. 

Auch das Justizministerium — von dem Cultusmini- 
sterium, welches wir als fortfallend angenommen haben, 
abstrahiren wir deswegen — erscheint uns nicht als die 
wünschenswerthe Behörde. 

Wer die Gesetze über das Verhältniss von Staat und 
Kirche ausführt, ist nicht ein unparteiischer Richter, ob der 
Rahmen dieser Ausführung genau eingehalten ist; und die 
Ministerien sind nur der Form nach collegiale Behörden, 
während der That und dem Rechte allein der Wille einer 
Person, des Ministers entscheidend ist. Zu Gunsten einer 
nüchternen, unbefangenen Beurtheilung der zwischen Staat 
und Kirche entstandenen Conäicte erscheint uns aber eine 
collegiale Erörterung nothwendig. 

Eine solche könnte nun freilich in dem CoUegium des 
Staatsministeriums gefunden werden. Allein diese rein po- 
litische, und einer politischen parlamentarischen Körperschaft 
verantwortliche Behörde ist wohl im Stande den politischen, 
wie wir angedeutet haben, gleichfalls ins Gewicht fallenden 
Gesichtspunkt wahrzunehmen, bietet aber keine Garantie 
für die Einhaltung des formell-rechtlichen Ganges , den wir 
im Interesse der Kirche wie des Staates für nothwendig 
erachten. 

Die moderne Entwickelung drängt überall nach Ver- 
waltungagerichtshöfen und diese mit ihrem der Natur der 
Sache angepassten formell feststehenden Verfahren scheinen 
uns auch die geeigneten juristisch-politischen CoUegien za 
sein, denen wir die Bewahrung der zwischen Staat und 
Kirche gezogenen Gränzen zuertheilen möchten. 

Bei diesem Verwaltungsgerichtshofe soll ein vom Staate 
eigens dazu bestellter Beamter jeden Missbrauch der geist- 
lichen Amtsgewalt zur Erörterung bringen. 
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Als solchen bezeichnen wir jede Verletzung der von 
dem Staate über die Kirche erlassenen Gesetze, die nicht 
zugleich Strafgesetze sind und demnach die Competenz der 
ordentlichen Gerichte begründen. Also um eine Anzahl 
von Fällen, die sich nach Massgabe der oben von uns als 
nothwendig bezeichneten gesetzlichen Bestimmungen leicht 
erweitern Hesse, hervorzuheben: die Ernennung, Versetzung, 
Absetzung von Geistlichen ohne staatliches Exequatur, die 
Nichtbeobachtung der für Bischofewahlen geltenden Vor- 
schriften, die Publikation kirchlicher Verordnungen ohne 
gleichzeitige Mittheilung an die Staatsbehörde, oder von 
einem Inhalte, der gegen die Staatsgesetze verstösst, nicht 
aber unter das für alle Presserzeugnisse massgebende Straf- 
gesetz fallt, das von dem kirchlichen Oberen allein erlas- 
sene Verbot, Vorlesungen eines katholischen Docenten zu 
besuchen, die Constituirung kirchlicher Vereinigungen ohne 
staatliche Erlaubniss u. s. w. 

Der Gerichtshof erkläre zuvörderst den Missbrauch für 
vorhanden oder nicht vorhanden. Aber er begnüge sich 
nicht mit dem moralischen, wie die französischen Beispiele 
zeigen, völlig unwirksamen Erfolge solcher Erklärung, son- 
dern erkenne, neben der Cassirung der missbräuchlichen 
Handlung, wozu der Verurtheilte executionsweise anzuhal- 
ten ist, auf eine Strafe. 

< Diese Strafe sei principaliter eine fühlbare, empfind- 

liche Geldstrafe, subsidiär und im Wiederholungsfälle Ge- 
fangniss. Und zwar ist die Strafe nicht nur gegen das 
Organ zu verhängen, welches den Amtsmissbrauch ausge- 
führt hat, sondern auch gegen die Behörde, welche ihn 
verfugte, da sonst der Episcopat sich nie scheuen würde, 
auf Kosten des niederen Clerus die staatlichen Gesetze zu 

^ übertreten. 

Einzig dem Papste gegenüber ist von dieser Regel eine 
Ausnahme zu machen, und der von ihm ergangene die 
Staatsgesetze verletzende Befehl freilich formell zu cassiren 
und für missbräuchlich zu erklären, die Strafe aber nur 
gegen das ausführende Organ zu richten. 

Der Gerichtshof soll weiter befugt sein, eine Tempo- 
raliensperra zu verhängen, welche der Staat um so leichter 
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durchfuhren kann, wenn er den Clerus besoldet^ zu deren 
Exequirung er aber auch entgegengesetzten Falles durch 
die ihm eingeräumte Betheiligung bei der kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung Qelegenheit findet. 

Endlich sei der Gerichtshof befugt, dem widerspensti- 
gen Geistlichen oder Bischof die missio civilis zu entziehen, 
d. h. zu erklären, dass der Staat ihn als Inhaber der 
bisher von ihm bekleideten Stellung nicht mehr anzuerken- 
nen vermöge, und seiner kirchlichen Wirksamkeit gar keine 
äusseren Folgen mehr beimessen könne. 

Diese letzte Massregel ist die schneidigste, aber sie 
ist für den Staat nur mit den grössten Schwierigkeiten 
durchzuführen, die der erkennende Richter sich wohl ver- 
gegenwärtigen muss — und darum wollten wir auch den 
politischen Gesichtspunkt beachtet wissen — bei der er allen 
factischen Verhältnissen Rechnung zu tragen hat, damit er 
nicht den Staat auf einen Weg nöthige , den dieser später 
wieder verlassen muss, damit er nicht so die staatliche 
Autorität, die er stärken will, schwäche. 

Denn die Wirkung eines solchen Urtheils wird zuvör- 
derst der des mittelalterlichen Interdictes gleich sein. Es 
wird eine vollkommene kirchliche Arbeitseinstellung erfolgen. 
Freilich wird dadurch nach unseren Vorschlägen das bür- 
gerliche Rechtsleben nicht mehr berührt, aber der Staat 
möge doch zusehen, ob seine Bürger es vertragen werden, 
wenn ihnen das religiöse Leben verschlossen wird, ob er 
so mächtig, so moralisch sicher ist, das seinem fürs Erste 
doch factisch immer noch unter kirchlichen Einfluss stehen* 
den Volke bieten zu können. 

Eine wirkliche Absetzung eines Geistlichen soll der Ge- 
richtshof dagegen nicht verfügen dürfen, einmal weil der 
Staat nur nehmen kann, was er selbst ertheilt hat, das 
Exequatur, nicht aber das kirchliche Amt, und andererseits 
weil aus einer Absetzung bei der der Kirche innewohnenden 
Consequenz eine ganze Kette von Absetzungen und schliess- 
lich wiederum eine kirchliche Arbeitseinstellung sich erge- 
ben würde. . Denn da der Bischof nicht den staatlicherseits 
abgesetzten Pfarrer auch kirchlich absetzen wird, muss er 
selbst abgesetzt werden^ da das Capitel keinen neuen 
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Bischof wählen wird, theilt es das Schicksal seines Ordi- 
narius, und da so das Diöcesanregiment cessirt; kommt 
die ganze kirchliche Maschine ins Stocken , und wird , da 
die Curie das religiöse Bedtirfniss des Volkes immer der 
Machtfrage nachsetzt nur wieder bei einer für den Staat ver- 
hängnissvollen Nachgiebigkeit desselben in Bewegung gesetzt 
werden können. 

Mit diesen Mitteln und in der dargestellten Weise 
glauben wir , wird das Verhältniss von Staat und Kirche in 
einer Weise gestaltet werden können, welche die Rechts - 
Sphäre des Staates und des einzelnen Staatsbürgers von der 
Kirche loslöst, und dieser hinwider die Freiheit giebt, sich 
autonomisch auf ihrem eigenen Gebiete zu bewegen. Ob die 
einzelnen deutschen Staaten indessen im Stande sein werden, 
die ihnen obliegende kirchliche Aufgabe zu lösen ist eine an- 
dere Frage. 

Wir glauben es nicht , und haben die Gründe unserer 
Meinung an anderem Orte ausgeführt '). 

Aber das deutsche Reich meinen wir, könne und müsse 
diese Aufgabe ausführen, und so möge denn der Geist und 
die Thatkraft unseres bedachten, ernsten und wissenschaft- 
lichen Volkes in seiner so heiss ersehnten und endlich er- 
reichten einheitlichen Staatsform das schwere Räthsel lö£ien, 
an dem alle Zeiten und Völker sich vergeblich abgemüht 
haben. 

Dazu durch Darlegung der geschichtlichen Entwicke- 
lung die Wege zu bahnen , war der Zweck dieser Blätter. 



Doch wir würden unserer Aufgabe nicht vollkommen 
gerecht werden, wenn wir nicht auch der protestantischen 
Kirche gedächten. Nur einige Worte, werden dazu genügen. 

Die protestantische Kirche nimmt keinerlei feindliche 
Stellung zum Staate ein. Ihre Principien erkennen die sitt- 
liche Berechtigung und die sittlichen Ziele des Staates voll- 
kommen an, sie kann sich daher nicht über den Staat 



*j Vgl. das deutsche Reich und die kathol. Kirche S. 83. fl. 
E. Fricdber^, D. Missbr. d. ^eistl. Aiiitsgrewalt ^3 
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stellen , sondern nur neben denselben und hat sich factisch 
unter ihn gestellt. 

Die evangelische Kirche hat kein specifisches Priester- 
thum ausgebildet; sie kennt keinen Clerus und kann für 
ihr geistliches Amt somit keine exceptionelle Stellung be- 
anspruchen. 

Den theoretischen Grundsätzen der evangelischen Kirche 
gemäss ist demnach ein Conflict zwischen Staat und Kirche 
nicht denkbar, und die historische Entwickelung hat ihn 
noch mehr unmöglich gemacht, da sie die Kirche in die 
vollste Botmässigkeit zum Staat brachte, so dass, wie wir 
das oben angedeutet und auch ftir die heutige englische 
Staatskirche ausgeführt haben, jeder Conflict zwischen Staat 
und Kirche den Character eines Competenzconflictes trägt, 
der sich innerhalb des Staatsorganismus vollzieht und dort 
auch zum Austrag zu bringen ist. 

Nicht allein aber, dass die evangelische Kirche diese 
zum Tlieil irrationale Verknüpfung mit dem Staate aufzu- 
lösen, und eine ihrem eigenartigen Wirkungskreis entspre- 
chende selbstständige Stellung einzunehmen trachtet: der 
deutsche paritätische Staat, der seine Verbindung mit der 
katholischen Kirche trennt, wird schon dadurch behindert, 
die mit der evangelischen beizubehalten. Und so werden 
dann der evangelischen Kirche gegenüber, so wenig sie in 
ihren inneren Principien dazu Veranlassung geben mag, 
die analogen Grundsätze zur Anwendung kommen müssen, 
deren Nothwendigkeit wir für die katholische Kirche nach- 
zuweisen unternommen haben. 

Und das wird zur Zeit um so mehr der Fall sein müs- 
sen, als eine Partei der evangelischen Kirche, die dieser 
innewohnenden Principien über das Verhältniss von Staat 
und Kirche vergessen zu haben scheint, sich in gut katho- 
lischer Art darin gefallt, die Kirche den göttlichen, über 
den irdischen Staat zu stellen, logischer Weise zu den ka- 
tholischen staatsfeindlichen Consequenzen gelangen muss, 
und sich von dem katholischen Clerus schliessUch nur durch 
ihre Machtlosigkeit unterscheidet. Aber freilich die Existenz 
einer derartigen Partei betrachten wir, wenn auch als eine 
Krankheit, so doch als eine in ihrer Zeitdauer bemessene, 
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und für den Staat dauernd nicht zu berücksichtigende; denn 
das evangelische Volk will von solcher Herrschaft der 
Kirche über den Staat eben so wenig wissen, wie von 
einem Verschmelzen des kirchlichen Lebens mit dem staat- 
lichen. Das Volk giebt solchen Parteigelüsten keine Basis, 
und wenn die jetzige evangelische Consistorialkirche erst 
synodalisch gegliederte Volkskirche geworden sein wird, 
werden die katholisirenden Herrschaftsgelüste von selbst in 
Vergessenheit gerathen, die von uns aufgestellten Principien 
von der evangelischen Kirche willig angenommen werden, 
und in ihrer Durchführung zu Conflicten kaum Veranlassung 
geben. 
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I. 

(vgl. oben 8. 201.) 

Bericht der vom Herzoge von Baiern eingesetzten Kom- 
mission (i. J. 1 582) über die dem ersteren in Kirchensachen 
zustehenden Rechte ^). 

Jara autem Ser. Ducis in iis qnae ad ecclesiae 
negotia spectant, ea fere sunt quae in sequentibus 
panctis comprehenduntur. 

>) Handscbr. d. König]. Bibl. zu München Cod. bav. 
no. 2176. fol. 7. flf. 

Am 16. October 1676. hatte der Münchener Nuntius an Herzog 
Albert von Baiern folgendes Schreiben gerichtet, Cod. bav. no. 2173, 
fol. 1. flf.: 

»(Papa) Serenitatem Yestram adhortans, ut non solum ita ecclesiae 
opitulari pergat, sed etiam interdum ordinarios officii admoneat, excitet 
et inflammet ad Visitationen! et reform ationem serio instituendam ac 
cum fructu perficiendam, a qua ecclesiae universae bonus Status ac 
tranquillitas maxime pendeat, necessaria eis auxilia per ditionem suam 
quoque praestando. Nam cum Stas Sua eosdem saepe cum per literas 
tum per Nuntios suos diligenter de eadem re admonuerit ac paterno 
rogaverit, parum tamen imo nihil apud eorum aliquos hactenus cum 
piorum omniam scandalo et summa catholicae' religionis jactura pro- 
fecisse videtur, ut qui semper hanc excusationem praetenderint , quod 
a ministris h. e. praefectis, rectoribus atque aliis officialibus principum 
saecularinm impediantur, qnominus iurisdictione atque officio suo li- 
benter fuogi possint. Qnare mandavit mihi S. S. ut querelas ab or- 
dinariis ad suam Beatitudinem delatas principibus saecularibus pro- 
ponam et cum iisdem agam, quatenus omnia hujusmodi impedimenta 
si qua erunt, tollenda procnrent, et ordinariis visitantibus ac reforman- 
tibus quibuscunque poterunt modis praesto esse, atque auctoritate etiam 
sua negotium tanti momenti promovere velint, ut optatos effectus sor- 
tiatur, nee ordinarii deinceps quicqüam conqueri, impedimenta afferre 
et in alios negligentiam ac culpam convertere debeant c 

Damit waren dann 28 Beschwerdepunkte verbunden; diese wurden 
aber zurückgewiesen durch ein scharfes Schreiben, welches bitter über 
die Bischöfe klagt und alle Gravamina negirt. So habe der Herzog 
nie untaugliche Prälaten abgesetzt, sondern sich immer bei den Bi- 
schöfen beschwert. »Optaret sane Ser. dux tam serio animadverti ab 
Ordinariis in Praelatorum vitam quam ea fortiter ab eis negligitur. 
Nnllum certe habetur exemplum quod episcopi statuerint in turpes ac 
inntiles praelatos proprio quodam motu suo , et non excitati prius fre- 
qaenti principum cohortatione Quare non est ut conquerantur in eo 
. sese impediri, cujus curam vix subeant diu etiam multumque admo- 
niti.€ — 
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QaibuB additae sunt in margine Notae ac Apostolici Nuncii cen- 
sorae. 



»De poenis quae ad commerita irrogantiir sacerdotibus respondetur 
breviter, cupere Ser. quod eos sese praeherent omnes qui esse debe- 
bant, non ebrios, non contentiosos , non percussores, non scortatores, 
non tales denique quorum delicta et quae publice ab eis dantur scan- 
dala ferri minime queant.« 

Ueber den Recursus ad prineipem hiess es dann : 

»Penes disciplinam et correctionem cleri quem nemo non pius et 

catholicus optaret integerrimum ac purissimum, nunqnam fuit licitum 

uUi in Bavaria, ut se Ordinariis opponeret aut immorigeri alicojus 

^ sacerdotis contra eos defensionem aliquam susciperet nisi forte ali- 

quando acciderit ut Ser Ducis authoritate scriberetur ad episcopos ubi 

institutae essent ab ipsis exactiones iniquae et ne,...p OTaiitt«Bt o b^ife- 

viores aliguas C?"3ft -Pgr^l" J *V:?,!. Jll p^'"i)fmir?. parvas hos exQpjBUOUini- 

"TfllTöbe vexa«, maxime ubi constaret rem totam nimis temer'e institui, 

*gfiB. li^certo cum plebis Christiane periculo. Visum etenim est con- 

tingere, ut ex tali processu ob causas tameii minime graves, multis 

septimanis pastores prorsus essent sine officio, oves sine pabuloc (e b e n- 

das. foL 10. ff.). 

Diese Antwort wurde aber nicht abgeschickt, sondern erst später 
eine ziemlich gleichartige ausgearbeitet. Nachdem auf der Conferenz 
in München vom 28. Juni bis 4. Juli 1581. folgende f&r das Placet 
wichtige Erklärung Seitens der Regierung abgegeben worden war : 

»Publicatio Bullae Coenae Domini conferri debet cum ordinariis 
in proximo conventa, num conveniat in bis partibus fieri. Gerte ante 
hoc tempus nullns Germaniae episcopus eam publicavit aut obserYavit 
etiam.€ eben das. fol. 71. 

Bei Gelegenheit derselben Concordatsverhandlungen wurde auch 
Seitens der Regierung eine Denkschrift ausgearbeitet. Cod. b a y. 
germ. 2173. (K. Bibl. z. München) fol. 170. ff. 

An princeps Bavariae possit se tüeri consuetudine contra eccle- 
siasticos ratione actuum jurisdictionalium, quos a tanto tempore, cujus 
memoria non extat in eos ad eorum bona temporalia exercuit? 

Die Ansprüche, welche die Geistlichen aus der heil. Schrift ab- 
leiten, werden hierin zuerst angeführt, dann aber die oben aufgewor- 
fene Frage bejaht aus dem Grande, weil die Immunität der Cleriker 
nicht iuris divini sei. 

Die Beweise werden aus gallikanischen Schriftstellern, der heil. 
Schrift, dem Corpus iuris canonici, der spanischen und französischen 
Praxis geführt, da der bairische Fürst »quasi eadem iura, sicut Rex 
Galliae in clericos suos ab antiquissimis temporibus usurpat (fol. 175.).« 
Dabei wird auch der Recursus ad prineipem vertheidigt: »Praeterea 
etiam Reipublicae Interesse videtur, ot remedium et auxilium adversus 
iudices ecclesiasticos adhibeatur. Nisi enim hoc fieret, saepe gravis- 
sime opprimerentur innocentes a iudicibus ecciesiasticis qui procul a 
roroana curia passim iurisdictione et potestate ecclesiasticaabuterentur; 
quo quidem casu etiam canones ipsi saecularis principis potestatem in 
clericos permittunt. Tex. est expressus 16. qu. 7. c. filiis vel nepotibus 
et cano. si quis cum clerico 11. qu. 1*. An autem iudices ecclesiastici 
potestate sua in Germania abusi sint, et an hodie adhuc fieri possit, 
consideratur praesens reipublicae Status, et ?ideantar centnm grava- 
mina nationis Germaniae in comitiis Norimbergensibus anno 72. ponti- 
ficio oratori oblata. Et utinam falso nobis cum Didaco Govarruvia 
dicere liceat. Quod si quis eontendat, (inquit). a principibus saecula- 
ribus hanc tollere potestatem, statim non quidem serio comperiet ex- 
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I. Inspectio et Observatio temporalis administrationis tarn in mo- 
nasteriis quam ecclesiis aliis per Bavariam jure atque consuetadine 
longissimi temporis ad Duces pertinet. 

perimento manifestissimo qaantum calamitatis reipublicae inyexerit. in 
lib. pract. quaest. cap. 80. oo. 3. vers. 5. Justitiac (fol. 176. f.) 

Die Schrift rief eine Gegenschrift hervor »Respousio quorundam 
clericorum ad scriptum quoddam quorundam laicorum Ser. Principi 
Guilhelmo Comiti Palatino Rheni utriusque Bavariae duci nuper prae- 
sentatum, quo quaerebatur, an princeps Bayariae possit se tueri con- 
suetadine contra ecclesiasticos ratione abusuum iurisdictionaliumc (fol. 
183. ff.). 

Der Standpunkt derselben ergiebt sich schon aus der Protestatio 
des Eingangs. »Hoc unum protestamur quod non quasi in iudicio cum 
laicis hac in re contendere statuamus, ne haue quaestionem ad eorum 
tribunal referre aut ejusdem decisionem ab illis tanquam a legitimis 
huius causae cognitoribus et judicibus expectare (quam ad forum 
Ecclesiasticum , non obstantibus quibuscunque laicorum ventilationibus 
pertinere probe novimus) sed quod ea de causa hanc provinciam ad 
instantiam Ser. principis nostri . . in humeros nostros suscepimus, ut 
suae celsitudinis conscientiae satisfiat et laicorum argumentis (salva 
semper ecclesiastici fori potestate) tempestive resistatur.c 

Es sei richtig, dass die Immunität des Glerus nicht iuris divini 
sei, sonst könne ja der Papst nicht dispensiren. 

Bezüglich des recursus heisst es in Gesprächsform mit Beziehung 
auf die oben angefahrten Worte der Denkschrift 
L a i c i : Praeter ea — abuterentur. 

Glerici: Gerto nobis promittimus hos ducum Bavariae defen- 
sores mediocri animo ista dicere, quam Lutherus tam in impia sua 
captivitate Babylonica, quam passim alibi haec et similia nobis objicit. 
ütcunque fuerit, satis periculose loquitur, et merito magis timere de- 
berent, ne laici iudices cuncta pro arbitrio suo pertractantes innocentes 
clericos et gravius quidem opprimant, et largius emungant igitur ut 
quando talis necessitas postulabit ad sedem apostolicam rem totam de- 
ferant, aut ex ejusdem consensu alia legitima via provideri curent. 
Laici: Quo quidem casu — quaest. 1. 

Glerici: Toto coelo distat textns citatus c. filiis vel negot. a 
praesenti casu proposito ; nihil aliud eo in loco statuitur, quam ut filii, 
nepotes, et honestiores propinqui ejus qui ecclesiam constfuxit vel 
ditavit, haue solicitudinem habere possint, ut si sacerdos aliquid ex 
coUatis rebus defraudaverit vel eum aut honesta conventione compes- 
cant aut episcopo id denuntient, vel si episcopus id agat Metropolitano 
insinuare procurent: Si autem Metropolitanus sit, qui sie ecclesiam 
defraudat Regis auribus intimare non differant. In toto autem textu 
isto nihil habetur de innocentum oppressione, aut de potestate per- 
mittenda saeculari principi corrigendi aut iudicandi clericum. Deinde • 
hie textus in decreto Gratiani repertus, unde venerit aut quam autho- 
ritatem habeat, nescimus, cum tantum id pro titulo praeponatur, quod 
in canonibns inveniatur. Quod si nihil aliud de hoc textu constet, nee 
cujus generalis concilii, cujusve summi pontificis determinatio fuerit, 
vim legis habere non potest. aut si unquam habuit, certe hodie per 
posteriora iura irritum esse dicere possumus. Sed non sine causa su- 
perius admonuimus, hujusmodi esse ea quae defensores Bavariae ex 
iure canonico allegant. De altero quoque textu c. Si quis cum Gleri 
11. qu. 1. Idem iudicium non inmerito ferro poterimus cum eins titalus 
sie se habeat. Gonstitutio 74. cap. I. Gajus autem haec^constitutio 
Sit, unde veniat, nihil dicitur. Nee in eo tamen aliud definitur quam 
quod is, qui cum Glerico litigium in pecuniaria causa habet, primo 
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Sunt enim ii jam inde a Regum Bavarorum tempore perpetai ad- 

^^j^^M/^ monasteriorum et ecclesiarum in Bavaria. Et quod regibus 

Hispaniae, Galliae etc. in sui^regnis, quöd imperatori per Imperium 

Ifcet^ lioc hahent Bavari duces in sua proyincia non solam ex anti- 

quissima consuetudine sed etiam ex imperatorum infeudatione et pri- 

- ^ T ii egi w r -' . - 

Et principes etiam tales ecclesias conventuales et collegiatas aut 
erexerunt, ac fandarunt ab initio, aut dotaverunt et auxerunt, ande in 
eas jus patronatus ipsis est acquisitum. 

— Contra Rom. hoc omne ad ordinarios pertinere censet, sed nuntius 
ap. dedit indultum super iis nsque ad revocationem sedis apostolicae. — 

II. Praelati ecclesiastici omnes sive in monasteriis sive collegiatis 
ecclesiis jam sunt ab immemoriali tempore statibus Bayaricis associati. 

Ünde novis semper principibus homagium corporale praestaot, non 
secus atque alii Status provinciae: tractant de pnblicis patriae negotiis, 
contribuerunt ad ejus necessitates : et communia portant onera sicut 
per Imperium archiepiscopi , episcopi, abbates etc. cum secalaribus 
principibus ac civitatibus imperialibus. Et quae a quadringentis jam 
annis ac amplius, sive in privatis principum causis, sive publicis Ba- 
yariae negotiis traetata literisque firmata sunt, in iis praelatorum tan- 
quam primi ac praecipui Status authoritas et sigilla semper primo sunt 
loco ac ordine. Hinc etiam in iuris Bayarici libros relatum est, per 
Comune omnium ordinum statutum et decretum de curandis, taeodis- 
que ecclesiarum Bavaricarum bonis. 

— Hie censura Rom. multa desiderat, quae prius cum episcopis com- 
ponenda sint, quia aliquid concedatur Sero Duci, ^t sunt de ordinariis 
steuris, de praetensa iurisdictione in snbditos et bona monasteriorum, 
de inequali numero yotorum cleri et nobilitatis in Dietis proyincia- 
libus etc. unde constat, quare probetur , illa^ Praelatorum ad coeteros 
Status incorporatio. — 

m. Ex bis fundamentis praelati Bayarici in personalibus et rea- 
libuH actiouibus coram principibus conyenti, comparere solent, suarum- 
que causarum et rerum decisionem audire et accipere. 

illum ad episcopum deferat, qui si litem determinare noluerit, ad 
ciyilem iudicem causa deyolyitur. In criminalibus yero, ut nunquam 
clericus puniatur, nisi prius ab episcopo sacerdotio, yel clericatus bo- 
nore nudatus fuerit. Illud autem valde miramur, quod dncum Bayariae 
defensores hujusmodi textus, quos yel apocryphos, yel certe posterio- 
ribus canonibus abrogatos esse, constat, proferentes, Interim omnia ea 
quae in decretalibns et recentius per ponfices rn contrarium definiuntur, 
quae rey. in Christo pater Scatensis ep. sed ap. nuncius in scripto suo 
sec. principi nostro nuper praesentato cumulate allegayit, summo si- 
lentio inyolyerint. 
/ Laici: Et utinam — inyexerit. 
C 1 e r i c i : Et utinam Deducum Coyarruyiam Ducum Bayariae de- 
fensores inteiligerent! Nunquam id somniayit ille, ut subito propter 
bas laicorum suspiciones ac timores ne ab ecclesiasticis iudicibus in- 
nocentes opprimantur saecularibus iudicibus, jurisdictio super clerum 
co^cedatur, sed in casibus iure concessis, utpote quando clericus per 
suum ordinär ium, aut omnes quorum interest, brachio saeculari legitime 
traditur, et in finibus, in quibus cum ecclesia nihil agat, magnam pro- 
fecto calamitatem respublica pateretur, si bracbio saeculari nnlta po- 
testas esset. Dcnique in quibuscunque negotiis iura canonica per- 
mittant (ut saepe pontifices bracbium tfaeculare inyocant) in illis po- 
testatem saecularem tanquam ecciesiae conseryandae utilissimum Covarr. 
merito agnoscit, sed quod id Coyarr. voluerit, quod et Ducum Bayariae 
defensores obtinere satagunt, id nunquam probare poterunt.c 
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NoD aliter quam Archiepiscopi et Episcopi coram Imperatore aut 
Camera imperiali. Exempla atrobique sunt innumera et perpetua. 

— Negant hoc censores ac nuncins fieri posse aut debere nisi in 
quaestione feudali, quae ad dominam feudi semper pertinet. — 

lY. Et quia Praelati Bavariae sunt de statibus atque corpore pro- 
vinciae gaudent etiam communibns statu um privilegiis. 

Quod patet non solum ex publicis tabnlis der gemeinen Landes- 
freyheit. sed etiam ex infinitis privatis privilegiis concessionibns et 
gratiis, a principibus impetratis et adhuc impetrandis quotidie quae 
utique principeSj si sua non fuissent propria, nee dare potuissent, aliis 
ipsi. nee ab iis alii accipere. 

— Privilegia etiam amplissima facile dimittuntur. — 

y. Ipsorum quoque Praelatorum .et personarum ecclesiasticarum in 
Bavaria Utes, et controversiae, vel inter ipsos, vel erga alios ortae sive 
terminis sive bonis temporalibus aliis, ad principum tribunal spectant, 
ubi etiam deciduntur et definiuntur sicuti statuum atque ordinum 
aliorum. 

Et hoc fit quotidie inter Archiepiscopos et Episcopos imperii apud 
Camerale Judicium et apud parlamenta Gallica inter proceres eccie- 
siasticos, exstant ab antiqtiis temporibus hujus consuetudinis Signa non 
solum in vetustissimis Bavaricarum legum tabulis, sed etiam quod prae- 
lati potiores pleriq.ue in civitatibus primariis Bavariae, ubi vel resident 
Principes, vel regimina hab<;nt, proprias possident aedes, in quibus 
recipiantur, ubi causae fuerint agendae. Actus porro decisarum inter 
ipsos et contra ipsos Ecclesiasticos causarum, factorumque ab iis com- 
promissorum in Principes innumeri sunt passim. 

— Omnia rejiciuntur ad ordinarios, nisi quod paulo ante dictuin 
est feudales quaestiones, quae a4 feudi dominos spectant. — 

VI. Hoc ita proposito et ex immemorialis temporis consuetudine 
firmata, clericorum bona temporalia, sive mobilia, sive immobilia, etiam 
ex fructibus ecclesiasticis acquisita, in vita ipsorum subjecta princi- 
pibus censentur per Bavariam universam. 

Nee enim jam in Gfermania praesertim discrimen est inter cleri- 
corum bona patrimonialia et ex Beneficiis acquisita, sed absque diffe- 
rentia ipsorum propria fiunt, et ad successöres devolvuntur. Quare 
etiam si episcopi de iis judicare et cognoscere praesumant, non solum 
quae ad sacerdotum et clericorum personas consecratas pertinent, sed 
etiam temporalium potestatem sibi vindicabunt, quae ad principes et 
dominos provinciarum solummodo spectat. Cum tarnen sedes apostolica 
ubi ab haeresibus omnia fuerunt liberrima, de saecularibus Ecclesia- 
sticorum procerum negotiis se non intromisit, sed ea imperatorum 
regumque tribunalibus tractanda reliqnit. 

— Negatum totum, omnibus ad Ordinarium rejectis. — 

Vn. Sed et personae ecclesiasticae , ubi ad parochias et beneficia 
ab ordinariis investiti fuerunt, hie de doctrina et sufficientia ad curam 
pastoralem sunt examinati. 

Non quidem ut ordinariorum iurisdictioni per id retrahatur, sed ut 
certum esset, plebis saluti de pastore futuro et hoc non solum ex tem* 
porum necessitate ad cohibendas exstirpandasque haereses, sed etiam 
ad manifestam episcoporum conniventiam aut negligentiam potius, qui 
talia non curant, sicut ßavaria ubi per principum pietatem non fuisset 
ita invigilatum, caeterarum quoque germanicarum provinciarum faciem 
miserriman procul dubio referret, aut saltem ipsis episcoporum civita- 
tibus et dominus non esset purior. 

— Non conceditur hie, illas esse partes et consiliafiorum etiam 
ecclesiasticorum vel ipsius ducis. — 

VIII. Quae ita^ue in Praelatos et Clericos eorumque bona, dum 
vivunt principibus licent, in demortuorum etiam bona relicta, saecu- 
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laremqne haereditatem ipsi competere par est. Nimirum cum mona- 
steriorum praelati post electionem confirmationemque snam et Sacer- 
dotes post impetratam ab Ordinario investituram saecalarem posses- 
sionem a dacibus eorumque Ministris accipiant, quod post obitum 
eorum potiora qnaeque describantur, ne quid eorum damnum patiatur. 

Nam de clericorum bonis in genere superius et intellectum, quod 
ea, sive patrimoniaiia fuerint, sive ex beneficiis acquisita, promiscue 
ad baeredes transeunt» neque aliqna eorum pars sicuti aatiquitus vel 
ecclesiae vel successori cedit, ünde necesse est, cum saepe de haer- 
dibus non constet, et haereditas interdum litigiosa fiat, ut principis 
authoritate omuia conserventur. ^ 

Quodsi ordinarii partes suas interponere soli vellent, non licebit 
iis in saecularis principis territori^», nisi mere ecclesiastica bona curare, 
quae tamen ab aliis patrimonialibus ac propriis discernere grave fuerit. 
In Monasteriis porro, ni talia ab antiquo fuissent instituta, amplissi- 
marum istarum fundationum pars multo maxima jam interisset fun- 
ditus. Quas tamen sartas tectas couservari non solum principis ad- 
Yocati et patroni, sed ipsius etiam provinciae, cujus praelati statum, 
ordinemqne supremum constituunt, interest maxime. 

De custodiendis etiam defunctorum Palrochorum bonis antiquum 
inter provinciales leges statutum exstat vulgo in die Landesordnung. | 

Itaque ubi post alicujus clerici obitum, sive testata si\re intestata 
bona reliquerit, haeredes iustitiam implorent, non hoc apud ordinarios 
fieri cousueverit, sed apud duces tanquam imperii principes, quibus 
omnimoda competit iurisdictio temporalis in suo territorio. 

Quod si Parochis principum nomine saecularis possessio non detur, 
brevi nemo eas eures subibit, cum ab ea omnis commissi populi fide- 
Utas et öbservantia dependeat, atque in de ducales eos in omnibus et 
per omnia tueri, juvareque teneantur. Quod procul proposito ordinarii 
praestare non possent. 

— Nuncius ad dandam possessionem sed ab ordinario permiserat ali- 
quos adjungi nomine Ducis, qui assisterent, sie etiam ad inventaria 
conficienda. Verum censura improbat hanc ejus indulgentiam , addens 
periculum plenissimum esse, ins a priucipibus usurpatum authoritate 
sedis Apostolicae adprobare. — 

IX. Quod si accidit hucusque, quod Clerici tributa et steuras seu 
collectas promissas solvere detrectaverint, et alia de iure et consuetu- 
dine introducta et consueta onera subire vel judicato parere in tem- 
poralibus noluerint, tum ipsi bonaque, illorum propter contumaciam 
illorum sunt arrestata. 

Et haec est generalis non solum Germaniae, sed etiam imperii 
tgtius consuetudo, per quam tanquam legitima iuris remedia Archi- 
episcopi, Episcopi et proceres ecciesiastici omnes, vel ab Imperatore 
ipso vel a Camera imperiali coercentur: imo aliquoties bonis tempora- 
libus omnibus privantur, nunquam ita privatis et executis ad Pontificem 
seu ordinarios per gravamina et appellationes confugienttibus : qui etiam 
non admitterentur cum sua authoritate per ditiones imperii sceptro 
subjectos. Imo si Episcopus vel alius ecclesiasticus , contra alium sui 
ordinis, sive inferior sit, sive aequalis, iura obtineat in aula imperatoris 
vel Camerae iudicip, nee ipsi inter se ad sedem apostolicam provocant, 
multo minus ad metropolitanos , sed judicio legibusque civilibus stant, 
atque contradictione inde a temporibus immemoriabilibus nee forte ha- 
beat Curia Romana, quod de germanicis exemplis in contrarium ad- 
ferat. 

— Et steuras imponere et exigore non permittet Nuncius, multo 
minus arresta. — 

X. Et quia per tempora et casuum variorum acerbitatem coguntur 
saepe praelati et clerici ecciesiarum bona vel divendere penitus, vel 
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certis quibusdam ratioDibus oppignorare, iis absque priDcipum licentia 
nihil hacusque licuit, non tarnen exclnsa ordinariorum quoque, sed et 
summi pontificis authoritate, si quis pro majori sua securitate adhibere 
voluerit 

Ita passim observatur per imperium circa statuum Ecclesiasticorum 
alienationes et pignorationes , Et si hoc loco cessatum faisset a prin- 
cipibus Bavariae, solisque ordioariis permissum, jam diu ignorftretur, 
unde Status ordinisque sui dignitatem tueri possent praelati. Nee 
enim ü tarn propter personas suas, quod praelati sunt, statum locum- 
que suum obtinent, inter alioB duos Bavariae ordines, quam propter 
bona sua temporalia unde publica sustinent patriae onera, quibus ut 
sufficere diu queant, ordinarii parum aut certe minus efficaciter 
curarent. 

— Nuncius admonuerat de authoritate sedis apost. ordinarii que con- 
sensu requirendis in taii casu et secundum Leonis imperatoris con- 
silium, ut nimium suppellex potius sacra et utensilia distrahantur, quam 
bona immobilia, donec de grat. Sum. pontificis indulto esset perspectum. 
Gensura vero nee Leonis imperatoris consilium nee indultum admittit, 
multo minus principis aliquam in hac re concessionem et ratifica- 
tionem. 

XI. Inter caetera quae ad patronorum et advocatornm jura per- 
tinere censentur, ipsorum subditi sunt, equi jumenta, etc. quibus 
utuntur principes ad operas, aedificia, profectiones, et alias necessitates 
subinde emergentes. 

Et hoc non solum ex immemoriabili consuetudine , ipsoque advo- 
catuli et patronatus iure, sed communi et Germaniae et ceterorum 
regnorum exemplo. 

Sed et Episcopi ipsi ejnsmodi praelatorum, clericorumque suorum 
operis non parcunt per sua dominia temporalia. 

Exstant literae antiquae per quas duces certos praelatos talibus 
officiis exemerunt, ac liberarunt special! quadam gratia. Quod magni 
Beneficii loco ab ipsis receptum est, et aliis deinceps officiis saepe 
compensatum. 

Talia autem patronorum et advocatorum jura, tantum abest, quod 
vel pontificum decretis, Tel generali clericorum immunitate sublata sint, 
quod etiam bullae pontificiae pro iis loquantur, ac mandent, nimirum, 
ut patronis et advocatis salva maneant, quae ad officia et justitias suas 
(antiquus est loquendi modus) pertinent. Quod patet ex buUa Lncii III 
P. P. Capitulo ad veterem Capellam Ratisbonae dato ao. Chr. M. D. 
LXXXIII et aliis multis. . 

— Negatur omnino. — 

XII. Si quis Glericus vel parochiam vel beneficium collatum, 
diutius possidere non vellet, sed alten resignare, id cum patroni Prin- 
cipis voluntate factum est saepius aliquoties beneficium ei cum grati- 
tudine restitutum. 

Cujus rei maximus usus est, ut patronus certus esse possit de 
snccessore idoneo, populique cura, cum alioqui intelligeret facile ut 
parochiae per manus subinde traderentur et patronus nesciret, non in- 
certo etiam religionis periculo. Constat enim qualem in hisce rebus 
zelum exerceant ordinarii. 

— Negatur, restitutionem beneficii aut parochiae patrono fieri de- 
bere, sed totum ad manus ordinarii. — 

XIII. Si ecclesiarum statuta principum patronorum voluntate et 
authoritate confecta et per summos pontifices adprobata, mutanda 
fuerunt hucnsque, id consciis principibus et adhibito ab iis consilio 
semper factum est, non privatis opinionibus canonicorum et aliorum. 

Sic non solum ad ea quae privatim aliquibus viderentur, sed ad 
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ipsas fundationes et patronorum ac provinciae usus commode foit 
respectum. 

Studio fuit principi Alberto eius nominis Quarte , qai sapientis 
nomen et famam post se reliquit, cum induceret et transferret huc 
ruralia collegia duo insigneinque ex iis coustitueret ß. Virginis eccle- 
siam coUegiatam, ut penes doctos viros, theoiogos iure consnltos, qui 
maturi jam suscipiuntur, etiam nobiles et patricii bonarum familiarum 
assumerentur, et educarentur, qui ad coosilia et alia principum et 
patriae inunera fierent idonei. Et quia ejusmodi tenuicris plerumque 
fortunae sunt, integra praebenda solis Gapitularibus (quae vocant) 
demptis, inde ab initio iis nobilium ac patriciorum familiarum domi- 
cellis cessit, quae tarnen gravi consilio et habita in capitulo deliberatione 
ad medietatem fere centum nimirum florenos annuos ante decennium 
reducta est. Haue portionem jam deeurtarunt Canonici (num omnes 
et capitulariter nescitur, certe absque praevio manifesto consilio quod 
antea fieri solebat) usque ad quinquaginta florenos, ex quibus pauper 
aliquis domicellus vix domi vivet, alibi nuspiam. Unde successu tem- 
poris eveniet, quod nemo amplius yel nobilis, vel patricius hujus eccle- 
siae canonicus reperietur. Non incerto et principum et patronorum 
et patriae sed et ipsius ecclesiae dedecore et incommodo. 

Cum non utile solum sed honorificum etiam sit, plenumque dig- 
nitate, ut Corpus ecclesiae non ex uno aliquo hominum sed variis or- 
dinibus et gradibus constet, unde variae etiam reipublicae partes con- 
decorari juvarique possint. Cujus usus apud maximas partim ecclesias 
et in Bavaria etiam persaepe visus est. 

Non autem refert adeo, quod sie ex S. Trid. C. producitur, ut 
domicelli minori praebendae portione content! esse debeant, tanquam 
qui Ecclesiae onera nondum sustineant cum aliis. Nee enim tollitur 
Concilium patronorum et fundatorum, judicia et yoluntatem providam, 
qua ipsi in suam ac provinciae salutem et commoditatem intendunt; 
aliter procul dubio quam ii, quorum privata res agitur, vel qui non 
omnia ßtatim ipso impetu rectissime penetrant, et integrum semper erit 
patronis, qui tale apud ecclesias suas institutum conservatumque volent. 

— Quid hie a Nuncio Ap. sit factum et consensum a Sero Duce, non 
ignorat tua Serenitas, jactant aliquid canonici, sed in consilio publice 
nihil est de hoc tractatum et canonici ad consiliariorum informationem 
nondum responderunt. 

XIV. A Praelatorum obitu si novae instituantur electiones ad 
monasteria hinc mitti consueverunt, Commissarii ducales maxime eccle- 
siastici, horumque admonitione et opera electiones per ordinariorum 
legatos ut plurimum diriguntur, pro necessitate et bono monasterii. 

Notiores enim plerumque sunt principibus eorumque officiariis 
Monachi idonei et de ipsis locorum necessitatibus rectius constat, quam 
ordinariis qui longo absunt. 

Quodsi penes electiones in talia non advertatnr^ couventuales frat- 
rum actibus inducti, aut per cupiditates afifectionesque proprüs saepe 
impingent, magna cum monasteriorum jactura. 

Deinde qui a patronis sie mittuntur, temporalem possessionem 
tradunt, familiam et subditos ad obedientiam et fidelitatem hortantur, 
et si opus Sit, adigunt etiam cum potestate, qua principum loco ac 
nomine referunt. 

— Tale jus neque duci neque alteri cuipiam competere dicit Nuntius 
Ap., nisl in fundatione specialiter sit reservatnm authoritate apostolica. — 

XVI. Sicuti vicissim qui inutiles, scandalosique reperiuntur, ordi- 
nariorum authoritate deponi seien t. 

In quo tamen ipsi episcopi sua sponte officium nunquam faciant, 
nisi forte jam post concilium aliqui ad id muneris sint excitati. 

— Et hoc esse ordinarii officium totum. — 
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XYII. Gaeterum in iis omnibns curandis et observandis Varia 
media adhibuernot ßavariae duces, et ad monasteria quidem etiam Don 
reqnisitis ordinariis visitanda, plerumqae culpabilem ac scandalosum 
corrigendum . antiquitus a Pont. Rom. Sixto IV. et Adriaoo VI. com- 
missiones mandataque data sunt, ad certos praelatos executores, seu 
ipsis etiam principibus indultum est, idoneos praelatos ad hoc assu- 
mere. 

Nam et olim ndn igoorabatur, de ordinariis, quam cordi non ha- 
berent talia. Et his praesertim temporibus deprchensum est, religioncm 
Stare non posse penes tantam in haereticos sacerdotes conniventiam, 
cum episcopi vel non attenderent periculum, vel non caverent mag- 
nopere. 

— Tale visitandi medium jam sperari non debere, sed efficiendum 
potius ut ordinarii sive praelati ipsi inter se officium faciant, et si 
quid desit, ipsam Sum. Pontificis opem implorandam esse. — 

XVIII. Quo etiam major esset ad tractanda religionis et eccle- 
siarum negotia authoritaa in consilio ducali concessnm Bavariae du- 
cibus a Pontificibus Sixto IV., Innocentio VII. ut ex vicinis cathedra- 
libus ecclesiis Frisingensi, Augustensi, Bataviensi, Ratisbonensi cano- 
nicos idoneos ad consilia seu regimina sua evocarent, qui nihilominus 
quantum ad fructuum perceptionem non aliter, quam praesentes habe- 
rentur apud suas ecclesias. 

Quia yero hie mille difficultates injiciebaut capitula, res eventum 
non est sortita, quamvis procul dubio et principibus et ecclesiis hono- 
rata et utilis, indeque secntum est superius annotatum Alberti Sapientis 
consilium de adducendis evocandisque Monachii canonicis i doneis ex 
tribas gradibus, qui in hac proyincia summi habentur. 

— Responsum est in urbe Dumio Theologo, nihil tale concedi amplius 
posse, quod idem postea expeterent principes catholici omnes prae- 
sertim majores, atqne ita desolarentur ecclesiae canonicis residentibus, 
idem etiam loquitur censura. — 

XIX. Longe yero efficacissimus modus, et rerum Ecclesiasticarum 
cnrandarum habitus est, et expertus, et jam re ipsa , ut Senatus insti- 
tuatur ecclesiasticus proprius certus et ab omni reliquorum negotiorum 
strepitu sejunctus. 

Atque hie praeterea, quae peculiariter huc pertinent, utpote pos- 
sessiones, sacerdotum examiua, praelatorum et episcoporum, ubi ab 
officio cessayerint admonitiones, yisitationes percurandas et instituendas 
et qoidquid denique ad ins patronatus spectat, etiam in conscientiae 
casibus aderit principibus. 

— Nuntius Ap. ipsaque censura senatum ecclesiasticum admittunt, 
ex quo potissimum admoneantur ordinarii de officio, ipseque Dux sub- 
inde accipiat consilia. — 

XX. Jam si Bavariae Dux iis omnibus yel minus praestare yolet, 
quam a majoribus visum est praestari, yel talia quae catholici reges 
atque principes minime relinquunt, a se abdicare, quaeri poterit, quam 
siye laudem, sive utilitatem hoc sit allaturum. 

Gerte piissimi progenitores ab uniyerso coetu ecciesiastico magni 
semper habiti et ab ipsis pontificibus Kom. collaudati plurimum, jura 
ista sua minime neglexerunt. Quodsi in praejudicium Successorum 
aliquid remittatur, imposterum id nonnisi multo negotio restitui poterit, 
si quidem poterit unquam. 

Principes vasalli sunt imperii, a quo jura istiusmodi, consuetudines 
et Jurisdiction es in feudum accipiunt, quod se servaturos integrum non 
promittunt solum, sed jurant etiam. 

Jam ubi Bavariae Dux in sua provincia talia non curat magnopere 
ad quem devolvetur? 

Metropolitani et ordinarii usurpare sibi non poterunt, cum ipsi ab 
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coram Imperatore et camerae jndicio sabinde conyeniantar et re- 
spondeant. Reliquum erit, ut vel Praelati clericique universi per Ba- 
yariam ipsi rerum fiant domini, vel Imperator ad se recipiat eas partes, 
band dubia cum nobilissimae et praelatissimae proTinciae coDfasione; 
utrumque ubi eoim princeps contra Clerum snnm in temporalibns au- 
dire et cognoscere non volet amplius, actiones istae per querelam super 
denegata iustitia ad Cameram imperialem perveniet. 



IL 

{vgl, oben S. 250.) 



Denkschrift des chuif. geistlichen Rathes in München 
V. 12. Mai 1782 an den Churfursten *). 

Euer churf. Darchl. ist gnädigst bekannt, wie dreuste und unver- 
schämt Seit Höchst dero glorreichste Bairischen Eegierungsantritt gegen 
Höchst dero geistliches RathsGollegium immer geschryen und gelästert 
wird. Nun solle eben dieser Schmähegeist sich sogar Tor Sr. Heil. Papst 
Pius VI. hingedränget haben, um gedachtes CoUegium auch allda gräs- 
lich- und yerhasst zumachen. Es trift die Sache einer Landesstelle 
an, welche Euer Churf. Durchl. eben so gut wie alle übrige zugehöret. 
Ihr ansehen im Lande und selbst bei Euer Churf. Durchlaucht, ohne 
welchen es nichts nutzen kann, steht auf der Spitze. Höchstihro Fürsten 
Geist sey so gross und erhaben als er will. Psichologisch betrachtet 
wird der Mensch vor dem Einklänge eines täglichen pro- und contra 
zuletzt müde und unentschlossen im ürtheilen. 

Ist das was man gegen das gedachte Collegium bey jeder günstigen 
Gelegenheit schmähet Wahrheit, oder Lüge: im ersten Falle verdient 
das Collegium Cassation, oder geringstens Eeformation, im zweyten aber 
Unterstützung. 

Der Ankläger tritt niemal öffentlich auf. Er flüstert immer nur 
in der Stille in die Ohren und ist dabey stets sorgfältig bedacht, damit 
der Beklagte über die gegen ihn angebrachte Aufbürdung ja nie ordent- 
lich angehört werde. 

Ean er es je nicht weiterbringen, so ist er schon zufrieden, quod 
audacter calumniando semper aliquid haereat. Doch erheischet es die 
Wohlfart des Staats, dass bey anklagen von dieser Art, womit ein ur- 
altes ansehnliches Landes Collegium untergraben und vernichtet werden 
will, auf die Urquelle selbst zurückgegangen werde. 

Man erwäge Stand und Person des Klägers. Was er klage und 
warum er stetts hinterlistig und schleicherisch klage. 

Yermuthlich ist der baierische Episcopat undClerus, hier abermal 
Ankläger. Und wenn der gemeiner Ruf glauben verdient, so klagt er 

imo ober die jetzige Verfassung des geistlichen Raths Collegii 

2do Ober die Administration der Bairischen Kirchen- und Stiftungsgüter 

8tio über die Eingriffe in Disciplinar Sachen. 

Die jetzige Verfassung des geistl. Raths ist 



>) Im Cod. bav. no. 2177 fol 240 ff. Handschr. d. Königl. 
Bibliothek in München. 
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ad Imnm uralt und folglich die ächte. So bezeugt es das Bairische 
Staats-Becht pari. 1. f^ 16 f. Herzog Ludwig und Wilhelm Hessen die 
anno 1521 zur Visitation und Beformation des Landes Cleri Ihnen selbst 
Yon Rom aus zugeschickte Bullen und das anno 1524 hienach zu Be- 
gensbarg zu Stand gekommene Beformationsdecret, dan andre derselben 
uralte ansehnliche jura in Ecciesiasticis mehrere, sonderlich über geist- 
liche guter, verlassenschaften, Patronate, Abbten, Wahlen etc. etc. an- 
fangs von einem eigens niedergesetzten Belligions und Lehenrathe, hie- 
nach aber von dem ao 1575 angeordneten Geistlichen Bathe vollziehen 
und aufs sorgfältigste bewahren. 

Die erste Vorsteher dieses Bathes waren meist w el tlich und zwar 
von der ersten Geburt, Chargen und Gelehrsamkeit. 

Ao 1524 war Christoph von Schwarzenberg , und ao 1556 Hanns 
von Trennsbeck farstl. Hofmeister, ao 1569 Herzog Ferdinand selbst 
der Sohn des Herz. Albrechts, ao 1670: Otto Heinrich von Schwarzen- 
berg Landeshofmeister Vorstand. Bäthe waren unter andern weltlichen 
die vornemsten der Kanzler Lösch, Wilhelm Lösch Hofmeister, Eonrad 
Zellner Eammermeister, Erasmus Feudt Kästner etc. Sowohl der päbst- 
liche Legat als die Bischöfe des Landes stimmten in dem Begensburger 
Beformationsdecrete v. 6. Juli 1524 art. 14: et 15: ein, dass die Herzoge 
in ihren Landen besondere Commissarien in damaligen geistlichen Sachen 
aufstellen mochten. Freulich kamen die Bischöfe wiewohl zu sp&t hie- 
nach wieder eine Beue hierüber an, als die Beformation vorbey war. 
Sie hätten den vorhin zu Stand gekommenen Geistlichen Bath hienach 
gern wieder zernichtet. Da sie aber dieses ganz und gar nicht mehr 
vermochten, so suchten sie es ao 1563 als zur Zeit der Concordaten 
wenigst dahin zubringen, dass demselben eine andere Form gegeben 
werde. Sie brachten mit Beystande des damals anwesenden Nuntii auch 
wirklich zu Wege, dass das Präsidium- und Bathsstellen von dortan 
nicht mehr an weltleute, sondern meist an lauter Geistliche übertragen 
worden sind. Sie wussten nemlich, dass Leute vom Clericate sich nicht 
getrauen dürften; dem Bischöfe als Herren über ihre Pfründen zu 
wiedersprechen. So sehr die Herzoge darnach für Erhaltung ihrer 
Bechte in geistlichen Dingen auch imer eyferten, so brachten sie doch 
immer nichts zu stände. Nichts zu melden was durch Schluss der Con- 
cordaten, wobey meist die Geistlichen die Feder führten von den ersten 
ansehnlichen Bechten, welche Baiem von dem alten Belligions Ursprünge 
her ausübte, damal ist vergeben worden. Selbst das was concordatmässig 
war, ward nicht behauptet. Man gab überal nach. Z. E. die cumula- 
tiva und generaliter und also auch ausser den Concor datmässigen 
fällen zugestanden, üeber den Lech, wohin sich die Concordaten nicht 
erstreckten, ward der Landesher in Pfärrlichen Sterb- und Installations- 
föllen nomine contradicente ganz und gar übergangen. Man Hess In- 
corporationen von Pfarrer an Stifter geschehen, worauf der Landesherr 
unstreitiger patronus war. Man gab die landesh. privativ und Wechsel- 
patronate bey jedem bischöflichen Widerspruche ganz oder zum Theil 
nach. Die Herzoge konnten es mit allen ihren erneuerten Rathsordnun- 
gen und häufigen Decreten niemals zur Bectification der alten Pfarr 
Lehenbücher bringen. Man verwilligte unzinsbare Anlehen dem hun- 
derttausend nach an Stifter, Kirchen, Klöster, Pfarrer etc., die noch 
im Austande hangen. Man räumte den Bischöfen ein, die Art der wieder- 
heimzahlung dieser Gelder zu bestimmen, welche die Heimzahlungs- 
fristen so gering setzten, dass ein neues unzinsbares Landanlehen lang 
wieder vonnöthen war, ehe man das alte heimzahlte. Es entstunden 
Streit mit den Pfarr Successorn desswegen , worin die Kirchen um ihr 
ohne Zins geliehen Geld bis nach Born hätten appelliren sollen. 

Alis diesem so laut und öffentlich zugestandenen Emendicatis wollen 
nun die Bischöfe ordentliche Possessionen und Observanzen herleiten, 
E. Priedber«, D. Miasbr. d- geistl. Amtsgewalt. H 
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and sie den uralten Haus- und Prärogativen der Baierischen Herzoge 
und Länder entgegen setzen, welche wie gesagt alle damal. wo meist 
lauter Geistliche im Rathe sassen erbettelt erschlichen und erpresset 
worden sind. 

Wir wollen nichts von den Acten melden, welche unter diesen 
damaligen Käthen theils verzogen und theils gar an die Ordinariate 
ausgeliefert worden sind. Bei dem jüngst erst verstorbenen Üechanten 
von Yachieri fand man sehr merkwürdige geistliche Rathsacten unter 
dem Hausdache. Seine Vorfahren welche geistliche Rathsdirectoren 
waren , haben sie aus den Archiven fortgenommen. Erst jezo werden 
sie durch den damaligen Dechant mit seltener Treuheit wieder zurück- 
gestellt. Das Alles lag weil. Churfürst Maximilian so klar wie der 
Sonnenstrall vor Augen. 

Endlich wieder beschloss er ao 1768: diesen seit 1583 aus lauter 
geistlichen Gliedern bestandenen Rath wieder zu reformiren, und ihn 
in seine uralte Verfassung, die er vor den Conconlaten hatte, wieder 
zurückzusetzen, nemlich ihm, wie er es vormals hatte wieder weltliche 
Vorstände und Räthe zuzugeben, welche weder nach Stande noch Pflicht 
von dem Landesherrn nur mehr allein abhängig seyn sollten. Liegt 
nun aus dieser ächten Geschichte, die sich auf dem Staatsrechte und 
Hausurkunden stüzet, nicht klar vor Augen, dass die jetzige geistliche 
Rathsverfassung die uralte und folglich di^ ächte seye? Wer sie nur 
nicht so schildert, ist entweder ein Miethling des Baierischen Epis- 
copates gegen Eu. Churf. Durchl. oder ein Fremdling in der Baierischen 
Geschichte, dan in Haus- und Landes-Rechten. 

Noch uugründlicher sind die Vorwürfe, die man dem geistlichen 
Rathe der Kirchen und Fundationsgüter Verwaltung halber macht, ab- 
sonderlich dass' unter dessen Obsorge Eircheugelder dem Hunderttau- 
send nach zu verlust gehen : eine Inzicht die man sogar Sr. heil, dem 
Papste vorgespiegelt haben solle. 

ad 2dum Die Anklage, dass das Kirchen vermögen schlecht verwaltet 
worden seye, ist nicht ganz ungründlich. Wir selbst führten sie schon 
manchmal diese Klage. Es ist nicht zu läugnen, dass von Capitalien, 
welche die Landesfürsten in Landes-Kassen aus den Kirchenkassen 
nammen, 1,488,374 fl., von landschaftlichen Kirchencapitalien 404626 fl., 
von Adel 136012 fl. , von Unterthanen 335992 fl. an blossen Zinsen im 
Ausstande haften, dass bey den Klöstern 120347 fl., und bei den Pfärr- 
nern 163950 fl. unzinsbare Anlehen noch ausständig seyen. An den 
obigen über zwey Millionen betragenden Zinsausständen haftet der 
Landesherr uud Landschaft 1882900 fl. Der Zins Rest von Adel, 
und gemeinem Stande aber beträgt 482034 fl., eine Summe, die immer 
ein Zeuge von der ellendesten Kirchenwirthschaft ist. 

Ganz unrecht aber bürdet man dem jetzigen geistl. Rathe die Schuld 
hierüber auf. Er lieh diese Gelder weder aus, noch sind diese Aus- 
stände unter ihm aufgewachsen. Zur Zeit wo Räthe geistlichen Standes 
das geistliche Rathsruder führten, sind die Kirchengelder Millionenweiss 
so fahrlässig hingeliehen, und Ziusausstände von so viel hunderttausend 
Gulden gestattet worden. Seit ao 1583 wo lauter Geistliche im Rathe 
sassen, gab man den Klöstern und Stiftern obige 120347 fl.. so gutherzig 
ohne Zinsen und schoss den Pfärrnern 163950 fl. ebenfals ohne Zinsen 
vor. Die Geistlichen, welche damal dem Rathe ganz allein vorstunden, 
waren meist ungeübt in dem Kirchenkamerale. 

Ueberhin achteten sie sich ganz nach dem Winck der Bischöfe. 
Wie diese wolten so ward mit den Rechten des Landes und dem Geld 
und Gute der Kirchen gehandelt. Klöster und Stifter erhielten obige 
Summen Kirchen Gelder, weil es die Ordinariate so schufen. Die 
Pfarrer Hessen ihre Pfarrhöfe einfallen und bauten sie mit den Kirchen- 
geldern wieder auf. Die Ordinariate regulirten die Fristen dieser 
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Pfarrhofbauanlehen and machten sich ein ordentliches Regale Ton Taxen 
und Eanzleisporteln heraus. Wie gedacht setzten sie die Baufristen 
so geringe, dass der Pfarrhof lang wieder einfiel, ehe der alte Baa- 
schilling der Kirchen entrichtet war. Brachen Ganten von Pfärrnem 
aus so waren die Ordinariate Richter. Der Geistl. Bath schwieg sorg- 
fältig hiezu stille. Die Kirchen und die Landesunterthanen mussten 
also ihr Geld bei ausländischen geistlichen Gerichten suchen, dort ein 
langsam- und kostbares Recht erwarthen, und manchmal um ihr haar 
geliehen Geld bis nach Rom appellieren. 

Ist es hernach ein Wunder, wenn aller Landescredit fflr die Landes- 
geistlichkeit aufhörte, wenn das Landesgeld in grossen Summen an 
ausländische geistliche Gerichte verschleppt wurde, wenn man wieder 
hievon zuletzt nachgab, und so das Geld heutiger Stiftungen und Gottes- 
häuser dem Hunderttausend nach verlohren ging, wenn der eigene landes- 
fOrstliche Rath, dessen Glieder meist alle geistlichen Standes waren, 
weit mehr auf den Wiok und den Willen der Bischöfe, welchen sie 
weit mehr als dem Landesherrn unterthan zu seyn glaubten, als auf 
die zeitliche Wohlfart der Kirchen, Hausfürsten, ja wohl gar des ge- 
sammten Landes Achtung gaben. Leute geistlichen Standes, die weder 
Familie noch Kinder haben, fühlen ohnehin sehr selten Pflichten für 
den Staat. Fürst Vaterland, Unterthanen, ja Relligion selbst sieht der 
durch den Bischof schlecht erzogen und schlecht discipliulrte Glerus 
meist nur als Werkzeige seines Eigenuzes und bessrej) Unterhalts an. 
Der Bischof allein ist sein Fürst, sein Vaterland und Oberherr. Der 
Kopf ist ihm von dem gewirre kanonischer Imunitetsgrillen immer so be- 
rauschet, dass er glaubt, er sey dem Staate gar keinen Gehorsam schuldig. 

Zur Zeit der Reformation war der baier. Glerus unter dem Schuze 
ihrer eignen Bischöfe schon immer so geartet. Eben darum gaben die 
Päbste Bullen an die Herzoge des Landes, dass sie ihre eigenen Landes- 
dechante und Abbte zu Hilf nemmen und clerum und Bischöfe refor- 
miren , ja die ersten wohl gar degradiren lassen sollen. Die Herzoge 
vollzogen dieses damals meist durch weltliche Räthe. Mit Räthen 
geistlichen Standes würdeu sie wenig ausgerichtet haben. 

Wir haben ja eben erst klar und augenscheinlich dargethan, dass 
nach ao 1583 wo meist Geistliche das Kirchenvermögen verwalteten 
geld millionenweisse unrichtig ausgeliehen, geborget, dann Stiftern und 
Pfarrnern als ihren lieben Mitbrüdern unzinsbar Preys gegeben, auch 
Gericht und zwang hierin an die Ordinariaten abgetreten worden sey, 
womit sie in jedem Gontradictionsfalle sich jezo noch prallen und gross 
thun, und hieraus herleiten wollen, dass alles Geld- und Gut der Landes- 
stiftungen pur geistlich sohin sie Herr hierüber seyen. 

.In der Folge werden sie Eu. Churf. Durchl. noch gewis, recht 
gewis die Landesherrlicbkeit selbst und das uralte Recht schuldigen 
Stand- und Widersteuern bey Klöstern und Pfarreien, ja wohl auch noch 
das gemeine Steuerrecht bey dem übrigen zu Kirchen, Klöster und 
Stiftung gehörigen und daher als geistlich angesprochenen Unterthanen 
im Streit ziehen, oder etwa ex Indultis, sohin aus pur geistlicher Gnade 
einräumen. Derley Realimmuniteten und Ausnamen von der Landes- 
herrlichkeit lassen sich mit Grunde folgern, wenn man den Vordersaz 
einmal einräumt, dass das Landes Temporale von Landkirchen und 
Stiftern geistlich und nicht weltlich seyen. 

Der HöchstseeL Churf. Maximilian Joseph sah diese üblen Folgen 
ein, je mehr, sagte er manchmal selbst, er gegen die Ordinariate wohl- 
thättig und nachgiebig er sich bezeuge, desto dreuster wagen sie Ein- 
griefe auf seine Fürsten Rechte in Kirchen Sachen, welche eben so alt 
im Lande als die Relligion selbst sind, welche Landes Synoden und 
Landtage berühren, wodurch insbesondere zur Zeit der Reformation 
Relligion dem Lande, Haab und Gut denen Kirchen und Stiftungen, 

54* 
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dann Disciplin und Sitten beym Priestertham erhalten worden sind. 
Bechte zu deren ausüb- und anwendang die Herzoge yielmal selbst 
von dem heil. Stuhle zu Born durch noch vorhandene Bullen gegen 
die Land Bischöfe und ihren verderbten derum, wie oben gedacht, auf- 
gefordert worden sind. 

Diese herrlichen Vorrechte des Stamhauses, welche eben so sonder- 
bar und provincial wie die Kirchen Verfassung Frankreichs sind, sah der 
gepriesene Churf. Maximilian Joseph von den Landes Ordinariaten be- 
einträchtiget und gestümmelt. Er sah die ünthätigkeit und Schüchtern- 
heit seines geistlichen Bathes, der sie handhaben sollte, vor dem An- 
blick der Bischöfe. 

Er erkannte den unersezlichen Verlust, den das Haus und das 
Land litt, wenn die alte Eirchenverfassung Baierlands nach dem An- 
trage des Cleri zerfiel, wie das Stammhaus nach und nach um alle 
seine uralten privativ und Wechsel Patronate käme, wie der Episcopat 
zulezt allein Herr und Bichter über geistlich Geld und Out würde, 
wie wegen beschwerlich und kostbarer Bechtshülfe ausser Lande der 
Credit der Begular- und saecularen Landesgeistlichkeit aufhörte, dass 
man zulezt um das Becht Prälatenstand und Pfarr Widen 
dann gemeiner Landsteuern von Kirchen- und Stiftungsgütem 
und Unterthanen, wenn sie als Etwas geistliches anerkennet würden 
noch Indulten und Bullen zu Bom nachsuchen müsste, dass die leges 
amortizationis v. 1701 und 1704, welche die im- et mobilliar acquisi- 
tionen ad manus mortuas eccleslasticas steurten Kränkungen und 
landesherrliche Eingrife in geistliche Sachen wären, dass der ganze 
Schatz von Kirchen und Stiftungen der bisher in Landesnöthen offen 
stunde, und viele tausend Famillien durch die hieraus erhaltene Noth- 
hilfe bey ihren sonst oeden Gütern erhält, sodann in die Staaten der 
Bischöfe einflössen. Wir wollen nur einige Beispiele hier anführen, 
wie lüstern die Consistoria nach Geld von Landesstiftung seyen. 

Begensbnrg zog von der Priester Verlassenschaft zu Deggendorf die 
Beute von 1000 fl. in circa unter dem 1 itel eines Seminari Beytrages 
ohne landesherrl. Vorwissen an sich. 

Freysing brachte das Legat ä 2000 fl. des Pfarrer Maurer von' 
Tbanning und erst jüngst wieder 5000 fl. Stiftung geld des Beneflcii 
zu Esting, welche der Dechant Aes nun unserer 'Aufsicht entzogenen 
Stifts S. Wolfang dorthin strafwürdig eingesandt hat, um sich, so ge- 
dachtes Ordinariat laudt eigenen Schreiben v. 28. Homung abbin nun 
an ihre eigne fürstl. Hofkammer zu Frey sing wieder auf Zins geliehen 
hat. Handelte das Ordinariat hier nicht wie Souveräner Landesherr? 

Man muss recht herzhaft seyn, wenn man den Temporal Eingrifen 
der Geistlichkeit widerstehen will. Weyl. Churf. Maximilian Joseph 
fand, dass sein vormaliger geistlicher Bath immer zu wenig Muth hatte, 
den Ordinariaten in Temporalien sich zu widersetzen. 

Er ward auch von dem Meisterstreiche überzeuget, den die Clerisei 
zur Zeit der Concordaten spielte, wo sie auswirckten, dass Herzog Wil- 
helm V die vorher in baier. Kirchenrecht und Geldwesen mit Erfolge 
gebrauchten weltl. Bäthen abdankte und Geistliche an ihre Stelle sezte: 
Leute die nun nicht mehr wie zuvor die weltlichen dem Fürsten allein 
verpflichtet waren, sondern als präbendierte Glieder der geistlichen 
Hierarchie natürlicherweisse mehr für Aufkommen des bischöfl. Dominats 
als für die Haus Bechte des Landesfürsten eyfern mussten; und wenn 
sie schon den bischöfl. Eingrifen in Temporalien nicht allemal laudt 
und öffentlich das Wort redeten: so öffneten sie ihnen doch wenigstens 
in geheime Thür und Thor, Hessen sie schleicherisch usurpiren und 
gaben ihnen wenigstens tacendo et nihil faciendo Vorschub in allem. 
So kamen die actus exercitii, womit die Ordinariate wirklich noch prallen 
ZU Stande. Sie lärmen selber zwar als die grundveste ihrer angeblichen 
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Possession und Observanzen aus. Aber Nein ! Vorstand und Räthe des 

Yotigen geistlichen Rathes waren za nachgiebig. Sie sahen aus Forcht 

oder um ein gutes Wort bey jedem Ordinariats Eingrife heimlich und 

in der Stille durch die Finger. Es sind noch Leute, welche die yer- 

bindlichsten Briefe von Ordinarien gelesen haben, so man unter den 

Yerlassenschaft Papieren von dem abgeleibten Dechanten des hiesigen 

Frauen Stifts gefunden hat. Noch mehrer: der Stifts Dechant Dr. Golla 

trieb es in Betreff der annaten seu fructuu annuorum et pensionum, 

welche die Bischöfe gegen den Landes Gierum durchaus durchsezen 

wollten, so weit, dass er Churf. Maximilian I in öffentlichen schriftlichen 

' '^hten Ton 5. März 1629 anstritt, dass er als Landesherr in dieser 

,en- und Pensionssache ^es Landes Cleri weder viel noch wenig 

gen habe. Es ist aber dieser Frävel dieses landesherrlichen ver- 

eten Rathes den 30. Mey hierauf sehr ernstlich geahndet worden : 

1^.^ , r Zeugnisse dass die damaligen Räthe und Directorn geistlichen 

"^'-^^ es nicht für sondern meist gegen die Landesfflrsten und ihrer 

enrechte rathschlugen. 

3urch einen Zusammenstoss von lauter solchen klar redenden 
rsen fand sich Charf. Maximilian Joseph endlich Überwiesen, 
ffir weitere Haas- und landschädliche Folgen haben würde, 
er noch länger zauderte, die uralten Hausrechte, und den besten 
lögens Theil seines Landes der Verwaltung eines Rathes you lauter 
liehen Gliedern ferners noch anzuvertrauen. Ao 1768 ward denn 
Vy^ dieser Rath in seine uralte Verfassung wieder restituirt, ihm wird 
L.^'-^^iche Vorstände gegeben und geordnet, dass weltliche Räthe an 
'^ ■?> iahl wieder mehrer als geistliche seyn sollen. 

Man fieng dann alda an, auf wiederherstellang der alten Kirchen- 
^ issung in Baiern, wie sie vor den Concordaten war, zu arbeiten. 

'^ xan gleich die Ordinariate im ruhigen Besitze der Concordaten 

: störte: so gab man doch auch nicht mehr zu, dass sie diese 
ordate nun mehr so würcklich auslegen konnten, wie zuvor. Son- 
ch ging es über die Schleich • Observanzen , worauf sich die Bis- 
)r beriefen her. 

Man ahndete den schlecht disciplinirten clerum, die Landes -Be- 
kungen der Bettelmönche und noch mehr die bischöflichen Eingrife 
lie Temporalien. Man nahm vorzüglich das Decretum Maximilian 
I von ao 1608 wieder zur General Richtschnur, worin er feststellte : 
a soll sich bey wissend kündigen, wie aucli bev zwei- 
laften Inhaben via facti handhaben. — Dort aber wo. 
Herzog praesumptionem für sich hat, die Ordinarii 
r in possessione sind, soll man via iuris vorgehen, 
r sich eines Austrages vergleichen. 
Hierzu kam das Buch Lochsteins Gründe für und wieder 
geistliche Immunitet in zeitlichen Dingen, so auf aus- 
;äichen landesherrlichen Befehl an das Liecht tratt 
Es musste seyn, dass die Nichtigkeit der geistlichen Real Im mu- 
et in Baiern fest gegründet würde, weiU das Steuer Recht der 
zöge, so sie über realia von Klöster, Stiftern und andern geistlichen 
ern und ünterthanen von ältesten Zeiten her ausüben hievon ab- 
?et: ein Fürstenrecht, so neben der geistlichen Real Immunität un- 
lieb bestehen könnte und also in der Folge das Landes Aerarium 
m grossen Theil seiner ansehnlichsten Renten verliehen. 
^ Da es nun den Bischöfen nie um Relligion, Dogma, Kirchenzucht, 
rt Gottes etc. sondern stets nur um Range, Geld und Gut der Stiff- 
|en und Kirchen zu thun war : so gieng die ViTunde, die man ihnen 
ug natürlicherweise bis ans Herz hin. Wie konnte es hernach 
ers seyn , als dass sie dagegen jämmerlich klagten, schryen, öffent- 
ix. schrieben, und drucken Hessen. 
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Anno 1772: darnach fing man an auch eine bessere Kirchen Ver- 
waltung herzustellen. 

Man sah ein, dass der alte geistliche Rath renthen dem hundert 
tausend nach ohne genügsame Sicherheit hingab, die theils keine Zinse 
trugen, theils aber ganz und gar zu Verlust gingen. Man sah Summen 
von Nachlässen ohne Einsicht auf den activ- und passiv Stand der 
Kirchen und ihrer eigener Bedtlrfnisse. Man verschenckte vorhin auf 
glänzende Paramente unermessene Summen, man gab nnzinsbare Ren- 
then, wie oben des mehrern erwähnt worden. 

Um auch hierin Einhalt zu thun, war ao 1775 eine eigene Depu- 
tation von Fi Scale und 4 Räthen angeordnet. Die Folgen waren, dass 
seit ao 1772, wo die Kirchen zu ihrem Schuz in Rechtsfällen auch fttr 
die Sicherheit ihrer Gelder einen eignen Fiscal erhielten, kein Kirchen 
Renthen ohne vorhero genugsam eingesehener Rechts Sicherheit mehr 
verwilliget wurde. Das die alten ehemaligen Kirchen Ausstände hienach 
von der eigenen deputation liquidiret, und soviel möglich war, einge- 
trieben worden seyen, dass die Baufähle nach den Bedürfnissen aller 
Landes Kirchen und nicht mehr einer einzigen Particular Kirchen ge- 
messen, und die Concurrenz von Reichen an Arme festgestellt worden 
seye, dass man die nnzinsbaren Renthen, welche Stifter, Klöster, 
Pförrer von dem vorigen Rath dem hundert tausend nach erhalten 
haben, in Fristen regulirte, und sie einzutreiben anfing, dass man mit 
Kirchen-Zehenden und Laudemien von Kirchen Grund gütern nicht mehr 
blos nach den Gutachten der Beamten, sondern nach angenohmenen 
guten Wirthschaftsregeln handelte. So bewähren es die acta, die wir 
täglich vorlegen können, ja bei Verfassung der geistlichen Rathsordnnng 
unter höchstdero glorreichen Regierung und hiernach bey Gommissionaler 
Einsicht des Kirchen Status wirklich eingesehen worden sind. 

Ist es hernach nicht eine abscheuliche calumnie, wenn man bey 
dem allen Ew. Churf. Durchl. und selbst dem Pabste rückwärts ins 
Ohr flüsterte: der geistlicheRath administrire dieKirchen- 
güter schlecht, es gehen dem hundert tausend nach zu 
gründe: 

Nochmal: ja es ist wahr dieser Verlust der Kirchengelder: es 
sind aber lauter solche, welche von vorigen geistlichen Räthen, 
welche meist noch geistlichen Standes waren, schlecht ausgeliehen und 
schlecht ver^^altet worden sind. Solche welche die vorigen guther- 
zigen Räthe geistlichen Standes unverzinslich an Klöster, Stifter 
Pförrer als ihre lieben Mitbrüder unverzinslich hinausgeworfen; und 
solche endlich welche unter vorigen Regierungen bey allen geist- 
lichen Ratbs Wiedersprucbe von landesherrlicher Stelle selbst als gra- 
tialia verwilliget worden sind. 

üeber alle diese Kirchengeld Verluste waschen wir unsere Hände. 
Sie sind nicht unser Factum sondern das Factum unserer Vorfahren. 
Von so einem gerechten Regenten , wie Ew. Churf. Durchl. sind , ist 
nicht zu erwarten, dass Sie an uns die Sünde unserer Raths Vorfahren 
bestrafen werden. Wir fordern aber unsern Ankläger heraus, er solle 
ein Geld der Kirchen nahmbaft machen , dessen Verlust seit ao 1775, 
wo die Kirchen Verwaltung von uns in Ordnung gebracht worden, nun 
wir verschuldet haben. Dieses kömmt mit Recht auf unsere Verant- 
worttung ; nicht jenes unserer Raths vorgeher. Zur Zeit ihres Raths- 
sitzens waren wir noch nicht Räthe und trugen noch keine Pflichten. 
Kann es wohl frflher Haftung geben, als man Eidespflichten ableget. 

Schon genug, wenn diese unsere Rechtfertigung hier, welche be- 
ziehungsweise durch Landrechte und Archive unterstüzet werden kan, 
bey E. Churf. Durchl. nur blos Zweifel erregen sollte, ob die stette 
Anklag der Bischöffe und ihrer heimlichen Unterhändler am Hofe dem 
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Fürstenrechte nicht gefährlich, aber doch wenigst gegen uns parteylich 
seyn könnte- 

Wir haben sodann wenigst soviel gewonnen, dass uns E. Churf. 
Durchl. für dessen höchste Bechte wir eyfern, sodann nicht ungehört 
verdammen, sondern über die Klage unseres Gegners wie jeden Uebel- 
thätter und Bösewicht anhören werden. 

Noch einen Vorwurf soll man uns gemacht haben, dass wir uns 
nämlich ad Stium in geistliche disciplin Sachen hin und wieder ein- 
mischen. 

Wir wissen uns wahrhaft hierin nichts schuldig. Man nenne die 
Fälle und weise die Resoluta auf, wodurch wir den Bischöfen in Dis- 
ciplin Sachen jemal Eintrag thatten. Wir enthielten uns nochzumal 
gänzlich hiervon , wiewohl die Mitaufsicht aut disciplin und Sitten des 
Landes Cieri den Herzogen ehemals selbst vom römischen Stuhle über- 
tragen- und von ihnen treulich vollzogen war. Man ahndete gegen das 
Consistorium zu Freysing ao 1575: dass bey keinem Ordinariate so un- 
geschickt und angelehrte Leute als alda geweihet würden. Man drohete 
mit der Klage nach Rom und mit der Exclusiva vor Landes Beneficien. 
Ao 1577 erging wieder Regensburg die nämliche Ahndung und die 
Drohung, dass man zu Rom klagen und Ihren jung- und unerfahrenen 
Priestern kein Unterkommen im Lande seyn werde. Ao 1574: unter- 
suchte man die Aufführung des Pfarrers zu Loiching und Abensberg 
und ao 1577 jene des Pfarrers zu Aich. Ao 1575 den Lebenswandl 
der Chorherrn zu Altenoetting. Ao 1574 ward der Wechsel Priester 
zu Pölz wegen Schwelgerey und übler Aufführung in der Kirche landes- 
herrlich bestrafet. Der Pfarrer und Cooperator zu Hochenzell, dann der 
vicarius zu Tumelzham wurden ao 1578 ob scandala auf einen Karn 
gelegt und dem Ordinario zu Salzburg zugeschicket etc. So unein- 
geschrenkt und frey Hess Herzog Albrecht und nach ihm Wilhelm V, 
die Schüzer der Relligion gegen Geistliche ihres Landes in Disciplin 
Sachen verfahren. Sind nun Ew. Churf. Durchl. minder Herzog in 
Baiem als diese es waren. Sind die Rechte des Landes nicht immer 
noch die nämlichen wieder den Landes clerum? 

Gewiss, der Stadt- und Land Clerus in Baiern ist meist jezo immer 
noch so undisciplinirt als jemals. Insbesondere von den Diöcesen Re- 
gensburg, Eichstädt und Freysing. Die letzte ist die schlechteste von 
allen. Man macht sich eine Rente aus dem Seminar Beytrage von dem 
gesammten Landes Clero und Landes Kirchen. Man hält wenig oder 
gar keine alumnos. Es werden meist daher gelaufene Studenten ge- 
weihet, die entweder aus Hunger und Noth, oder auf mächtige Em- 
pfehlungen Priester werden. Ihr ganzer Yorrath, den sie mitbringen, 
sind ein Kopfvoll Schul Theologie und Immunitetsgrillen , worauf man 
sie fest halten lernet. So gerüstet schicket man sie zur Seelsorge und 
vertraut ihnen die Heerden und Schafe Christi an. Jene die mit den 
weltlichen Obrigkeiten recht grob, und für die Rechte des Bischofes 
in temporalibus recht hartnäckig sind, oder bey dem Consistorium sich 
sonst gefällig zu machen wissen, werden befördert. Die Pfarrer sind 
insgemein mehr Baum, als Seelsorger und ihre Kapläne bessere Spiller, 
Säufer, Jäger etc. als Prediger, Christenlehrer und Gottesdienst Eyfrer. 
Es hängt doch die ganze Landes Wolfahrt von der Relligion im Staate, 
und gutten Sitten der Landesgeistlichkeit ab. Sollte wohl der Regent, 
dem alles an dem Wohlstand seines Volkes gelegen seyn muss, gar 
nichts darin zu sprechen haben, wenn sein Land Clerus schlecht, 
Sitten- und disciplinloss ist, wenn er das Landvolk ärgert anstatt zu 
erbauen, wenn er die weltliche Obrigkeit geringachtet, wohl gar von 
der Kanzel hierüber schmähet, und dem Volk statt dem Wort Gottes 
meist nur vom zehenden, Opfer, Messgelder und Stolle vorprediget. 

Doch, wie gesagt, wir nammen uns sorgföltig immer noch in acht, 
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selbst die eben erzählten gebrechen zu ahnden, weil wir wissen, dass 
jeder Schritt von uns, so redlich nnd landnutzlich er auch immer ge- 
meint ist, am Hofe allemal schwarz und gräslich geschildert, und von 
den Episcopaten und ihren auf Alles aufmerksamen Helfern, ausgelärmt 
werde. Noch mehr : selbst der Becurs der Landgeistlichen an Ew. Churf. 
Durchl. als Landesherrn haben wir in der geistl. Bathsordnung no. 16 
soviel möglich eingeschrenket. Ihn aber, ganz abschafiPen wäre eine 
Tvranney gegen den LandCIerum , der so gut wie die Weltleute Euer 
Churf.. Durchl. ünterthan ist, der Steuern und Landesbürden wie sie 
tragt, und also wie sie Schuz und Hülfe verdienet, wenn in conti- 
nenti von ihm dargeleget werden kann, dass die Gonsistoria gegen 
ihr ordinem iuris et processus nicht beobachten. 

So nahm sich Maximilian I um seinen Landes Clerom an, als der 
Bischof zu Freysing und Begensburg Investiturtaxen, Annaten, seu 
Ductus annuos fordern und auf ihre Pfründen Pensionen legen wollte. 

Die Investiturstaxen gab er als Landesherr nicht eher zu, bis ge- 
dachte Bischöfe das uralte Herkommen durch ihre hier beym geistlichen 
Bath edirten Bücher erwiesen haben. Die fructus annuos schlug er ganz 
und gar ab. Die Pensionen aber Hess er nur gelten, so wie sie in den 
uralten geistlichen BathsLehnbüchern einverleibt. 

Wenn der Bischof zu Begensburg den Glerum weiter anhalten 
wollte, so wollte er (sind die Worte des Decreti vom 30. Sept. 1628) 
dessen in Baiern habende Beuten und Gülten arrestiren. Erst unlängst 
recurrirete ebenso der Dechant von Kloster Au wieder seinen Abten 
hieher. Die Ursache dieses Kecurses war, dass der Abbt diejenigen 
Capitulationspunkte nicht erfüllte, welche zwischen ihm und dem con- 
vente vor erzbischöflicher und landesherrlicher Gommission ao 1776 
localiter festgestellt worden sind. Dieser Becurs war an sich selbst 
nicht unrecht; er war es nur in der Art und Weise wie ihn der De- 
chant einleitete, dass er sich nämlich ohne vorwissen und anfrage bey 
dem Abbten wie ein Kloster Flüchtling von Kloster hinweck und 
hieher begeben habe. So recht es ist, dass der Dechant wegen dieses 
Klosterdisciplinwidrigen Schrittes bestraft werden musste: eben so 
recht ist dagegen, dass man in der Sache selbst den recurs gestattete, 
weil hiervon die wohlfarth des ganzen Klosters und der commissionaliter 
zwischen dem Kloster und Gonvente fest gestellten Gapitulation abhänget. 
Wir haben nun hier bewiesen, dass die jezige Verfassung des geistlichen 
Bathes, nämlich von weltlichen Praesidenten , Director und Bäthen die 
alte und ächte sey. So war sie vor den Goncordaten von anno 1583 
wo die Kirchen Bechte der Herzoge am herrlichsten und höchsten ge- 
standen uad behauptet worden sind. 

II. Dass der dermalige geistliche Bath an dem alten Verfalle der 
Kirchenverwaltung keine Schuld trage, wohl aber an Wiederherstellung 
dieses Verfalls noch immer eyfrig arbeite. 

III. Dass man sich in das Disciplin Wesen des Gleri und der 
Klöster minder einmische als man von alters her hiezu wirklich autto- 
risirt und berechtigt wäre. 

Wir stellen nun dem gerechten ürtheile Ew. Ghurf. Durchl. Alles 
anheim. Sollte uns gnädigst erlaubet seyn, dass wir die ansehnlichen 
Bechte dero Stammhauses in Kirchen Sachen, wofür die vorigen Herzoge 
jeher so sehr geeyffert haben, dem gesammten Episcopat nun wie ehe- 
mals aufopfern, und Preis geben dürfen : so wird auf einmal Fried und 
Buhe bei Hofe seyn, und uns statt Fluch und malediction, Lob und 
Seegenswünsche zu Theil werden. 

Wir empfehlen uns zu Ghurf. höchsten Hulden und Gnaden unter- 
thänigst gehorsamst. 

München den 12. May ao 1782. 

Euer Ghurf. DurchL 
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Unterth&nigst gehorsamste za denen geistlichen Sachen 
▼erordnete Praesident, Vice Praesident, Directores und 
Käthe. 
Proponens 
Director Eisenreich. 



ra. 

(vgl. oben S. 956.) 

Beschwerden der baierischen Bischöfe aus d. J. 1772. *) 
Grayamina Generalia. 

1. Circa coUectionem Cleri et £cclesiaram , qao ea speetant quae 
inferius ad cap. Y. graTaminum particalarium aneruntur. 

2. Circa mandatum electorale indigenatus, per quod contra leges 
ecclesiae et S. R. J. omnes Clerici licet Dioecesani et omnejs incolae 
circali Bayarici a beneficiis et dignitatibas excluduntur, Tel nova« vel 
inauditae taxae submittuntur, electiones. abbatum, et superiorum diffi- 
ciliores redduntur, et libertas electionis adimitur, religiosique exteri 
jam professi jure privantur, quod per professionem et merita ad 
altiores dignitates adepti fuerant. 

8. Circa mandati electoralia de sponsalibus, quibus declaratur, 
sponsalia nihil spirituale in se continere, ideoque cognitio et Judicium 
de ipsorum yaliditate BB. DD. Ordinarios contra doctrinam uniformem 
S. Ecclesiae a primis ad nostra usqne Saecula propagatam contra jus 
et observantiam , imo leges ipsas non imperii Germanici solum, sed 
ipsius etiam Bavariae eripitur, dictisque sponsaliis plura impedimenta, 
dirimentia etiam in foro consci^ntiae obligatoria, per solum potestatem 
saecularem praescribuntor , et fdeles Christiani aeque ac parochi ad 
horum obserVantiam vi et motu per poenas temporales et seqnestra- 
tiones bonorum adiguntur. 

4. Circa censuram librorum. 

Conqueruntur . . Ordinarii, quod noviter ad hoc designatum Celle- 
gium sacros ab episcopis tarn adprobatos pios et spirituales libros 
noYo etiam circa fidem et mores examini subjiciat, licentiam legendi 
libros probibitos soll ecclesiae concessam expediat, et tales etiam 
libros impune praelo cxponat, qui jam ab ecclesia censurati, prohibiti 
et ob seductionis periculum fideli populo interdicti fuerunt. 

5. Circa collegium sie dictum electorale ecclesiasticum, quod sibi 
plura arroget jura soli episcopatui vi institutionis ,* ordinis, iuris- 
dictionis, et juris dioecesani proprio, subjiciendo novo examini , man- 
data et sentencias eV ordinationes episcoporum in rebus etiam mere 
ecclesiasticis et disciplinam utriusque cleri concernentibus : veluti re- 
formationem Beligiosorum , poenas Clericis infligendas propter gra- 
viora delicta non exspectato ecclesiae iudicio et sine praecedente 
degradatione etc. 

Praetendi Concilium Tridentinum nunquam fuisse in Bavaria re- 
ceptum, denegari concordatis Bavariae inter Episcopatum et Princi- 
patum ao 1583 et posterioribus annis erectis vim pacti reciproco-ob- 

^)Handschr. d. König 1. Bibl. zu München. Cod. 
bavar. 2178. fol. 71. ff. 
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ligatorii et haec titulo privilegii tanquam ad natum principis revo- 
cabilia declarari. 

6. Circa placitum regiam seu ducale. 

Quod noviter contra iura germaniae, usumque hucusque in Bavaria 
ante et post Concordata vigentem vult stabiliri, eidemque omnes Or- 
dinationes episcoporum etiam in rebus sacris et ecclesiasticis subjici 
praetenduntur. 

7. Contra Becursum ad principem et appellationem tanquam ab 
abusu. 

Cui pariter contra ordinem ecclesiastico - judiciarium in S. B. J. 
per usum et leges patrias aeque ac in Bavaria praescriptum et ob- 
servatam introducitur, quove mediante non tantum uterque Clerus ab 
obedientia episcopis debita eximitur, verum ipsa etiam Ecclesiastica 
disciplina magno exponitur periculo. 

8. Circa mandata electoralia respectu religiosorum et monachorum 
utriusque sexus. 

Quibus pro emissione votorum solemnium certa praescribitur aetas, 
infra quam emissa vota etiam quoad conscientiam declarantur non 
obligatoria. 

Numerus religiosarum personarum sola authoritate civili dimi- 
nuitur, directio in- et externae disciplinae praescribitur et episcopatai 
omnis cura et inspectio circa bona Monasteriorum contra jura Epi- 
scopis vi officii propria et contra tenorem concordatorum denegatur 
etc. etc. etc. 

Gravamina particularia circa concordata de ao 
1688. inter Episcopatum et Ducatum Bavariae inita. 

Ad cap. 1. Concordatorum. 

1. Conqueruntur plerique B. R. D. D. Ordinarii, quod visitationes 
generales a S. ecclesia, tarn praecise et salubriter praescriptae in Ba- 
varia vel penitus impediuntur vel ob praesentiam Commissariorum 
electoralium nimis clero et ecclesiis onerosae vel infructuosae red- 
dantur, quodque 

2. Commissarii electorales sola assistentia bracbii saecularis et 
inspectione non contenti manum etiam ad ipsa sacra extendant, prae- 
sentiam et cognitionem in ipso presbyterio et visitatione altarium, 
tabernacoli, Ostensorii, lunulae, Baptisterii, et Saciristiae praetendant. 

Item 

3. Conqueruntur nonnulli quod etiam visitationes particulares in- 
finitis subjaceant difficultatibus et etiam in bis partim contra Con- 
cordata Commissarii Electorales assistere praetendant. partim 

4. E. B. D. D. Ordinarii in corrigendis excessibus clericoram 
per recursum ad principem impediantur, maxime vero dolent 

5. Omnia Monasteria, Beligiosasque personas episcoporum carae 
et sollicitudini tarn quoad interna spiritualia et eccles^sticam dis- 
ciplinam, quam quoad temporalia, illorumque inspectionem et notitiam 
snbtrahi. 

6. B. B. D. D. Ordinariis subtrahitur notitia et cognitio bonorum 
ecclesiae, quae privatae dispositioni potestatis saecularis subducuntur, 
binc sine praescitu B. B. Episcoporum in plerisque Dioecesibus bona ^ 
et reditus ecclesiarum non tantum a saecularibus privative admini- '' 
strantur, verum et dispensantur , dissipantur, et quandoque etiam 
violenter eripiuntur, neque rationes, vel debito tempore redduntur, 
vel ordinariorum examini et approbationi submittuntur ; quare 

7. Non paucae in Bavaria Ecclesiae eo redactae sunt, ut vix 
necessariis Expeneis sustentandis sufficiant, et non raro piae funda- 
tiones et intentiones fundatorum, adimpleri amplius nequeant, et ideo 

8. Saepius tales fundationes solo metu potestatis temporalis in 
alias absque consensu et approbatione ordinariorum permutantur sine 
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eo, quod econtra in casu necessitatis idem ins permutandi R. R. D. D. 
Ordinariis, quibus tarnen de jure competit, reciproca aequitate con- 
cedatur. 

9. Aditui vel morigeri veL haud idonei sine praescita Superiorum 
Ecclesiasticorum per potestatem saecnlarem introdncuntur, illisque 
interdicitur consueta emiesio professioDis fidei coram parocho. 

10. Confraternitates sacrae tarn antiqaae quam novae sine con- 
firmatione electorali amplius non admittuntur, illarumqne ratiocinia 
privativae Episcoporum dispositioni (nti hucusque in ubu et obser- 
vantia erat) non amplius relinquuntur, sed cumulativae cum temporali 
potestatcT administrationi submitti praetenduntur. Similiter 

11. £cclesiae collegiatae cumulative fundatae, privative a sae- 
calari potestate administrantur. 

12. Subsidia sie dicta charitativa et alia jura episcopalia (vulgo 
Infui und WeyÜsteuer) nonnullis R. R. D. D. Ordinariis vel inter- 
dicontnr vel difficiliora redduntur. 

Ad Gap. II. de Electionibus et Confirmationibus Praelatorum. 

1. Conqiieruntur plerique R. R. D. D. Ordinarii quod a Commi- 
sariis Electoralibus in electione praelatorum contra usum totius Im- 
perii germanici et ipsius Bavariae praetendatnr praecedentia , imo vi 
et importune accipiatur ab ipsa ecclesia, claustro et conclavi, cui 
etiam vel penitus vel saltem ultra terminum a jure consuetudine et 
concordatis praescriptum assistere volunt. Hanc praecedentiam prae- 
tendi etiam a Commissariis , officialibus, electoralibus Judiciali-Hoff- 
marchialibus , in aliis functionibus cumulativis cum episcopatibus, 
insuper decanis ruralibus sub poena sequestrationis temporalium liber- 
tatem interponendae protestationis pro salvando iure R. R. Ordina- 
riorum fuisse interdictum , similiter conqueruntur quod Electiones 
Praelatorum. 

2. Sine Assistentia Gommissariorum Episcopalium imo contra- 
dicente ordinario per solos Gommissarios Electorales contra prae- 
scriptum SS. Ganonum fuerint peractae, et taliter, nulliterque electo 
administratio temporalium sine consensu episcopi fuerit consignata. 
Quod 

3. Dies ad Electionem a solis Electoralibus determinari privative 
velit, quod Gonfectionem , subscriptionem et Gommunitatem Inventa- 
riorum circa temporalia denegent et R. R. D. D. Ordinariis nuUa 
amplius Gognitio, scientia et inspectio in temporalia Monasteriorum 
coDcedatur. Administratores contra Goncordata privative constituantur, 
imo ipsis religiosis severe prohibeatur R. R. D. D. Ordinariis vel 
minimam circa temporalia notitiam subministrandi. 

Hoc ipsum 

4. Gommissarii Electorales etiam exigunt in iis Electionibus 
Abbatissarum et superiorum monialium, quibus per consuetudinem 
hucusque nunquam interfuerant. 

5. Ipsi Gommissarii Electorales quoque sine Ordinariorum licentia 
Monialium claustra ingrediuntur, eisdem monialibus confessarios ejus- 
dem ordinis religiöses adimunt, aliosqne propria authoritate constituunt 
et parocbis sine licentia ordinariorum jus committitnr comitandi funus 
monialium. 

lidem Gommissarii Electorales 

6. Gontra usum et consuet udinem electionibus decanorum ruralium 
se immiscent, quae tinice a nutu et licentia episcoporum dependent. 
Denique " 

7. Per praedictum mandatum electorale indigenatus religiosis et 
professis jus ad munia et dignitates claustrales contra aequitatem 
adimitur, et libertas electionis violatur, vel saltem summopere re- 
stringitur. 
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Ad Caput III. de delictis et poenis personarum ecclesiasticarum. 
Circa hoc punctum maxime dolent plerique K. R. D. D. Ordinarii. 

1. Omnem ipsis iurisdictionem in utrumqae cleram adimi, ipsos- 
que impediri, quia corrigendo et puniendo delicta clericorum pastorali 
Buo muneri satisfaciant, cum 

2. Non tantum omnes personae religiosae ipsorum Directioni et 
correctioni snbducuntur verum etiam ad fora saecularia in levioribus 
delictis aeque ac majoribus pertrahuntur, ibique sine praescitu con- 
cursu, vel consensu episcoporum examinantur, incarcerantur , vel ita 
puniuntur, ut justa etiam delictorum castigatio, potius in contemtum 
et ludibrium totius Status clericalis, quam ad correctionem delin- 
qnentium et aedificationem populorum intentata videatur. Cum reli- 
giosae personae vi ex claustris deducuntur, ipsorumque snperioribns 
facultas conceditur, inauditis ordinariis ipsas ex claustro expellendi^ 
habituque religioso spoliandi. Simili modo 

3. Etiam praeceditur contra clerum saecularem, cum personae 
ecclesiasticae militari manu ad cnjasvis accusationem capiuntur, non 
nunquam etiam per apparitores arripiuntur, in carceribus non obstante 
sufficienti oblata cautione et fidei jussione per plunss faebdomades de- 
tinentur, et criminaliter contra ipsos proceditur. Huc quoque referunt 

4. R. R. D. D. Ordinarii quod personae ecclesiasticae vi, metu 
et comminationibus sine ipsorum consensu adigantur ad comparendum 
coram foro saeculari, ibique praestandum juramentum etiam in causa 
criminali. Quod nonnulli praecones verbi divini sub iisdem commina- 
tionibus ad forum saeculare citati ibique super praedicatione verbi 
divini examinati et judicati fnerint. Huc etiam pertinet, quod 

5. In casu percussionis clericorum potestas saecularis sibi omnem 
cognitionem circa factum et decisionem in ipsa causa adscribat, et 
similiter causas injuriarum clericorum inter et laicum ad forum sunm 
trabat, et commissiones episcopales in loco ad inquirendam veritatem 
deneget. Pari modo 

6. In Causis suicidii cognitio ad forum saeculare pertrabitur, et 
sepultorum corpora sine potestatis ecclesiasticae praevio consensu e 
coemeterio extrabuntur, testiumque examen a saeculari judice assu- 
mitnr. Denique 

7. Jus Asyli saepius violatur , ' cum vel delinquentes , propria 
authoritate ex asylo eripiuntur, vel sine consensu ordinariorum in 
ipsis monasteriis armata manu custodiuntur. 

Ad cap. lY. de Collatione beneficiorum ecclesiasticorum. 

1. R. R. D. D. Episcopi tanquam collatores ordinarii et reliqni 
etiam patroni gravantur per novum mandatum Electorale, vi cujus 
omnes extranei a beneficiis quibuscnnque excludantnr, vel si admit- 
tuntur, tamen arbitrariae in Ecclesia et Imperio inauditae gravi taxae 
subjiciuntur, bocque edictum etiam ad praesentatos Dioecesanos et 
sabditos circuli Bavarici extenditur, sicque contra canones ecclesiae 
dioecesanae et contra leges imperii ejusdem circuli subditi tanquam 
exterranei considerantur. 

2. In causis juris patronatus, ubi quaestio de statu familiarium, 
quae hoc jus praetendunt, incidit, cognitio et decisio R. R. D. D. Or- 
dinariis denegatur, iidemque 

3. Jure devolutionis spoliantur, nee non 

4. In causis collationum dubiis vel litigiosis instructis processas 
Ordinariis interdicitur, et R. R. D. D. Ordinariis ipsorum ius dubium 
per sequestrationem temporaliuin vi aufferri tentatnr, eoque modo 

5. In casu permutationis ubi praesentatus ab ordinario ex pon- 
derosis rationibus admitti nequit, ille tamen via facti introducatur; 
Similiter 
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6. etiam jura collationis Clara et indabia yel suspenduntor, yel 
eorum exercitium B. B. Ordjnariis impeditor. 

7. Noviter quoque praesentati praepositi, decani, canonici curati, 
omnesque beneficiati per jura tazae electoralis de ao 1769 redimendis 
literis praesentationis installationi» et possessionis nimium grayantur, 
cum ab ipsis vel 5ta Tel yigesima pars annuorum reddituum exigitur. 
Denique 

8. Estimatio domuum et reparationom parochialium non tantum 
in tempore abitus sed etiam permutationis a saecalari potestate exi« 
gitur. 

Ad cap. Y. de personis et bonis ecclesiasticorum. Ad hoc punctum 

1. Ea gravamina spectant, quae in cap. I. grayaminum generalium 
circa collectionem cleri extenso continentur , eoque se reducunt , quod 

2. Haec collectatio jure territoriali sine praeyio consensu SS. 
Pontificis et B. B. D. D. Ordinariorum sine eyidenti necessitate ar- 
bitraria et cum excessu contra jura ecclesiae , leges imperii et ipsam 
in Bayaria inyeteratam consuetudinem describatur, et cum commina- 
tione sequestrationis temporalium yel actuali executione non tantum 
a communi clero exigatnr sed etiam 

3. Ulis praelatis, capitulis et communitatibus ecclesiasticis im- 
ponatur, quae yel aliunde jam quot annis stipulatam quodam ad 
publica onera persoNunt, yel speciali priyilegio gandent, et per pacta 
publica inter ser. Electorem et Status proyinciales saepius inita ab 
omni arbitraria exactione immunes sunt, quod 

4. Haec collectatio etiam ad illa bona totalia Ecciesiarum (yulgo 
Widum Güter) extendatur, quae yel aliunde oneribus grayata, yel ab 
bis per posteriora concordata exempta fuerunt, quodque haec bona in 
casu litigii ideo iurisdictione episcopali ayelli et saeculari subjici 
praetendantur, quia a Laicis fundata et donata fuerunt. Gonqueruntur 
maxime 

5. B. B. D. D. plerique Ordinarii omnem immunitatem personalem 
et realem ecclesiasticam, totum priyilegium fori sacerdotis adimi, tam 
per ea quae ad cap. 3. concordatorum adducta fuerunt, quam per hoc 
etiam, quod . 

6. Parochi, Beneficiati, aliaeque Personae Ecciesiasticae per poenas 
pecuniarias, comminationes et sequestrationem temporalium ab obe- 
dientia, B. B. Episcopis debita retineantur, eoque yi adigantur, ut 
contra episcopale praeceptum yel saltem insciis ordinariis se nitro 
Ulis mandatis submittant, quae a seculari potestate etiam circa sacra 
et ecclesiastica emanarunt. 

7. Per Fossores Nitri (yulgo Saleiter- Graber) et per inspectores 
focorum (seu Feuerbschau) et ipsos nonnumquam apparitores (Schörgen) 
plures excessus committantur , cum se propria authoritate in domos 
parochiales intrudunt. Huc etiam illud grayamen referri debet, quod 

8. In una alteraye dioecesi B. B. D. D. Episcopis, etiam ea 
aufferre yelit administratio bonorum ecclesiasticorum quae tarnen 
jam ultra saeculum priyatiyae episcopali directioni subjecta fuerunt. 
Quodque 

9. Per deductionem 4tae pauperum ab omni legato pio et causis 
piis non mediocre detrimentum et yoluntati testantium non minor yis 
afferatur; Non minns dolent 

10. B. B. D. D. Ordinarii in causis decimarum tam in iis, ubi 
agitur de solo possessorio, reusque est laicus , quam in iis , ubi de 
solo agitur petitorio, ac denique in causis, in quibus possessorium 
cum petitorio cumulatur, ipsis omnem cognitionem et Judicium adimi, 
causasque yel jam decisas, yel adhuc coram foro episcopali pendentes 
propter praetensam fori incompetentiam ad forum saeculare ayocari, 
et pro nullis declarari, nee non 
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11. decimas minntas pro saecularibus teneri et saeculari foro 
Bubmitti. 

Ad cap. VI. de testamentis clericorum. 

GravamiDa episcopalia circa hoc punctum eo collimant, 

1. In plerisque processibus a saeculari potestate praetendi priva- 
tivam Cognitionen! circa valorem testamentorum clericalium et hoc jus 
per comminationes et sequestrationes temporalium sustineri. Hinc 

2. Omnes causas testamentarias in foro ecclesiastico vel jam de- 
cisas, Yel coram eo adhuc pendentes annullari, et ad forum saeculare 
avocari. Conqueruntur similiter 

3. Privatam Executionem testamentorum clericalium denegari , et 
ab officialibus electoralibus cumulativam et publicationem in loco de- 
functi fieri praetendi. Pari modo 

4. In superiori Palatinatu per edict. elect. d. d. 17. Aug. 1770. 
episcopis omnem denegari dispositionem circa testamenta clericorom, 
nee non 

5. In dictionibus Bavaricis, quae in circulo Suevico site, nulloque 
concordatorum nexu adstrictae sunt, privativam dispositionem circa 
testamenta clericalia judices electorales sibi arrogare ; Gravantur non 
minus R. B. D. D. Ordinarii per hoc, quod 

6. Testamenta clericorum apud laicos deposita sine confirmatione 
pro yalidis publicentur et confirmatio episcopalis « saecularibus judi- 
cibus nee amplius expeti, nee expectari velit, quodque 

7. In causis concursus commissarii episcopales, prorsus exclu- 
dantur, nulla amplius testamenta, aliaque acta publica ad consistcria 
episcopalia communicentur , et circa reparationes domuum, aliaque 
necessaria aedificia parochis et quota et tempus solutionis a solis 
iudicibus electoralibus praescribatur. Huc etiam pertinet, 

8. Quod in casu, quo jam Executor testamentarius denominatus-^st, 
tarnen electorales commissarii cum magno massae hereditariae detri- 

' mento adesse, remque cum executore peragere praetendant, et econtra 
episcopalibus commissariis cumulativam praesentiam denegent, quando 
heres laicus testatoris ecclesiastici haereditatera adire se yelle de- 
clarayit, quodque omnia et singula haec 

9. Non solum in haereditatibus decanorum et parochornm verum 
in illis etiam cooperatorum, expositorum contra concordata praeten- 
dantur, et insuper 

10. ültimae clericorum dispositiones tam per deductionem itae 
pauperum, quam 

11. Per ius retractus (vulgo Nachsteuer) maxime gravantur de- 
nique 

^ 12. Glerici ad assumendum executionis officium apud Laicos in- 
habiles declarati sunt, licet Laici a munere executoris penes eccle- 
siasticos nunquam adhuc fuere exclusi. 

Ad Cap. Vn. de causis matrimonialibus. 

Huc ea gravamina pertinent, quae in Cap. III. gravaminum ge- 
neralium de mandato electorali circa sponsalia continentur, et in eo 
summariter consistunt. 

1. Declarari causas sponsalium pro mere saecularibus neque am- 
plius a saeculari potestate inter causas liquide consistoriales contra 
usum et consuetudinem totius Germaniae et Bavariae numerari. 

2. B. B. D. D. Ordinariis denegari cognitionem et decisionem 
ciröa validitatem sponsalium, simul ac 

3. Circa causas incidentes dotis, alimentationis , satisfactionis 
civilis. 

4. Praescribi contractui sponsalitio a saeculari potestate plures 
conditiones, sine quibus sponsalia non tantum quoad effectus civiles, 
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verum etiam quoad effectus spiritaales et forum conscientiae pro nuUis 
declarantur, licet 

5. eoram parocho proprio et duobus testibns fuerint peracta baec 
omnia. 

6. Facta et ordinata faisse sine praescitu B. B. D. D. Ordinariorum, 
sine consensu pontificio, et ultra. 

7. Tarn parochos quam laicos ad observantiam horum manda- 
tornm per sequestrationem bonorum poenas aliasque comminationes 
adactos füisse Contra quas aliasque et singulas bujus generis inno- 
vationes, B. B. D. D. Ordinarii amare conqueruntur , ad Concordata 
Episcopatuum inter et Ser. Domum Bavar^cam ao 1583 posterioribus- 
que temporibus inita, tanquam ad pacta publica fide binc inde data 
solemniter inita, proindeque reciproca obligatoria et in Havaria ad 
ultima hujus saeculi tempora velut legem publicäm religiöse obser- 
vata, proTOcant, et si qua minus et contra omnem expectationem Con- 
cordata haec tanquam mere privilegia, a potestate saeculari revocari, 
annnllari, illisque omnis vis et reciproca obsignatio adimi vellet, tunc 
(prout in ipsis concordatis clare provisum) etiam B. B. D. D. Ordinarii 
jus ipsis vi institutionis et officii proprium reservant, totumque ne- 
gotium dispositione SS. canonum , Juris communis et legum Imperii 
Germanici fundamentalium tranquille relinquunt. 

Sed meliori spe eriguntur B. B. D. D. Arcbipraesules et episcopi, 
quorum dioeceses se in utramque Bavariam et Palatinatum superiorem 
extendunt cum cognita avita Ser. modemi D. Electoris Bavarici pie- 
tate jure confidunt, bunc seren. Principem pro sua in Deum Beligione 
in Ecciesiam filiali reverentia et obsequio nunquam esse permissurum, 
quod pacta solemnia Jura episcopatus, imo Ecclesiae propria violentur, 
clerus uterque despectui habeatur, totaque Hierarchia et Disciplina 
Ecclesiastico- Germanica enervetur, sed eo potius piissimum electorem 
ad gloriosissimi antecessoris sui Ducis Guilelmi exemplum rem esse, 
redacturum, ut nibil inposterum desit B. B. D. D. Ordinariis et Epis-' 
copis in ßavariae provinciis, quia bi vere dicere et possint et debeant, 
ita sua jura non impediri, aut imminui , quod potius per Electoralem 
sollicitudinem officium suum recte, tranquille et cum fructu facere 
queant, quodque alibi seu per religionis differentiam , sive per alia 
obstaciüa ipsis minus licuerit, certe in Bavaria episcopos agere vere 
possint et valeant. Quod si vero vel per injuriam temporum vel 
longitudinem ducentorum ferme annorum, quod suum erat, Clerus in- 
sciis episcopis, vel neglexerit, vel remissius aliquamdiu egerit, econtra 
etiam commissarii electorales ecciesiastici , administratores officiales, 
quod ad eos forsan minus pertinebat, nimis officiosa ratione tractare, 
curareque consueverint, exinde quoque facile accidere potuerit , quod 
neglectis conturbatisque utriusque Status muneribus multa passim 
introducerentur, quae juxta modernorum temporum populorum et re- 
gionum, rationem, consilio et emendatione jam indigeant, Tunc B. B. 
D. D. Arcbipraesules et Episcopi promptissimos se et studiossissimos 
declarant, ad omne illud indefesso studio, cura et soUicitudine juxta 
praescriptum SS. Canonum Spiritum, S. Matris Ecclesiae jura epis- 
copalia et usum patriae concurrendi, quod ad majorem Dei Gloriam 
et Ecclesiae incrementum, conservandamque ecclesiasticam disciplinam, 
populi Cbristiani aedificationem, et publicäm salutem, praesens tem- 
poris necessitatis praebabito maturo et communi consilio ostenderit 
esse necessarium, utile et proficuum, qua de ratione iidem B. B. D. D. 
Praesules devota aeque ac amicabili ablegatione, animum suum fiducia 
obsequio et veneratione plenum erga Ser. D. Electorem ostendere et 
ad ea omnia prompte animo coUaborare intendunt, et confidunt, quae 
pacis sunt, et quae ad restituendam stabiliendamque Concordiam 
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Sacerdotiam inter et principatam in Bavaria ad spiritaalem aeqae ad 
temporalem populorum felicitatem servire ac contribuere poterunt. 



IV. 

(▼gl. b 6 n 8. 286.) 

Aus den von Saare2s dem Kronprinzen von Pceussen 
(später Friedrich Wilhelm III.) gehaltenen Vorlesungen ^). 

Bechte des Staats über die Religions-Gesellschaften. 

I. Um die Bechte des Staats über die Beligions - Gesellschaften 
richtig zu fassen, muss man bei der Beligion unterscheiden: 

1) den theoretischen oder speculativen Theil derselben; 

2) den moralischen oder praktischen Thefl; 
8) die äusseren Beligions-Üebungen. 

II. Ferner muss man bei den Bechten des Staats selbst unter- 
scheiden: 

1) diejenigen, die ihm blos vermöge des Bechts der Oberaufsicht 
über alle Beligions-Gesellschaften ohne unterschied zukommen; 

2) dieienigen, die ihm yon gewissen bestimmten Beligions-Gesell- 
schaften übertragen werden. 

III. Bechte, die dem Staate vermöge seiner Oberaufsicht über alle 
Beligions-Gesellschaften zukommen. 

1) Jede Beligions-Gesellschaft ist schuldig, dem Staat treulich an- 
zuzeigen: zu was für Beligionsmelnungen sie sich bekenne; was für 
Pflichten sie ihren Mitgliedern lehre, und wie die Einrichtung ihres 
äusserlichen Gottesdienstes beschaffen sei; Bücher, in welchen ein 
solches öffentliches Bekenntniss im Namen einer ganzen Beligions- 
parthei abgelegt wird, heissen: Symbolische Bücher. Exempel: die 
Augsburg'sche Gonfession. 

2) Der Staat ist berechtigt, das ihm vorgelegte Symbol zu prüfen; 
insofern dasselbe für die öffentliche Buhe und Sicherheit der bürger- 
lichen Gesellschaft in der That schädlich ist, es zu verwerfen; die 
weitere Verbreitung einer solchen schädlichen Beligion zu untersagen 
und die dazu zu schliessenden Gesellschaften zu verbieten und auf- 
euheben. 

3) Der Staat ist berechtigt, zu verlangen, dass die von ihm auf- 
genommenen und geduldeten Beligions-Gesellschaften ihren Gottesdienst 
öffentlich feiern, oder zu ihren besonderen Zusammenkünften Abge- 
ordnete von ihm ids seine Aufseher zuzulassen; 

4) Die Lehrer und Vorsteher solcher Beligions-Gesellschaften 
müssen dem Staat angezeigt und von ihm approbirt werden; wegen 
des grossen Einflusses, den sie haben, ist dem Staate daran gelegen, 
von ihren treuen und zuverlässigen Gesinnungen überzeugt zu sein. 

5) Keine Beligions-Gesellschaft kann sich äussere Bechte im Staat 
und gegen die Bürger desselben anmaassen, insofern ihr dieselben vom 
Staat nicht ausdrücklich verliehen worden. 

6) Jede Beligions-Gesellschaft muss diese ihr verliehenen äusseren 

^) Mscpt. d. Bibl. d. Eönigl. J ustiz -Min is t in Berlin. 
Bd. 2. S. 54. ff. 
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Rechte nur naeh den Gesetzen des Staats ausüben und dabei seine 
Gerichtsbarkeit anerkennen ; 

7) Aufsicht über das Vermögen, Conservation und zweckmässige 
Verwendung. Einschr&nkang durch Amortisationsgesetze. 

8) Der Staat ist berechtigt, sich in die unter den verschiedenen 
Religionspartheien entstehenden Streitigkeiten insoweit zu mischen, 
dasB er denjenigen öffentlichen Ausbrüchen derselben, welche der all- 
gemeinen Ruhe und bürgerlichen Ordnung nachtheilig werden könnten, 
vorbeuge. Von Controvers- Predigten, 

9) Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, jede von ihm auf- 
genommene Religionsparthei bei ihren Rechten zu schützen, und sie 
gegen alle Beeinträchtigungen und Störungen in ihren gottesdienst- 
lichen Handlungen zu sichern. 

10) Jeder vom Staat aufgenommenen Religionsparthei gebührt zwar 
das Recht, die mit Genehmigung des Staats festgesetzte Ordnung in 
Begehung ihres Gottesdienstes und ihrer gottesdienstlichen Handlungen 
zu behaupten, und ihre Mitglieder zur Befolgung dieser Ordnung an- 
zuhalten. Sobald aber hierzu weltliche Strafen nöthig sind, kann die 
Religions- Gesellschaft sich deren nicht anmaassen, sondern muss die 
Untersuchung und Bestrafung dem Staat anheimstellen. 

IV. Einschränkungen dieser Rechte des Staats über die Religions- 
Geselischaften : 

1) Der Staat muss jedem seiner ünterthanen eine vollkommene 
Gewissensfreiheit lassen. Er kann also keinem vorschreiben, was er 
glauben und zu welcher Religion er sich bekennen solle. Er kann 
keinem verbieten, seine Meinungen und Gesinnungen über religiöse 
Gegenstande auch öffentlich durch Handlungen an den Tag zu legen, 
sobald nur diese Handlungen nicht in Verletzung der Rechte der 
bürgerlichen Gesellschaft oder in Verbrechen gegen andere Gesetze 
des Staats ausarten. 

Der Staat kann also auch keiner Religions-Gesellschaft vorschreiben, 
was sie lehren und wie sie ihren Gottesdienst einrichten solle. Be- 
weis: aus der Natur der Sache, weil Meinungen und Gesinnungen nicht 
geboten werden können ; weil der Staat nur solche Handlungen, welche 
gegen Zwangspflichten sind uad die gemeine Ruhe und Sicherheit 
stören, verbieten kann : und weil das Recht der Oberaufsicht über die 
Gesellschaft nicht bejahend, sondern blos verneinend ist. 

2) Der Staat kann eine Religion bloss um ihrer spekulativen und 
dogmatischen ^Begriffe und Meinungen nicht verbieten, ihr die Auf- 
nahme und Duldung verweigern, oder ihre Anhänger unterdrücken 
und verfolgen. Das Recht des Staats geht nicht weiter, als auf die 
äusseren Handlungen seiner Bürger. Er kann die Freiheit der Ein- 
zelnen nur so weit einschränken, als es nothwendig ist, um die Frei- 
heit und Sicherheit aller zu erhalten; die Freiheit der Bürger, über 
dogmatische Sätze in der Religion zu denken, wie sie wollen, und ihre 
üeberzeugung darüber auch durch öffentliche Handlungen zu äussern, 
bediurf keiner solchen Einschränkung, weil daraus niemals gefährliche 
Folgen für die allgemeine Sicherheit und Freiheit entstehen können. 
Denn die blossen spekulativen Meinungen von Gott, seiner Natur und 
Eigenschaften, von der Art und Weise, wie er sich den Menschen ge- 
offenbart hat; von den Verhältnissen der Menschen gegen ihn, und 
von den Pflichten, die sie ihm schuldig sind, von gewissen Geheim- 
nissen dieses oder jenes theoretischen Systems ; von der Beschaffenheit 
des künftigen Zustandes nach dem Tode u. s. w. — alle diese Mei- 
nungen ändern nichts in den Pflichten, die der Mensch seinem Näch- 
sten, der bürgerlichen Gesellschaft und dem Staate schuldig ist. Diese 
Pflichten beruhen auf ganz anderen Gründen, und die Verbindlichkeit 
zu deren Erfüllung bleibt unverändert, was auch der Mensch über 

B. Fiiedberg, D. Missbr. d. geistl. Amtsgewalt. 55 
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jene spekolativen Materien glauben oder nicht glauben mag. Diese 
Pflichten haben ihren Grund in der Natur des Menschen, in seiner 
eigenen Glückseligkeit; in dem Zwecke der bürgerlichen Gesellschaft, 
und in den Gesetzen des bürgerlichen Vertrages, denen sich ein Jeder 
bei seinem Eintritt in den Staat unterwirft; daher stimmen auch alle 
Religionspartheien, sie mögen nun in ihren spekulativen Systemen 
noch so weit von einander verschieden sein, dennoch in ihren Lehren 
über moralische Pflichten gegen Andere und gegen den Staat im We- 
sentlichen völlig überein. Der Heyde, der Mohametaner und der Jude, 
der Catholik and der Protestant, der Socinianer, der Deist und selbst 
der Gottesleugner lehren einmüthig, dass der Mensch schuldig sei, 
Niemand zu beleidigen, jedem das Seine zu lassen, sein Wort zu 
halten, seine Verträge zu erfüllen, sich des Betrugs in Handel und 
Wandel zu enthalten, den Gesetzen zu gehorchen und der Obrigkeit 
Folge zu leisten. Friedrich der Grosse sagt daher in seiner Abhand- 
lung »Sur la superstition et sur la religion« vollkommen richtig : »Alle 
»Religionen gehen in Ansehung der moralischen Pflichten nicht weit 
»von einander ab; sie können daher dem Staat alle gleichgültig sein, 
»und dieser muss Jedem die Freiheit lassen, auf welchem Wege er in 
»den Himmel kommen will. Er sei ein guter Bürger, das ist Alles, 
»was man von ihm fordern kann.« So ungerecht und thöricht es also 
ist, wenn die Inquisition in Spanien und Portugal einen Menschen ver- 
brannte, weil er in der Fa&ten Fleisch gegessen hatte, so ungerecht 
und thöricht würde es sein, wenn man in einem Protestantischen Staat 
einen Menschen drücken^ oder verfolgen wollte, weil er die Dreieinig- 
keit leugnet oder die Gottheit Christi bezweifelt. 

3) Es ist nicht zu leugnen , dass die eine Religion mehrere und 
stärkere Motive zur Erfüllung bürgerlicher Pflichten an die Hand 
gebe, und die Gemüther zur Ausübung der Pflichten des Wohlwollens 
geneigter und williger mache als die andere; dass also auch die eine 
dem Wohl des Staats und der Beförderung der allgemeinen Glück- 
seligkeit zuträglicher sei als die andere. Exempel: Des Christen- 
thümes und des Atheismus; des Katholicismus und Protestantismus. 
Aber daraus folgt weiter nichts, als dass der Staat wünschen kann, 
eine Religion, von welcher er sich so' vielen Beistand in der Erreichung 
seiner Zwecke in so vorzüglichem Grade versprechen kann, vorzüglich 
vor andern unter seinen Bürgern verbreitet zu sehen. Aber diesen 
Wunsch kann er nach der Natur der Sache nur durch Unterricht und 
Belehrung, nie dadurch erreichen, dass er die Anders denkenden ver- 
folgt und unterdrückt. Vielmehr hat die Erfahrung aller Zeiten ge- 
lehrt, dass Druck und Verfolgung den Religionseifer immer stärker 
entzünden, die Gemüther in der Ueberzeugung und Behauptung der 
verfolgten Meinungen bestärken, und den Hass und die Abneigung 
gegen die verfolgende Religion vermehren; Exempel: von der Ver- 
folgung der Protestanten in den Niederlanden, der Hugenotten in 
Frankreich. Friedrich der Grosse sagt daher eben so wahr süs schön : 
»Der Verfolgungsgeist ist ein Tyrann, welcher die Länder entvölkert. 
»Die Toleranz ist eine zärtliche Mutter, welche sie blühend macht.« 

4) Kann also der Staat den einzelnen Bürgern die Annahme und 
das Bekenntniss einer Religion um blosser spekulativer Meinungen 
willen, nicht verbieten, so kann er auch den Anhängern einer und 
eben derselben Religion nicht wehren, sich zu einer gemeinschaftlichen, 
diesen Begriffen angemessenen Gottesverebrung mit einander zu ver- 
einigen und also Religions-Gesellschaften zu errichten. Er kann also 
keiner Religionsparthei ihr theoretisches Glaubenssystem, mag es noch 
so falsch, unrichtig und absurd sein, die Duldung und freie Religions- 
übung verweigern. 

5) Alles was er thun kann, ist^ auf den Unterricht, den sie ihren- 
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Anhängern in Ansehung der moralischen Pflichten ertheilen, ein wach- 
sames Auge zu haben und dahin zu sehen, dass durch ihre Religions- 
Übungen die öffentliche Ruhe, Ordnung und Wohlanständigkeit nicht 
verletzt werde. Exempel des erstem: Die Jesuiten. Haereticis 
non est servanda fides. Der Königsmord. Exempel des zweiten: 
Die Bachanalien bei den Römern. 

V. Begriff der wahren Toleranz, abgeleitet aus vorstehenden Be- 
trachtungen. 

1) Der Staat muss jede Religionsparthei, deren moralische Lehren 
nichts enthalten, was der öffentlichen Ruhe und Sicherheit zuwider 
wäre, dulden. 

2) Er muss jeder solchen Religions-Gesellschaft die freie Uebung 
ihres Gottesdienstes nach ihrem System gestatten, soweit dadurch die 
bürgerliche Ruhe und Ordnung nicht gestört wird. 

3) Jedem Bürger des Staats muss es freistehen, zu welcher Reli- 
gionsparthei er sich halten wolle. 

4) Niemand muss, blos seines Religionsbekenntnisses wegen, von 
der Tbeilnehmung an den Rechten und Yortheilen der bürgerlichen 
Gesellschaft ausgeschlossen werden. 

5) Der Staat muss nicht gestatten, dass eine Religionsparthei die 
andere beunruhige, drücke oder verfolge, Proselytenmacherei. Be- 
kehrungssucht. Controversen. 

VI. Einschränkungen dieser Toleranz, wozu der Staat berechtigt 
und verpflichtet ist: 

1) Der Staat kann eine Religion vor der anderen begünstigen und 
unterstützen, sobald nur diese Begünstigung nicht in Druck und Ver- 
folgung der übrigen ausartet. Vorzüglich Beförderung zu Aemtern und 
Würden. Die Catholiquen in Schlesien, Diews in Preussen. 

2) Unterschied des Exercitii religionis publici et privati. So lange 
darüber anderweitig nichts bestimmt ist, hängt es vom Staat ab, welche 
Art von Exercitiis er dieser und jener Religionsparthei gestatten wolle. 

3) Wenn das Exercitium religionis durch Verträge und Verfas- 
sungen bestimmt ist, so liiuss der Staat darüber halten, und kann, wenn 
er solches thut, einer Intoleranz nicht beschuldigt werden. Exempel: 
Die Catholiquen in Schlesien. Die Catholiquen in der Mark und in 
Pommern. 

4) Wenn eine Religionsparthei Lehrsätze hegt, die zwar an sich 
nicht gegen die bürgerliche Ruhe und Ordnung sind, die aber doch 
ihre Bekenner hindern, ihre Bürgerpflichten nach ihrem ganzen Um- 
fange zu erfüllen, so kann eine solche Religionsparthei sich nicht be- 
schweren, wenn ihr die Theilnehmung an den Rechten der bürger- 
lichen Gesellschaft nicht in völlig gleichem, sondern nur in verhältniss- 
mässig geringerem Maasse verstattet wird. Exempel: von den Men- 
nonisten, denen man nicht gestattet, bäuerliche Grundstücke zu 
acquiriren, weil sie keine Kriegsdienste thun. 

VI/. Rechte, die dem Oberhaupte des Staats ausser der allgemeinen 
Oberaufsicht über gewisse Religions-Gesellschaften vermöge einer 
geschehenen Uebertragung zukommen: 
Geschichte dieser Uebertragung, die sich aus den Zeiten der Re- 
formation herschreibt: — 

In jeder Gesellschaft muss nothwendig eine gewisse Ordnung sein, 
in welcher die Geschäfte und Verhandlungen derselben betrieben 
werden. Es müssen Gesetze sein, nach welchen die Mitglieder der 
Gesellschaft ihr Thejlnehmungsrecht ausüben, welche bestimmen, was 
einem Jeden für Rechte und Pflichten in der Societät zukommen sollen. 
Dergleichen Ordnung und gesetzliche Bestimmung hat auch von jeher 
in den Rel-Ges. existirt. Es ist festgesetzt gewesen, wie die Lehrer 
und Vorsteher der gottesdienstlichen Handlungen bestellt werden, was 

öö* 
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für Pöichten dieselben zu beobachten haben sollen ; , was für gottes- 
dienstliche Handlangen und FeierJiehkeiten in der Gesellschaft vor- 
genommen, zu welchen Zeiten und bei was für Gelegenheiten sie be- 
gangen werden sollen; was dabei ein jeder, der Lehrer und der Zu- 
hörer, za thun habe; auf was für Art und unter welchen umständen 
Jemand zum Mitgliede der Gesellschaft aufgenommen, und aus was für 
Ursachen er von derselben aasgeschlossen; durch wen die der Belig.- 
Ges. vom Staat beigelegten äusseren Rechte ausgeübt; wie das Ver- 
mögen der Gesellschaft administrirt und verwendet werden solle. 

Diese Gesellschaftsrechte wurden in den ersten Zeiten des Christen- 
thums von den Priestern und Lehrern, mit Zuziehung der Gemeinden 
ausgeübt. In der Folge wurden mehrere einzelne Gemeinden unter 
einen Vorsteher oder Aufseher, welcher den Namen Bischof erhielt, 
vereinigt. 

Die Bischöfe in einer jeden Provinz hatten wiederum einen ge- 
meinschaftlichen Vorgesetzten, der den Namen Erzbischof, Metropo- 
litan oder Patriarch führte, und als zuletzt der Bischof zu Rom sich 
der Oberaufsicht und des Vorsteheramts über sämmtliche Erzbischöfe 
und Bischöfe anmaasste, so ward dadurch das grosse Gebäude der 
kirchlichen Verfassung und Subordination, welches man die Hierarchie 
nennt, vollendet. 

Diese geistliche Macht war um so grösser und fürchterlicher, da 
sie sich über die ganze christliche Welt erstreckte, und der Papst, in 
welchem sich alle Kräfte derselben, die in der damaligen Zeit der Un- 
wissenheit und des Aberglaubens so gross waren, vereinigten, sie zur 
Ausführung aller seiner ehrsüchtigen und habsüchtigen Absichten mit 
einem Wink in Bewegung setzen konnte , daher war es in jener Zeit 
dem Papste so leicht möglich, Könige und Kaiser abzusetzen. Wir- 
kungen des Bannes. 

Als durch die schreienden Missbräuche, welcher sich die Geist- 
lichkeit und besonders der Römische Hof schuldig gemacht hatten, die 
Reformation Luthers am Anfange des 16. Säculi veranlasst wurde, so 
war es einer der ersten Schritte, welche die Reformirten thaten, dass 
sie sich von aller Abhängigkeit und Verbindung mit dem Papste und 
mit den an sein Interesse zu fest gebundenen Bischöfen lossagten. 
Dadurch wurden' nun zwar die Protestantischen Kirchen von dem Joche 
der Hierarchie frei, sie verloren aber auch die Aufseher und Vorsteher, 
welche bisher für die Ordnung in kirchlichen Angelegenheiten und für 
die Ausübung der gesellschaftlichen Rechte der Kirchengemeinden ge- 
sorgt hatten. 

Hier traten nun in den Ländern, welche die Reformation am 
meisten begünstigt hatten, z. £. Sachsen, Brandenburg und Hessen, die 
Landesherren ins Mittel, übernahmen die Funktionen der Bischöfe in 
Ansehung der protestantischen Kirchen und errichteten zu deren Aus- 
übung die Consistorien. Daraus entsprangen diejenigen Rechte pro- 
testantischer Landesherren auf die in ihren Lanaen sich befindenden 
protestantischen Religions-Gesellschaften, welche nicht auf das all- 
gemeine Recht der Oberaufsicht, sondern auf eine geschehene Ueber- 
t ragung der bischöflichen Rechte sich gründen. Man sagt daher, dass 
ein protestantischer Landesherr zugleich Bischof in seinem Staate sei 
und die protestantischen Fürsten sind in dieser Eigenschaft durch den 
Westphälischen Frieden ausdrücklich anerkannt worden. 
VIII. Zu diesen übertragenen bischöflichen Rechten gehören vor- 
nehmlich folgende: 

1) Das Recht, Kirchenversammlungen und Synoden zu berufen 
und auf selbigen über Angelegenheiten, welche das gemeinschaftliche 
Beste der einzelnen Kirchengesellschaften betreffen, mit den Vorstehern 
deraelben zu berathschlagen; 
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2) das Recht, die OrdsuDg in der Feier des Gottesdienstes, die 
Ceremonien und Gebräuche, die Formulare, welche bei den yerschie- 
denen Beligionsbandlungen gebraucht werden sollen, zu bestimmen. 
Die Liturgie. 

3) Das Recht, die Lehrer und Prediger entweder selbst zu be- 
stellen, oder die von den Eirchengemeinden und deren Vorstehern 
oder Patronen gewünschten Subjekte in Ansehung ihrer Fähigkeit und 
Tachtigkeit zu einem solchen geistlichen Amte zu prüfen ; die tauglich 
befundeneu zu bestätigen und sie durch die Ordination zur wirklichen 
Ausübung ihres Amtes zu authorisiren. 

4) Das Recht, über die Lehren und den Wandel der Prediger die 
Aufsicht zu führen; diejenigen, die ihre Pflichten nicht gehörig er- 
füllen, durch Verweise und Strafen zu bessern, und wenn sie in- 
corrigible sind, und sich grober Vergehungen in ihrem Amte schuldig 
gemacht haben, sie ihres Amtes zu entsetzen. 

5) Das Recht der Eirchenzucht und die Befugniss, Mitglieder der 
Gemeinden, die sich der eingeführten Ordnung nicht unterwerfen 
wollen, oder den Gemeinden ein öffentliches Aergerniss geben, durch 
kirchliche Strafen zu bessern, oder sie. ganz von der Gesellschaft aus- 
zuschliessen. 

6) Das Recht, für die gute und nützliche Verwaltung des Eirchen- 
vermögens zu sorgen, die darüber geführten Rechnungen zu revidiren 
und abzunehmen, die Administratores wegen schlecht geführter Ver- 
waltung zur Rechenschaft zu ziehen und sie bei befundener Untreue 
oder grober Nachlässigkeit ihres Amtes zu entsetzen. 

7) Das Recht, die unter den Lehrern und Mitgliedern einer Ge- 
meinde oder auch unter den verschiedenen einzelnen Eirchengemeinden 
derselben Religionsparthei über innere kirchliche Angelegenheiten ent- 
stehenden Streitigkeiten zu untersuchen und zu entscheiden. 

8) Die Befugniss, zur Ausübung aller dieser Rechte Consistorien 
zu bestellen, die Eirchen in gewisse Distrikte und Sprengel zu ver- 
theilen und diesen Sprengein Aufseher unter dem Namen Superinten- 
denten und Inspectoren vorzusetzen. 

IX. Einschränkungen dieser dem Staat übertragenen Rechte: 
1) Die Rechte, die der Staat vermöge der ihm geschehenen üeber- 
tragung ausübt, sind Rechte der Gesellschaft. £r kann sie also nicht 
weiter ausdehnen, als die Gesellschaft, an deren Stelle er getreten ist, 
selbst zu thun befugt sein würde. Alle Rechte einer Gesellschaft 
gründen sich auf den bei ihrer Errichtung geschlossenen Vertrag. 
Was also durch diesen nicht festgesetzt worden, oder nicht hat fest- 
gesetzt werden können, dessen kann auch der Staat sich nicht an- 
maassen. unter den Rechten, über welche ein Mensch keine Ver- 
träge schliessen, und deren er sich auf keinerlei Weise begeben kann, 
ist eins der vornehmsten: seine Eenntnisse zu erweitern, seine Begriffe 
za berichtigen und sich von dem, was er als wahr erkennt, überzeugen 
zu lassen. Ein Vertrag also, durch den ein Mensch sich dieses seines 
Rechts, auf Wahrheit und Ueberzeugung begeben wollte, würde etwas 
Unmögliches und Unerlaubtes enthalten, und also auch gar keine Ver- 
bindlichkeit. 

Wenn ich mich auch noch so feierlich und unter den schwersten 
Strafen verpflichtet hätte, stets zu glauben, dass unter allen möglichen 
Methoden, Plätze zu befestigen, die Vaubansche die Beste sei, so könnte 
mich doch ein solcher Vertrag unmöglich hindern, wenn ich einsehe, 
dass die Montalambertsche Manier vorzüglicher sei, davon überzeugt 
zu werden, und meine Ueberzeugung auch öffentlich zu äussern. Eben 
dies gilt auch von Religionsmaterien. Eönnte auch diese oder jene 
Stelle in der Bibel von jeher auf eine gewisse Art erklärt werden und 
die Mitglieder einer Religions-Gesellschaft sich ausdrücklich verpflichtet 
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hätten, diese Erklärung för die wahre und richtige anzunehmen, so 
würde doch eine solche Verpflichtung keines dieser Mitglieder hindern 
können, sobald sein Verstand einsehe, dass jene bisher übliche Er- 
klärung unrichtig sei, und der Stelle noth wendig ein anderer Sinn 
beigelegt werden müsse, seine üeberzeugnng zu ändern, und diese 
seine veränderte Ueberzeugung erforderlichen Falls auch öffentlich an 
den Tag zu legen. 

Es ist also unmöglich und unerlaubt, dass irgend ein Mensch sich 
des Rechts begeben sollte, seine Vernunft in Religionsangelegenheiten 
zu gebrauchen; dasjenige, was er dadurch als wahr erkennt, auch für 
wahr zu halten, wenn er überzeugt wird, dass seine bisherigen An- 
sichten und Begriffe falsch und irrig gewesen sind, diesen Irrthum zu 
verwerfen und richtigeren Ideen und Erkenntnissen Raum zu geben. 
Haben aber die Einzelnen sich dieses Rechts nicht begeben können, 
so hat auch die Kirch engesellschaft ihnen dasselbe nicht nehmen und 
es dem Landesherrn ülTertragen können. Der Landesherr kann also 
unter keinerlei Umständen berechtigt sein, für irgend eine Beligions- 
parthei oder auch nur für eine einzelne Eirchengemeinde einen unab- 
änderlichen Lehrbegriff festzusetzen, und den Lehrern oder Mitgliedern 
jede Abweichung davon durch Befehle und Strafen zu untersagen. 
X. Einschränkungen dieser übertragenen Rechte. Von symbolischen 
Büchern als unabänderlichen Lehr Vorschriften. 

1) Der Staat ist nicht berechtigt, symbolische Bücher als unab- 
änderliche Lehrvorschrifteu zu ertheilen, oder die Gemeinden und 
deren Lehrer zur unabänderlichen Beibehaltung derselben zu ver- 
pflichten. Dies Recht haben die protestantischen Gemeinden ihrem 
Landesherrn 

a) nicht übertragen wollen; weil es ganz wider den Charakter 
des Protestantismus wäre. Die Reformatoren wollten gerade das 
Gegentheil. 

b) nicht übertragen können; denn sie hätten alsdann 

a) entweder auf allen Gebrauch der Vernunft in Religionssachen 
Verzicht thun müssen, welches unerlaubt ist; 

ß) oder sich verpflichten müssen, veränderter Einsichten unge- 
achtet, ihre Ueberzeugung nicht zu ändern, welches unmöglich ist; 

y) oder sich anheischig machen müssen, etwas in Ewigkeit als 
Wahrheit sich vortragen zu lassen, von dessen Unwahrheit sie aber- 
zeugt waren, welches absurd ist; 

c) wirklich Jiicht übertragen. 

2) Die Symbolischen Bücher haben aber demohnerachtet ihren 
Werth und Nutzen. Sie enthalten doch immer den Inbegriff derjenigen 
Lehrsätze, welche die lutherische Kirche in der ersten Zeit ihres Ent- 
stehens für Wahrheit angenommen hat. Der Lehrer einer lutherischen 
Gemeinde ist also nicht berechtigt, der Gemeinde wider ihren Willen 
und so lange sie ihre Ueberzeugung nicht geändert hat, etwas von 
diesem Lehrbegriff abweichendes vorzutragen. Vielmehr ist der Staat 
berechtigt, wenn eine lutherische Gemeinde sich beschwert, dass ihr 
Prediger sie nicht nach den Grundsätzen der lutherischen Kirche 
unterrichte, den Unterricht eines solchen Predigers nach den symbo- 
lischen Büchern zu prüfen und wenn er ihn selbigen nicht gemäss 
findet, einen solchen Prediger anzuhalten, dass er entweder seinen 
Unterricht ändere und den Symb. Büchern conformire, oder dass er 
sein Amt niederlege. 

3) Aber der Staat ist nicht berechtigt, sich von selbst und ohne 
das Anrufen der Gemeinde in eine solche Sache zu mischen, den 
Prediger wegen vermeintlicher Abweichungen von den symbolischen 
Büchern zur Verantwortung zu ziehen und ihm die Alternative zu 
ändern oder niederzulegen, zu proponiren. Denn wenn die Gemeinde 
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mit dem Vortrage ihres Predigers zufrieden ist, so dient solches zum 
Beweise, dass sie in den abweichenden Punkten ihre Meinungen ge- 
ändert habe, welches der Staat ihr nicht wehren kann und welches 
demselben nichts angeht. 

4) Der Einwand, dass eine Gemeinde, welche von den Symbol. 
Büchern abgehe, aufhöre, eine lutherische Gemeinde zu sein, ist un- 
bedeutend. So lange sie noch eine protestantische Gemeinde bleibt, 
d. h. so lange sie die Bibel als einzige Erkenntnissquelle in Religions- 
sachen erkennt und verehrt, so lange kann sie durch einzelne Ab- 
weichungen von dem alten lutherischen Lehrbegriff ihre Rechte als 
protestantische Gemeinde nicht yerlieren. 

5) Die Besorgniss, dass Unruhen und Verwirrungen im Staat aus 
dergleichen Abweichungen entstehen möchten , ist unbegründet. Die 
Abweichungen betreffen bloss spekulative Meinungen und der Vernunft 
ganz unbegreifliche Lehren; z. B. de trinitate. Von dem ewigen 
Zeugniss des Sohns. Von dem Ausges. des heiligen Geistes, de com- 
municatione idiomat. — de satisfactione, de mysterio sacrae coenae. 
Es ist unmöglich, dass sie auf den Staat und dessen Wohlstand den 
geringsten Einfluss haben können. Die Erfahrung lehret das Gegen- 
theil. Holland. England. Preussen unter der yorigen Regierung. 
Practische Religionen; die Pflichten der Gerechtigkeit und des Wohl- 
wollens, in dem erhabenen Sinne, und der vorzüglichen Wirksamkeit, 
wie das Ghristenthum sie lehrt, können aus der Bibel, als der einzigen 
Erkenntnissquelle eben so deutlich, bestimmt und überzeugend her- 
geleitet werden, wenn man auch jene spekulativen Meinungen nicht 
einnimmt oder sie unberührt lässt. 



V. 

(vgl. oben 8. 370. 8. 470.) 

Deutsche Uebersetzung der von dem Cardinalstaats-Secretair 

Antonelli dem Herzogl. Nass. Minist. - Bevollmächtigten, 

MRath Hendel zu Rom am 12. September 1854 persönlich 

überreichten Denkschrift des päpstlichen Hofes ^). 

Die Herzoglich Nassauische Regierung weiss gewiss, dass der 
heilige Stuhl, stets beseelt von demselben Geiste der Versöhnung, je- 
doch innerhalb der Gränzen seiner Pflichten , seiner Seits keine Sorge 
verabsäumt hat, um zu einem vollkommenen Einverständniss bezüglich 
der Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten in den vereinigten Staaten 
des deutschen Bundes zu gelangen. 

und wenn nach langen und schwierigen Arbeiten dieses Ziel noch 
immer nicht erreicht ist, so liegt die Schuld hiervon nicht an dem 
heiligen Stuhle, wie dieses aus der einfachen Darlegung einiger der 
wesentlichsten Thatsachen, wovon hier nur eine kurze üebersicht ge- 
geben werden soll, zur üeberzeugung hervorgehen wird. Die »Dekla- 
ration« der Regenten der erwähnten Staaten war in der That kaum 
dem heiligen Stuhle übergeben worden, als Pius VII. heiligen An- 
denkens durch eine Note des Cardinalstaats-Secretair Gonsalvi vom 



^} Akten des herzogl. Nassauischen Staats-Ministeriums. 
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10. August 1819. den ausserordentlichen Gesandten und Bevollmäch- 
tigten Ministern der erwähnten Fürsten die Befriedigung zu erkennen 
gab, welche er empfinde, indem er seine Geneigtheit ausspreche, ein- 
zelnen der in der Deklaration enthaltenen Forderungen zu entsprechen. 
Gleichzeitig drückte er jedoch auch sein Bedauern darüber aus, dass 
es ihm unmöglich sei, seine Zustimmung und seine Genehmigung zu 
gewissen anderen Artikeln (jene Deklaration) zu ertheilen, weil seine 
'heiligen Pflichten ihm verböten, solche zu billigen. 

In diesen Gesinnungen verfügte der heilige Vater, dass der er- 
wähnten Note eine Auseinandersetzung seiner Ansichten (Esposizione 
dei sentimenti) beigefügt werde, was denn auch mit der grössten Deut- 
lichkeit stattfand, indem in der erwähnten Deklaration die Grundsätze 
und Lehren der katholischen Kirche über die darin berührten Punkte 
mit vollster Redlichkeit festgestellt und erörtert wurden. Man hatte 
Grund zu hoffen, dass die Fürsten der vereinigten Staaten, den von 
dem Papste, als dem einzigen Richter in diesen Dingen, entwickelten 
Gesinnungen zustimmend, dazu beigetragen haben würden, eine voll- 
ständige Uebereinstimmung über diese Fragen mit Leichtigkeit herbei- 
zuführen. 

Aber die erwähnten ausserordentlichen Bevollmächtigten, sich 
stützend auf gewisse Prinzipien, machten in einer Note vom 3. Sept. 
1819. solche Bemerkungen über die Gesinnungen Pius VII, dass sie 
dadurch eine neue Note des Cardinal Consalvi vom 24. desselben Mo- 
nats September veranlassten, durch welche die erhobenen Schwierig- 
keiten ausgeglichen und die Grundsätze bestätigt wurden, welche in 
dem oben besprochenen Exposö niedergelegt waren. 

Bei dem Vorhandensein dieses Widerspruchs in den Prinzipien, 
welche die ausserordentlichen Gesandten im Namen ihrer Fürsten und 
Staaten aussprachen, trug der heilige Vater, erwägend einerseits die 
Unmöglichkeit einer sofortigen, ein gegenseitiges Abkommen ermög- 
lichenden Verständigung, sowie andererseits den Nachtheil, welcher so 
vielen Gläubigen daraus erwachsen würde, wenn sie noch länger ihrer 
Hirten beraubt bleiben sollten, alle väterliche Sorge für die Errichtung 
der neuen Kirchenprovinz des Oberrheines und für die Umschreibung 
der Diöcesen, welche dieselben bilden sollten, was denn auch alles nach 
langen Verhandlungen durch die Bulle »Provida sollersque« vom 20. 
August 1821. abgeschlossen und festgesetzt wurde. 

Die Vollziehung dieser Verfügungen wurde zwar ebenfalls hinaus- 
geschoben, aber gewiss nicht durch Handlungen (die Schuld) des hei- 
ligen Stuhls. 

Die Regierungen der betreff. Staaten hatten nämlich, bevor zur 
canonischen Errichtung der Kirchenprovinz geschritten worden war. 
aus eigener Machtvollkommenheit fünf Geistliche — deren Mehrzahl 
das Vertrauen des heiligen Stuhls in keiner Weise verdienten — zu 
den Bischofsitzen der fünf Diöcesen bezeichnet und ernannt. 

Man machte diesen offlcielle Mittheilung über ihre Bestimmung, 
ohne dass der heilige Vater irgend Kenntniss davon hatte, und legten 
die Regierungen jenen durch sie selbst ernannten Bischöfen gewisse 
Artikel einer gewissen Kirch enpragmatik unter der Weisung vor, 
schriftlich zu erklären, ob diese Artikel genau von ihnen würden voll- 
zogen werden. 

Dieses Verhalten der erwähnten Regierungen begleitet von Um- 
ständen, welche Jedermann näher characterisiren (qualifler) kann, und 
wodurch für die Vollziehung der gedachten Bulle wieder neue Hinder- 
nisse geschaffen worden waren, konnte dem Herzen des ehrwürdigen 
Pius Vn, welcher durch Vermittelung seines Staats - Secretairs ^ des 
Cardinal Consalvi mittelst einer Note des Letzteren vom 25. Febr. 1823. 
seinen lebhaften Schmerz ausdrücken und bestimmt erklären Hess, wie 
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er bei den in dem Expose vom 10. August 1819. aus der Note vom 
24. Septbr. desselben Jahres beharren müsse, nur den grössten Kummer 
Terursachen. 

Der Papst beklagte sich Ober die Nichtvollziehung der Bulle 
»Provida solersque« und protestirte feierlich sowohl gegen den Versuch 
fOr fünf noch gar nicht errichtete Diöcesen Personen als Bischöfe zu 
bezeichnen, als namentlich auch gegen die angebliche Eiichenprag- 
matik. Ihre Artikel wurden als solche bezeichnet, welche zum grossen 
Theile die Freiheit der katholischen Kirche und des Episcopats, so wie 
die wesentlichsten Rechte des Oberhaupts dieser Kirche umstürzen 
würden. 

Ausserdem wurde in dieser Note noch bemerkt, dass die Artikel 
dieser Deklaration fast ganz übereinstimmten mit denjenigen von Frank- 
furt, welche die förmliche Deklaration der vereinigten Fürsten und 
Staaten des deutschen Bundes — von welcher bereits oben gesprochen 
worden ist, und in welcher einzelne Artikel sogar noch schlimmer 
waren — bildeten. Gleichwohl wandte sich der Grossherzog Ludwig 
von Baden, wahrscheinlich durchdrungen von den gerechten Beschwer- 
den des Papstes, sowie von dem Wunsche, die kirchlichen Angelegen- 
heiten in seinem Lande — wenigstens damals — endgültig zu ordnen, 
während der Lebzeit Pias VIL an das Oesterreichische Cabinet, um 
durch dessen Yermittelung von dem heiligen Stuhle die Zustimmung 
einer Verhandlung über die kirchlichen Angelegenheiten seines Landes 
zu erlangen. Die in dieser Beziehung von dem Fürsten Metternich 
gethanen Schritte wurden, wie gewöhnlich, von dem heiligen Stuhle 
gut aufgenommen. 

Nachdem der Ritter Baron von Gennotte die erforderlichen Voll- 
machten Seitens des Grossherzogs von Baden, k. Hoheit erhalten und 
die Verhandlungen im September 1824 eingeleitet worden waren, wur- 
den dieselben in confidentieller Form so lange fortgesetzt, bis der 
Grossherzog im Stande war, zu dem Ultimatum der mit ihm selbst 
abgeschlossenen und später durch die mit den Worten »Ad dominici 
gregis etc.« beginnende Ergänzungsbulle vom 11. April 1827. verkün- 
digten Verhandlungen die Zustimmung der übrigen Fürsten in der 
neuen oberrheinischen Kirchen pro vinz zu erwirken. 

Es muss allerdings hier erwähnt werden, dass jene Fürsten, indem 
sie in Folge von Conferenzen, welche ihre Bevollmächtigten in Frank- 
furt abgehalten hatten, jenes Ultimatum durch die Note vom 4./7. Sept. 
1826. annahmen, sich zugleich bezüglich der Art. V. u. VI. ihre un- 
veräusserlichen Souverainetätsrechte vorbehielten. 

Es konnte jedoch dieser Vorbehalt, im Hinblick auf die vorher- 
gegangenen Acte — Erklärungen — des heiligen Stuhls, im Hinblick 
auf die Verhandlungen und auf die früher von dem Grossherzog von 
Baden und selbst von dem Herzog von Nassau an den Tag gelegten 
Gesinnungen und endlich im Hinblick auf die Natur des Gegenstandes 
selbst keinen anderen Sinn haben, als welcher ihm von Leo XIL in 
der Antwortsnote des Cardinalstaats-Secretairs Della Somaglia vom 
6. Januar 1827. gegeben wurde. 

Dieser drückt sich folgendermassen aus: 

»Les Princes et etats r^nuis ayant laiss^ dans la pleine liberte de 
»sa Sanit^t6 d^ins^rer ou non dans la bulle ä expedier les articles V. 
»et VL de la pi^ce unie k la note du soussign^ du 16. Juin 1825., il 
»devient supcrflu d'entrer en detail sur les motifs qni d^terminent le 
»St. Pere k cette insertion. Elle est pour sa nature trds ^loign^e 
»d'attaquer leurs droits legitimes. Elle ne porte aucun changement k 
>ce qui de commun accord k M convenu pour les dotations des semi- 
»naires et les expressions, qui rappellent les Droits, que les Eveques 
»tiennent de notre divin Sauveur de surveiller et de guider l'enselgne- 
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»rnent des dogmes et pr^ceptes de la religion, ne peuvent donner 
j»oinbrage pas plus que Celles qui se r^ferent aux caQons et ä la 
»discipline en vigueur de l'Eglise, cet enseignement comme cette dis- 
»cipline ne tendant qu'ä faire rendre ä Dieu ce qui est a Dieu, et a 
»C^sar, ce qui est k C^^sar.c 

Dieses war sicherlich der Sinn des oben erwähnten Vorbehalts, 
wie dieses auf das klarste, sowohl die in den Archiven des heiligen 
Stuhles aufbewahrten Acten über die Verhandlungen mit Herrn Chr. 
de Genotte, als auch eine unter dem 8. Juli 1826. 'durch den Baron 
Berstedt, Minister der auswärtigen Angelegenheiten des Herrn Gross- 
herzogs Ludwig von Baden an den Cardinal Della Somaglia gerichtete 
vertrauliche Depesche darthun und beweisen. 

Unter anderen sagte der Minister: 

»Le gouvernement de Bade ä r^ussi ä reunu: les antres cours 
»dans la resolution de ne plus s'appuyer sur les principes contenns 
»dans la soi-disant pragmatique et de consentir ä ce que l'ultimatum 
»fut inser^ litt^ralement dans la bulle supplementaire et publik de 
»mSnie.« 

Diese Mittheilung war bezüglich des Herzogthums* Nassau eine 
Bestätigung dessen, was bereits der Chr. Genotte zu wiederholten Malen 
und noch bestimmter durch seine Depesche vom 11. Mai 1826. dem 
Cardinal Della Somaglia zu erkennen gegeben hatte. 

Indem er darin von der Zustimmung Sr. Hoheit des Herzogs zu 
dem ihm von dem Grossherzog von Baden vorgeschlagenen ültimatnm 
sprach, erklärte Herr de Genotte, dass der Herzog >ne veut assur^ment 
»rien, qui soit an contraire aux droits du St. Pere et que, s'il est re- 
»Solu, de ne sonffrir Jamals un empi^tement sur le droits et les Do- 
»maines de PEglise, d'une antre cot4 11 tient ferm6 ä ce qu'il croit 
»pouvoir demander de lui m^me avec justice et raison, c 

Das ist die Erhebung des Doctor Brand auf den Limburger Bi- 
schofssitz. 

Und insbesondere mit Rücksicht auf diese Zustimmung Sr. Hoheit 
des Herzogs geschah es, dass Leo XH. heiligen Andenkens, nachdem 
er alle Schwierigkeiten, welche sich dieser Erhebung entgegensetzten, 
ausgeglichen (beseitigt) hatte, diesem Wunsche des Herzogs auf das 
bereitwilligste nachgab. 

Es geht aus dieser Darlegung hervor, dass in der Vermittelung 
des Grossherzogs von Baden die übrigen Höfe und unter ihnen un- 
zweifelhaft auch derjenige von Nassau nicht ferner mehr auf den in 
der erwähnten Pragmatik niedergelegten Grundsätzen beharrten und 
dass demgemäss, indem sie sich ihre erwähnten Rechte vorbehielten, 
jene Höfe hierunter nur ihre gesetzlichen Rechte, aber gewiss nicht 
jene andern vermeintlichen Rechte verstanden haben konnten, welchen 
der heilige Stuhl, stets fest an seinen Grundsätzen haltend, in den 
früheren Verhandlungen und Actenstücken auf das beharrlichste wider- 
sprochen hatte. 

Diesem allem nach hatten die Fürsten, wie dieses auch Herr von 
Berstädt bestätigt, endlich nachgegeben. 

Der heilige Stuhl musste diese Versicherung um so mehr als be- 
gründet betrachten , als die vorerwähnte Note vom 4./7. Septbr. , in 
welcher sich dieser Vorbehalt ausgedrückt findet, durch den erwähnten 
Baron Berstädt unterzeichnet ist, welcher mehr wie jeder andere in 
der Lage war, nicht allein die Absichten seines Souverains, sondern 
auch diejenigen der anderen Höfe zu kennen. 

Ausserdem würde es der Redlichkeit des heiligen Stuhles wider- 
sprechen , auch nur von ferne eine Untreue (Unredlichkeit) des Badi- 
schen Gouvernements (welches bezüglich der übrigen Regierungen die 
Verantwortlichkeit übernommen hatte) zu unterstellen. 



Digitized 



by Google 



Beilage V. 863 

Es hatte überdies, sowohl vertraulich, als wie durch die Vermitte- 
lung seines Repräsentanten, des Herrn Chr. de Gennotte, als auch 
endlich direct durch die Depesche seines Ministers so häufig seine Ge- 
sinnungen kund gegeben, welche ohne Zweifel nicht widerrnfen werden 
konnten, und konnte ebensowenig die confidentielle Form an der We- 
senheit der Sachen und an der Lauterkeit der Versprechungen etwas 
ändern. 

Alle diese Umstände wurden durch den Cardinalstaats-Secretair 
einige Zeit vor Publikation der erwähnten Bulle Leo XIL nämlich in 
der rertraulichen Note desselben an den Cbr. Gennotte vom 8. Januar 
1827. nochmals in nachstehenden Ausdrücken in Eriunerung gebracht: 
»Seine Heiligkeit, bauend auf die einfache und unumwundene Annahme 
»des Ultimatums durch Se. k. H. dem Grossherzog von Baden und auf 
»die durch Se. Hoheit dem Herzog von Nassau ausgedrückten Gesin- 
»nungen, hegt die Gewissheit, dass die Publikation der Bullen »Pro- 
»vida sollersque« und der anderen ibr als Ergänzung dienenden Bulle 
»in ihren Staaten mit derjenigen redlichen und für das Wohl ihrer 
»katholischen Unterthauen lebhaft interessirten Gesinnung stattfinden 
»wird« welche in so hohem Grade diese beiden Souveraine auszeichnet, 
»und hofft Se. Heiligkeit, dass die Publikation in einer Weise erfolgen 
»werde, dass Hoch Sie reichliche Früchte ihre väterlichen Sorge sam- 
»meln könne. c 

Der Grossherzog Ludwig von Baden, treu seinen Versprechungen, 
richtete sofort nach Publikation der Bulle »Ad dominici« unter dem 
3. Juni 1827. einen Brief an Leo XH., in welchem er ihm 'in den 
verbindlichsten Ausdrücken dankte; — er sagte, dass die Bulle »m'a 
»cause la plus vive satisfaction, eile nous offre un henreux r^sultat de 
»nos negociations pour le retablissemcnt de l'ordre et de la discipline 
»dans PEglise catholique dans le sud de l'Allemagne.« 

Und nachdem er das Vertrauen erwähnt hatte, von welchem der 
heilige Vater ihm im Laufe der Verhandlungen so viele Beweise ge- 
geben, föhrt Se. Hoheit fort: »Cette confiance, aussi ni appreciable qu' 
»honorable fortifiera, je l'esp^re, les moyens que je compte employer 
»pour maintenir parmi mes sujets catholiques le respect, qu'ils doivent 
»au lien religieux qui va se reserrer entr' eux et le Chef supröme de 
»leur Eglise, et pour garantir la stricte Observation des principes, qui 
»viennent d'Stre ^tablis pour la tranquillitö de leur conscience. Soit 
»pri6 votre Saintet^ d'^tre persuad^e que je continuerai ä faire tout 
»ce que döpendra de moi pour cimenter de plus en plus une union 
»salutaire entre Elle et les differents Etats, qui composent la Province 
»de Fribourg et dont j'ose lui garantir les bonnes intentions, ainsi que 
»le reSolution de faire executer facilement l'arrangement , qui vient 
»d'ßtre conclu.« 

Diese Versicherungen, dem Papste nach der Ueberlieferung der 
erwähnten Bulle gegeben, drückten den bereits gemachten Verspre- 
chungen das Siegel auf und bestätigten gleichzeitig den wahren Sinn, 
in welchem Leo XIL den fr/lher besprochenen Vorbehalt zugelassen 
hatte. Hienach konnte und musste der heilige Stuhl auf die genaue 
und treue Erfüllung der Versprechungen und Verabredungen rechnen, 
und zwar um so mehr, als er, um das Zustandekommen zu erleichtern, 
grossmüthig alle mit den apostolischen Pflichten seines heiligen Amtes 
nur verträglichen Opfer gebracht hatte. 

Und doch — gegen seine Erwartung — kam ihm die Nachricht 
von dem Erlass eines Ediktes vom 30. Januar 183(\, sowohl in dem 
Grossherzogtfaum Baden, als auch in dem Herzogthum Nassau, und in 
anderen Staaten zu, durch welches Grundsätze aufgestellt und Ver- 
fügungen getroffen wurden, welche durchaus den vereinbarten und in 
die vorerwähnte Bulle Leo XU. aufgenommenen Bestimmungen wider- 
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sprachen. Diese Thatsache, betrachtet in Verbindung mit den Hand- 
lungen, welche sie begleiteten, verursachte dem Papste PiusYIII. — 
Leo XII. war schon gestorben — schweren Kummer. Pins Vin. 
nicht daran verzweifelnd, durch Milde den Zweck zu erreichen, enthielt 
sich indessen, die katholischen ünterthanen jener Fürsten Seine Hirten- 
stimme vernehmen zu lassen, um sie mit dem gegen die Religion ge- 
richteten Angriffe bekannt zu machen. Er beschränkte sich daher dar- 
auf , unter dem 30. Juni 1830. an die Erzbischöfe und Bischöfe der 
oberrheinischen Eirchenprovinz ein Schreiben zu richten, in welchem 
er ihnen seinen lebhaften Schmerz ausdrückte, und Ihnen die irrigen 
Grundsätze, auf welche sich die in dem erwähnten Edikt enthaltenen 
Bestimmungen stützen, Bestimmungen, welche den gesetzlichen Rechten 
und Freiheiten der Jsatholischen Kirche entgegen seien, auseinander- 
setzte. Pius VU. erfüllend die Pflichten seines apostolischen Amtes, 
ermahnte zugleich lebhaft diese Prälaten, ihre Hirtenstimme zu erheben, 
um die ihrer Sorge anvertrauten Gläubigen zu unterrichten »de mani- 
»festis principioram illorum erroribus.« 

In dieser Beziehung rief Se. Heiligkeit ganz zur rechten Zeit das 
Beispiel der Apostel in das Gedächtniss zurück, welche demjenigen, 
die ihnen Schweigen auferlegen wollten, mit ganzer evangelischer Offen- 
heit antworteten: Obedire oportet Deo magis, quam hominibus. 

Nachdem er weiter angeführt, dass die Sache, welche sie verthei- 
digten, ausserdem, dass sie gerecht und heilig sei, auch durch die Ver- 
träge zwischen dem heiligen Stuhle und den deutschen Fürsten unter- 
stützt werde, schloss Se. Heiligkeit damit, dass er den Bischöfen auf- 
gab, alles ihnen mögliche zu thun, um die Aufhebung des erwähnten 
Edikts zu erlangen. . 

Drei Jahre waren verflossen, als Gregor XVI. heiligen Andenkens, 
— tief betrübt über alle die Leiden, die — der Anstrengungen seines 
glorreichen Vorgängers ungeachtet — weit entfernt sich zu vermindern, 
jeden Tag sich vermehrten, lebhaft ergriffen durch die fortwährenden 
Beschwerden, welche von den katholischen Ünterthanen der deutschen 
Fürsten an ihn gerichtet wurden und endlich befürchtend, dass sein 
Schweigen als eine Betheiligung an für die Kirche so verderblichen 
und den abgeschlossenen Verträgen so offen widersprechenden Ver- 
fügungen möge ausgelegt werden — sich durch die Pflichten seines 
Gewissens und seines apostolischen Amtes genöthigt sah, zu protestiren, 
was er denn auch durch seinen Cardinalstaats-Secretair Bemetti und 
durch eine Note dieser Eminenz vom 5. Oct. 1833. that. Der souveraine 
Papst legte Widerspruch ein gegen alle Verfügungen, welche, wie das 
Edikt vom 30. Januar 1830. und andere von den Regierungen der 
vereinigten Fürsten und Staaten des deutschen Bundes ausgegangenen 
ähnliche Verordnungen verehrte Rechte der katholischen Kirche zu 
ihrem Nachtheil angegriffen hatten. 

Der Papst verlangte die vollständige und gänzliche Zurücknahme 
aller dieser entgegenstehenden Verfügungen und die genaue Befolgung 
der abgeschlossenen Verträge. 

Von da an muss man begreifen , dass die Verantwortlichkeit für 
die traurigen Folgen, welche sich aus diesem Stande der Dinge ent- 
wickelten, in keiner Weise dem heiligen Stuhle aufgebürdet werden 
kann. 

Wenn daher die Regierungen der erwähnten Fürsten und Staaten 
durch Zurücknahme aller gegen die Rechte der katholischen Kirche 
und die abgeschlossenen Verträge erlassenen Verfügungen den begrün- 
deten Beschwerden des sou verainen Papstes gerecht geworden wären, 
so würden sie damit zugleich die Ursache aller der Verwirrungen zer- 
stört haben, welchen man später begegnet ist. 

Aber da man durch das Werk jener dunkeln Geister (welche der 
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Grossherzog Ludwig von Baden in seinem erwähnten Briefe an den 
Leo XII. als ewige Feinde jeder öffentlichen und religiösen Ordnung 
bezeichnet) diesen traurigen Zustand der Dinge, in welchem sich die 
Grundsätze der katholischen Kirche mit denjenigen des Staates in 
Widerspruch befanden, verlängern wollte, so musste daraus nothwendig 
ein Conflict zwischen den zwei obersten Gewalten hervorgehen. 

Die Note vom 4. Dezember 183'o. in Antwort auf diejenige des 
Cardinal Bernetti bestätigte in Wesenheit die in Uebereinstimmung mit 
jenen Regierungen angenommenen Grundsätze, nnd nahm, alle früheren 
Thatsachen vergessend, keinen Anstand, zu versichern, dass diese Ma- 
ximen nur die Entwickelung des angeblichen Vorbehalts in der De- 
pesche vom 4./7. Septbr. seien. 

Wenn es nach dieser Antwort Gregor XVI. aus wichtigen Gründen 
nicht für geeignet hielt, sofort entschiedenere Schritte zu thun, so ver- 
säumte er wenigstens nicht, andere den Umständen entsprechende Mittel 
anzuwenden: er ermahnte die die oberrheinische Kirchenprovinz bil- 
denden Bischöfe, ihre Pflichten zu erfüllen und forderte sie zu allen 
ihnen möglichen Anstrengungen auf, um die Rechte und das Eigenthum 
der Kirche wieder zu gewinnen. 

Und insbesondere noch rief Se. Heiligkeit dem Metropolitan dieser 
Provinz in einem Brief vom 29. November 1839, nebst anderem sehr 
passend das Schreiben Pius VII. — seines glorreichen Vorgängers -^ 
in das Gedächtniss zurück, dessen bereits Erwähnung geschehen ist, 
und welches im Jahre 1830. aus Veranlassung der Veröffentlichung des 
sog. Religions-Ediktes erlassen wurde. Diese durch die souverainen 
Päpste angewendeten Mittel mussten zu ihrer Zeit die Wirkung, welche 
man davon erwartete, hervorbringen. Um besser den Stand dieser 
Frage beurtheilen zu können, muss nothwendig bemerkt werden, dass 
das Grundprincip, aus welchem sich die in dem erwähnten Edikt ent- 
haltenen Bestimmungen ableiten, in dem Artikel III. des Ediktes ent- 
halten ist, welcher das angebliche Oberaufsichtsrecht des Staates über 
die Kirche feststellt, ein Recht, von welchem dann in seiner vollen 
Ausdehnung Gebrauch gemacht wird. 

Die Kirche kann dieses Prinzip niemals anerkennen, da sie nach 
der Einsetzung ihres göttlichen Stifters von jeder weltlichen Gewalt 
unabhängig ist, und dieser nur die Pflicht obliegt, sie zu beschützen. 
Es muss hienach jegliche Ausübung weltlicher Gewalt über die 
Kirche, welche nicht als ein wahrer Schutz angesehen werden kann, 
als eine Usurpation betrachtet werden, gegen welche der heilige Stuhl 
stets und überall protestirt hat, indem er ohne Aufhören an dem — 
wie erwlüint — auch von Papst Pius VIII. angerufenen apostolischen 
Grandsatz festhielt: »oportet obedire magis Deo, quam hominibus.« Es 
wird dadurch in keiner Weise ein Angriff auf die Gewalt der welt- 
lichen Fürsten beabsichtigt, welchen wir nach der Anordnung Gottes 
Gehorsam schuldig sind in allen Dingen, welche ihnen zukommen, und 
welche nicht den Gesetzen Gottes und der Kirche entgegen sind. 

Und wenn es hin und wieder vorkommt, dass die weltliche Ge- 
walt, sich eine ihr nicht zukommende Rolle beilegend, Anordnungen 
tri£% und Vorschriften erlässt, welche jenen Gesetzen entgegen sind, 
so wird dadurch , selbst ohne es zu wollen , die weltliche Gewalt die 
Ursache von Unordnungen und Verwirrungen, welche in der Gesell- 
schaft entstehen ; sie verletzt das Prinzip der Autorität, und das Volk, 
indem es sich daran gewöhnt, die göttlichen und Kirchengesetze nicht 
mehr zu achten, und die Autorität der Kirche mit Füssen zu treten, 
wird schliesslich in einen gleichen Ungehorsam gegen seine Fürsten 
gerathen. 

Ans diesem allem geht klar hervor, dass, wenn die Bischöfe ihre 
Stimme erheben, um das Volk und den Clerus über die Wichtigkeit 



Digitized 



by Google 



866 Beilage V. 

ihrer Pflichten zu belehren und behufs seiner A^usübung der kirch- 
lichen Jurisdiction ihre Bechte wieder zu erlangen, sie damit nur eine 
strenge Gewissensptlicht erfüllen und das Autoritätsprinzip feststellen, 
welches die Grundlage aller socialen Ordnung ist und gegen welches 
sich beharrlich alle Männer der Revolution erheben. 

Denn diese Menschen, nachdem sie die Zügel der Autorität zer- 
rissen haben, stürzen mit einem Schlage um, den Altar, den Thron 
und selbst die Gesellschaft. 

Man hat zu wiederholten Malen diese Wahrheit anerkannt und 
zuletzt noch in 1848.; — man hat zu dieser Zeit hierüber traurige 
Erfahrungen gemacht ; -— in Deutschland' und anderwärts war die Ge- 
sellschaft, erschüttert durch die seit langen Jahren verbreiteten falschen 
Grundsätze und durch die Verachtung jeglicher Autorität, auf das 
höchste bedroht, durch die revolutionäre Partei in den schrecklichen 
Abgrund der Auflösung gezogen zu werden. 

Die katholische Kirche , immer treu ihrer göttlichen «Sendung , zö- 
gerte nicht, der Gesellschaft in dem Unglück, welches sie bi^drohte, zu 
Hülfe zu kommen. 

Und um nur von demjenigen zu reden , was sich in Deutschland 
zutrug, so müssen wir erwähnen, dass die in Würzburg versammelten 
Bischöfe dieses Landes, nachdem sie das schreckliche Unglück, welches 
die Religion wie die Gesellschaft bedrohte, in Erwägung gezogen hatten 
und auf die wahren Quellen dieser Uebel zurückgegangen waren , zu 
der Ueberzeugung gelangten, dass nur die Kirche allein, welche keine 
materiellen Mittel anwendet, sondern nur diejenigen Mittel, welche 
Jesus Christus ihr zurückgelassen hat, und wodurch die Menschen in 
ihren Pflichten unterrichtet und geheiligt werden, einem so grossen 
Unglück einen Damm entgegensetzen könne. 

Aber diese Prälaten erkannten auch zu gleicher Zeit, dass das 
Auftreten (action) der Kirche nur dann wirksam sein könne, wenn sie 
frei nach den Vorschriften des Evangeliums und der heiligen Canonen 
(Satzungen) handeln können. In Folge hievon haben sich die deut- 
schen Prälaten vorgesetzt, diese Freiheit der Kirche wieder in An- 
spruch zu nehmen — ein Beschluss, welcher dem heiligen Stuhl ge- 
wiss nur angenehm sein und welchen er nur billigen konnte. 

Ea gab selbst eine kurze Zeit, während welcher einzelne der deut- 
schen Fürsten, und unter diesen auch die Regierung des Herzogthums 
Nassau von den eben erörterten Wahrheiten durchdrungen waren. 

In Folge dieser Berathungen wurde das Beispiel, welches die Bi- 
schöfe des österreichischen Kaiserstaates zu Wien, Gran und Mai- 
land gegeben hatten, von den Bischöfen der oberrheinischen Kirchen- 
provinz befolgt; — sie versammelten sich zu Freiburg. 

In einer an die betrefi'enden Regierungen der die oberrheinische 
Kirchenprovinz bildenden Staaten gerichteten Denkschrift baten die 
Bischöfe ehrfurchtsvoll um Gewährung der der Kirche nach ihrer in- 
neren und göttlichen Einrichtung, so wie nach den in der erwähnten 
Bulle »Ad dominici etc.« enthaltenen Verträgen zwischen den Fürsten 
und dem heiligen Stuhle schuldigen Freiheit. 

Und mit einer begründeten Gonsequenz verlangten sie zu gleicher 
Zeit die Aufhebung mehrerer, diese Freiheit verletzenden Gesetze, wie 
namentlich des Edikts vom 30. Januar 1830. Die Bischöfe hielten die 
angenehme Hoffnung fest, dass die Regierungen, geleitet selbst von 
ihrem eigenen Vortheil, in ihre gerechten Forderungen einwilligen 
würden. 

Weit davon entfernt wurde jedoch den Bischöfen, nach mebr- 
monatlichem Warten, im März 1853. eine Entschliessung und ein dieser 
entsprechendes Dekret mitgetheilt. Mit Rücksicht auf das kleine Maas 
dessen, was der Kirche zurückgegeben worden war, namentlich aber 
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mit Rttcksicht darauf, dass im übrigen dieselben Grundsätze, gegen 
welche der heilige Stuhl sofort und später auch die Bischöfe mit so 
viel Recht reklamirt hatten , wieder von Neuem aufgestellt waren, 
konnte dieses Dekret in keiner Weise den Wünschen und Bitten der 
ehrwürdigen Prälaten genfigen. 

Dieses fand auch in dem Herzogthum Nassau statt, wie klar aus 
einem Schreiben des Herrn Staatsministcrs Prinzen Wittgenstein an 
den Herrn Bischof zu Limburg vom 5. März a. h. hervorgeht. Es war 
hienach nur eine Folge dieser Verhandlungen, dass sich die erwähnten 
Bischöfe im Monat Juni 1863. in einer Eingabe wiederholt an ihre 
betref. Regierungen wandten, — eine Eingabe, welche dem genannten 
Herrn Minister durch den Msgr. Blum am 10. Juli desselben Jahres 
unterbreitet wurde. 

Dasselbe Motiv hat auch das spätere Verhalten dieses Prälaten 
bestimmt, welcher, ohne Zweifel durch sein Gewissen getrieben, 
sich in seiner Pflicht verpflichtet erachtete, für die Kirche ihre un- 
veräusserlichen Rechte und ihre Freiheit wieder in Anspruch zu nehmen. 

Aus dieser kurzen Auseinandersetzung der Thatsachen, deren 
Richtigkeit nöthigenfalls urkundlich nachgewiesen werden könnte, wird 
man sich auf den ersten Blick überzeugen, wie väterlich und redlich 
seit dem Jahr 1819. das Verfahren des heiligen Stuhles war, um in 
den kirchlichen Angelegenheiten der oberrheinischen Eirchenprovinz 
die Ordnung wieder herzustellen, und wie seine Bemühungen von den 
in dem Bezirk dieser Eirchenprovinz bestehenden Regierungen erwidert 
worden sind. Was das Herzogthum Nassau speziell anlangt, so hat 
sich auch da einiges zugetragen, wie namentlich der gegen die Person 
des ehrwürdigen Bischofs zu Limburg sowie gegen andere Geistliche 
beabsichtigte Prozess, was das schon aus so viel anderen Ursachen be- 
kümmerte Herz Sr. Heiligkeit mit Schmerz erfüllen musste. Aber 
dieser Schmerz wurde gemildert durch die Nachricht, dass Se. Hoheit 
der Herzog von Nassau, veranlasst durch die Gesinnungen der Ge- 
rechtigkeit, welche ihn beseelen, schon einige der Eirche feindselige, 
von seiner Regierung neuerdings erlassene Verfügungen wieder auf- 
gehoben hat. 

Se. Heiligkeit hat mit Befriedigung gesehen sowohl die Bestim- 
mung des Herrn Grafen Liudekerke - Beaufort, als auch dass während 
dessen Abwesenheit der Ministerialrath Hendel den Auftrag und die 
erforderlichen Vollmachten erhalten hat, um über eine endliche Ord- 
nung der kirchlichen Angelegenheiten in dem Herzogthum Nassau zu 
verhandeln. Der Herr Ministerialrath hat dem Gardinalstaats-Secretair 
vor Beginn der Verhandlungen eine Denkschrift überreicht, in welcher 
vor allem Mie wohlwollenden Gesinnungen Sr. Hoheit des Herzogs für 
seine katholischen ünterthanen, so wie sein Wunsch bezeugt wird, 
durch ein Abkommen mit dem heiligen Stuhl die eingetretenen Zer- 
würfnisse zu beseitigen. 

Se. Hoheit der Herzog bestätigt weiter die Nachricht von der Zu- 
rücknahme einiger, den Rechten und Freiheiten der Eirche zuwider- 
laufenden VertüguDgen. Ausser einigen historischen Einzelheiten über 
den Stand der kirchlichen Angelegenheiten in der Diöcese Limburg, 
führt sodann das erwähnte Memoire die in den gewünschten Verhand- 
lungen zu erörternden Fragen auf drei Hauptpunkte zurük, nämlich 

1) die Besetzung der Eirchenämter, 

2) die theologische Bildun°: des Clerus, und 

3) die religiöse Erziehung des Volks. 

Was die wohlwollenden Gesinnungen Sr. Hoheit des Herzogs von 
Nassau gegen seine katholischen ünterthanen und die in Folge hievon 
gegebenen Verfügungen anlangt, so konnten diese Gesinnungen, wie 
bereits erwähnt, dem Herzen des heüigen Vaters nur Freude gewähren. 
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Se. Heiligkeit hat das feste Vertrauen, dass Se. Hoheit der Herzog 
nicht zugeben wird, dass seine Regiefang während der Dauer der Ver- 
handlungen irgend eine feindselige Handlung gegen die Kirche eintre- 
ten lasse, sowie, dass dieselbe einige noch in Kraft befindliche, wie 
namentlich das an den Bischof zu Limburg ergangene Verbot seine 
Erlasse und Pastoralschreiben drucken zu lassen, wieder aufheben werde. 

Was die Geschichtserzählung anlangt, so kann sich der Gardinal- 
staats-Secretair nur auf die vorhergegangene kurze Darlegung beziehen, 
aus welcher unter anderen hervorgeht, dass die von dem heiligen Stuhle 
in Uebereinstimmung mit den Fürsten der Staaten, welche die ober- 
rheinische Kirchenprovinz bilden, aufgestellten Grundsätze in den vor- 
erwähnt^^n Bullen enthalten sind, deren eine mit den Worten anfan- 
gend: »Provida solersque« von Plus VII., die andere anfangend: >Ad 
dominici gregis« von Leo XH. heiligen Andenkens herrührt. 

und gerade auf diesen Grundlagen sowie auf der inneren Natur 
der Verfassung der katholischen Kirche und ihrer gesetzlichen Existenz 
in den mehrerwähnten Staaten, beruhen, wie auf unerschütterlichen 
Fundamenten, die Forderungen der, mehrmals zu Freibarg versammel- 
ten Bischöfe dieser Kirchenprovinz. 

Wenn man hienach das hier erörterte in das Auge fasst, so müssen 
sich die Verhandlungen mit dem Bevollmächtigten der nassauischen 
Regierung nicht blos über die drei, in dem Promemoria des Rath 
Hendel berührten Punkte, sondern auch über die übrigen Forderungen 
der Bischöfe erstrecken. 

Man wird zur Grundlage dieser Verhandlungen, die erwähnte Bulle 
Leo XII. nehmen, und, indem man die darin enthaltenen Grundsätze 
und Gegenstände (bei den Verhandlungen) zugiebt ( — zulässt — ) jener 
Bulle die den Gesetzen und Grundsätzen der katholischen Kirche, sowie 
den von den Bischöfen der oberrheinischen Kirchenprovinz und nament- 
lich von dem Herrn Bischof zu Limburg gestellten Forderungen ent- 
sprechende Entwickelung und Anwendung geben. 



VI. 

(vgl. oben 8. 370.) 

Antwort des Nassauischen Gesandten auf die vorstehende 
Note V. 28. Nov. 1854. 

Quand on a all4gu6 dans le memoire, que le pl^nipotentiare du 
Gouv. ducal de Nassau a eu Phonneur de präsenter ä S. E., M. le Card. 
Antonelli, S. d'J^tat de Sa S. le 17. Aoüt cr., qu'ä la saite des n^- 
gociations de l'ann^e 1819 et des ann^es suivantes 11 ne fut amen^, 
qu'une entente limitee et plus particuli^rement au sujet de la circons- 
scription de la province eccl^siastique du Bas Rhein (?) et des dioc^ses, 
qui la composeut, aussi bien que de la dotation des ^vSch^s et des 
chapitres et de la provision des Offices — cette Observation trouve son 
point d'arr^t dans les actes relatifs k ces n^gociations. A la fin de 
PExposition des Sentiments de Sa St6. , jointe ä la note de S. E. le 
Cardinal Gonsalvi, en date du 10. Aout 1819., 11 fut propos^, d'exe- 
cuter provisoirement la nouvelle circonscription des dioc^es, afin de 
satisfaire aubesoin le plus urgent des fid^Ies, c'est k dire au besoin d'obtenir 
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leurs pasteurs et de poarvoir plus tard ä Tamiable aux n^cessit^s des 
Eglises. 

Les n^gociations ult^rieores sont ratach^es k cette proposition; 
la note da mois de Septetnbre 1826. d^clare positivement , qo'il ne 
s'agissait , qae du compl^ment des arrangements ^tablis au sujet de 
la circonscription et de la dotation des ^vSch^s k P^gard des disposi* 
tions les plus urgentes. 

II a ^t^ ult^rieuremeut d^clar^, qn'en effet les gouvemements pour- 
raient consentir essentiellement aux quatre -premiers articles du projet 
en questioQ , mais qu'au contraire l'insertion des art. V. et VI. dans 
nne bulle, qui devait toe promulg^e, ^tablirait pour les gouvemements 
respectifs la n^cessitö de se r^ser?er de leur cdt6 leurs droits de sou- 
▼erainet^ inali^nables. 

La note mentionnee se prononce k cet ^gard si clairement, et 
d'ane mani^re si päremptoire, qu'il en r^sulte, que la presentation de 
cette note ne püt pas Stre pr^c^dee par des acclamations contraires 
k son contenu. 

Les actes du Gouvernement ducal ne contiennent en outre rien, 
qai poisse donner lieu k la pr^somption, que la note susdite eut ^te 
redigee contrairement aox intentions da gouvernement ducal. 

Le gouvernement est si intimement convainca, qu'il fut inspir^ de 
son esprit de justice et de loyaute non moins que de celui de bienveil- 
lance, en remplissant ses devoirs et en exercant ses droits envers 
l¥glise catholique. ... 

Dann folgt Ausdruck der Freude, dass der Papst diese Gesinnun- 
gen der Nass. Regierung anerkenne. 

Diese werde dabei verharren trotz des Benehmens des B. v. Lim- 
burg, über den. bittere Klagen ausgesprochen werden. Sie sei zu allen 
in dem M6m. v. 17. Aug. 64 verheissenen Concessionen bereit und 
wolle alle nöthigen Aufklärungen geben. 



vn. 

(vgl. oben S. 385.) 

Schriftwechsel zwischen der römischen Curie und der badi- 
schen Regierung , die Absetzung der Prof. Schreiber 
und Amman in Freiburg betr. ^). 

• 1. 
Eccellenza. 

' Coerentemente a ciö che il Sottoscritto Cardinale Segretario di 
Stato di Sua Santitä ha avuto l'onore di esporre a Vostra Eccellenza 
nella contemporanea Sua Nota relativa alla non esecuzione della ßolla 
del Sommo Pontefice Leone XIL di Sa. Me. indata de 11. Aprile 1827. 
deve ora richiamare la di I^ei attenzione sopra un ogetto particolare, 
che sebbene compreso sostanzialmente nel reclamo avanzato nella Nota 
suddetta merita per la sua grave importanza una speciale conside- 
razione. 



*) Akten d. Grossh. Minister, d. Innern zu Carlsruhe. 
E.Friedber^, D. Misabr. d. geistl. Amtsgrewalt. 56 
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Egli h faori di dubbio che nna par^e essenziale del libero esercizio 
della religione cattolica e rinsegnamento religiöse la direzione dr quäle 
esclusivameDte appartiene ai sacri Pastori, et forma parte dei diritti 
dell Episcopato al quäle le Convenzioni passate fra la Santa Sede ed 
i Principi et Stati Protestanti riuniti della Confederazione Germanica 
garantiscono 11 pleno uso della giurisdizione secondo i canoni vigenti, 
e la presente disciplina della Chiesa! Che se la direzione dell' inseg- 
namento Cattolico per i Fedeli in generale appartiene ai Vescovi, a 
piü forte ragione e di loro esclasiva competenza la instruzione del 
giovane Clero destinato a perpetuare il Ministero del Santuario. 

Non sarä quindi sorpresa Vostra Eccellenza se Sna Santitä abbia 
appreso con inesprimibile amarezza che i Vescovi della Provincia Ec- 
^clesiastica Renana sono esclusi dalla direzione e sorveglianza che 
secondo i Canoni debbono avere sul nascente loro Clero, e che qaesto 
^ obbligato ad apprendere le scienze sacre neue publiche universitär 
sotto la scorta di Liori perniciosi, e con la guida di Profesgori che 
nuUa risparmiano per infondere ne loro AUievi il veneno della corru- 
zione, et delle masime le piü perverse. 

I fatti sono troppo palesi per potere ammettere la piü lieve ecce- 
zione. E sotto gli occhi del Santo Padre POpera pubbicata colle stampe 
dal Professore di Teologia Morale nelP üniversitä di Fribnrgo Enrico 
Schreiber , ed e in essa che apertamente si oppogna la dottrina della 
Chiesa Cattolica sui voti religiosi, e sul celibato sacro, e si svilluppano 
altre massime perniciose, che egli non ba rossore di sostenere et in- 
segnare dalla cattedra. N^ menore e il danno, che reia colle siie lezi- 
oni il Professore di Storia Ecclesiastica Enrico Amman , il quäle non 
contento di combattere senza riserva Fautoritä venerabile della Chiesa, 
e la Santa legge del Celibato, h giunto all' impudenza di cospirare 
publicamente aila sua abolizione per mezzo di lettere, che ha fatto 
circolare nelle diverse parti delia Prozincia Ecclesiastica e con le quali 
ha eccitati quei Chierici alla sedizione, chiamandoli a sottoscrivere i 
suoi indegni progetti. E l'effetto ha ben corrisposto ai suoi disegni, 
avendo non solo trovato fautori e seguaci, ma riscosso eziandio applausi, 
e doni. 

II Santo Padre non puö dubitare. che il Prelato Arcivescovo di 
Friburgo abbia adempiuto i doveri del Pastorale suo offfcio, invocando 
dalla rettitudine di Sua Altezza Reale il Gran Duca di Baden il piü 
pronto, ed energico, provedimento a si gravi disordini. Trattandosi 
per6 di un oggetto di tanta importanza avrebbe creduto Sua Santitä di 
trahire le obligazioni dell universale Suo Apostolato, se non vi avesse' 
direttamente rivolte le speciali sue eure. — 

Vostra Eccellenza nelle lealtä del suo carattere non poträ non 
convenire che il bene de suddetti Cattolici, e l'esistenza stessa della 
religione nei Domini di Sua Altezza Reale dipende nella massima parte 
del Clero, e che la condotta di questo e totalmente collegata coli' edu- 
cazione, e colla istruzione, che riceve nei primi suoi anni. 

In vista pertanto delle funeste conseguenze , che dovrebbere ine- 
vitabilmente attendersi in pregiudizio del Clero, e della Religione Cat- 
tolica dalle pessime dottrine insinuate, e dlfese dai nominati Professori 
Schreiber ed Amman , il santo Padre ha ordinato alP sottoscritto Gar- 
dinale Segretario di far giungere 1 Suoi reclami a Sua Altezza Reale 
il Gran Duca di Baden, onde coli' immediata loro remozione dall' 
Üniversitä di Friburgo sia tolta la dannosa Influenza, che hanno avuto 
finora negli animi dei giovani Chierici, e sia almeno arrestato il corso 
ai gravissimi roali, che hanno giä purtroppo prodotto. — 

AI tempo stesso appogiandosi Sua Santitä alle stipolate Conven- 
zioni, non puö non reclamare anche in questa occasione l'essatta osser- 
yanza per ciö che riguarda l'educazione del Clero e rinsegnamento 
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delle Scienze sacre, la di cui direzione appartiene esclosivamente all' 
Arcivescovo di Fribargo in forza del pieno u8o della saa Ecciesiastica 
giurisdizione solennemente promesso et stabiiito. 

La fidazia che 11 Santo Padre ripone nella giustizia, e nella 
lealtä della Reale Altezza sua, e nei buoni iiffici che TEccellenza Vo- 
stra e pregata di aggiungere in appoggio di cosi giuste domande, lo 
poogono nella certezza di un sollecito e felice successo. 

Gradisca Vostra Eccellenza che il Gardinale sottoscritto Le rinnovi 
in questo incontre le assicurazioni della sua distintissima considerazione. 

(8ig.) J. Card. Bernetti. 

Roma 5. Ottobre 1833. 

2. 

Note a.n den Cardinal Staats-Secretär Bernetti 

vom 6. September 1834. 

Conjointement avec la note du 6. Octobre de Fann^ derniere rela- 
tive k l'edit publik le 30. Janvier 1830. dans les etats r^anis pour 
former la Province archiepiscopale du haut-Rhin, Son Eminence Mon- 
seigoeur le Cardinal Bernetti, Secr^taire d'Etat etc. ä bien voulu 
adresser au sousigne une seconde note portant la m^me date , qui a 
du engager le Gouvernement grandducal a un examen d'autant plus 
scrupuleux que les plaintes qu'elle contient le touchent plus particu- 
lierement en ce qu'elles portent tant sur la formation du clerge dans 
le Grand-Dueh^ que sur les doctrines et les 6crits de denx professeurs 
de Funiversite de Fribourg. 

Cette derniere communication partant des m^mes principes et 
notamment de la supposition d'une Convention formelle conclue entre 
les etats participans ä la Province archiepiscopale et le St. Siege, le 
Soussignä se permet avant tout de rappeler k Son E. sans les repeter 
les observations qu'il a dejä eu Phonneur de Lui soumettre par sa 
note en date d'hier et par lesquellcs il croifc avoir suffisamment de- 
montre que les dispositions contenues dans les bulles de Sa Saintete 
et limitöes dans leur application par l'edit du 30. Jan vier 1830. ne 
pr^sentent nullement le caractere d'une Convention formelle. 

II est Evident d'apres ces m^mes con^iderations, que les gouver- 
nements r^unis n'ont pu accorder anx eväques la surveillance sur la 
formation du jeune clerge et sur l'enseignement des sciences theologi- 
ques ainsi que la juridiction d'apres les canons et la discipline de 
l'eglise actuellement en vigueur, que r^clame la bulle »ad Dominici 
gregis custodiam« — qu'en tant que leur exercice ne tombe pas sous 
la r^servation expresse conteuue dans P^dit du 3. Janvier et qu*il ne 
porte pas atteinte ä des institutions lägalement existantes et ^prouvees 
pendant des si^cles entiers. 

C'est en conformitö de ce principe que le s^minaire de Fribourg 
et les candidats qui y sont admis, apr^s -avoir fait leurs ^tudes acade- 
miques, pour se preparer plus specialement a l'ätat ecclesiastique, se 
trouvent places sous la surveillance et la direction immediate de l'ar- 
chev^que, tandis qu'il n'excerce q'une surveillance indirecte sur les 
professeurs et les etudians en theologie k Funiversite et qu'on ne pour- 
rait etendre cette surveillance sans porter prejudice k la Constitution 
fondamentale de Funiversite, «ä sa juridiction et aux reglements ge«ie- 
raux sur l'enseignement. 

Le Soussigoe a d'ailleurs peine ä s'expliqaer comment l'enseigne- 
ment des sciences thöologiques dans les universites en gen^ral, a pu 
fournir ä S. E. un motif de plainte, puisque c'est un usage suivi de- 
puis de si^cles, dans toute FAllemagne. Les gouvernemens ont la con- 
viction que les resultats n'en peuvent pas §tre considerös comme 
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fdK^heuses, qu'au contraire cette institutionar^pondujusqu'ä präsent aax 
beBoins de P^glise et ils ne doutent pas qu'elle n'y reponde ^alement 
ä l'avenir, dispos^s comme üb le sont k faire droit aax y^ritables griefs 
et h. r^medier aax inconv^niens que rArchevöque et les ^v^ques, dans 
leur soUicitude pour la puret^ de la foi et des moeurs, pourraient lear 
designer. 

On ne pourra donc nier que la surveillance qa'exercent les e?Sqaes 
et Bpöcialement l'archev^que de Frlbourg sur le jeune clerge et sui: 
sa formation, est aassi ^tendue qa'elle l'a jamais 6te en Allemagne et 
d^slors tonte reclamation semblerait devoir cesser. 

II reste au Soussign^ ä parier des professeurs Schreiber et Amman, 
puisque Son Eminence les cite nomm^ment, en blämant de l'un les 
principes qu'il professe sur les voenx r^]igieux et le c^libat et de 
Tautre la conduite qu'il aarait tenue ponr faire des partisans contra 
le c^libat et qn'EUe Ya mtoe jusqu'ä demander lenr renvoi de Poni- 
versitö. 

Quant aux doctrines da professenr Schreiber, contre lesquelles 
rarchevdque a aussi 'reclam^ directement aupr^s S. A. R. le grand-duc, 
il ne saurait dtre donteax que les voeux et le c^libat appartiennent k 
la discipline ecd^siastique et que sous ce point de vue le moraliste 
peut en porter un jugement libre sans prejudice des dogmes. II est 
vrai que le professenr Schreiber s'est prononc^ tr^s ouvertement sur 
ce snjet et qu'il a pose des principes qui doivent surprendre si on ne 
les considäre pas dans l'ensemble de son Systeme moral, mais qui sem- 
blent pourtant rien contenir contre les dogmes catholiques et en 
gönöral rien que d'autres moralistes des temps anciens et modernes 
n'aient pas d6jä. ayanc4. II fait deriver ses doctrines d'un principe 
en soi bon et incontestable et nul doute que sous le rapport scienti- 
fique elles ne puissent 6tre compI§tement justifiees et que, prises dans 
le sens de Pauteur, elles ne pourront §tre pr^judiciables ni k P^glise 
ni k la religion ni aux moeurs. 

Cependant S. A. R. le grand-duc en consideration de la reclama- 
tion de l'archevöque a ordonn6, que le professeur Schreiber fut engäge 
ä presenter k ce premier une d^claration justificative et k observer, 
quant k la doctrine du c^libat, les ^gards et la circonspection, que lui 
impose sa position de professeur de la theologie catholiqae. 

En mdme tems S. A. R. a fait savoir k FArchevßque qae , si la * 
declaration susmentionn^e ne le satisfaisait pas, Elle serait dispos^e, 
afin d'^clairer la question k demander l'avis doctrinal de quelques 
facultas de theologie catbolique. 

Ce professeur Schreiber n'a pas manqu^ de präsenter sa justifi- 
cation k l'Archeveque, qui en a paru satisfait, puisqu'il n'a pas pro- 
voqu^ depuis ce temps, des mesures ult^rieures et qu'il ne s'est pas 
non plus d^clarö sur l'exp6dient d'une consultation de facultas de theo- 
logie, qu'on lui avait propos^. 

Ce n'est donc pas aa gouvernement grand-ducal, qu'on pourra 
repröcher de n'avoir pas us6 dans cette circonstance de tous les moyens 
qui se trouvaient k sa disposition et d'apr^s ce qui s'est passe, il croit 
pouvoir regarder maintenant cette affiaire comme terminee, d'autant plus 
que l'erudition et les qualit^s morales du professeur Schreiber sont 
g^n^ralement appröciees et qu'il ne peut pas ötre compte parmi ceux 
aufquels pourrait s'adresser le reproche grave, qu'ils insinuent k leurs 
ei^ves le venin de la corruption et des maximes perverses. Dans tous 
les cas il serait contraire aux principes de droit et de procedure ainsi 
qu'aux droits constitutione! s dont jouissent les professeurs de l'univer- 
site, si on le destituait sans avoir ecoute et examin^ sa justification 
et sans que, ce qu'on lui impute fut clairement prouvö. 

£n ce qui conceme le Conseiller et professeur Amman, il suffirait 
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d'observer qu'il n'enseigne pas, comme la note de S. £. le suppose, 
l'histoire ecclesiastique , mais le droit canou, qu'il appartient k la fa- 
culte de droit et qn'il est lalque. 

Ses doctrines n'avaient pas jusqu' ä preseat, occasion^ des plaintes 
et qaelque soit le jugemeut que Ton porte sur la conduite dans l'affaire 
da c^ibat, il ne faut pas perdre de vue, qu'elle est tout k fait inde- 
pendante de sa position a Puniversite et qu'il a agi daos cette circon- 
stance comme simple particulier. II s'est born^ , au reste , h coop^rer 
aux petitions, qui ont 4te adress^es a S. A. R. le grand duc, k Parche- 
yeque et aux chambres des Etats et qui tendeut ä obtenir l'abolition 
du celibat par les voies legales. II n'a donc rien fait d'illicite et si 
l'on songe, que depius l'etablissement du celibat cette institution pure- 
ment de discipline, a ^t^ combattue sans reläche, non seulement en 
doctrine, mais que mämes des Empereurs, des Rois et des diätes se 
sont d^clar^s ouvertement contre eile, il faudra convenir, que les efforts 
de deux professeurs, auxquels le Gouvernement n'a pas donn^ de suite, 
ne m^ritent pas toute Pimportance que semble leur attacber la Cour 
de Rome. 

Le Soussigne prie Son Eminence d'agreer etc. 

(Signe.) le Baron de Türkheim. 



Vffl. 

(vgl. oben S. 389.) 

Note der römischen Curie v. 5. October 1833. gegen die 

in der oberrheinischen Kirchenprovinz nach Abschluss der 

Circumscriptionsbnllen erlassenen landesherrlichen 

Verordnungen ^). 

Eccellenza. 

E noto a Vostra Eccellenza che fino dall anno 1827. ad istanza 
principalmente di Sua Altezza Reale il Gran Duca Ludovico di Baden 
e con la mediazione di Sua Maesta Imperiale et Reale Apostolica 
ebbero luogo fra la Santa Sede ed i Principi e Stati Protestanti riü- 
niti della Gonfederazione Germanica delle transazioni per sisteniare gli 
affari della Chiesa Cattolica nei Dominj soggetti ai Principi e Stati 
snddetti. 

II risultamento di tali transazioni fu fedelmente espresso nella 
Bella *Ad donmici'gregia cu8iodiain€ pubblicata dalla Sa. Me. del 
Sommo Pontefice Leone XII. in data dell' 11. Aprile 1827., e Sua 
Altezza Reiüe ne garanti la esatta osservanza tanto per la Sua Al- 
tezza Reale, quanto per quella degli altri Principi et Stati Contraenti. 
Qnantumqne la natura stessa delle Gonvenzioni, le quali costituiscono 
un patto sinallagmatico , e la inviolabilitä delle assicnrazioni ricevute 
rendessere certo il Supremo Gapo della Ghiesa della fedele osservanza 
delle cose stabilite, non pot^ non recargli gravissima amarezza l'Editto 
del 30. Gennajo 1830. pubblicato a Garlsruhe, ed adottato da tutti i 
Principi e Stati Protestanti riuniti della Gonfederazione. Infatti mentre 
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era si convenuto che la communicazione in affari Ecclesiastici con la 
Santa Sede sarebbe stata pienamente libera, fu dispoato in quelP Editto 
che »il solo Arcivescovo, o i Vescovi, o i Vicarj del Vescovato fossero 
»in libera communicazione col Capo Supremo della Chiesa in tutti gli 
»oggetti riguardanti PEcclesiastica Amministrazione dovendo pero i 
»medesimi avere guardo alle relazioni risult^nti dal territorio Metropo- 
»litano ; e che tatti gli altri Ecclesiastici Diocesani dovessero rivolgersi 
>air Arcivescovo, o ai Vescovi in tntti gli affari Ecclesiastici.« Dal 
che Yostra Eccellenza facilmente comprende essere stata ristretta la 
communicazione diretta con la Santa Sede al solo Arcivescovo, ai 
Vescovi e loro Vicarj, e tolta implicitamente, ad ogni altro , contro lo 
spirito e la lettera della Gonvenzione. 

Erasi convenuto che 1' Arcivescovo nella Sua Diocese e Provincia 
Ecclesiastica , ed ogni Vescovo nella propria Diocesi dovessero pleno 
jure esercitare la giurisdizione Vescovile a uorma dei Canoni ora vi- 
genti, e della presente disciplina della Chiesa, e nelP articolo No. 4. 
del citato Editto fu stabilito che »le disposizioni generali, le lettere 
»Circolari dell' Arcivescovo, dei Vescovi e delle altre Autoritä Eccle- 
»siastiche dirette al Clero ed ai Diocesani, colle quali vengono essi 
»obligati ad alcuna cosa, come anchi i Regolamenti particolari d'im- 
»portanza soggiaciano al cönsenso dello stato, e soltanto con l'espressa 
- >menzione del cönsenso dello Stato possano essere pubbicati e rilas- 
>ciati.« In simile guisa nell' Art. 9. del citato Editto fu disposto che 
>i Concilj Provinciali possano essere tenuti soltanto col cönsenso degli 
>Stati riuniti, i quali vi destineranno dei Commissari, e che l'Arcives- 
»covo e ciascun Vescovo deleghi col concenso delli Governi un Pleni- 
»potenziario alle Conferenze che si terranno nel Sinodo.« Ne difförmi 
dalle sopra esposte sono le disposizioni degli Articoli 10. 13. 21. e. 36. 
del citato Editto. Per le quali ordinazioni la giurisdizione Vescovile, 
il pleno e libero esercizio della quäle fu stabilito e garantito nelle con- 
venzioni fatte con la Santa Sede, viene ad essere inceppata, ed assog- 
gettata alla volontä del Governo temporale. 

La Santa Sede informata che i Vescovi della Provincia Ecclesia- 
stica Renana, ed in particolare l'Achivescovo di Friburgo, conforme- 
mente alP Impulse da Essa ricevuto ne aveva presentato le convenienti 
rimostranze a Sua Altezza Reale il Gran Duca di Baden , ne attenderä 
Peffetto, nella lusinga, si non sapia rinunziare, che i ricorsi di quel 
sacro Pastore non sarebbero stati portati invano alla lealta ed alla gin- 
stizia del Governo Gran ducale. Una trista esperienza perö ha dimo- 
Strato che la lusinga in cui era la Santa Sede h tornata a vuota; che 
la longanimitä del Sommo Pontefice Pio VIII. di Sa. Me. a nulla ha 
giovato; e che per opera di quegli spiriti tenebrosi che il defonto 
Granduca Ludovico di Baden defini con pari verita e forza per nemiei 
etemi di ogni ordme puhlico e religioso si vuole assoggettare la Chiesa 
Cattolica ad una durissima servitü. 

II santo Patre profondamente afflitto alla vista di tanti mali che 
lungi dal diminuire divengono ogni di sempre maggiori; ed altamente 
commosso dalle continue istanze che riceve dal Cattolici suddetti dei 
Principi e Stati Protestanti della Confederazione germanica, i quali 
nelle loro angustie , e spirituali necessita implorano il suo efficace soc- 
corso sente il dovere di non piü lungamente tacere per porre efficace- 
mente un termine a tanto male, e perch^ i nemiei della religione, e 
delP ordine non possano trarre dal suo silenzio argomento di conni- 
venvenza per parte della santa Sede ad ordinanze si perniciose alla 
Chiesa, e si apertamente contrario alle fatte Convenzioni: Trovasi 
perciö il Santo Patre obbligato dalla sua coscienza, e dai doveri che 
PApostolico Suo Ministero gl'impone a protestare come ora fa per 
mezzo del Sottoscritto Suo Cardinale Segretario di stato contro tutte 
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le disposizioni che o coli' Editto del 30. Gennajo 1830. pubblicato a 
Carlsrahe, o con altri Atti di simile oatura fatti daggli altri Governi 
de PriDcipi e Stati protestanti riuniti della Confedcrazione Germanica, 
si h finora attentato in pregiudizio dei venerandi diritti della Chiesa 
Cattolica, ed a domandarne la pronta ed assoluta revoca, e la piena 
osservanza delle stipolate Convenzioni. 

*SuaSantitä non pruö dubitare che Sua AI tezza Reale üGranDuca 
di Baden, e gl! altri Principi e Stati Protestanti riuniti della Gonfe- 
derazione nella giustizia e nella lealtä che 11 distingue, non siano per 
apprezzare la r&gionevolezza e la necessitä delle sopra espresse dichia- 
razioni e domande della Santa Sede^ e non siano per aderirvi piena- 
mento. Confida poi inparticolar modo la Santitä Sua che Sua Altezza 
Reale il Gran Duca di Baden non solamente vorrä per la Sua parte 
far ragione alle sopraespresse domande, ma che vorrä eziandio prendere 
allo stesso fine il piü vivo e deciso interessamento presso gli altri Prin- 
cipi e Stati sudetti de quali il Gran Duca Ludovico suo gloriose Prede- 
cessore garanti alla Sa. Me. di Leone XII. le buone intmzioni, non 
meno che la risölueione di fare eseguire fedelmente Vaccomodamento 
cotKiuso. 

Che se Sua Santita contro ogni Sua espettazione dovesse essere 
riserbata alla dolorosissima condizione di vedere questi suoi reclami 
non sortire quel desiderato effeto che la gravezza e l'urgenza del male 
richiede, si troverebbe in tale ipotesi, suo malgrado costretta a far 
conoscere ai Cattolici della Confederazione con la pubbücazione di 
quaoto concerne questo si ^rave affare, che il deplorabile State in cui 
trovansi le cose Ecclesiastiche nei domini soggctti ai Principi e Stati 
Protestanti riuniti della Confederazione Germanica non ^ da ripetersi 
dall' abbandono della Santa Sede o dalla debole parte da lei presa in 
sostenere gl'interessi della Religione cattolica in codesti Paesi, ma dalla 
inosservaoza delle stipolate Convenzioni, e dal non avere i reclami 
avanzati dalla Santitä Sua ottenuto quell' effetto che il Santo Padre 
era in diritto di attendere. 

II sottoscritto Cardinale Segretario di State memtre in adempimento 
degli ordini di Sua Santitä ha Ponore di fare alP Eccellenza Vostra 
la presente communicazione, e di pregarla cheLe piaccia elevarla alla 
cognizione del di Lei augusto Sovrano, si prega di rinnovarle le assi- 
curazioni della Sua^distintissima considerazione. 

(sig.) J. Card. Bernetti. 

Roma 5. Ottobre 1833. 



l 



IX. 

(vgl. oben S. 390.) 

Depesche der Oberrhein. Regierungen v. 4. Sept. 1834 '). 

(Antwort auf No. VIII.) 

Le soussigne' ayant eu l'honneur de recevoir, en son tems, la note 
iie Son Eminence Monseigneur le Cardinal Bernetti, Secretaire d'fitat 
e Sa Saintete lui a adress^e en date du 5. Octobre de Tannee derniere 



^y Akten d. Grossh. Minist, d. Innern zu Karlsruhe. 



Digitized 



by Google 



876 Beilage IX. 

relativement k l'^dit publik le 30. Janvier 1830 dans le Grand-Dnch^ 
de Bade ainsi que dans les autres ^tats participans k la Province archi- 
episcopale du Haut-Rhin, s'est einpresse d'appeler sur son contenn 
toute l'attention du Gouvernement Grand-Ducal et d'en donner en 
meme tems communication aux autres Gouvernemens de la conf^d^ration 
qui s'y trouvent egalement int^ress^s. 

Le tems strictement n^cessaire pour ces Communications alnsi que 
Pexamen mür consciencieux auquel on a particuli6rement tenu k sou- 
mettre une affaire d'une si haute importance ne lui ont pas permis, k 
son grand regr^t, de faire plutöt une r^ponse explicite sur tous les 
points dont il est question dans la note de Son Eminence. 

Le soussigne doit commencer par exprimer toute la peine que les 
gouvernemens de la Province archi^piscopale ont du eprouver en voyant 
que r^tat actuel de l'eglise catholique dans cette P/ovince a 6t6 re- 
pr^sent^ k la Cour de Rome sous un aspect entierement fanx et qn'EUe 
a puis^ dans des renseignemens inexactes qui ont pu Lui etre adresses 
des motifs pour porter plainte contre Pedit susmentionne, en supposant 
que des stipulations solennelles auraient et^ viol^es et que par suite 
la religion catholique dans la Province se trouverait dans une Situation 
döplorable. 

Pour d^montrer combien pen est fond^ le reproche de stipulations 
violees, bas6 sur ce que les cons^quences qu'il a plu k Son Eminence 
de tirer des deux buUes constitutives de la Province archiSpiscopale, 
se trouvent plus ou moins en Opposition avec l'6dit du 30. Janvier, il 
suffira de jeter un coup d'oeil sur les n^gociations ant^rieures et de 
rappeler que les gouvernemens ont däclar^ avec une entiere franchise 
ä la Cour de Rome, par une note du 7. Septembre 1826 quMls ne 
pourraient accöder aux articles 5 et 6 de la bulle »ad dominici gregis 
custodiam«, dont Monseigneur le Cardinal Somaglia leur avait adresse 
le projet par sa note du 16. Juin 1825 et qu'en cas que le St. Si^ge 
ne croirait pas pouvoir supprimer ces articles,- ils se verraient forces 
de leur opposer expressement la reservation de leurs droits respectifs. 

Cependant la Cour de Rome ayant jug^ apropos de faire ins^rer, 
malgre cette d^claration, ces deux articles du projet dans la susdite 
bulle, il ne restait aux gouvernemens que de rendre egalement publique 
leur reservation k cet 6gard que les Eveques de la Province n'ont pu 
ignorer puisqu'elle se trouve annex^e k la publtcation officielle des 
bullös de Sa Saintete qui eut lieu en 1827. 

L'^dit du 30. Janvier 1830 ne forme que la suite et le d^veloppe- 
ment de cette reservation et on ne pourra donc pas reprocher aux 
gouvernemens r^unis d'avoir enfreint une Convention puis-qu'il n'en 
existe point dans le sens indiqu4 par la note de Son Eminence et qu'en 
outre les gouvernemens auraient du renoncer par une pareille Conven- 
tion k des droits dont il ne pourront jamais se d^partir, bien que leur 
exercice puisse 6tre modifi^ selon les circonstances. 

Les gouvernemens, dans leur propre int6r6t, se croyent obliges de 
soutenir Pöglise catholique par tous les moyens que la Providence a 
mis entre leurs mains et de contribuer, de leur mieux, a sa prosp^rit^ 
et au maintien de sa Constitution et de ses dogmes ; ils d^sirent sincä- 
rement d'^carter autant que possible tout ce qui pourrait compromettre 
Fharmonie entre l'Etat et PEglise; ils croient en avoir donn^ des 
preuves irrecusables par le z^le dösinteress^ avec lequel ils ont n^gocie 
aupr^s du St. Siege pour amener un arrangement d^finitif sur les re- 
lations eccl^siastiques de leurs sujets catholiques par la dotation plus 
que süffisante des evech^s et par la sollicitude qu'ils n'ont cessö de 
vouer k Pöglise catholique pendant la duree prolong^e de Pätat provi- 
soire si peu favorable qui a pr^ced^ Pörection des siäges episcopaux; 
aussi sont ils persuad^s que leurs intentions bienveillantes sont appr^dees 
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avec gratitude par la grande msgorit^ des catholiqaes dans la Province 
et principalement par ceux d'entre eux qui sont dou^s d'assez d'intelli- 
gence et d'impartialit^ pour porter un jagement sur ce qui peat servir 
au y er i table salut de l'eglise. 

Les gouvernemens n'ont Jamals dement! ces intentions et si Son 
Altesse Royale feu le Grand-Duc Louis a fait des promesses dans ce 
sens — qui au reste n'ont pu etre faites que sous les restrictions ci- 
dessus mentionn^es, — elles ont 6t^ remplies scrupuleusement et le 
sont encore en ce moment dans tonte leur etendue. 

£n passant ä P^dit de 1830 et aux dispositions que Son Eminence 
a combattues dans Sa note du 5. Octobre, le soussign^ a Phonneur de 
faire obser?er d'abord que le büt de cet edit, ^noncä dans le pr^ambule, 
n'est autre que de maintenir les droits de protection et de surveillance 
des souverains, tels qu'ils ont ^te ^tablis dans le cours des n^gociations 
et de faire connaitre d'une maniäre uniforme dans toute la Province 
les principes d'apr^s lesquelles les gouvernemens entendent exercer ces 
droits. Üedit ne contient outre cela rien qui ne soit pas dejä adopt^ 
depuis longtems tant en doctrine qu'en pratique dans tous les ^tats de 
l'Allemagne catholiques ou protestants et surtout en Antriebe et en 
Prusse. 

Cette consid^ration g^nörale semblerait d^jä ne pas devoir admettre 
sur les effets de Pödit de 1830 des appr^hensions que Pexamen de ses 
dispositions particuli^res ne peut marquer de faire cesser enti^rement. 

En ce qui concerne, specialement la plainte port^e contre Particle 
19 qui restreint la correspondance avcc la cour de Rome sur les cbefs 
de r^glise d'apres Pordre bierarcbique , il est superflu d'observer que 
les gouvernemens n'ont pas eu Pintention de priver le St. Siäge, par 
cette ordonnance, des moyens s'informer de P^tat de P^glise dans la 
Province; ils voulaient plutöt s'assurer par cette disposition que les 
renseignemens paryinrent ä Sa Saintet^ par une voie legale et non 
par l'organe de personnes dont les facultas intellectuelles et la position 
politique ne permettent pas qu'ils envisagent et qu'ils jugent avec con- 
naissance de cause et impartiialite, les affaires ^ccl^siastiques. 

Souvent aussi de pareils individus ont des desseins impurs et les 
gouvernemens seraient en droit et mi§me dans Pobligation de les pour- 
suivre devant la justice k cause de leurs tentatives criminelles contre 
la tranquillite de l'^tat et la paix de P^glise. 

La correspondance privee avec la cour de Rome ne devait 6tre, 
d'apres Pintention des gouvernemens , ni entrav^e ni interdite par cet 
article. 

Quant ä Particle 4 de l'^dit il a toujours 6t^ d'usage dans tous 
les 6tats de PEurope et notamment dans la monarcbie autrichienne que 
les ordonnances g^n^rales et circulaires des ^vdqnes ne pouvaient Mre 
publikes Sans autorisation prealable du gouvemement. 

II est impossible que les gouvernemens abandonnent ce principe 
dont l'application d'ailleurs ne saurait motiver des appr^bensions a cet 
^gard, puisqu'il n'y a pas eu un seul cas depuis P^rection des ^v^cbes 
ou cette autorisation eut ^t6 refusäe. 

Les synodes aussi bien que les conciles n'ont jamais eu Heu qu'avec 
l'agrement des gouvernemens r^spectifs et depuis les tems des premiers 
Empereurs cbr^tiens, les souverains se faisaient r^pr^senter par leurs 
envoy^s dans ces assemblees s'ils ne prefgraient pas y assister en per- 
sonne. 

L'edit ne defend ni ä l'arcbeveqae ni aux ^v^ques de convoquer 
une Synode dans leur dioc^se; ce n'est que le cons^ntement aux synodes 
provincianx et l'envoi des commissaires qu'il reserve au gouvernemenj;, 
parceque ces assemblees exercent une influence trop pnissante sur le 
bien-dtre et sur la direction morale des sujets pour que les ^tats pais- 
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sent renoncer au droit de prendre connaissance de ce qui s'y passe 
et d'examiner surtoüt si le moment est bien choisi pour ane pareille 
convocatioD. Au reste, les Gouvernemens n'ont pas voulu exprimer 
par cet article rintention de se meler de la discipline de l'^glise, quoi- 
qu'il se reservent de prendre dan» tous les cas les mesures convenables 
pour que IMnt^ret de l'^tat n'y coure pas de daoger. 

Les articles 10. 13. 21 et 36 de P^dit que la note de Son Emi- 
nence mentionne en g^n^ral sans y faire des objections particuli^res, 
ne coDtiennent rieu qui ne soit pas cooforme aux principes du droit 
public et eccl^siastique, reconnus dans toute l'AUemagne. 

Quant aux dispositions de l'article (0 sur les »judices in partibos« 
elles r^spondent parfaitement ä ce qui a ^t§ arret^ sur cette matiere 
dans les conciles de Constance, de Bäle et de Trente et ä ce qui se 
trouve specialement declar^ dans la capitulation de l'Emperenr Leopold 
IL comme principe du droit public de FAUemagne. 

L'article 13 qui pröscrit que les sujets catholiques qui n'appar- 
tiennent ä aucune paroisse et ceux qui sont lies k une teile d'ane 
autre confession seront agreges k une paroisse catholique, est conforme 
k la bulle »provida solersque« et il ne scra Jamals ex^cut6 que de 
concert avec Pautorite ^piscopale com|)etente. La nature des choses 
demande d'ailleurs que dans des causes oü l'eglise catholique est si* 
multanement interessee avec l'^glise protestante, ce qui ne peut pas 
manquer d'arriver souvent dans des pays de diff^rentes confessions, 
aucune des deux parties ne puisse proceder k son gr^ et que par con- 
sequent le gouvernement prenne les mesures convenables s'il est qnestion 
de changer des institutions l^galement subsistantes. 

La bulle susmentionn^e d^signe le Ghapitre comme College Con- 
sultant de J'6veque (Presbyterium) et Particle 21 de P6dit, qui en fait 
mention ne parle que du rang et des attributions que les loix de Peglise 
assignent aux Chapitres et ne fait donc que reconnaitre k cet egard 
ce qui existait döjä avant Pedit. 

Ce qui est enfin pr^scrit par Part. 36 repose sur un ancieu. prin- 
cipe du droit public en usage depuis longtems dans les etats catholi- 
ques; les gouvernemens ne Pexecuteront cependant qu'en observant la 
discipline ^cclesiastique et ne proc^deront qu'en cas d'abus manifeste 
et toujours dans les voies convenables. 

Le soassigne se flatte d'avoir suffisamment prouve par cet expose 
que P^dit du 30. Janvier 1830 ne contient aucune disposition qui n'ait 
dejä exist^e pendant une longue seile d'ann^es dans d'autres ^tats et 
si la Cour de Rome ne croit pas pouvoir acc^der k ces principes, Elle 
avouera du moins qu'une discussion prolongee sur cette matiere ne 
profiterait k personne et qu'elle servait d'autant plus inutile qu'il est 
de fait que Pödit a toujours et sans aucune exception et6 ex^ute avec 
une circonspection et une mod^ration qui n'anront Jamals 6te snr- 
pass^es dans aucun pays se trouvant dans une position analogue au 
Grand-Duche. 

Si, dans un memoire present^ ä Son Altesse Boyale le Grand-Duc, 
Parcheveque de Fribourg a pu meconnaitre ce fait et se laisser en- 
trainer k des plaintes vagues et mal fond^es sur P6tat de P^lise, quoi- 
que sa connaissance particuliäre et le jugement de la partie saine du 
public eussent du Pen emp^cher, on ne peut que deplorer une pareille 
d6marche et Pattribuer k des insinuations malveillantes. 

C'est encore avec plus de peine que le gouvernement Grand-Ducal 
a cru apercevoir Peffet de ces insinuations dans un bref adress^ aux 
evöques de la Province, et il a du etre surtoüt 6tonne de ce que ce 
document rempli de reproches contre les gouvernemens ait 6te repandu 
av§c une grande activite et m^me avant qu'il fut parvenu aux ^v^ues, 
par les feuilles publiques et par des distributions particulidres. Le 
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goavernement Grand-Ducal fut en oütre instruit par le memoire de 
Parcbev^que que les reponses des ^y^ques de la Proyince au bref 6us- 
luentionne ne s'accordaieDt guäre entre ellea et qu'il y en avait m^me 
dans un sens tout oppos^ k celui du memoire. II y ent donc lieu 
d'esperer que la Cour de Roma, en prenant de nouteau cet objet en 
consid^ration, pourrait dtre amen^e k l'enTisager d'une nani^re diff(§- 
rente, et c'est aussi par cette raison qu'on a jnge con?enable de ne 
pas encore faire de r^ponse au memoire de Parcbev^que. 

Son Eminence voudra bien se convaincre que, dans cet 6tat de 
choses rien ne motiverait une declaration teile qu'elle est annonc^e 
dans Sa note du 6. Octobre pour le cas que les dispositions indiquees 
de l'edit du 30. Janvier 18150 ne seraient pas rapport^es et par laquelle 
la Cour de Rome declinerait tonte r^sponsabilit^ par rapport ä la 
Situation pr^tendue mauvaise de l'^glise catholique dans la Province. 

Les gouvernemens pourraient attendre avec calme üne pareille 
declaration dont la refutation leur serait d'autant plus facile que 
l'opinion publique temoigne trop hautement la satisfaction g6n^rale des 
Sujets catholiques sur l'etat bleu organis^ de leurs relations ecclesiasti- 
ques et qu'il est evident que Passertion du contraire pari de quelques 
personnes toujours mecontentes. 

Qu'il soit permis au soussigne d'ajouter, en terminant, l'obser- 
vation qu'une teile polemique entre la Cour de Rome et les gouverne- 
meos de la Province arehi^piscopale ne pourrait Jamais avoir de suites 
salutaires, soit pour P^t soit pour l'eglise et que les ennemis de 
l'aatorit6 du chef supreme de Peglise catholique s'en empareraient 
avidement pour etendre, aussi sur rAUemagne, leur projets subversifs 
de cette autorit6. 

C'est avec empressement que le soussign^ saisit cette occasion pour 
reiterer ä Son Eminence l'expression de sa haute consid^ration. 
Carlsruhe le 4. Septembre 1834. 

(sign§) Bo. de Turckheim. 



X. 

{vgl oben 8. 437.) 



Verhandl. v. 29. April 1850. zv^ischen der Preuss. Regierung 

und dem Fürstbischöfe von Breslau, die Stellung der kath.- 

theol. Professoren an der Universität Breslau und der 

kath. Religionslehrer betr. 

Verhandelt zu Breslau am 29. April 1850. 

Mit des Herrn Fürstbischofs von Breslau, Freiherrn von Diepen- 
brock, Fürstlichen Gnaden, ward seitens dös Unterzeichneten im Auf- 
trage Sr. Excellenz des Herrn Ministers der geistlichen Angelegen- 
heiten Dr. von Ladenberg über die Form, welche bei der Anstellung 
des Professor Dr. B i 1 1 n e r beobachtet worden, in nähere Besprechung 
getreten. 

Das Ergebniss derselben besteht darin, dass der Herr Fürstbischof 
iu Anerkenntniss , dass die üniTcrsität, deren integrirenden Theil die 
katholisch-theologische Fakultät darstellt, eine Staatsanstalt ist, dem 
Staate das Recht, ordentliche und ausserordentliche Professoren auch 
für die gedachte Fakultät zu ernennen und denselben die desfallsigen 
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Urkunden auszustellen, in keiner Art bestreitet. In Betracht jedocb, 
(lass diese Frofessofen ihr in das Gebiet der kathoHschen Kirche 
fallendes Lehramt nur ausüben können, nachdem dieselben die ihrem 
Wesen nach jederzeit revocable, bischöfliche Ermächtigung dazu er- 
halten haben, erachtet sich der Herr Fürstbischof für befugt, diese 
Ermächtigung in urkundlicher Form besonders auszusprechen, und resp. 
Professoren nach geschehener professio fidei auszuhändigen. Derselbe 
erachtet sich hierzu zugleich für verpflichtet, einestheils, um den kirch- 
lichen Character der erwähnten Facultät und ihrer Lehrer zugleich zu 
deren eigenen Yortbeil zu beurkunden, damit derselben das Vertrauen 
des Religionstheiles , welchem sie dienen soll, ungeschmälert erhalten 
bleibe; anderentheils , weil nach der durch die Verfassung vom 31. 
Januar c. modificirten Stellung der katholischen Kirche zum Staate 
auch sein, des Herrn Fürstbischofs Verhältniss zu der Fakultät ein in 
soveme anderes geworden sei, als er sich vorbehalten mQsse, den £in- 
fluss, welchen das durch die Verfassung in Aussicht genommene TJnter- 
richtsgesetz auf die Stellung derselben ausüben werde, demnächst in 
weitere Erwägung zu nehmen und darnach seine EntSchliessung über 
sein künftiges Verhältniss zur Facultät zu fassen. 

Der Herr Fürstbischof bemerkt zugleich, dass dieselben Gründe 
ihn verpflichten, die Anordnung gleicher Formen auch bei den katho- 
lischen Beligionslehrem an den Gymnasien zu verlangen. 

Er glaube nicht,, hierdurch in eine DifPerenz mit der Staatsregie- 
rung zu gerathen, da es sich nur um Herstellung eines der Sache nach 
nicht zweifelhaften Gegenstandes handele. Er wolle einer etwa in nach- 
stehender Art gefasster Urkunde beistimmen: 

»Nachdem Sie von Seiten der Staatsbehörde (des Herrn Ministers 
resp. Königl. Provinzial-Schul-CoUegii) zum Professor an der hiesigen 
Universität und insbesondere deren katholisch-theologischen Fakultät 

Szum Lehrer der Religion bei dem Gymnasium zu N. N.) ernannt wer- 
ten sind, so ertheilen Wir Ihnen hierdurch die bischöfliche Mission, 
nach vorher abgelegter professio. fldei, die Doctrin der Dogmatik (Exe- 
gese etc. der Religionslehre bei der bezeichneten Lehranstalt) zu be- 
ginnen und in der nothwendigen Vollständigkeit durchzuführen. Wir 
versprechen Uns von Ihrer Berufstreue eine für Kirche und Staat ge- 
segnete Wirksamkeit.« 

Nach geschehener eigener Durchlesurig zum Zeichen der Geneh- 
migung von dem Herrn Fürstbischöfe vollzogen. 

(gez.) M. V. Diepenbrock, Fbischof. 
(gez.) Aulike. 

Konigl. Geheimer Ober-Begierungs-Bath. 



XI. 

(vgl. oben S. 445.) 

Erlass der k. Württemb. Regierung vom 19. April 1853. 
an den Bischof von Rottenburg *). 

Schreiben des Ministers des Kirchen- und Schulwesens an Seine Bi- 
schöfliche Hoch würden den Herrn Bischof von Rottenbufg, von Lipp, 
zu Rottenburg, dd. Stuttgart, den 19. April 1853. 

Euer Bischöfliche Hochwürden 
haben in Geraeinschaft mit dem Herrn Erzbischofe von Freiburg und 
den übrigen Herren Diöcesan-Bischöfen der oberrheinischen Kirchen- 

^) Akt. d. herzogl. Nassauischen Staats-Minister. 
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provinz in einer an das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens 
gerichteten Eingabe vom 12. d. M. den Regierungen, welche denselben 
auf die eingereichte Denkschrift die EntSchliessung vom 5. ▼. Mts. er- 
theilt, die Anzeige gemacht, dass sie zu einer an dem gedachten Tage 
beendigten Berathnng aber die erhaltene Eröffnung zusammen getreten 
seien. Auch ist zugleich in dieser Eingabe zwar eine weitere, nach 
Beendigung der erforderlichen Vorarbeiten einzureichende Vorlage an- 
gekündigt , jedoch jetzt schon, das Prinzip bezeichnet worden , von 
welchem die Bischöfe bei FOhrung ihres Amtes sich von nun an wer- 
den leiten lassen. Und zwar ist dieses Prinzip nach Wortlaut und 
Geist der erwähnten Eingabe, kein anderes, als das des entschiedenen 
Widerstandes gegen Normen, deren Rechtsbestand nicht nur in der 
inneren Natur der Verhältnisse von Staaten mit confessionell gemischter 
Bevölkerung, sondern auch in Deutschland im Allgemeinen, sowie in 
Württemberg im Besonderen, in Gesetz und langjährigen Herkommen 
begründet ist 

Die Regierung Seiner Majestät des Königs wäre vollkommen in 
ihrem Rechte gewesen, wenn sie eine nach Inhalt und Ton so auf- 
fallende Eingabe geradezu zurückgewiesen hätte; um so mehr, als sie 
mit den Herren Bischöfen der oberrheinischen Kirchen-Provinz in ihrer 
Gesammtheit in keinen Beziehungen steht, vielmehr ausschliesslich mit . 
dem Herrn Bischöfe von Rottenburg und in den geeigneten Fällen, mit 
dem Herrn Erzbischofe der Kirchenprovinz es zu thun hat. Wie sie 
daher auf die von dem Letzteren übergebene Denkschrift ihre Erwie- 
derung nur an den Ersteren gerichtet hat, so ist sie entschlossen, in 
Zukunft auf Gollectiv-Ein gaben der Herren Bischöfe keinerlei Rück- 
sicht zu nehmen. 

Gleichwohl bin ich von seiner königlichen Majestät, unseren aller 
gnädigsten Herrn, vermöge höchster EntSchliessung vom heutigen Tage 
beauftragt, Euer Bischöfliche Hochwürden zu eröffnen, wie Höchstdie- 
selben mit Befremden aus jenen Actenstücken ersehen hätten, dass 
auch der Bischof, Ihres Landes -— obschon Zeuge der unermüdeten 
Bemühungen Seiner Majestät, das Wohl der katholisch A Kirche und 
ihre ungehemmte Wirksamkeit zu fördern, sowie des unausgesetzten 
landesväterlichen Wohlwollens, mit welchem Höchst Sie deren Bekenner 
stets in ganz gleicher Weise umfasst, wie diejenigen der Gonfession, 
welcher Sie selbst angehören, — es habe über sich gewinneü können, 
einem solchem Schritte seiner Collegen sich anzuschliessen. Seine Ma- 
jestät wenigstens wissen eine Ankündigung der Nichtachtung der Staats- 
gesetze, wie sie jene Eingabe, unverhüllt an den Tage lege, mit der am 
SchlusB derselben beigefügten Versicherung unerschütterlicher Stand- 
haftigkeit in der schuldigen Unterthanentreue nicht in Einklang zu 
bringen. Jedenfalls aber fohlen Sich Höchstdieselben gedrungen, hier- 
auf Ihrerseits unumwunden zu erklären , dass wenn vom irgend wem 
der Versuch gemacht werden sollte, Grundsätzen thatsächliche Folge 
zu geben, welche mit den, von dem Herrn Bischöfe ausdrücklich be- 
schworenen Staatsgesetzen und der Landesverfassung im schneidendsten 
Widerspruche stehen. Höchst Sie von der Ihnen von Gott verliehenen 
Gewalt den Gebrauch machen, welchen die Erfüllung ihrer Regenten- 
pflichten erheische. 

Mit ausgezeigneter Hochachtung etc. 

Der Minister des Kirchens- und Schulwesens. 
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XII. 

(sielie oben S. 448.) 

Erlass der k. Württemb. Regierung v. 6, Aug. 1853. an 
den Bischof von Rottenburg *). 

Euer Bischöfliche Hochwürden 
haben eine v. 16. v. M. datirte Erklärung mir zugehen lassen, welche 
wie es scheint als schliessliche Erwiederung auf den Bescheid der E. 
Begierung t. 5. März d. J. in der katholisch-kirchlichen Angelegenheit 
zu betrachten ist und welche am 25. r. Mts. in meine Hände ge- 
langt ist. 

Nachdem Ew. p. zu dieser Erklärung v. 5. März an bis zur Ueber- 
gabe Sich eine Zeit von mehr als yier Monaten genommen hatten, 
durfte auf Seiten der K. Regierung vorausgesetzt werden, dieselben 
würden es als angemessen erkennen, Sich jedes die Lage der Sache 
verrückenden thatsäcblichen Vorgehens wenigstens während derjenigen 
Frist zu enthalten, welcher die K. Begierung auch bei der äussersten 
Beschleunigung materiell bedurfte, um sich mit der gedachten Erklä- 
rung und ihrer umfangreichen Beilage so weit vertraut zu machen, als 
es geschehen musste, um in einer so wichtigen Angelegenheit irgend 
welche Beschleunigung fassen und dem H. Bischof eröffnen zu können. 

Zu meiner nicht geringen üeberraschung und mit wahrem Be- 
dauern, musste ich mich jedoch überzeugen , dass diese Voraussetzung 
eine irrige gewesen, als ich in der Nr. 177 des »Deutschen Volkßblattst 
in einem Artikel vom Neckar dd. 2. August den wesentlichen Inhalt 
eines Erlasses des Bischöflichen Ordinariats an die I^ecanat-Aemter v. 
26. Juli in Ill^reff der diesjährigen bischöflichen Concursprüfung der 
Pfarramts-Candidaten bereits der Oeffentlichkeit übergeben sab, eines 
Erlasses, in welchem, wie sich inzwischen unzweifelhaft ergeben hat, 
ausgesprochen wird: »es werde der Bischof in Betracht, dass die Prü- 
fung für das geistliche Amt ganz innerhalb des dem Bischof zugewie- 
senen Rechte- und Pflichten-Kreises falle, von nun an jedwede Art von 
Betheiligung an einer etwa von Staatswegen abzuhaltenden, in das 
kirchlich- theologische Gebiet, zu welchem auch das Eirchenrecht ge- 
höre, sich einmischenden Concursprüfung als eine Missachtung der 
kirchlichen Ordnung, beziehungsweise Widerstreben gegen dieselbe zu 
betrachten und in Anwendung der einem solchen Verhalten gegenüber 
gerechtfertigten kirchlichen Censuren auch zu behandeln.« Zu gleicher 
Zeit baben die geistlichen Mitglieder des E. katholischen Eirchenraths, 
Vice-Director von Schedler und Oberkirchen rath Kauffmann mir zwei 
Schreiben Ew. v. an dieselben vom 29. Juli vorgelegt, worin ihnen 
obige Verfügung an die Dekane in der Hauptsache mitgetheilt, die 
Androhung mit kirchlichen Censuren gegen Jeden, der in irgend einer 
Art an einer solchen von Staatswegen abzuhaltenden Dienstprüfung 
sich betheiligen würde, ausdrücklich wiederholt und das Vertrauen 
ausgesprochen wird, dass sie durch ihr kirchlich pflichtgemässes Ver- 
halten den Bischof der angedeuteten unangenehmen Nothwendigkeit 
überheben werden. Die E. Regierung hat zu keiner Zeit ein Recht, 
der bischöflichen Behörde die Kandidaten für Kirchenämter zu prüfen, 
bestritten, sie hat daher, als die früher üblichen gemeinschaftlichen 

*) Akt. d. herzogl. Nassauischen Staats- Minister. 
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Prüflingen durch Abgeordnete aus dem bischöflichen Ordinariat und 
der Staatskirchenbehörde, kirchlichersei ts nicht mehr beliebt wurden, 
den selbstständigen bischöflichen Prüfungen kein Hinderniss entgegen- 
gesetzt, sie hat sich nur, da sie nicht in dem Fall ist, darauf ver- 
zichten zu können, dass bei den Dienstanstellungsprüfungen auch ihr 
Interesse vertreten sei, wie wohl ungern genöthigt gesehen, darauf zu 
halten, dass so lange eine Verständigung in dieser Beziehung nicht 
erzielt sein würde, diese Prüfungen nun auch staatlicherseits in selbst- 
ständiger Weise vorgenommen werden, ohne desshalb die bischöfliche 
Pr&fung in ihrer Geltung im mindesten zu beeinträchtigen. 

Ein ganz anderes Verfahren haben Ew. etc. in dieser Sache ein- 
halten zu müssen geglaubt; die Erklärung v. 16. v. M. verwirft nicht 
allein das in dem Bescheide v. 5. März gebotene Auskunftsmittel, indem 
sie die E. Regierung von jeder Betheiligung der am Bischofssitze vor- 
zunehmenden Concursprüfung ausschliesst, sondern sie kündigt zugleich 
an, diejenigen mit kirchlichen Censuren belegen zu wollen, welche sich 
einer von Staatswegen abzuhaltenden analogen Prüfuug unterziehen oder 
sieb in Mndelnder Weise dabei betheiligen würden. Es soll damit der 
K. Regierung die Ausübung ihres Prüfungsrechtes thatsächlich 
unmöglich gemacht werden. Der Ankündigung folgte die Androhung 
auf dem Fusse nach, denn in dem angezogenen Erlass v. 26. Juli an 
die Decanatämter und in dem erwähnten Schreiben v. 29. Juli sind 
theils die Gandidaten für Eirchendienste , theils die gewöhnlich als 
Prüfungscommissarien functionirenden Mitglieder d. E. katholischen 
Kirchenraths für den Fall ihrer Theilnahme an einer staatlichen Prü- 
fung mit kirchlichen Censuren wirklich bedroht worden. Auf ein 
solches sofort in die Oeffentlichkeit gedrungenes Vorgehen Ew. p., 
durch welches, wie gesagt, jeder Erwägung der E. Regierung über die 
Erklärung v. 16. v. M. wie im Ganzen so hinsichtlich des in Rede 
stehenden besonderen Gegenstandes, gegen alle billige Erwartung vor- 
gegriffen wurde, konnte diese nur damit antworten, dass sie unverweilt 
die Einleitung zu einer von Staatswegen vorzunehmenden Dienstprüfung 
anordnete, womit gleichzeitig den Gandidaten die Eröffnung zuzugehen 
hatte, dass diejenigen, welche eine Prüfung von Seiten des Staats 
oder unter staatlicher Betheiligung nicht erstanden haben, weder auf 
Kirchen dienste ira Egl. Patronat vorgeschlagen, noch im Fall ihrer 
Ernennung auf Stellen des Privatpatronats werden bestätigt werden. 

Die E. Regierung kann es jedoch bei dieser Anordnung , welche 
sie nur als den ersten unerlässlichen Schritt zur Wahrung Ihres Rechts 
und ihres Ansehens betrachtet, nicht bewenden lassen; sie darf nicht 
geschehen lassen, dass die Gandidaten für Eirchenämter, wenn sie sich 
den Anforderungen unterwerfen, welche der Staat an sie zu machen 
sich für berechtigt erachtet, von der kirchlichen Gewalt gestraft, und 
dass Eönigl. Diener für den Fall der Erfüllung beschworener Dienst- 
pflichten, welchen sie sich, ohne ihr Dienstverhältniss aufzugeben, 
nicht entziehen können, mit kirchlichen Gensuren belegt werden, sie 
darf, wenn sie nicht sich selbst preisgeben will , nicht dulden , dass 
Königliche Diener üebergriffen der geistlichen Gewalt, wie die ange- 
drohten ausgesetzt seien und dass der Bischöfliche Stuhl sich zum ent- 
scheidenden Richter über staatliche Gerechtsame aufwerfe. 

Indem ich daher Ew. c. auf das Dringendste ersuchen muss, nicht 
bis zur Verwirklichung der den geistlichen Mitgliedern des E. katho- 
lischen Eirchenraths und den Pfarramts-Gandidaten angedrohten Gen- 
suren vorzuschreiten und dadurch die Eönigl. Regierung auf den Punkt 
zu drängen, auf welchem Massnahmen zur Abwehr zu ergreifen ihr 
zar gebieterischen Pflicht wird, überlasse ich mich gerne der HoflPnung, 
dass Ew. etc. geneigt sein werden, von dem Vaterlande die weitgrei- 
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fenden Folgen eines Gonflictes abzuwenden, deren Verantwortung nach 
so unerhörtem Vorgehen nur auf Ew. etc. zurückfallen könnte. 
Mit ausgezeichneter Hochachtung 
Der Minister des Kirchen- und Schulwesens. 
Stuttgart, den 6. Aug. 1853. 



XIII. 

(siehe oben 8. 456.) 

Schriftwechsel zwischen dem erzbischöflichen Ordinariate 

in Freiburg und dem Grossh. bad. kath. Oberkirchenrathe 

10. Juni 1853. — 14. Juni 1853. ^) 

Erzbiscböfliches Ordinariat. 

Freiburg, den 10. Juni 1858. 

No. 6250. Die Besetzung mehrerer mit Berufung auf die landes- 
herrliche Verordnung rom 1. März d. J. ausgeschriebenen Pfarreien betr. 

BeschlusB. 

Dem Grossh. katholischen Oberkirchenrathe in Dienstfrenndschafli 
zu eröffnen: 

Der Hochwürdigste Herr Erzbischof verharrt in Bezug auf die 
CoUatur der Pfründen bei den Grundsätzen, die das vereinigte Episcopat 
der Oberrheinischen Kirchenprovinz in seiner Denkschrift niedergelegt 
hat und hält dieselbe fortan für sich, so wie für alle Katholiken für 
massgebend. 

In Folge dieser durch das kanonische Recht gebotenen Grundsätze 
legt der Herr Erzbischof Verwahrung ein gegen die landesherrliche 
Verordnung vom 1. März d. J., durch deren Annahme er die tiefsten 
Principien der katholischen Kirche verletzen würde. 

Vorbehaltlich einer ausführlichen Deduction in der demnächst er- 
scheinenden neuen Denkschrift des oberrheinischen Episcopats erklärt 
vorläufig der Herr Erzbischof, dass er der hohen Staatsregierung keine 
andere Mitwirkung bei Besetzung der Pfarrstellen einräumen kann, 
als die Präsentation zu den Stellen, wo ein auf besondern kirch- 
lich gültigen Rechtstiteln beruhendes Patronatsrecht vor- 
handen ist. 

Davon , dass das . Erzbischöfliche Ordinariat zu vakanten Stellen 
den Vorschlag macht, kann mithin keine Rede sein. 

Es bleibt der Grossh. hohen Staatsregierung überlassen, ihr et- 
waiges Patronatsrecht, in obigem canonischen Sinne verstanden, geltend 
zu machen. Beruht das angesprochene Patronatsrecht auf keinem 
kirchlich gültigen Titel, so ist der Erzbischof in seinem Gewissen ver- 
pflichtet und rechtlich befugt, das Besetzüngsrecht der betreffenden 
Stellen ganz und gar für sich in Anspruch zu nehmen. 

Nach dieser vorläufigen Erklärung des Herrn Erzbischofs werden 
die Mitglieder des Grossh. katholischen Oberkirchenraths , welche als 
Katholiken in üebereinstimmung mit dem Episcopat, welcher wie in 

^) Akt. d. Grossh. Bad. Minister, d. Innern zu Karls- 
ruhe. 
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den andern, so auch in diesem Punkte, einzig nur das canonische Recht 
als Richtschnur seines Handelns genommen, zu stehen verpflichtet sind, 
Ihr ferneres Verhalten zu regeln wissen. 

(gez.) Dr. B. Buchegger. 



Grossherzoglicher Katholischer Oberkirchenrath. 

Karlsruhe, den 14. Juni 1658. 

Erlass des erzbischöflichen Ordinariats vom 10. d. M. 

Die Besetzung mehrerer mit Bezug auf die landesherrliche Ver- 
ordnung Tom 1. M&rz 1. J. ausgeschriebenen Pfarreien betr. 

Beschluss. 

Erzbischöflichem Ordinariate beehren wir uns auf -den gef&Uigen 
Srlass — wonach die Anwendung der höchstlandesherrlichen Verord- 
nung vom 1. März 1. J. von Seiner Excellenz dem Herrn Erzbischof 
verweigert und zugleich erwartet wird, dass auch die >Mitglieder der 
diesseitigen Behörde, die in üebereinstimmung mit dem Episcopate zu 
stehen verpflichtet seien, ihr ferneres Verhalten hiernach werden zu 
regeln wissen — ergebenst zu erwidern. 

Die Mitglieder der diesseitigen Behörde haben als solche innerhalb 
des durch die Organisationsgesetze ihnen angewiesenen Wirkungskreises 
nicht nach ihren individuellen Gesinnungen und üeberzeugungen. son- 
dern nach den für ihren Wirkungskreis bestehenden Gesetzen und Ver- 
ordnungen und nach den Weisungen der ihnen vorgesetzten Behörden 
zu verfahren. XJebrigens ist es nicht blos des öffentlichen Beamten, 
sondern eines jeden ünterthanen heilige Pflicht, den Gesetzen und Ver- 
ordnungen des Landesherrn zu gehorchen, und die Mitglieder der dies- 
seitigen Behörde werden auch abgesehen von ihrer amtlichen Stellung 
diese Pflicht um so heiliger halten, nach dem sie Treue dem Landes- 
herrn und Gehorsam den Staatsgesetzen eidlich gelobt haben. 

Sollte gleichwohl Seine Excellenz der Herr Erzbischof verlangen, 
dass die Mitglieder des diesseitigen GoUegiums als Katholiken mit Hoch- 
demselben der höchstlandesherrlichen Verordnung vom 1. M&rr ent- 
gegentreten, so mflssten sie zwar die hierdurch herbeigeführte CoUision 
der Gebote ihrer Staats- und Kirchenobrigkeit aufs Tiefste beklagen; 
sie könnten aber nicht im Zweifel darüber sein, welchem Gebote sie 
zu gehorchen hätten, wenn sie einestheils erwägen, dass der Hoch- 
würdigste Herr Erzbischof selbst als XJnterthan des Landesherrn den 
Staatsgesetzen untergeben ist, und wenn sie anderntheils in Betracht 
zögen, dass die höcät landesherrliche Verordnung, um deren Anwen- 
dung es sich handelt, — bei mehrfachen Zugeständnissen an die 
Kirchenbehörde — nur solche Bestimmungen wiederholt, die bisher von 
Seiner Excellenz dem Herrn Erzbischof, sowie von Hochdesselben hoch- 
wOrdigsten Amtsvorgängem eine lange Reihe von Jahren hindurch als 
bindend anerkannt und unweigerlich befolgt worden sind, wie dann 
auch anderwärts ähnliche Bestimmungen von den katholischen Kirchen- 
Obern bis auf den heutigen Tag beobachtet werden. 

Die diesseitige Behörde glauht hiernach der von Seiner Excellenz 
dem Herrn Erzbischof gegen die in Frage stehende höchstlandesherr- 
lichen Verordnung eingelegten allgemeinen Verwahrung keine weitere 
Folge geben zu dürfen; sie wird vielmehr, so lange ihr nicht von hö- 
herer Staatsbehörde eine andere Weisung zugeht, in jedem einzelnen 
vorkommenden Falle diese Verordnung, so viel an ihr liegt, gewissen- 
haft befolgen und rficksichtlich der den oberen Kirchenbehorden zu- 
kommenden Mitwirkung der weisen Erwägung des Hochwflrdigsten 
£. Fiiedberg, D. MUsbr. d. geisU. Amtsgewalt. 57 
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Herrn Erzbischofs unterstellen, wie dortseits zu verfahren sei, um den 
Pflichten gegen den Landesherm, wie jenen gegen die Kirche zu ge- 
nügen. 

(gez.) Prestinari. 



XIV. 

(siehe oben S. 400.) 

Bericht des Nassauischen Ministerialrath Hendel an seine 

Regierung y. 9. März 1854. die Haltung der Badischen 

Regierung betr. ^). 

Das Yerhältniss der katholischen Kirche zum Staate betreffend. 

In Gemässheit des mir ertheilten Hohen Auftrags habe ich mich 
am Donnerstag den 2. d. Mts. mit Herrn Ministerialrath ▼. Rias sei, 
welcher sich mir in Darmstadt anschloss, nach Carlsruhe begeben, wo- 
selbst wir am folgenden Morgen dem Herrn Staats-Minister v. Büdt 
unsere Aufwartung machten. 

Herr y. Rüdt entwickelte in einer mehr standigen Unterhaltung 
sowohl das seitherige Verfahren der Grossherzoglichen Regierung in 
der katholisch-kirchlichen Angelegenheit und gab uns zugleich Andeu- 
tungen darüber, in welcher Weise die Q rossherzogliche Regierung den 
vorläufigen Conflikt zwischen Staat und Kirche zu lösen beabsichtige. 
In letzterer Beziehung bemerkte namentlich Hr. v. Rüdt, dass nach 
den seither von der Grossherzogl. Regierung gemachten Erfahrungen 
mit dem H. Erzbischof von Freiburg nach seiner ganzen Individualität 
leider nicht mehr verhandelt werden könne, weder in der Hauptsache, 
noch über ein Provisorium, indem, wenn auch an dem einen Tage von 
dem Erzbischof ein Vorschlag annehmbar befunden worden sei, der- 
selbe sicherlich an dem folgenden Tage, sobald sich wieder anderweite 
Einflüsse bei ihm Geltung verschaflFt hätten, schriftlich wieder verworfen 
würde. 

Es «ei hienach, um dem dermaligen Zustande, welcher, wenn auch 
durch den Gonflict die etwa beabsichtigte Aufregung in dem Volke 
nicht hervorgerufen worden, doch aus nahe liegenden Gründen immer- 
hin bedenklich und für den Staat wie Kirche bei längerer Dauer von 
nachtheiligen Folgen begleitet sei, — ein Ende zu machen, für die 
Grossherzogl. Regierung eine Noth wendigkeit, in Rom selbst zu ver- 
handeln, und sei von Sr. Hoheit dem Prinzen-Regenten der Herr Graf 
V. Leiningen - Billigheim (Grossh. Bad. Standesherr und Generalmajor 
a. D.) designirt, um sich in der Eigenschaft als ausserordentlicher Ge- 
sandter und begleitet von dem Grossh. Regierungsassessor Turban aus 
Mannheim (Secretair bei den früheren Carlsruher Conferenzen in der 
kath Kirchensache) möglichst bald nach Rom zu begeben. 

Zweck dieser Sendung sei zunächst nur, dem heiligen Vater eine 
Denkschrift zu überreichen, in welcher die Grossherzogl. Regierung 
ihre Ansichten über die künftige Regulirung der fraglichen Angelegen- 
heit kurz dargelegt habe, demselben zugleich die erforderlichen Auf- 

>) Akt. d. Herzogl. Nassauischen Staats-Minister. 
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Schlüsse Ober den Verlauf des Conflikts in Baden und das dabei von 
der Grossherzogl. Regierang innegehaltene Verfahren za ertheilen und 
dahin zu wirken, dass yon dem Papste dem Erzbischof anempfohlen 
werde, bis zum Austrag der eingeleiteten Verhandlungen sich jedes 
weitern einseitigen Vorangehens zu enthalten. 

Dieser ausserordentliche Gesandte werde die von dem päpstlichen 
Stuhle auf die vorerwähnte Denkschrift zu ertheilende Antwort, welche 
Yoraussichtlich nicht so rasch erfolgen werde, in Rom nicht abzuwarten 
haben und werde es nach Eingang der Rückäusserung Ton Rom an 
der Zeit sein, eine förmliche Instruction für die demnächstigen eigent- 
lichen Verhandlungen auszuarbeiten. 

Im Allgemeinen sprach sich H. v. Hüdt dahin aus, »dass, nachdem 
Württemberg mit dem Beispiel weiterer Concessionen gegen seinen 
Landesbischof vorangegangen sei, nach Ansicht der Grossherzogl. Re- 
gierung auch die übrigen Regierungen in der oberrheinischen Kirchen- 
provinz bei weiter einzuleitenden Verhandlungen mit Rom oder auch 
mit ihren Bischöfen nicht wohl hinter jenen Württembergischen Con- 
cessionen, wenigstens in ihren wesentlichen Punkten zurückbleiben 
könnten, wenn solche Verhandlungen irgend Aussicht auf Erfolg haben 
sollten. 

Die Grossherzogl. Regierung habe sich daher auch in jener Denk- 
schrift, der Württembergischen Vereinbarung, wie solche in dem Ver- 
trag mit dem Herrn Bischof von Rottenburg und in der gleichzeitig 
mit diesem Vertrag in Rom übergebenen Denkschrift näher spedalisirt 
sei, im Wesentlichen, mit Ausnahme jedoch der darin enthaltenen Be- 
stimmung über die künftige Verwaltung des Kirchen Vermögens, worauf 
die Grossherzogl. Regierung nicht einzugehen vermöge unter den sonst 
noch durch anderweite Gesetzgebung oder Verhältnisse gebotenen Mo- 
diJicationen angeschlossen. Indem Herr v. Rüdt wiederholt hervorhob, 
wie es nach Lage der Sache um so mehr wünschenswerth sei, wenn 
sich die Grossherzogl. Hessische und Herzogl. Nassauische Regierung 
bei den bevorstehenden Verhandlungen mit Rom, und zunächst bei 
der Mission des Herrn Grafen Leiningen betheiligten , als schon früher 
der päpstliche Hof den Wunsch geäussert, mit den Regierungen der 
oberrheinischen Kirchenprovinz gemeinschaftlich zu verhandeln, sicherte 
uns Herr v. Rüdt die vertrauliche Mittheilung der Badischen, in Rom 
zu übergebenden Denkschrift zu, und behielt sich hienach eine weitere 
Besprechung mit uns vor. 

Nachdem Herr v. Riessei und ich die Denkschrift erhalten und 
gemeinschaftlich durchgegangen hatten, fanden wir, dass dieselbe in 
verschiedenen wesentlichen Punkten ungenau, überdem auch unvoll- 
ständig sei, indem sie über die Intentionen bezüglich mehrerer wesent- 
licher Punkte keinen Aufschluss gebe. 

Wir baten hierauf Herrn v. Rüdt, uns die erforderlichen weiteren 
Aufschlüsse ertheilen zu lassen, mit welchen Geschäften derselbe Herrn 
Prestinari, Director des kath. Oberkirchenraths und Herrn Assessor 
Turban beauftragte. 

üeber das Resultat dieser Besprechung erlaube ich mir zur noth- 
wendigen Erläuterung und Vervollständigung des Inhalts der Denk- 
schrift, die Reihenfolge der bischöflichen Forderungen einhaltend, nach-^ 
stehendes gehorsamst vorzutragen: 

1. Besetzung der Kirchenämter. 
Die badische Regierung wird die collatio libera des Bischofs, vor- 
behaltlich der dem Landesherrn kirchenrechtlich zustehenden Patro- 
natsrechte, anerkennen. 

Sie wird bei den Verhandlungen zunächst versichern, zu diesen 
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Patronatsrechten auch diejenigen zu z&hlen. welche von vormaligen 
ffeistlichen Kegenten und Korporationen aut die badischen Begenten 
Obergegangen and von diesen ausgeübt worden sind. 

Kann jedoch dieser Ansprach — wie Toraussichtlich in Rom nicht 
zur Anerkennung gebracht worden, so wird sie denselben fallen lassen. 
Die badische Regierung glaubt übrigens aus dieser Categorie jedenfalls 
diejenigen Patronatsredite dem Landesherrn erhalten zu können, welche 
s. Z. aus dem Eammervermögen geistlicher Regenten oder aus dem 
Patrimonium geistlicher Corporationen dotirt worden sind, bezüglich 
welcher Pfründen Jene also eigentlich als Privatpatrone anzusehen sind. 

Die badische Regierung hofft sich hienächst in Bausch und Bogen 
und ohne vorherige Untersuchung über die rechtliche Natur eines 
jeden einzelnen Besetzungsrechts bei ihren 900 Pfarreien über die Zahl 
der in dem landesherrlichen Patronat verbleibenden und der dem Eiz- 
bischof zur Gollation zu übergebenden Pfründen, mit dem letzteren 
verständigen zu können. 

Bezüglich der in die collatio libera des Erzbischofs übergehenden 
Pfründen wird die badische Regierung darauf bestehen, dass der Erz- 
bischof, ebb er conferirt, der Regierung die von ihm designirte Person 
bezeichnet, welche letztere dann innerhalb einer ganz allgemein zu be- 
stimmenden Frist •— von etwa vier Wochen — sich darüber zu er- 
klären hätte, ob sie den designirten Pfründem zu beanstanden fände, 
oder nicht. 

In letzterer Beziehung wird bei den Verhandlungen die badische 
Regierung zunächst auf einem allgemeinen Verwerfungsrecht — nach 
Analogie der Exposition des Cardinalstaats-Secretär Gonsalvi v. J. 
1819 — ohne Verpflichtung zur Angabe von Gründen bestehen, sich 
jedoch eventuell, wenn dieser Anspruch nicht durchgeführt werden 
kann, wie solches nach dem Vorgang von Württemberg allerdings wahr- 
scheinlich sei — dem Württembergischen Vorschlag, wonach* nur ans 
bürgerlichen und politischen Gründen rekusirt werden kann, an- 
schliessen. 

Bezüglich der Privatpatronatspfründen würden für den Landes- 
herrn die gleichen Befugnisse in Anspruch genommen werden, wie be- 
züglich der in der bischöflichen Collation befindlichen. Bei der Re- 
signation auf Pfründen müsste die Zustimmung des Landesherrn be- 
züglich deijenigen vorbehalten bleiben, welche sich in seinem Patronat 
befinden, während bezüglich der übrigen die Resignation in die Hände 
des Bischofs nachgegeben werden könne. 

Der Grossherzogl. Hess. Bevollmächtigte sprach sich über diesen 
Punkt im Wesentlichen dahin aus, dass seine Regierung voraussicht- 
lich sich zu gleichen Zugeständnissen gegen ihren Landesbischof ver- 
stehen, und dass eine Verständigung mit demselben in dieser Beziehung 
wohl um so weniger Schwierigkeiten finden werde, als die Grossherzogl. 
Regierung nicht in der Lage sei, eigentliche Laien-Patronatsrechte für 
den Landesherrn geltend machen zu können. 

2. Prüfung derCandidaten des geistlichen Standes. 

Die badische Regierung wird sich in diesem Punkt bei den dem- 
nächstigen Verhandlungen ganz der desfallsigen Bestimmung in der 
Württembergischen Vereinbarung anschliessen, während der Grossherzogl 
Hess. Bevollmächtigte sich dahin äusserte, wie er glaube, dass seine 
Regierung auf der, durch die Ausübung der landesherrl. Patronats- 
rechte motivirten Beiwohnung eines landesherrlichen Commissarius bei 
der Prüfung nicht bestehen werde, weil eben in Hessen der Landes- 
herr eigentliche Patronatsrechte nicht besitze. 

Wie er unterstelle, werde seine Regierung dem Bischof das ganze 
Prüfungsgescbäft überlassen und nur darauf bestehen, dass die Can- 
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didaten des geistlichen Standes auf einem inländischen Gymnasium 
eine Maturitätsprafung bestanden haben. 

3. Disciplinarstrafgewalt gegen "Geistliche. 

Dem Erzbischof soll die Disciplinarstrafgewalt gegen Geistliche in 
Baden unbedingt überlassen und nur in den Fällen, in welchen zum 
Vollzug eines Erkenntnisses die Staatshilfe in Anspruch genommen 
wird, die Mittheilung der Acten vorbehalten bleiben. Eventuell ist 
übrigens die badische Regierung bereit, sich in dieser Beziehung den 
Bestimmungen der Württembergischen Vereinbarung anzuschliessen. 

Appellationen nach Rom sollen übrigens nur unter dem Vorbehalt 
zugestanden werden, dass nach der Vorschrift des Tridentinisehen Con- 
cils judices in partibus ernannt werden. 

Der Gr. Hess. Bevollmächtigte erklärte, wie seine Regierung vor- 
aussichtlich in gleicher Weise vorangehen werde. 

4. Erziehung der Geistlichen. Enabenseminare. 
Zur Erläuterung der Denkschrift bemerkte der Gr. bad. Gommissär, 

dass die Gonvikte an Gymnasien, deren Errichtung .nachgegeben werden 
solle, aus dem allgemeinen Religionsfond dotirt werden solJeu, und dass 
die Grh. Regierung, falls der Erzbischof auf seine Kosten ein eigent- 
liches Seminarium puerorum errichten wolle, sich jedenfalls das Jus 
inspectionis vorbehalte. — Der Grhz. Hess. Bevollmächtigte bemerkte, 
wie sich seine Regierung zu Geldaufwendungen für Gonvikte nicht 
verstehen werde. 

4» 

5. Ertheilung der Weihen und der landesherr- 

lichen Tischtitel betreffend. 

In dieser Beziehung wurde zu der betreffenden Stelle der Denk- 
schrift badischer Seits bemerkt, wie nachgegeben werden solle, dass 
im Einverständniss mit der Regierung, als Verwalterin des allgemeinen 
Religionsfonds, der Bischof den Tischtitel auf diesen Fond anweisen 
könne, und dass weiter ein von dem Bischof geweihter inländischer 
Priester dem inländischen Clerus beigezählt werden solle. 

Der Grhz. Hess. Bevollmächtigte erklärte, wie seine Regierung 
diesen Gegenstand voraussichtlich in gleicher Weise regeln werde. 

6. Den Religions-Ünterricht betreffend. 
Die Regierungen von Baden und Hessen beabsichtigen ihren Bi- 
schöfen einzuräumen, dass zur Ertheilung des Religions-Ünterrichts 
an den höheren Lehrerstellen die kirchliche Mission für den betreffen- 
den Lehrer erforderlich sei. 

7. Anstellung der Prof essoren an der katholischen 

Uuiversität. 
Findet in Nassau keine Anwendung. 

8. n. 9. Placetum regium. Anordnungen in Beziehung 

aufdenCultus. 
Baden und Hessen werden sich in diesem Punkte der Württem- 
bergischen Erklärung anschliessen. 

10. Gründung geistlicher Vereine. 
Desgl. wie ad 8. unter dem Anfügen, dass sie im Princip der 
Gründung geistlicher Vereine nicht entgegen sind. 

11. Disci pl inargewal t gegen die Laien. 
Hessen stimmt mit der badischen Erklärung in der Denkschrift 
überein. 
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12. Freier Verkehr mit Rom. 
Baden und Hessen beabsichtigen eyentuell den Vorbehalt wegen 
den Exemtionen als^unnöthig fallen zu lassen. 

13. Besetzung des bischöflichen Stuhls und der 
Ganonikate betreffend. 
Mit Rücksicht auf den Umstand, dass die nur in den betreffenden 
Fundations-Instrumenten vorkommende Beiwohnnng eines landesherr- 
lichen Gommissairs bei dem Wahlact mit dem päpstlichen Stuhle s. Z. 
nicht vereinbart sei, werden Baden und Hessen eventuell nachgeben, 
dass von dieser Beiwohnung abstrahirt werde, dass dagegen eine solche 
Wahl vor erwirkter Zustimmung eines landesherrlichen Gommissairs 
nicht publicirt werden dürfe. 

14. Firnennung der Ordinariats-Mitglieder, General- 
Vikare und Ruraldekane. 
Baden und Hessen werden nachgeben, dass ihre Bischöfe sich 
auch ausserhalb der Kapitel Ordinariats-Mitglieder ernennen können, 
insofern sie solche bezahlen und gegen die betreffenden Personen keine 
Verwerfungsgründe vorliegen. 

16. Abrufung aller Gesetze. 
Dieser Punkt erledigt sich durch die zu machenden Goncessionen. 

16. Ausscheidung der Dotation der Bisthümer. 
In dieser Beziehung bemerkten dfe Bevollmächtigten von Baden 
und Hessen, dass der Bisthums -Dotationsfond, soweit er aus dem 
Staats- oder allgemeinen Kirchen vermögen ausgeschieden sei, dem Bi- 
schof zur alleinigen Verwaltung überlassen, — soweit letzteres aber 
nicht der Fall — die betreffenden Summen im Falle an die der bi- 
schöflichen Verwaltung und Aufsicht unterstehende Gasse ausbezahlt 
würden, und dann dem Bischof deren fundationsmässige Verwendung 
überlassen bleibe. 

17. Herausgabe des Kirchen- und Schulvermögens. 
Hiezu wurde badischer, wie hessischer Seits bemerkt, dass die 
Verwaltung der Gentralfonds und die Oberaufsicht über die Localfonds 
in den Händen der Staatsbehörden verbleiben müsse, der desfallsigen 
bischöflichen Forderung also nicht nachgegeben werden könne, ihre 
betreffenden Regierungen dagegen geneigt sein würden, sich mit ihren 
Bischöfen in Beziehung auf eine wirksame Mitaufsicht über jene 
Gentral- wie Localfonds demnächst näher zu verständigen. 

18. Grössere Einwirkung auf die Schulen. 
In dieser Beziehung äusserten die Bevollmächtigten von Baden 
und Hessen, wie ihre betreffenden Regierungen kein Bedenken fanden, 
den Ansprüchen der Bischöfe in Beziehung auf die Ertheilung des 
Religions-XJnterrichts in den Schulen nachzugeben, dagegen nichts ein- 
geräumt werden könne, was dem Gharaeter der Gelehrten- wie Ele- 
mentar- Schulen als Staat 8- Anstalten zu nahe trete, daher denn auch 
unter dem erwähnten Vorbehalte bezüglich der Ertheilung des Reli- 
gions-ünterrichts das gesammte Schulwesen in den Händen des Staates 
verbleiben müsse. 



Das Vorstehende wurde sowohl bei den Gonferenzen mit Herrn 
Director Prestinari, als auch in einer spätem Besprechung mit dem 
Herrn Minister v. Rüdt und Staatsrath v. Wechmar als die Basis be- 
zeichnet, auf deren Grund nach erfolgter Rückäusserung des päpst- 
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liehen Hofes die definitiTe Instruction für den Bevollmächtigten zu den 
VerhandluDgen mit Korn demnächst auszuarbeiten und die Verhand- 
lungen selbst zum Abschluss zu bringen seien. 

Die beiden letztgenannten Herren machten wiederholt geltend, dass 
auf eine entsprechende Vereinbarung mit Rom nur dann zu rechnen 
sei , wenn sämmtliche Begierungen der oberrheinischen Eirchenprovinz 
gemeinschaftlich mit Rom verhandelten. 

Herr v. Rüdt theilte sodann zum Beleg einer früheren Behauptung, 
dass auch Rom dieses wünsche, vertraulich mit, dass nach einer ihm 
am Tage vorher auf diplomatischem Wege zugekommenen Nachricht 
die Württembergische Vereinbarung mit dem Bischof 
zu Rottenburg nicht genehmigt und das Verfahren des 
Bischofs V. Lipp desavouirt, dagegen gegen die Würt- 
tembergische Regierung die Bereitwilligkeit ausge- 
sprochen worden sei, in gemeinschaftliche Verhand- 
lungeif mit den Regierungen sämmtlicher Staaten der 
oberrheinischen Eirchenprovinz einzutreten. 

Die Vereinbarung der Württembergisöhen Regierung mit dem Bi- 
schof zu Rottenburg, sowie die Denkschrift, mit welcher solche durch 
Herrn v. Hummel nach Rom zur Erwirkung der päpstlichen Zustim- 
mung überbracht worden ist, sind mir in Abschrift vertraulich mit- 
getheilt worden, und füge ich solche, als für die fragliche Angelegen- 
heit von besonderem Interesse, bei. 

Indem ich schliesslich noch bemerke, dass ich mich in Qemässheit 
der mir ertheilten Instruction jedweder bestimmten Aeusserungen über 
die Absichten der Herzl. Regierung enthalten, deren EntSchliessungen 
also in keiner Weise präjudicirt habe, glaube ich mich durch diesen 
Bericht des mir ertheilten hohen Auftrages entledigt zu haben. 

Wiesbaden am 9. März 1854. 

(gez.) Hendel. 



XV. 

(vgl. oben 8. 460.) 



Denkschrift von der Grossherz. Badischen Regierung der 

römischen Curie übergeben, betr. die kirchlichen 

Wirren *). 

Die Verhandlungen, welche im Jahr 1819. von der Grossherzoglich 
Badischen Regierung, im Vereine mit mehreren anderen deutschen 
Regierungen, mit dem heiligen Stuhle begonnen wurden, haben nur 
theilweise zu einer Verständigung geführt. 

Man kam überein, über die Vereinigung der fünf Diöcesen Frei- 
barg, Rottenburg, Mainz, Limburg und Fulda durch einen Metropoli- 
tanverband und Über die Errichtung, Besetzung und Dotation der 
bisehöflichen Stühle und Domcapitel. 

Diejenigen Gegenstände , über welche eine beiderseitige Verständi- 
gung nicht stattfand, wurden bisher nach den im Einzelnen maass- 
gebenden Gesetzen des Staates und der Kirche behandelt. 

Gegen die desfallsigen Anordnungen des Staates liess zwar der 
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heilige Stuhl darch eine Note des Gardinal-Staats-Secretairs Bernetti 
im Jahr 1883. Beschwerde erheben ; dieselbe wurde jedoch, *nach gege- 
benen Aufklärungen, nicht weiter verfolgt und seither nicht erneuert. 

Von Seiten des erzbischöflichen Stuhles zu Freiburg worden von 
Zeit zu Zeit, wegen einzelner Gegenstände, Wünsche und Anträge an 
die Grossherzogliche Regierung gebracht, Aber die man sich jeweils 
verständigte. 

Erst im Jahre 1848. mitten in den politischen Stürmen jener Zeit, 
trat der Erzbischof unter Berufung auf die Satzungen der Kirche mit 
einer Keihe Forderungen hervor, deren Gewährung das ganze bisherige 
Yerhältniss der bischöflichen zur Staatsgewalt wesentlich verändern 
würde. 

Die Grossherzogliche Regierung hat das lebhafteste Interesse, dass 
die Landesdiöcese nach den Vorschriften der Kirche verwaltet werde; 
sie war daher gern bereit, die Forderungen des Erzbischofs s^rgföltig 
zu prüfen. Da sie aber auch verpflichtet ist, darüber zu wachen, dass 
durch die kichliche Verwaltung die Interessen des Staates nicht ge- 
fährdet und die Souverainetätsrechte nicht beeinträchtigt werden, so 
konnte sie den ForderuDgen des Erzbischofs nur in so weit willfahren, 
als das unbeschadet der letzteren Rücksichten sich thun liess, und sie 
hätte wohl erwarten dürfen, dass der Erzbischof die ihm von seiner 
Landesregierung gemachten Anerbieten nicht geradezu abgelehnt hätte. 

Mit seiner Weigerung auf eine Verständigung über die einzelnen 
von der Regierung behandelten Gegenstände sich einzulassen, verband 
indessen der Erzbischof die Erklärung, dass er sich bereitwillig Allem 
unterwerfen werde, was zur Lösung der vorhandenen Differenzen durch 
ein Einvernehmen des apostolischen Stuhles mit dem Laifdesherrn fest- 
gestellt werden würde. 

Diese Berufung des Erzbischofs auf die oberste kirchliche Auto- 
rität trifft zusammen mit der von der Regierung gehegten Zuversicht, 
dass der heilige Vater sich einer Mitwirkung zu einer allseitig befrie- 
digenden Feststellung der kirchlichen Verhältnisse im Erzbisthum Frei- 
burg nicht entziehen und dass Anträge der Regierung wegen dahin 
zielender Unterhandlungen einer entgegenkommenden Gesinnung be- 
gegnen werden. 

In der That darf auch wohl nicht daran gezweifelt werden, dass, 
da das Interesse des heiligen Stuhls und das der Landesregierung in 
dieser Angelegenheit nicht allein nicht im Widerspruche mit einander 
stehen, sondern in der gleichen Absicht und Pflicht, für das Wohl der 
Diöcese zu sorgen, eine gemeinschaftliche und bleibende Grundlage 
haben, bei gutem Willen beider Theile eine Verständigung ohne beson- 
dere Schwierigkeit zu erreichen sein werde. 

Um ihrerseits ihre Aufrichtigkeit zu bethätigen, bietet nun die 
Grossherzogliche Regierung die Hand zu Feststellungen über mehrere 
Punkte, welche früher wohl zur Sprache kamen, aber nicht durch 
beiderseitiges Einverständniss geregelt wurden. 

Sie überlässt sich der Hoffnung, dass Seine Heiligkeit die zu einem 
friedlichen Einvernehmen geneigte Gesinnung Seiner Königlichen 
Hoheit des Regenten würdigen und befehlen werde, auf die nachstehen- 
den einzelnen Anträge der Grossherzoglichen Regierung zu antworten, 
um dann das, was beiderseits gebilligt sein wird, in einer angemesse- 
nen, später zu bestimmenden Form zu dauernder Gültigkeit zu bringen. 

Indem zum Einzelnen übergegangen werden soll, muss bemerkt 
werden, dass dabei sich auf dasjenige bezogen wird, was Seine Emi- 
nenz der Cardinal-Staats-Secretair Gonsalvi durch die Seiner Note vom 
10. Augnst 1819. angefügte bekannte Denkschrift: Esposizione dei 
sentimenti di Sua Santitä, als die Ansichten der Regierung Seiner 
Heiligkeit dem damaligen Badischen Gesandten vortrug, sowie für die 
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Absichten des Grossherzoglichen Hofes auf dasjenige Bezug genommen 
werden darf, was durch ein Schreiben des Grossherzoglichen Ministers 
des Innern vom 5. März v. J. dem Erzbischof angeboten, aber von 
ihm nicht angenommen ward, da er den Streit und das Zerwflrfniss 
dem Frieden und der Verständigung vorzog. 

Es wird angemessen sein, zuerst einiger Verhältnisse Erwähnuuff 
zu thun, welche in der Denkschrift vom 10. August 1819. berührt und 
inzwischen auf eine Weise geregelt worden sind, welche den damals 
ausgesprochenen Ansichten des Römischen Hofes entspricht. 

1) Es war Aufklärung darüber verlangt worden: ob dadurch, dass 
zur Erlangung der Priesterweihe die Ertheilung des landesherrlichen 
Tischtitels nothwendig erklärt werde, jeder andere canonische Titel 
der Ordination ausgeschlossen werden solle? 

Es ist nun von der Regierung ausgesprochen worden, dass die 
heiligen Weihen nicht von der Erweilung des landesherrlichen Tisch- 
titels abhängig seien. 

2) Wenn früher bei Aufzählung der bischoflichen Rechte die aus- 
drückliche Erwähnung des kirchlichen Straf rechtes vermisst wurde, 
so ist bereits anerkannt worden, dass der Erzbischof befugt sei, kirch- 
liche Censuren, jedoch ohne bürgerliche Folgen, gegen Laien seiner 
Diöcese zu verhängen. 

8) Wegen des bischöflichen Rechtes in Bezug auf üeberwachung 
des Religions-Ünterrichts an den Schulen ist die Einrichtung getrofien, 
dass der religiöse Unterricht überall von Geistlichen ertheilt wird, und 
die Beaufsichtigung desselben dem Erzbischofe übergeben ist. 

üebrigens ist nicht allein der Religion s-ünter rieht an den Schulen 
der Kirche überlassen, sondern die Volksschulen im Allgemeinen stehen 
anter der Aufsicht von Geistlichen. 

In jeder Gemeinde steht die katholische Schule zunächst unter der 
Aufsicht des Pfarrers, (als des Ortsschulinspectors); die katholischen 
Schulen eines jeden Amtsbezirks stehen unter der Aufsicht eines Geist- 
lichen dieses Bezirks (des Bezirksschnivisitators) ; und der Behörde, 
welcher die oberste Leitung des gesammten katholischen Volksschul- 
weseus im Lande übertragen ist, sind für diesen Geschäftszweig zwei 
Geistliche beigegeben. Auch die Leitung der Anstalten, an welchen 
die Volksschullehrer für ihren Beruf gebildet werden , ist Geistlichen 
anvertraut, welche ebenso wie die Religionslehrer an den höheren 
Lehranstalten nur im Einverständniss mit dem Episcopat ernannt wer- 
den sollen. 

Den Gebrauch verderblicher Bücher darf der Erzbiscbof nicht 
bloss in den Kirchen und Schulen, sondern überhaupt allen Gläubigen 
unter Androhung von Kirchenstrafen verbieten. 

4) Es wird dem Erzbischof nicht verwehrt werden, denjenigen 
Geistlichen, welchen er sich als seinen Generalvicar beiordnen will, 
auch ausserhalb der Zahl seiner Domcapitulare zu erwählen, wenn er 
den Gehalt der Ernannten uns eigenen Mitteln bestreiten will. 

Es wird indessen auch dem heiligen Stuhle angemessen erscheinen, 
dass für einen Fall, wie der ebengenannte ist, oder überhaupt wenn 
der Erzbiscbof sich Gehülfen seines Amtes ausserhalb seines Capitels 
erwählt, bestimmt werde, dass die Wahl auf einen Mann fallen müsse, 
welcher dem Landesherrn nicht unangenehm ist 

In Bezug auf einige andere Punkte, welche früher besprochen 
wurden, ohne dass man zu einer beiderseitigen Verständigung gelangte, 
ist Nachstehendes zu bemerken: 

5) Die Denkschrift vom 10. August 1819. erwähnt, dass es unter- 
lassen sei, von dem freien Verkehr der Gläubigen mit dem heiligen 
Stuhle zu reden. 

Hierwegen wird nun ausdrücklich ausgesprochen, dass der Verkehr 
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des Bischofs, der Priester und Laien mit dem Oberhaupte der katho- 
lischen Kirche von Seiten der Regierung ungehemmt sein soll und dass 
hiernach auch den, zufolge des canonischen Rechtes zulässigen Appel- 
lationen an den heiligen Stuhl kein Hinderniss in den Weg gelegt 
werden wird. Es erübrigt daher in dieser Beziehung nur noch Be- 
stimmungen über die Delegation eines zur Entscheidung solcher Appel- 
lationen zuständigen geistlichen Gerichts zu treffen. 

6; Was die Verleihung der kirchlichen Pfrflnden betrifft, so wird 
der in der Denkschrift vom 10. August 1819 hervorgehobene Grund- 
satz! dass dem Patrone nur die Präsentation nicht die Collation der 
Pfründe zukomme, von der Regierung nicht beanstandet, und ist von 
dem Erzbischof nur die Ausdehnung der gegenwärtig in Uebung be- 
findlichen Ernennungsrechte des Landesherrn bestritten worden. Da- 
mit man aber diesen letztern Punkt zu einer Entscheidung gelangen 
könne, erachtet die Regierung eine Untersuchung der thatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnisse in Bezug auf alle einzelnen streitigen 
Pfründen für erforderlich. Diese Untersuchung wird von der Staats- 
behörde einerseits und von der erzbischöflichen Seite andererseits zu 
pflegen und da, wo eine üebereinstimmung der Resultate nicht vor- 
liegt, wird eine Verständigung unschwer zu erzielen sein, wenn jeder 
Theil auf die Ansprüche des andern die gebührende Rücksicht nimmt 

XJebrigens darf sieb die Grossherzogliche Regierung der Erwartung 
hingeben, dass der Erzbischof bei der Verleihung der von Patronat- 
rechten unabhängigen Pfründen von dem heiligen Vater nach dem 
schon in der Esposizione dei sentimenti di Sua Santitä enthaltenen 
Vorschlage an die Bedingung gebunden werde nur solche Personen zu 
wählen, welche ausserdem, dass sie der Pfründe würdig, auch dem 
Landesherrn angenehm seien. 

7) In Ansehung der Erziehung und Unterweisung der Jünglinge, 
welche dem Priesterstande sich widmen, so haben dieselben bisher den 
Unterricht in den Wissenschaften ihres Berufes bei der theologischen 
Facnltät der Universität Freiburg erhalten, bis sie in das bischöfliche 
Seminarium aufgenommen wurden, wo sie noch ein Jahr lang unter 
der ausschliesslichen Aufsicht des Bischofs für ihren Beruf vollends 
ausgebildet wurden. 

Damit dieselben während ihrer Studien an der Universität die 
erforderliche Ueberwachung und Leitung nicht entbehrten, wurde im 
Jahr 1841. im Einverständniss mit dem erzbischöflichen Stuhle zu Frei- 
burg eine Anstalt errichtet, in welcher die. Studenten der Theologie 
unter der Aufsicht einer von der Kirchen- und Staatsbehörde ernann- 
ten Commission gemeinsam Wohnung, Kost und Pflege hatten. 

Es war damit für die Interessen der Kirche mehr geschehen als 
je vorher in den Diöcesen, zu welchen die Landestheile des Gross- 
herzogthums früher gehörten, geschehen war. Denn für die Diöcese 
Constanz wurde erst im Jahre 1736. und für die Diöcese Speyer erst 
von 1723. an ein Seminar errichtet und so lange diese Seminarien be- 
standen , hatten die Candidaten des geistlichen Standes nur das letzte 
Jahr vor dem Antritt ihres Berufes in denselben zuzubringen, nach- 
dem sie bis dahin jeder gemeinsamen Erziehung entbehrt hatten. 

Nach den Erwhrungen der neuesten Zeit wird wohl auch von 
keiner Seite behauptet werden, dass die Geistlichen bei den zuletzt 
bestandenen Einrichtungen nicht in jeder Beziehung diejenige Er- 
ziehung und Unterweisung erhalten haben, welche für die Kirche wün- 
schenswerth sein mag. 

Ist gleichwohl der heilige Stuhl der Ansicht, dass diese Einrieh- 
tungen für eine den Interessen der Kirche entsprechende Erziehung 
und Unterweisung der Cleriker hinreichende Bürgschaft nicht gewäh- 
ren , so wird die Grossherzogliche Regierung nicht entgegen sein, dass 
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die Jünglinge, welche dem Dienste der Kirche sich widmen, Ton der 
Zeit an, wo der Unterricht in den Wissenschaften ihres Berufes be- 
ginnt, sofort in eine Anstalt eintreten, in welcher sie ganz unter der 
Aufsicht und Leitung des Erzbischofs stehen. Die Grossherzogliche 
Regierung wird sich in diesem Falle auf die Ausübung ihrts Inspec- 
tionsrechts beschränken , sie setzt jedoch dabei voraus , dass der Erz- 
bischof zu Vorstehern und Repetenten dieser Anstalt nur solche Geist- 
liche ernenne, welche der Regierung nicht unangenehm sind, dass er 
von den Statuten uod der Hausordnung der Anstalt der Regierung 
Kenntniss gebe und auf die etwaigen Erinnerungen derselben die ge- 
bührende Rücksicht nehme. 

Die Grossherzogliche Regierung ist gern bereit, dem Episcopate 
der theologischen Facultät gegenüber solche Rechte einzuräumen, 
welche dasselbe in den Stand setzen, die Reinheit der katholischen 
Lehre an der Universität zu wahren und eine ausreichende Disciplin 
über die Lehrer der Theologie zu handhaben. Sie wird nur solche 
Theologen als Professoren der Facultät anstellen, welche der Erzbischof 
zum Lehren ermächtigt und sie wird dieselben nur so lange als Lehrer 
der theologischen Wissenschaften verwenden , als ihnen diese Ermäch- 
tigung von dem Erzbischofe nicht wieder entzogen wird. 

Die Regierung wird nicht verhindern , dass der Erzbischof Behufs 
der üeberwachung der Lehre und Disciplin der Professoren unmittel- 
bar mit der Facultät verkehre und, wo er es für geeignet hält, einzel- 
nen Professoren Ermahnungen, Warnungen und Zurechtweisungen er- 
theile. Sie glanbt jedoch verlangen zu müssen, dass der Erzbischof 
der Staatsbehörde jeweils hiervon Kenntniss gebe und wenn gegen 
einen Lehrer der Facultät solche Anschuldigungen erhoben werden 
sollten, welche eine Entziehung der Vollmacht zum Lehren zur Folge 
haben könnten, ein gemeinsames Einschreiten der Staats- und Kirchen- 
behörde veranlasst werde. 

Da nach diesen Anordnungen nur solche Männer an der theologischen 
Facultät Ünteiricht ertheilen werden, welche das volle Vertrauen des 
Erzbischofs geniessen, so überlässt sich die Grossherzogliche Regierung 
' der zuversichtlichen Erwartung, der heilige Vater werde kein Bedenken 
dabei finden, dass die Candidaten des Priesterstandes, während sie 
unter der Aufsicht des Erzbischofs in der für sie bestimmten Anstalt 
leben, den Unterricht in den Wissenschaften ihres Berufes von den 
Professoren der theologischen Facultät erhalten, die am Sitze des Erz- 
bischofs errichtet ist. 

Die Grossherzogliche Regierung hat überdies dem erzbischöfiichen 
Stuhl gegenüber sich erboten, mit einigen der katholischen Mittelschu- 
len, an welchen die humaniora gelehrt werden, Anstalten für gemein- 
same Wohnung, Kost und Pflege der Schüler mit vorzüglicher Rück- 
sicht auf diejenigen, welche dem Dienste der Kirche sich widmen 
wollen , zu verbinden und dieselben unter die unmittelbare Leitung 
geistlicher Vorsteher und Repetenten zu stellen. Da jedoch diese An- 
stalten in engster Verbindung mit den Mittelschulen stehen, welche 
Staatsanstalten sind, so müsste die Oberaufsicht über dieselben von der 
Staats- und Kirchenbehörde gemeinsam geführt werden. 

Indem die Grossherzogliche Regierung die vorstehenden Vorschläge 
einer geneigten Prüfung empfiehlt und sich eine Aeusserung darüber 
erbittet, ist si ersieh bewusst, dieselben in dem aufrichtigen Bestreben 
vorzubringen: das Wohl der katholischen Kirche des Landes gefördert 
zu sehen. Wenn ihr etwa Anträge und Wünsche entgegengebracht 
werden sollten, die das gleiche Ziel verfolgen, so wird sie denselben 
bereitwillig ihre volle Aufmerksamkeit zuwenden. 
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XVL 

(▼gl. oben S. 460.) 

Grundlage zu einer Uebereinkunft zwischen dem heiligen 
Stuhl und der Groseherzoglich Badischen Regierung zur 
Regelung der kirchlichen Angelegenheiten im Erzbisthum 
Freiburg im Breisgau (vom Card. Antonelli übergeben) *). 

Die Hauptstreitfragen, welche seit einer langen Reihe von Jahren 
zwischen der geistlichen and der weltlichen <}ewalt in den Staaten der 
in der oberrheinischen Eirchenprovinz regierenden Fürsten sich erho- 
ben haben, betreffen die freie Aasübung der bischöflichen Gewalt 
Wenn demnach der hl. Stuhl in Verhandlungen mit der Regierung 
S. E. H. des Grossherzogs Ton Baden eintritt, um diese Streitf^iagen 
zu regeln, und das für das Wohl der Eirche nicht weniger, wie für 
jenes des Staates so wichtige gute EinTernehmen wieder herzustellen, 
so mass derselbe, wie er bereits durch seine Bevollmächtigten gethan 
hat, erklären, dass er sich von der Grundlaffe des sechsten Artikels 
der Bulle Leo's XII. vom 11. April 1827.: »Ad Dominici gregis custo- 
diam« ganz und gar nicht entfernen könne. Dieser Artikel lautet 
folgendermassen : 

»Archiepiscopus in sua Diocesi et provlncia ecclesiastica, uti et 
Episcopus in propria quisque Diocesi , pleno jure Episcopalem juris- 
»dictionem exercebunt, quaejuxta canones nunc vigentes, et praesentem 
»Ecclesiae disciplinam eidem competit.« 

Indem dieser Artikel als Basis der Verhandlungen aufgestellt und 
folgenweise das sogenannte Inspectionsrecht des Staates auf die gehei- 
ligten (sacros) Angelegenheiten der katholischen Eirche bei Seite ge- 
setzt wird, wird es nicht schwer sein, sich über die verschiedenen 
Punkte, welche In dem gedachten Artikel dem Princip nach (in globo) 
enthalten sind und welche die zu Freiburg versammelten Bischöfe zum 
Gegenstand ihrer Forderungen gemacht haben, zu verständigen. Und 
eben diese Forderungen bieten den Stofif und die Grundlage der Ver- 
handlungen dar. 

1) Die Bischöfe nehmen zuerst die freie Ausübung ihres Rechtes, 
die Pfründen an diejenigen Eirchendiener, welche sie nach Massgabe 
der heiligen Canons für die würdigsten halten, zu verleihen in An- 
spruch. Dieses Recht ist gewiss unbestreitbar und in üebereinatim- 
mung mit der Disciplin der katholischen Eirche. 

Dessen ungeachtet erhebt sich die Streitfrage über die Präsentation 
zu Eirchenämtern vermöge des Patronatrechts, welches von der Regie- 
rung ausgeübt werden will. Die Grundsätze des hl. Stuhls über diesen 
Punkt sind bereits von Cardinal Consalvi in der bekannten Darstellung 
der Gesinnungen Sr. Heiligkeit (Esposizione dei Sentimenti etc.) vom 
10. August 1849. mit der grössten Ofifenhelt und Elarheit dargelegt 
worden, worin gesagt ist, wie folgt: 

»Der hl Vater erklärt, dass er, indem er die Nachfolge der pro- 
»testantischen Fürsten als NIchtkathollken in das Patronatsrecht der 
»früheren Bischöfe und in jenes der factisch unterdrückten geistlichen 
»Corporationen anzuerkennen ausser Stande ist, sich gezwungen sieht, 
»weder die eine noch die andere der bezüglichen Bestimmungen billi- 
»gen zu können.« (Jene nämlich, welche im Art. 7. der Plus VIT. bl. 

>) Akt. d. Grossh. Bad. Minister, d. Inneren in Earls- 
ruhe. 
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Andenkens im Jahr 1818. aberreichten Erklärung der yereinigten pro- 
testantischen Fürsten und Staaten des deutschen Bundes enthalten sind. 

Nur wenn in Beziehung auf irgend ein Beneficium die Existenz 
eines auf besondere kirchenrechtlich galtige Titel gegrandeten Patro- 
natrechts nachgewiesen würde , könnte diese alleinige Art und Klasse 
von Beneficien durch den heiligen Stuhl in Betracht geaogen werden. 

Weil jedoch die Sammlung der zu einer solchen Nachweisung noth- 
wendigen Materialien die langwierigsten Nachforschungen nöthig 
machen und dies den erwünschten Erfolg derVerhandlongen unendlich 
verzögern würde , wird der hl. Stuhl , welcher diesen Erfolg aufrichtig 
herbeisehnt und soweit es ihm seine unabweichlichen Grundsätze ge- 
statten, zur Versöhnlichkeit geneigt ist, keine Schwierigkeit dagegen 
machen, dass S. E. H. der Grossherzog von Baden mit Umgehung jeder 
Erörterung und Nachforschung über die kanonische Gesetzlichkeit und 
Gültigkeit der besonderen Titel des Patronat-Rechtes Uiatsächlich fort- 
fahre anf eine beschränkte Anzahl von Pfründen, welche durch üeber- 
einkantt namentlich bestimmt werden sollen, die Kirchendiener zu 
präsentiren, vorbehaltlich jedoch des Rechts des Bischofs den einzelnen 
Präsentirten die kanonische Institution zu ertheilen, sofern er dieselben 
nach vorgängiger Beobachtung der durch die hl. Ganones vorgeschrie- 
benen Regeln für würdig erachtet. 

In Ansehung aller anderen Pfründen, mit Ausnahme nur derjeni- 
gen, deren schon in der schon angeführten Bulle Ad Dominici gregis 
custodiam Erwähnung geschehen ist, muss die Verleihung frei dem 
Bischof zQstehen. Denn die in der Darstellung des Gardinais Gonsalvi 
zum Art. 4. der Bulle ausgedrückte Bedingung, dass die Beneficien 
Personen, welche ausserdem, dass sie würdig, auch den 
bezüglichen Regierungen angenehm seien, verliehen wer- 
den müssten, ist durch beiderseitige Uebereinstimmung (oder nach der 
Beziehung, in welcher sie zu dem betreffenden Artikel der Bulle steht 
— di reciproco consensu — ) blos auf das Decanate, die Ganonicate 
and die Vicanate der Kathedralkirchen in der desfaJls in der Bulle 
selbst ausgedrückten Art beschränkt. 

Nichtsdestoweniger wird der hl. Stuhl nicht anstehen, dem Bischof 
in der beigefügten Instruction zu eröffiien, er habe bei der Verleihung 
der Pfründen Personen auszuersehen , welche der Regierung nicht 
minus gratae sind,, nach der Auslegung jedoch, welche hinsichtlich 
dieser Worte Gregor XVI. hl. A. in seiner Breve vom 10: April 1844. 
dem Kapitel Gnesen und Posen hat zugehen lassen, nämlich dass der 
Ausdruck minus gratae nur dahin zu verstehen sei, 

»sive ex ipsa personarum indole et conditione, sive ex praeceden- 

»tibus Gubemii factis, sive aliis adhibitis modis ad rem cognos- 

»cendam i doneis,« 
so dass die Verantwortlichkeit lediglich dem Bischof obliege und die 
Regierung keinerlei Theil daran habe. Und weil dies einige Besorgniss 
bei der Grossherzogl. Regierung erregen könnte, indem sie sich den 
Fall vergegenwärtigte, wo das Beneficium einen ihr aus politischen 
Gründen, die vielleicht dem Bischof unbekannt sind, missliebigen Geist- 
lichen übertragen werden möchte, wird der hl. Stuhl, geleitet von der 
Liebe zum Frieden und zur Nachsicht , nicht abgeneigt sein , ein an- 
deres Verfahren einzuschlagen, das nämlich, dem Bischof zu eröffnen, 
dass nachdem er den Goncurs ausgeschrieben hat und die Namen der 
Goncnrrenten um eine vacante Pfarrei oder um mehrere Pfarreien zu- 
sammengestellt sind, er die Liste derselben der Regierung vertraulich 
mittheile, damit diese innerhalb einer zu bestimmenden Frist ihm von 
den Beschwerden, welche irgend einer der Goncnrrenten aus politischen 
Gründen unterworfen ist, Kenntniss geben könne, in welchem Falle, 
wenn die Beschwerden erheblich, begründet und wahrhaft politische 
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sind, der Bischof den also gravirten und demnach der Begierang mit 
Grund missliebigen Geistlichen Tom Concurse ausschliessen wird. 

2) Die zweite Forderung der Bischöfe bezieht sich auf die Frei- 
heit der- Prüfungen sowohl wegen Aufnahme der Jänglinge in das 
Seminar als wegen der Bewerbung um Pfründen. 

Dieser Punkt ist seiner Natur nach so unabhängig von der bür- 
gerlichen Autorität, dass weder eine Bedingung, noch ein Vorbehalt 
zu Gunsten der Regierung zugelassen werden kann; sonst würde der 
Erzbischof nicht pleno jure seine Gerichtsbarkeit in Sachen der geist- 
lichen Gompetenz ausüben. Ausgeschlossen ist daher grundsätzlich die 
Anwesenheit eines Regierungs-Gommissairs bei den Prüfungen; ausge- 
schlossen vermöge gleicher Verpflichtung des Bischofs die Uebersen- 
düng der Prüfungsacten an die Regierung, ausgeschlossen aller und 
jeder Einfluss in dieser Beziehung. Der hi. Stuhl, immer geleitet tob 
guten Absichten, kann es nur dem Ermessen des Bischofs anheimgeben, 
bei Angelegenheit, wo S. E. Hoheit im Begriff ist , Geistliche auf eine 
der Pfarreien, in Hinsicht deren er wie kurz vorher erwähnt, das 
Patronatsrecht auszuüben fortfahren wird, der Regierung die Namen 
und die Verdienste derjenigen , welche sich in vorangegangenen Prü- 
fungen am meisten ausgezeichnet haben, mitzutheilen, damit S. E. 
Hoheit mit grösserer Eenntniss der Sache zur Präsentation schreiten 
könne und auch bei diesem Gegenstande dem guten Einverständniss 
zwischen den beiden Gewalten Rechnung getragen sei. 

3) Die dritte Forderung der Bischöfe betrifft die Ausübung der 
Strafgewalt besonders in Ansehung des Glerns und die Errichtung 
geistlicher Gerichte. Mit dieser Forderung kann der Aehnlichkeit 
wegen die elfte in Zusammenhang und Verbindung gebracht werden, 
welche sich auf das Recht des Bischofs, Gensuren gegen Laien zu ver- 
hängen, bezieht, Dinge, welche alle mit logischer Nothwendigkeit au; 
demselben Princip, dass die Bischöfe ihre Jurisdiction pleno jure aus- 
üben, folgen, und damit eng verbunden sind. Nachdem hinsichtlich 
dieser Punkte vorausgeschickt ist: 1) dass die Strafgewalt des Erz- 
bischofs, insbesondere rücksichtlich der Geistlichen sich nicht auf den 
gerichtlichen Weg und auf die gerichtliche Form beschränkt , sondern 
gemäss des Concils von Trient (de reform Sess. 14. cap. 7.) sich viel- 
mehr auf den administrativen Weg und auf die administrative Form 
ausdehnt; 2) dass auf dem gerichtlichen Weg das geistliche Gericht 
nach der Norm der heiligen Canones verfährt, vorbehaltlich jedoch 
der kanonischen Appellation und des kanonischen Recurses und mit 
principiellem und regelmässigem Ausschluss des Recurses an die welt- 
liche Gewalt; 3) dass allein in dem Falle, wo das ürtheil des geist- 
lichen Gerichts von der weltlichen Regierung zu vollziehen ist, der 
Bischof, wenn er ihre Hülfe anruft, ihr das motivirte ürtheil mittheilen 
kann ; 4) endlich dass, soweit es sich um die Verhängung von Gensuren 
an Laien handelt, der hl. Stuhl den Vorbehalt und die Bedingung, dass 
dieselben ad statum civilem nihil officiant oder effectus civiles non ha- 
beant, nicht zulassen kann, weil sonst in einigen Fällen das Wesen 
der geistlichen Strafen selbst zerstört sein würde, — wird der Artikel 
der üebereinkunft mit dem Grossherzogthum Baden, welcher die oben 
erwähnten Punkte der Strafgewalt betrifft, nach Art des Bayerischen 
Concordats gefasst werden können, indem er nämlich auszusprechen 
hätte, es gehöre zur ausschliesslichen Gompetenz des geistlichen Ge- 
richts : 

»Gausas ecclesiasticas atque inprimis causas matrimoniales, quae juxta 
»Canonem 12. Sess. 14. S. Goncilii Tridentini ad judices ecclesiasti- 
»cos spectant in foro ejus cognoscere, ac de iis sententiam ferre, 
»exceptis causis mere civilibus Glericorum ex. grat contractuum de- 
»bitorum, baereditatum, quas laici judices cognoscent, et definient. 
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»In Glericos reprehensione dignos ant honestum clericalem habitam 
»eorum ordini et dignitati conguentem non deferentes poenas a S. 
»Concilis Tridentino statutas, aliasque, quaä conveQieutes jadicaverit, 
»infligere, eosque in seminariis aut domibas ad id destinandis custo- 
»dire, censnris qnoque animadyertere in qnosconque fideles ecclesia- 
>sticaram legnm, et sacroram Canonum transgressores.« 
4) Die vierte Forderung der Bischöfe dreht sich um die Semina- 
rien. In dieser Hinsicht kann der hl. Stuhl nicht umhin, die vollstän- 
dige Beobachtung des Art. V. der mehrerwähnten Bulle Ad Dom. Greg, 
custodiam zu fordern , welcher lautet, wie folgt: 

»In seminario Archiepiscopali , vel Episcopali is Clericorum numerus 
»all atque ad formam decreti Goncilii Tridentini institui ac ed ucari 
»debebit, qui diocesis amplitudini, nt necessitati respondent, quique 
»ab Episcopo congrue erit dfieniendus.« 
In üebereinstimmung mit diesem Artikel hat der Bischof die für 
den geistlichen Stand Bestimmten schon vx)m zarten Alter an unter 
seinem unmittelbaren Schutz (Abhängigkeit — dipendenza) zu erziehen, 
folglich gehört die Leitung, der Unterricht, die Verwaltung des Semi- 
nars und die Aufsicht Über dasselbe ausschliesslich zur bischöflichen 
Gewalt, so dass der Bischof die volle Freiheit haben mnss, den Rector, 
die Lehrer und Professoren zu ernennen und zu entfernen und könnte 
man nicht billigen, dass die jungen Seminaristen andere Schulen aus- 
serhalb des Seminars und ganz besonders die theologischen Schulen 
zur erheblichen Verkümmerung der klerikalen Ordnung, der Sitten und 
des Glaubens besuchen. 

Wenn man gemäss des Herkommens in Deutschland glaubt, es sei 
entsprechender, die Knaben gesondert zu halten und demgemäss zwei 
verschiedene Lokalien bestehen zu lassen, das eine genannt Semina' 
rium ptierorum, das andere Seminarium elericäle, so ändert dies die 
Bestimmungen des Concils von Trient nicht weil jene getrennten Lo- 
kalien nur ein einziges Seminar, wie dasselbe Concil es angeordnet hat, 
bilden und auch so sich verwirklicht, dass die Jünglinge von den 
ersten Jahren an gerade nach dem Sinne des Tridentinums erzogen 
werden, dessen Beobachtung den hl. Stuhl höchlichst interessirt. 

Klar ist übrigens, dass die Vorschrift des Concils bisher durchaus 
nicht beobachtet, für das Diöcesanseminar , wie solches es will, nicht 
vorgesorgt, noch dies durch das eine Seminar ersetzt ist, welches in 
Deutschland und auch im Grossherzogthum Baden besteht; dieses hat 
nämlich die Bestimmung, die mngen Priester oder wenigstens mit 
Weihen Ordinirten auf ein , höcnstens zwei Jahre aufzunehmen und 
zu unterhalten, um sie zur üebung in den pfarrlichen Verrichtungen 
anzuleiten. 

Das mehrgedachte Concil will und die Kirche hat das Recht zu 
fordern., dass die Zöglinge, welche sich dem Kirchendienst widmen 
und dazu berufen fühlen, schon vom Knabenalter an zur Frömmigkeit, 
Wissenschaft, Kenntniss und kirchlicher Lebensordnung unter ihrer 
unmittelbaren Obhut, Leitung und Verantwortlichkeit erzogen werden, 
ohne irgend welche Abhängigkeit von der weltlichen Gewalt ,* welcher 
vermöge übernommener und in der Bulle Provida solersque ausge- 
drückter Verpflichtungen allein die Herbeischaffung der zur Unterhal- 
tung des Diöcesanseminars (welche Unterhaltung nach den im Tri den - 
tinum vorgeschriebenen Normen zu geschehen hat), obliegt. Die Auf- 
rechthaltung dieser Normen und was sonst noch in jeder anderen Be- 
ziehung sich auf die Leitung dieses Seminars bezieht , gehört zur un- 
beschränkten und ausschliesslichen Competenz des Erzbischofs. Welcher 
Vertrag oder Vergleich auch über diesen allerwichtigsten Gegenstand 
zwischen der Grossherzoglichen Regierung und der kirchlichen Gewalt 
stattgehabt haben möchte, so würde man sich jetzt nutzlos und zur 
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unrechten Zeit darauf berufen , weil es auch unter Beiseitelassung der 
Umstände und Dinge, welche vielleicht jene Akte hervorgerufen haben, 
aber deren Umfang und Wirkung weiter zu handeln hier nicht nöthig 
ist, gewiss erscheint, dass die kirchliche Qewalt nur mit vollkommen 
gutem Recht die vollständige und pünktliche ErfcQlung der Vorschriften 
des Concils von Trient hinsichtlich des Diöcesanseminars in Anspruch 
nimmt, und dass jedenfalls die unterstellten Verträge und Vergleiche 
unwirksam bleiben wtlrden, indem sie der Genehmigung und Sanction 
des hl. Stuhles entbehren, deren Nothwendigkeit Niemand verborgen 
bleiben kann, der erwägt, dass es sich hier i)m eine Hauptfrage der 
allgemeinen Disciplin handelt, oder vielmehr um eine Observauz, Aber 
welche ein allgemeines Concil Verfügung getroffen hat. 

Was die Schulen, insbesondere die theologischen betrifft, welche 
von den studirenden Seminaristen besucht werden müssen, so kann 
der Erzbischof, wenn er Ersparnisse an der Dotation macht, welche 
die Regierung zu reichen die Pflicht hat, oder sich anderer Mittel, die 
ihm zufällig zu Gebot sehen sollten, bedienen will, und vorzieht, damit 
dergleichen Schulen im Seminar selbst, getrennt von jener der Univer- 
sität, zu halten daran ganz und. gar nicht verhindert werden. Wenn 
er aber im entgegengesetzten Falle sich verpflichtet siebt, von den 
Schulen und Professoren Gebrauch zu machen, so fordern alle Gründe 
der Rücksicht auf eine gute Einrichtung des Unterrichts des jungen 
Clerus, dass die Vorlesungen Ober Theologie und die damit zusammen- 
hängenden Wissenschaftsföcher im Seminar gehalten werden oder dass 
wenigstens die Säle in der Universität getrennt seien und der Eingang 
in dieselben in einer Weise eingerichtet werde, dass der Verkehr und 
das Zusammentreffen der Cleriker mit den weltlichen Jünglingen, welche 
anderen Facnltäten angehören, beseitigt erscheine. 

Was die Seminaria puerorum betrifft, so will der hl. Stuhl keinen 
Anstand dagegen machen, dass nach Maassgabe des Bedürfnisses an 
einem katholischen Gymnasium ein Convict für Cleriker eingerichtet 
werde, jedoch nur in dem Sinne, dass die Einrichtung desselben, die 
Beaufsichtigung, Ernennung und Entfernung der Vorsteher, sowie die 
Aufiiahme und Entlassung der Zöglinge ohne alle Beschränkung dem 
Bischof zukömmt. Zu mehrerer Willfährigkeit will derselbe auch da- 
gegen keine Schwierigkeit erheben, dass wenn die Grossherzogliche 
Regierung, wie sie sich vorgenommen zu haben scheint, in verschiede- 
nen Städten weitere Convicte oder Collegien zum Nutzen der für den 
bürgerlichen Beruf bestimmten weltlichen Jugend einrichten will, diese 
Convicte provisorisch auch für diejenigen Jünglinge, wesche den geist- 
lichen Stand ergreifen wollen, dienen und so das besagte Seminarium 
puerorum ergänzen (ersetzen?— supplire) können, vorbehaltlich jedoch 
der Theilnahme, welcher dem Bischof an der religiösen und sittlichen 
Leitung dieser Convicte, hauptsächlich in Hinsiebt auf den die Cleriker 
betreffenden Theil zusteht, worüber weitere geeignete Abreden vorher 
getroffen und die nothwendigen Bestimmungen mit der Grossherzog- 
lichen Regierung festgestellt werden müssten. 

6) Die fünfte Forderung bezieht sich auf den s. g. Tischtitel oder 
Titel der hl. Weihe und hier behaupten die Bischöfe wahrlich mit 
Recht, dass dessen Verleihung ihnen zukomme, weil diese Titel von 
den Einkünften deijenigen kirchlichen Güter herrühren, die factisch 
säcularisirt worden sind. Alles, was vom hl. Stuhle gewährt werden 
kann , wird sein , dass der Bischof der Grossherzogl. Regiernng von 
denjenigen Personen Eenntniss gebe, denen er sie zu verleihen Willens 
ist, damit sich die vorkommenden Weihen auf die betreffenden öffent- 
lichen Kassen vertheilen, nicht aber um die Zustimmung der Gross- 
herzogl. Regierung zu erlangen oder zu erwarten. Auch ist hier der 
Ort, daran zu erinnern, was seiner Zeit von Cardinal Consalvi in oben 
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genannter Darstellung Ton 1819. her?orgehoben worden ist, dass nftmlich 
der hl. Stuhl den gedachten Titulus mensae nicht als noth wendig um 
zu den Weihen zugelassen zu werden betrachten kann, »unter Aus- 
schliessung aller anderen kanonischen Weihtitel, aus wel- 
chen die Candidaten, abgesehen ?on der Unterstützung 
durch denFürsten, in welcher eben derTitulus mensae 
besteht, ihren Unterhalt und ihre Bedürfnisse bestreiten könn- 
ten. Darnach mnss also das Recht des Bischofs, auf tdle durch kano- 
nische Vorschriften genehmigte oder erlaubte Titel hin zu weihen frei 
bestehen bleiben. 

6) Die sechste Forderung bezieht sich auf das Lehramt und den 
katholischen Religionsunterricht in öffentlichen und Privatscbulen , so 
wie auf die Bestimm« ng (Einführung) der Katechismen. Mit der gegen- 
wärtigen Frage lässt sich, wegen der Gleichheit des Gegenstandes die 
letzte Forderung verbinden, nämlich die 18., betreffend die Elementar- 
schulen, welchen die katholische Kirche immer die grösste Bedeutung 
beigelegt hat, da von ihnen zum grossen Theil die Erhaltung des Glau- 
bens und der guten Sitten abhängt. Aus eben diesem Grunde kann 
der hl. Stuhl nicht von dem Princip abgehen, dass der religiöse Unter- 
richt der ihm untergebenen Katholiken dem strengen Rechte und der 
unbeschränkten Competenz nach dem Bischof angehöre, welcher letztere 
daher ohne irgend eine Theilnahme irgend welcher anderen Autorität, 
in allen oben erwähnten Schulen diesen Unterricht selbst zu regeln 
und zu leiten hat. Bezügligli auf diese Leitung beanspruchen daher 
die Bischöfe im Allgemeinen und ins Besondere für die Elementar- 
schulen mit Recht die Ernennung der Lehrer oder doch zum Wenig- 
sten die ausdrückliche Zustimmung bei ihrer Auswahl, das Recht, sie 
zu entfernen, wenn sie ihren Pflichten nicht nachkommen; ferner die 
Bestimmung nicht nur des Gatechismus, sondern auch der anderen 
Lehrbücher, die Aufstellung der zur Ueberwachung bestimmten Per- 
sonen ; und endlicb das Recht, neue ausschliesslich katholische Schulen 
zu Gunsten katholischer Kinder zu gründen, wenn in irgend einem 
Theile des Grossherzogthums die Elementarschulen gemischt sein soll- 
ten. Dabei darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass wenn in den 
höheren Schulen, z. B. in den Gymnasien auch weltliche Lehrer mit 
dem Religionsunterricht beschäftigt sind, sie hierin lediglich die Vor- 
schriften des Bischofs zu beachten und zu befolgen haben. 

7) Die siebente Forderung dreht sich um die Rechte d^ Bischöfe 
in Betreff der katholisch-theologischen Facultät der Universität. Indem 
hierbei, wie bereits gesagt wurde, feststeht, dass die Zöglinge des Diö- 
cesan Seminars 4n diesem selbst die Tbeologie zu studiren haben, gebührt, 
wenn es gleichwohl der Grossherzogl. Regierung gefallen sollte, daneben 
die besagte theologische Facultät auch auf der Universität noch bei- 
zubehalten , in diesem Falle dem Bischof das Recht : I. Personen seines 
Vertrauens die Mission zu ertheilen, daselbst die Theologie und die 
verwandten Wissenschaften, wie das kanonische Recht und die Kir- 
chengeschichte, zu lehren, ingleichen dieselbe wieder frei zu entziehen, 
wenn die Lehrer durch ihr Betragen das Vertrauen, womit er sie be- 
ehrt hatte, nicht mehr verdienen sollten, indem sie in ihren Lehrvor- 
trägen die katholischen Glaubens- und Sittengrundsätze verletzten. 
II. über die theologische Facultät zu wachen^ III. in jedem Jahre von 
den Lehrern das Glaubensbekenntniss nach der von Pius IV. vorge- 
schriebenen Formel entgegen zu nehmen; IV. die Texte (Hefte) der 
Lehrvorträge zu prüfen und V. endlich mit Genehmigung des hl. Stuhles 
die theologische Doctorwürde zu ertheilen. 

Sollte irgend ein Lehrer der anderen Facultäten den katholischen 
Glaubens- und Sittengrundsätzen zuwider lehren , so müsste in diesem 
Falle der Bischof seine Beschwerde der Grossherzogl. Regierung vor- 
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legen und indessen den katholischen Studirenden den Besuch der Vor- 
lesungen yerbieten. 

8) In der achten Forderung beanspruchen die Bischöfe die gänz- 
liche Aufhebung desPlacet, sowohl bezüglich der bischöflichen Acte 
(Erlas&e) als jener des heiligen Stuhls. 

Rücksichtlich solcher Acte kann dieser die in der Verordnung der 
Fürsten der oberrheinischen Eirchenprovinz Yom 1. März 1853. auf- 
gebrachte Unterscheidung in derThat nicht zulassen: denn der wechsel- 
seitige Verkehr der Geistlichen und des Volks mit demselben musa 
in rein geistlichen und in kirchlichen Geschäften vollkommen frei sein, 
wie hinwieder der Verkehr des Bischofs mit seinem Clerus und Volk, 
sowie die Verkündigung der Hirtenbriefe, Anordnungen und anderer 
auf kirchliche Dinge bezüglicher Akte unbeschränkt bleiben muss. Nur 
wenn es sich um Verkündigungen von Akten (Atti) des heiligen Stuhles 
oder der Bischöfe handelt, wird zugelassen werden, dass der Bischof 
gleichzeitig mit der Publikation selbst der Grossherzogl. Begierang 
eine Abschrift zur Eenntnissnahme mittheile. 

Und weil in oben gedachter Verordnung vom 1. März 1853. von 
der Abhaltung der ProTinziai- und Diöcesan-Synode gesprochen worden 
ist, und das Beiwohnen eines Regierungs-Commissärs Torgeschrieben 
wird, ~ was ganz und gar der Freiheit der Kirche zuwider ist, — so 
wird es nöthig, der Uebereinkunft einen Artikel einzuverleiben, in 
welchem festgesetzt wird, dass der Bischof frei sei in der Berufung 
und Abhaltung der Diöcesan-Synode, sowie in der Theilnahme an der 
Provinzial-Synode, und in der Verkündigung ihrer Beschlüsse in seiner 
Diöcese, wobei er nur nach dem bereits oben Gesagten der Grossherzogl. 
Regierung zu ihrer Eenntnissnahme eine Abschrift davon mitzutheilen 
hat. Hiermit ist jedoch nicht ausgeschlossen , dass der Bischof, wenn 
er die Diöcesan-Synode abhalten will, der Grossherzogl. Regierung 
hiervon vorläufig Nachricht geben dürfte, damit sie sich darnach rich- 
ten könne, nie aber um ihre Einwilligung dazu oder die Abordnung 
eines Grossherzogl. Gommissairs einzuholen. 

9) Die neunte Forderung der Bischöfe betrifft das Recht, den 
Gottesdienst und die kirchlichen Funktionen frei ohne irgend eine Ein- 
mischung der Regierung anzuordnen. Die Sache ist so klar, gerecht 
und in der Vernunft begründet, dass darüber keine Erörterungen oder 
Erläuterungen nöthig sind ; um so weniger könnte der hl. Stuhl sich 
hierbei auf Modificationen oder Vorbehalte einlassen. Nur rücksicht- 
lich derjenigen Funktionen, welche ausserhalb der Eirche bei grossem 
Zudrang des Volks gefeiert werden, wird er nicht abgeneigt sein, zu 
gestatten, dass sich die kirchliche Behörde mit der Grifssherzogl. Re- 
gierung ins Benehmen setze, damit keine Unordnungen dabei ent- 
stehen. 

10) Die zehnte Forderung bezieht steh auf die freie Einführung 
der religiösen Orden nach Vorschrift der hl. Canones. Bezüglich dieses 
Punktes ist der hl. Stuhl nicht in der Lage, in irgend eine Beschrän- 
kung einwilligen zu können, sofern nur die Orden, welche eingeführt 
werden wollen, von der Kirche genehmigt sind. Uebrigens wird der- 
selbe in der an den Erzbischof abzulassenden Instruktion diesem ein- 
schärfen, sich mit der Grossherzogl. Regierung in dieser Angelegenheit 
vertraulich zu verständigen, um die Hindernisse hinweg zu räumen, 
welche in Betreff der Einführung neuer religiöser Gesellschaften Platz 
greifen könnten und die Sache zu beiderseitiger Befriedigung zu regeln, 
jedoch in der Weise, dass sie auch wirklichen Erfolg habe; da die 
gedachten Gesellschaften offenbar nützlich, sogar nothwendig sind zum 
geistigem Wohl der Gläubige , wegen der Unzulänglichkeit der Geist- 
lichen und da sie insofern e auch dem Staate zum Nutzen gereichen. 

11) u. la) Es folgen nun die elfte und zwölfte Forderung. Die 
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eine handelt Ton der den Bischöfen eigenen Gewalt, kirchliche Cen- 
suren auch über Laien za verhängen; hierüber bedarf es hier keiner 
weiteren Erörterung, da hievon schon in dem auf die dritte Forderung 
bezüglichen Paragraphen gesprochen worden ist. In gleicher Weise 
ist es nicht nöthig, sich bei der anderen aufzuhalten, welche die Frei- 
heit des Verkehrs mit dem hl. Stuhl angeht: weil sie eng mit der 
Materie des Placet zusammenhängt, so wurde ihr in dem Paragraphen, 
wo von der achten Forderung der Bischöfe gesprochen worden, Bech^ 
nnng getragen. 

13) Die dreizehnte Forderung hat Bezug auf die Besetzung des 
bischöflichen Stuhls und der Ganomkate. Durch die mehrfach gedachte 
Bulle Ad dominici gregis cnstodiam wurden den Fürsten der oberrhei- 
nischen Eirchenprovinz in Betreff der beiden hier angeregten Punkte 
die weitesten Zugeständnisse gemacht. Nichtsdestoweniger hat die 
weltliche Gewalt noch andere von den hl. Canones nicht vorgesehene 
Bedingungen für die Wählbarkeit der Candidaten zur bischöflichen 
Würde und zu den Canonicaten hinzugefügt. Man hat einen Gommis- 
sair abgeordnet, um der Wahl des Erzbischofs beizuwohnen; ferner 
hat man das Recht angesprochea, die Wahl eines Ganonicus oder Be- 
neflciaten zu bestätigen, ungeachtet der Ausübung des Privilegiums, 
welches der heilige Stuhl in Betreff der Gandidatenliste eingeräumt hat. 
Alle diese und andere derartige Missbräuche können nicht geduldet 
werden. 

Darum wird in dem bezüglichen Artikel der Uebereinkunft , auf 
welche die jetzigen Verhandlungen gerichtet sind, nachdem gesagt 
worden, dass: 

»Girca provisionem sedis Episcopalis, Ganonicatuum ut praebendarum 

»firma manent, quae sum S. Sede convenerunt« 
hinzugefügt werden müssen: 

»Quocunque abusu semoto,« 
oder es wird wenigstens ein gleichbedeutender Ausdruck eingeschaltet 
werden müssen, aus welchem erhelle, dass die Bestimmungen der 
Bulle auf das Entschiedenste wieder in Kraft gerufen werden und dass 
sich die Regierung keine anderen Rechte und Befugnisse aneignen 
(anmassen) dürfe, als die in derselben (ßuUe) bezeichneten. 

14) Mit der vierzehnten Forderung beanspruchen die Bischöfe die 
Freiheit, sich ihren Generalvikar erwählen, nach ihrem Belieben die 
Ordinariate bilden und die Landdekane ernennen zu dürfen. Da alle 
diese Personen an der kirchlichen Gewalt und der kirchlichen Ver- 
waltung des Bischofs Theil nehmen, so ist es nur allzubillig und ge- 
recht, dass sie von ihm frei erwählt und bestellt werden müssen. 
Gleichwohl wird in der vom hl. Stuhl an den Erzbischof zu richtenden 
Instruction diesem eröffnet werden, dass er für die gedachten Stellen 
nur solche Personen auswähle, welche vermöge ihrer vorhergehenden 
Haltung der Grossherzogl. Regierung nicht ungenehm seien, und dass 
die Dekane, soweit möglich, auch mit denjenigen Eigenschaften aus'- 
gerOstet sein sollten, welche nothwendig sind, um diejenigen mit ihrem 
Stand und Dienst vereinbarlichen bOrgerlichen Aufgaben zu lösen, welche 
ihnen der Staat selbst auftragen würde. 

15) Die fünfzehnte Forderung der Bischöfe betrifft die Abschaffung 
I, deijenigen der Kirche nachtheiligen Gesetze, welche nach dem Jahr 
1803. publicirt worden sind; IL der Verordnung vom 30. Januar 1830.; 
111. der Verordnung vom 1. März 1853. Die Abschaffung der Gesetze 
und Anordnungen der Staatsgewalt, welche der Lehre und den Ge- 
setzen der katholischen Kirche entgegen sind, bildet nur eine natür- 
liche Folge der mit dem hl. Stuhl zu treffenden Vereinbarung: denn 
e& ist nicht möglich, dass diejenigen bürgerlichen Gesetze und Anord- 
nungen fortan in Kraft und Geltung bleiben, welche im Widerspruch 
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ständen mit den Prinzipien und mit den vereinbarten Punkten selbst. 
Darum kann hierüber auf der Seite der Grossherzogl. Begiernng eine 
Schwierigkeit nicht bestehen, und man besteht deshalb darauf, dass in 
dem letzten Artikel der Üebereinkunft die Aufhebung und Zurück- 
nahme in den erwähnten Beziehungen ausgesprochen werde. 

16. Die sechszehnte Forderung der Bischöfe bezieht sich auf die 
Dotation des Bisthums und der damit verbundenen Institute nach Maass- 
gabe der Verpflichtungen, welche die saddeutschen Fürsten in der oben 
gedachten, unter Pius VII. unsterblichen Andenkens, erlassenen Bulle 
Provida solersque übernommen haben. Wenn es trotz so vieler be- 
reits verflossener Jahre der Gr. Regierung für den Augenblick nicht 
möglich sein sollte, der gedachten Verbindlichkeit nachzukommen, so 
¥rird der hl. Stuhl eine entsprechende Frist einräumen, binnen welcher 
die Gr. Regierung selbst die üebergabe derjenigen liegenden Güter und 
Grundrenten an die Kirche vollziehen wird, die sie ihr für den Unter- 
halt der erzbischöflichen Tafel, des Diöcesanseminars und aller anderen 
mit dem Erzbisthum zusammenhängenden Anstalten schuldet. 

17. Mit der siebzehnten Forderung bezwecken die Bischöfe, der 
Kirche die freie Verwaltung ihres eigenen Vermögens wieder zu ver- 
schaffen. Dieses Verlangen ist auf das Recht des Eigenthums gestützt, 
welches, wenn es in allen Zeiten unverletzlich war, besonders jetzt 
auch vom politischen Standpunkt aus als solches zu wahren, von grösster 
Wichtigkeit ist, damit nicht den Theorien der Sozialisten und Com- 
munisten Eingang gestattet werde. Es ist deshalb unerlässlich , in 
dem Prinzip übereinzukommen, dass die Kirche so gut wie jede andere 
Gesellschaft das Recht hat, durch die von den hl. Ganones hieza be- 
stimmten Personen Güter zu erwerben, solche zu besitzen und unab- 
hängig zu verwalten. 

Daraus folgt, dass ein jeder Inhaber von Pfründen (d. h. bei gleich- 
zeitiger Verwendung mehrerer Geistlicher an der Pfründe der Erste), 
deren Güter während der Dauer des Besitzers frei, jedoch gemäss der 
kanonischen Vorschriften verwalten darf. 

Nur dazu könnte sich etwa der hl. Stuhl herbeilassen, dass das 
Vermögen der Kirchenfabriken und der erledigten Pfründen im Gross- 
herzogthum Baden von gemischten Gommissionen, bestehend aus einer 
gleichen Anzahl vom Erzbischof und von der grossherzogl. Regierung 
ernannter Mitglieder verwaltet werde, jedoch unter folgenden Bedin- 
gungen: 1) dass der Staat sich verpflichte, für alles dasjenige ergänzend 
einzustehen, was zur Wiederherstellung und zum Unterhalt der Kirchen- 
fabriken fehlen könnte; 2) dass die von der grossherzogl. Regierung 
zu ernennenden Mitglieder Katholiken und dem Erzbischof angenehm 
seien; 3) dass der Erzbischof selbst oder eine von ihm abgeordnete 
Person Präsident der Commission sei; 4) dass die Interkalargefälle 
zum Vortheil der Kirchen und der Fonds der bezüglichen erledigten 
Pfründen und wenn ein Rest bleibt, dieser zu Gunsten des Diöcesan- 
seminars verwendet würden. 

18. Es ist nicht noth wendig, auf die achtzehnte und letzte For- 
derung der Bischöfe bezüglich der Elementarschulen zurückzukommen, 
indem dieser Punkt schon im sechsten Paragraphen unter Bezugnahme 
auf die Forderung der Bischöfe in Betreff des katholischen Religions- 
unterrichtes in den öffentlichen und Privatschulen in Betracht gezogen 
worden ist. 

Allen diesen Forderungen, welche den Stoff der Verhandlungen 
gebildet haben und welche der zukünftigen Vereinbarung werden ein- 
verleibt werden müssen, kann der hl. Stuhl nicht umbin, noch eine 
andere beizufügen. Sie ist, dass der Erzbischof und sein Ordinariat 
von nun an aller Unterordnung und Noth wendigkeit des Verkehrs mit 
dem sog. Oberkirchenrath überhoben seien und dass sie in den An- 
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gelegenheiten der Diöcese direct jnit dem Ministeriam S. E. H. des 
Grossherzogs von Baden verkehren and verhandeln, sich eintretenden 
FaUs auch unmittelbar an den Fürsten selbst wenden können. 



XVII. 

(vgl. oben S. 469.) 

Schriftwechsel zwischen dem Bischof von Limburg und 

dem Herzogl. Nassauischen Staats - Ministerium 10. Aug. 

1853 — 15. Aug. 1853 — 20. Aug. 1853. 

1. 
Der Bischof von Limburg an die Herzogliche Ministerialabtheilung des 

Innern. 

Das Verhältniss zwischen Kirche und Staat betr. 

Der Herzoglichen Ministerialabtheilung des Innern beehre ich mich 
im Hinblicke auf die Bestimmung in §. 12. pos. 1. lit. a des Gesetzes 
vom 17. October 1849 hierneben einen Abdruck meiner Eingabe an 
das Herzogliche Staats ministerium vom 16. d. Mts. (sammt der dazu 
gehörigen Denkschrift) zu gefälliger Eenntnissnahme der Grundsätze 
ergebenst mitzutheilen, nach welchen ich fortan der hohen Staats- 
regierung gegenüber mich in Verwaltung meines Oberhirtenamts be- 
messen werde. 

Je fester ich überzeugt, dass die Befolgung dieser in dem Wesen 
der katholischen Kirche wurzelnden und durch die unantastbaren Bechts- 
gew&hrschaften sanctionirten Grundsätze im richtig verstandenen In- 
teresse des Staates liegt, desto lebhafter muss ich wünschen, dass die- 
selben recht bald die vorbehaltlose Anerkennung der Herzoglichen 
Regierung finden möchten, und desto zuversichtlicher überlasse ich 
midi der Erwartung, dass namentlich die mit der Behandlung der 
katholischen Kirchenangelegenheiten beschäftigten Mitglieder der ver- 
ehrlichen Stelle auf den Bestand eines wahrhaft gedeihlichen Verhält- 
nisses zwischen der Kirchen- und Staatsgewalt den grössten Werth 
legen und sich stets bestreben werden, wie ihre ünterthanen- und 
Dienstpflichten gesen seine Hoheit den Herzog, so auch die gegen ihre 
heilige Kirche und ihre geistliche Obrigkeit gewissenhaft z« erfüllen 
und demgemäss sich aller und jeder Billigung und Geltendmachung 
von Grundsätzen und Auffassungen in rabricirtem Betreffe zu enthalten, 
welche irgendwie im Widerspruche mit denjenigen stehen, die ihr Bi- 
schof in üebereinstimmung mit dem Oberhaupte der Kirche als mass- 
gebend für alle seine Diözesanen amtlich ausgesprochen hat und als 
Bedingung des Verbandes mit der Kirche aufrecht erhalten muss und 
wird. 

Limburg, den 10. August 1853. 

unterz.: f Peter Joseph. 
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2. 

Der Präsident des Herzoglichen Staats-Ministeriums des Innera an den 
Herrn Bischof von Limburg. 

Auf verehrtes Schreiben, das Yerhältniss zwischen Kirche und 
Staat betr. 

Auf das heute eingegangene geehrte Schreiben des Herrn Bischöfe 
an die Ministerial-Abtheilung des Innern vom 10. dieses Monats beeilt 
sich der Unterzeichnete, ergebenst zu erwidern, dass er nicht in der 
Lage ist, den Inhalt des Schlusses dieses Schreibens zur Eenntniss 
derjenigen Mitglieder des CoUegs zu1[)ringen, welche zunächst mit der 
Behandlung der katholischen Kirchenangelegenheiten beauftragt sind. 
Der bezeichnete Theil des geehrten Schreibens lässt die Deutung zu, 
als sollten diese Mitglieder der Behörde durch die Drohung, dass sonst 
der Verband derselben mit der Kirche nicht aufrecht erhsdten werden 
würde, dazu vermocht werden, bei Collison der Erlasse des Herrn Bi- 
schofs mit Vorschriften des Staatsgesetzes den letzteren, der beschwo- 
renen Dienstpflicht zuwider keinen Gehorsam zu leisten und muss der 
Unterzeichnete, wenn die vorstehende Unterstellung begründet sein 
sollte, mit Entschiedenheit zurückweisen, eine solche Art der Anwen- 
dung der dem Herrn Bischof zustehenden Amtsbefugniss durch die 
angemuthete Insinuation zu fördern. 

V7as die Mittheilung eines Abdrucks der Eingabe des Herrn Bi- 
schofs an das herzogl Staats* Ministerium vom IG. v. Mts. sammt der 
dazu gehörigen Denkschrift betrifft, welche Abdrücke dem geehrten 
Schreiben nicht angelegen haben , so hat die Ministerial - Abtheilong 
des Innern zur Vollziehung der ihr durch den $. 12. pos. 1. lit. a. des 
Edicts vom 17. October 1849 auferlegten Dienstobliegenheit, den be- 
stehenden Gesetzen und den von dem herzoglichen Staats-'Ministeriam 
hierauf gestutzten Verfügungen nachzukommen, ohne hierbei die Ein- 
gabe' des Herrn Bischofs bei dem herzogl. Staats-Ministerium, aaf welche 
noch zur Zeit eine Verfügung von dieser hohen Behörde an die Mi- 
nisterial-Abtheilung des Innern nicht erfolgt ist, berücksichtigen zu 
können. 

Es sind hiemach die in dem geehrten Schreiben vom 10. d. Mts. 
angeführten Abdrücke der Eingaben bei dem herzogl. Staats-Ministerium 
der Ministerial-Abtheilung des Innern nicht dienlich und wird ergebenst 
anheimgestellt, ob von deren durch eine Note an unsere Canzlei an- 
gekündigten Nach^endung abgesehen werden wolle. 

Dem herzogl. Staats-Ministerium wird unverzüglich Vorlage des 
geehrten Schreibens des Herrn Bischofs und Abschrift dieser Erwide- 
rung gemacht werden. 

Wiesbaden, den 15. August 1853. 

3. 

Der Bischof von Limburg an den Herrn Präsidenten des Herzoglichen 

Staats-Ministeriums, Abtheilung des Innern zu Wiesbaden. 

Auf verehrliches Schreiben vom 15. d. Mts., das Verhältniss zwischen 
Kirche und Staat betr. 

Auf das rubricirte geschätzte Schreiben des Herrn Präsidenten, 
welches ich bei meiner gestern Abend erfolgten Rückkehr von einer 
mehrtägigen Reise dahier vorgefunden habe, beehre ich mich alsbald 
ganz ergebenst zu erwidern, dass ich mir im Hinblicke auf §. 9. des 
Gesetzes vom 17. October 1849 erlauben muss, meine in rubricirtem 
Betreffe unterm 10. d. Mts. an die herzogl. Ministerial-Abtheilung des 
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Innern gerichtete Zuschrift, nachdem dieselbe richtig an ihre Adresse 
gelangt ist (was die gefällige Eröffnung des Herrn Präsidenten ausser 
Zweifel setzt), nach wie yor als zur Kenntniss des Collegiums gelangt 
zu betrachten und mich demgemftss in meiner fernem Gorrespon^enz 
mit der herzoglichen Ministerial- Abtheilung des Innern zu bemessen. 

Die Tollst&ndige Vertretung meiner Zuschrift an die herzogliche 
Min isterial- Abtheilung muss ich bis zu dem Zeitpunkte aussetzen, wo 
mich etwa eine von dem yerehrlichen GoUegium ausgegangene Er- 
widerung oder eine Resolution des hohen Staats-Ministeriums dazu 
veranlassen wird. 

Doch kann ich hier nicht unbemerkt lassen, dass ich bei der frag- 
lichen Zuschrift an die herzogl. Ministerial- Abtheilung des Innern nicht 
von ferne eine specielle Insinuation derselben von Seiten des Herrn 
Pr&sidenten an die übrigen Gollegial - Mitglieder und darin sich be- 
thätigende Förderung der mir geboten erscheinenden Anwendung meiner 
bischöflichen Amtsbefugniss intendirt habe; da ich auf die kirchlichen 
Organe hingewiesen bin, wenn ich einem meiner Diöcesanen als solchem, 
gleichviel welche äussere Stellung derselbe bekleide, amtliche Eröfif- 
nnngen zu machen habe. 

Was die Dienlichkeit der Mittheilung der zu meinem Schreiben 
vom 10. d. Mts. gehörenden Actenstflcke betrifft, so aberlasse ich es 
gerne dem verehrlichen GoUegium, den Qrad derselben mit Rücksicht 
darauf, dass ich nicht Exemplare genug zu Händen habe, um einem 
jeden der Schreiben, in welchem ich auf die fraglichen Aktenstücke 
Bezug zu nehmen in die Lage kommen werde, ein solches behufs des 
nähern Verständnisses beilegen zu können, nach weisem Ermessen zu 
bestimmen. 

Limburg, den 20. Augast 1853. 

unterz. f Peter Joseph. 

vdt Bunnann. 



XVIII. 

(ygl. oben 8. 470.) 



Denkschrift von dem herzogl. Nassauischen Gesandten der 
römischen Curie übergeben *). 

Durch die Verhandlungen, welche im Jahre 1819 von der herzogl. 
Nassauischen Regierung im Vereine mit mehreren anderen deutschen 
Regierungen mit dem heiligen Stuhle begonnen wurden, wurde ein Ein- 
verständniss über die Errichtung der fünf Diöcesen, Freiburg, Botten- 
burg, Mainz, Limburg und Fulda, über deren Vereinigung durch einen 
Metropolitanverband , sowie über die Besetzung und Dotation der bi- 
schöflichen Sitze und der Domcapitel herbeigeführt. 

In Folge hiervon ist insbesondere Seitens der herzogl. Regierung 
das neu errichtete Bisthum Limburg aus Mitteln der landesherrlichen 
Domäne mit der den Verabredungen entsprechenden Dotation ausge- 
stattet worden und die Diöcesanverwaltung ins Leben getreten. 

Obgleich die Verhandlungen mit dem apostolischen Stuhle über 

') Akt. d. herzogl. Nassauischen Staats-^Minister. 
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mehrere zur Sprache gebrachte Punkte eine ausdrückliche Vereinba- 
rung nicht zur Folge hattefn, so ergab sich hieraus doch im Allge- 
meinen keine Schwierigkeit fOr die kirchliche Verwaltung in der Diöcese 
Limburg, indem die herzogl. Regierung wie die bischöfliche Behörde 
zu Limburg bemüht waren, jeden Grand zu Differenzen nach Möglich- 
keit fern zu halten, und in einträchtigem Zusammenwirken das Eine 
Ziel zu verfolgen, dass das Wohl der neu errichteten Diöcese und das 
der Diöcesanen gefördert werde. 

Die Zusammensetzung des Herzogthums aus einer grossen Zahl 
vormals reichsunmittelbarer Territorien, die grosse Verschiedenheit der 
früher obwaltenden politischen und kirchlichen Verhältnisse, die starke 
Mischung der Bevölkerung in Beziehung auf die Oonfessionen waren 
Momente, welche einer mit den Interessen der Staatsverwaltung zugleich 
übereinstimmenden kirchlichen Verwtdtung nicht unerhebliche Hinder- 
nisse in den Weg legten: doch ist es durch die Eintracht zwischen 
Staats- und Kirchenbehörden gelungen, der katholisch-kirchlichen Ver- 
waltung im Herzogthum eine wohlthätige Wirksamkeit zu sichern. 

Die Nachwirkungen der Bewegung des Jahres 1846 drohen das 
bestehende Verbältniss zu stören, wenn nicht durch die Weisheit Sr. 
Heiligkeit des Papstes ein solches bedauerliches Ereigniss abgewendet wird. 

Nachdem schon im April 1848 der Herr Bischof zu Limburg in 
einzelnen Eingaben eine anderweite Regulirung der bestehenden Ver- 
hältnisse in verschiedenen Beziehungen nachgesucht hatte, schloss sich 
derselbe auch der üeberreichung der Denkschrift an, welche im Jahre 
1851 gemeinsam von dem Erzbischofe und den übrigen Bischöfen der 
oberrheinischen Kirchen pro vinz den betreffenden Staatsregierungen über- 
geben wurde. 

Wenn auch, soweit es die Verhältnisse gestatteten, auf die Wünsche 
des Herrn Bischofs eingegangen wurde, so erklärte sich derselbe mit 
den gemachten Goncessionen doch nicht zufrieden. Er sprach sich 
nicht blos dahin aus, dass er im Falle der Nichtgewährung seiner For- 
derungen sich verpflichtet halte, solche, soweit es ihm möglich sei, 
durch factisches Vorschreiten zur Durchführung und Anerkennung zu 
bringen, sondern er begann auch in der neueren Zeit die factische 
Durchführung seiner Forderungen damit, dass er acht erledigte Pfar- 
reien einseitig und ohne die ^ rechtsbegründete Mitwirkung der Regie- 
rung besetzte. Die herzogl. Regierung bewies ihre Mässigung, indem 
sie den geistlichen Functionen der einseitig instituirten Geistlichen kein 
Hinderniss in den Weg legte, sondern, um die Pastoration in den be- 
treffenden Gemeinden nicht zu hemmen, jene Geistlichen als Pfarr- 
verweser anerkannte. 

Das ungetrübte Verbältniss zwischen der herzogl. Regierung und 
-der bischöflichen Behörde zu Limburg, welches bis in die neuere Zeit 
ununterbrochen fortgedauert hat, dürfte bei dem heiligen Stuhle die 
Ueberzeugung begründen, dass Se. Hoheit der Herzog gleichwie höchst- 
dessen Regierungsvorfahren der katholischen Kirche und ihren Be- 
kcnnern stets in allen Beziehungen gerecht gewesen sind und nament- 
lich auch die Kirche in ihrem Wirken, dessen segensreichen Einfluss 
auf den Staat vollkommen würdigend, niemals gehemmt haben, wie 
dieses alles namentlich auch daraus hervorgeht^ dass — wie bereits 
erwähnt — der hochselige Herzog, ohne dazu verpflichtet zu sein, aus 
freiem Antrieb und lediglich im Interesse seiner katholischen Unter- 
thanen die Errichtung eines Bisthums in dem Herzogthum und zwar 
durch Dotation aus seinem Domanial vermögen herbeigeführt, und dass 
weiter der Bischof von Limburg selbst in mehreren seiner Eingaben 
anerkannt hat, dass das seitherige Verfahren der h. Regierung in den 
meisten Beziehungen zu der bischöflichen Stelle ein billiges und wohl- 
wollendes gewesen sei. 
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Bei diesem Bewusstsein musste Sr. Hoheit dem Herzog die Nicht- 
acbtuDg bestehender Gesetze Seitens des Herrn Bischofs und der mit 
der begonnenen factischen Durchführung einzelner seiner Forderungen 
verbundene Yersuch der Aufregung der katholischen Bevölkerung 
äusserst schmerzhaft sein ; höchstdieselben hegen aber zu der Weisheit 
Seiner Heiligkeit des Papstes die feste Erwartung, dass der Bischof zu 
Limburg von jedem weiteren einseitigen und ungesetzlichen Voran- 
gehen, weiches nothwendig den bedauerlichen Conflikt des Staats und 
der Kirche nur erweitern müsste, abgemahnt und durch Yermittelung 
des heiligen Stuhles, welchem die entsprechenden ein bereitwilliges 
Entgegenkommen beurkundenden Darlegungen werden gegeben werden, 
ein für Kirche und Staat segensreiches Einverständniss und Zusammen- 
wirken wieder ermöglicht werde. 

Diejenigen Punkte, auf welche bei den Verhandlungen des Jahres 
1819 von Seiten des apost. Stuhles vorzugsweise Gewicht gelegt wurde, 
ohne dass eine Verabredung darüber zu Stande kam, betrafen haupt- 
sächlich die Besetzung der Kirchenpfründen, die theologische Bildung 
der Geistlidikeit und die religiöse Bildung der katholischen Bevölke- 
rung. Die h. Regierung ist in der Lage, über das in Beziehung auf 
die fraglichen Gegenstände bisher beobachtete Verfahren Erläuterungen 
zu geben, welche den Beweis liefern werdei), dass irgend eine Beein- 
trächtigung der Kirche nicht stattgefunden hat. 

Bezüglich der Besetzung der Kirchenpfründen hat sich im Herzog- 
thum folgendes Verfahren gebildet: 

Soweit eine Pfründe nicht im Privatpatronat steht, wird von Sr. 
Hoheit dem Herzog das JN^omi nationsrecht als ein in unbestrittener An- 
erkennung stehendes von höchstdessen Regierungsvorfahren überkom- 
menes Recht ausgeübt. Bei Pfründen des Privatpatronats ist die Prä- 
sentation des Patrones dem Landesherrn zur Bestätigung vorzulegen. 
Demjenigen Geistlichen , welchem die landesherrliche Nomination zu 
Theil geworden ist, wird von dem Bischöfe die kirchliche Institution 
ertheilt, wenn sich ein Anstand nicht ergibt. Ein solcher Anstand 
kann sich aber nach der bisherigen Verfahrungsweise niemals ergeben, 
weil vor Ausfertigung einer Nominationsurkunde jedesmal der Bischof 
mit seinem Gutachten oder Vorschlag vernommen wird, und seit Grün- 
dung des Bisthums Limburg ein .Fall nicht vorgekommen ist, wo ein 
Geistlicher zu einer bestimmten Stelle gegen den Willen des Bischofs 
nominirt worden wäre. Wohl ist es vorgekommen, dass gegen die 
Vorschläge des Bischofs einzelne Erinnerungen erhoben worden: bei- 
spielsweise dass der vorgeschlagene Geistliche nach seiner Individualität 
sich weniger für einen bestimmten Ort eignen möge, dass die erledigte 
Pfründe nicht frei von Ansjprüchen eines Privatpatrons sei, dass die 
Besetzung der Pfründe nach Vorschlag des Bischofs zu einer Versetzung 
in pejus führe u. s, w. ; allein wenn auch solche Anstände vorwalteten, 
so wurde doch niemals zu einer Nomination ohne Vorschlag des Bi- 
schofs geschritten, sondern nur darauf hingewirkt, dass auch von dem 
Bischöfe Vorschläge gemacht wurden, mit welchen sich die Regierung 
einverstanden erklären konnte. Regel ist es übrigens gewesen, die 
Nomination nach den Vorschlägen des Bischofs ohne Weiteres auszu- 
sprechen. 

Die bisherige Verfahrungsweise hat practisch im Wesentlichen 
dasselbe Ergebniss, als wenn dem Bischof die freie CoUation zustände 
und als wenn Sr. Hoheit dem Herzog nirgends ein flecht der Nomi- 
nation oder Präsentation, sondern nur diejenige Mitwirkung zustände, 
welche im Allgemeinen eine jede Staatsregierung bei Besetzung der 
Aemter einer anerkannten Kirche in Anspruch zu nehmen berechtigt 
und verpflichtet erscheint. 

Die speciellen Verhältnisse des Herzogthams machen es wünschens- 
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werth, dass in den Gang, welcher sich bei Besetzung der Eirchen- 
pfründen seither ausgebildet hat, eine Störung nicht eintrete und dass 
die Schwierigkeiten vermieden werden, welche dann entstehen würden, 
wenn man auf Untersuchungen über die ursprüngliche Entstehungsart 
des Nominationsrechtes eingehen wollte. Eine Distinction der PfrOnden 
von freier bischöflicher CoUation und der Pfründen des landesherr- 
lichen Patronatsrechtes wOrde auch von erheblichem practischen Be- 
sultate nicht sein, indem bei den ersteren auf das Recht der landes- 
herrlichen Bestätigung nicht verzichtet werden könnte und bei den 
letzteren die Regierung den Yorschlag des BischofiB nicht würde ent- 
behren wollen. 

Nach bisherigem Recht stand im Princip der Regierung die Be- 
fugniss zu, bei Ausübung ihres Nominationsrechtes von den speeiellen 
Vorschlägen des Bischofs abzusehen oder davon abzuweichen. Da be- 
fürchtet zu werden scheint, es könne von diesem Recht etwa in künf- 
tigen 2^iten ein der Kirche nachtheiliger Gebrauch gemacht werden, 
da aber die h. Regierung es in der Natur der Sache begründet findet, 
dass gerade dann das Nominationsrecht segensreich für Staat und Kirche 
wirken werde, wenn es nach Einverständniss mit der bischöflichen Be- 
hörde ausgeübt wird, so ist die h. Regierung nicht abgeneigt, eine 
Zusicherung in dem Sinne zu ertheilen, dass das bisherige Veifahren, 
wie es sich practiscb ausgebildet hat, auch ferner beobachtet werden 
solle, wodurch dann jede Besorgniss wegen etwaiger Beeinträchtigung 
der Kirche durch das Nominationsrecht entfernt werden würde. Das 
Nominationsrecht würde dann im Wesentlichen die Natur des Bestäti- 
gungsrechtes annehmen, gegen dessen Zugeständniss an die Regenten 
nach der in der Note des Gardinalstaatssecretärs Gonsalvi vom 10. Aug. 
1819 abgegebenen Erklärung von Seiten des h. apostolischen Stuhles 
ein Bedenken auch dann nicht erhoben werden würde, wenn den be- 
treffenden Regenten irgend besondere Rechte neben ihren Hoheits« 
rechten nicht zur Seite ständen. 

Was die Heranbildung der Geistlichen betrifft, so ist nach den in 
Deutschland üblichen Einrichtungen für den vorbereitenden Unterricht 
durch die im Herzogthum bestehenden Gymnasien Sorge getragen, wobei 
aber insbesondere in Betracht kommt, dass seit dem Jahre 1845 ein 
Gymnasium zu Hadamar, in der unmittelbaren Nähe von Limburg, er- 
richtet ist, welches nach gesetzlicher Bestimmung vorzugsweise mit 
Lehrern katholischer Gonfession besetzt werden soll und welches nach 
seiner Lage und JBinrichtung dem besonderen Zweck entspricht, die 
Adspiranten des geistlichen Standes katholischer Gonfession aufeu- 
nehmen. 

Nach vollendeter Gymnasialbildung und erlangtem Zeugnisse der 
Reife ist es nach bisheriger üebung den Adspiranten des geistlichen 
Standes überlassen, ihre theologische Berufsbildung auf einer Univer- 
sität oder sonstigen zu diesem Zwecke bestehenden höheren BUdungs- 
anstalt Deutschlands zu suchen, da für das Herzogthum eine besondere 
Einrichtung zu diesem Behufe nicht geschaffen werden kann. Die 
Studirenden der katholischen Theologie werden, soferne sie bedürftig 
sind, und in Beziehung auf Fleiss, Fortschritte und Aufführung kein 
Anstand obwaltet, durch Stipendien unterstützt. Während ihrer Stu- 
dienzeit stehen sie nach den dermalen in Deutschland bei den Univer- 
sitäten und katholisch- theologischen Lehranstalten bestehenden Insti- 
tutionen unter einer ihrem künftigen Berufe entsprechenden Obhut. 
Nach vollendeten theologischen Studien haben sich die Adspiranten 
des geistlichen Standes einer Prüfung zu unterwerfen. Die Anordnung 
und Leitung dieser Prüfung ist seither dem H. Bischöfe überlassen 
worden; die Abordnung eines Regier ungs-Commissärs zu dieser Prüfung 
war zwar vorbehalten, doch hat man sidi bisher damit begnügt, dass 
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die Prüfangs-Verhandlangen zur Einsicht mitgetbeilt worden. Nach 
Erstehung dieser Prüfung wird den Gandidaten auf die entsprechende 
Mittheilung an die h. Regierung der landesherrliche Tischtitel ertheilt, 
worauf die Aufnahme in das nach Massgabe der päpstlichen Bulle 
Provida solersque für die Diöcese Limburg errichtete Priesterseminar 
erfolgt. ~ Die h. Regierung hat seither der Ertheilung des Tischtitels 
an die nach dem Resultate der bei der bischöflichen Behörde vorge- 
nommenen Prüfung dazu Empfohlenen in keinem Falle einen Anstand 
entgegengesetzt. Wenn dieselbe hiermit dargethan hat, wie wenig sie 
zu einer die Kirche beeinträchtigenden Einmischung in deren innere 
Angelegenheiten geneigt ist, so wird andererseits durch Gewährung 
des Tisdititels aus Revenuen der landesherrlichen Do- 
mäne deren Fürsorge für das Wohl der katholischen Kirche und das 
Beste des Clerus unwiderlegbar dargethan. 

Die practische Berufebildung erhalten die Gandidaten sodann in 
dem unter Aufsicht und Leitung des h. Bischofs bestehenden mit einem 
Oonvicte bestehenden Seminarium zu Limburg, worauf sie von dem H. 
l^schofe ordinirt und als Gapläne so lange verwendet werden, bis 
ihnen eine Pfründe ertheilt werden kann. Das Priestersemi narium hat 
selbst eine umfassendere Gestaltung erhalten, als solche bei Errichtung 
und Dotation des Bisthums Limburg in Aussicht stand, was dadurch 
möglich war, dass Einer der angestellten Professoren aus allgemeinen 
Staatsmitteln besoldet wird« 

Die h. Regierung kann es nach allen bis jetzt gemachten Erfah- 
rungen als unbestritten annehmen, dass bei den bestehenden Institu- 
tionen die Geistlichen in jeder Beziehung diejenige Erziehung und 
Unterweisung erheüten haben, welche für die Kirche wünschenswerth 
ist. Sie hegt die Üeberzeugung, dass diese Einrichtungen auch ferner 
eine genügende Bürgschaft für diese Erziehung und Unterweisung 
bilden werden. 

Sollte jedoch eine weitergehende Fürsorge gewünscht werden, so 
würde sie nicht abgeneigt sein, die Hand dazu zu bieten, dass in Ver- 
bindung mit einem inländischen Gymnasium eine Anstalt zur gemein- 
samen Wohnung, Verpflegung und Erziehung der zum priesterlichen 
Stande bestimmten Schüler in's Leben gerufen, und dass ein solches 
Convict in ähnlicher Weise wie das mit dem Seminarium zu Limburg 
verbundene Gonvict unter die nächste Aufsicht und Leitung des H. 
Bischofs gestellt werde. Auch würde sie geneigt sein, durch Beneh- 
mung mit dem Herrn Bischof and beziehungsweise den anderen deut- 
schen Regierungen dabin mitzuwirken, dass für die specielle kirchliche 
Beaufsichtigung der Studirenden der katholischen Theologie aus dem 
Herzogthum während ihres Aufenthaltes auf einer Universität oder 
theologischen Lehranstalt jederzeit die genügende Garantie bestehe. 

Unter Voraussetzung der Beseitigung der obwaltenden Differenzen 
würde die herzogl. Regierung gerne die Frage ihrer Erwägung unter- 
ziehen, ob nicht mit Rücksicht auf die Ausbildung der Anstalten für 
Erziehung und Unterweisung der Geistlichen eine den Verhältnissen 
entsprechende Erhöhung der Dotation des Bisthums in Aussicht zu 
nehmen sei. Sie hegt dabei die Üeberzeugung, dass Seine Heiligkeit 
in dieser Bereitwilligkeit, die auf früheren Vereinbarungen beruhende 
Verwilligung in freigebiger Weise auszudehnen, einen neuen Beweis 
der wohlwollenden und zum friedlichen Einvernehmen geneigten Ge- 
sinnungen Sr. Hoheit des Herzogs erblicken und zu würdigen wissen 
werden. Es darf hierbei nicht unerwähnt bleiben, dass, abgesehen von 
der oben erwähnten Besoldung eines Professors des Priestersem inari ums 
aus allgemeinen Staatsmitteln die Bisthumsdotation auch darin bereits 
eine Erweiterung erhalten hat, dass seit dem Jahre 1849 der Gehalt 
eines Ordinariatsrathes (welche Stelle in der Bulle Pro vi da solersque 
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nicht in Aussicht gestellt war), auf die landesherrliche Domäne ohne 
Verpflichtung übernommen worden ist. 

Endlich wird die herzogl. Regierang bereit sein, von der Abord- 
nung eines Commissarius zu den Prüfungen der Adspiranten des geist^ 
liehen Standes abzusehen und dieselben lediglich dem H. Bischöfe anter 
der Voraussetzung zu überlassen, dass ihr die Verhandlungen darüber 
zum Zwecke der Einsicht vor Verleihung des landesherrlichen Tisch- 
titels mitgetheilt werden. 

Was die religiöse Bildung des Volkes betrifft, so wird nach den 
bestehenden Einrichtungen der Religionsunterricht sowohl an den Ele- 
mentarschulen als an allen höheren Bildungsanstalten des Landes von 
Geistlichen und zwar in der Regel von Pfarrern selbst, da aber, wo 
diess nicht der Fall ist, von solchen Geistlichen ertheilt, welche mit 
Zustimmung des H. Bischofs ernannt worden. 

Wenn hierdurch die Leitung und üeberwachung des Religions- 
unterrichts an den Schulen jeder Art der Geistlichkeit und dem H. 
Bischöfe wesentlich anheimgegeben ist, so ist zugleich den Geistlichen 
durch ihre gesetzliche Eigenschaft als Dirigenten der Ortsschnlvor- 
stände an ihren Pfarrsitzen ein überwiegender Einfluss auf die Volks- 
schule gegeben. Es werden dadurch ihnen und den oberen Eirchen- 
behörden die Mittel gewährt, von diesen Schulen unkirchliche und 
sittenverderbende Einflüsse ferne zu halten. 

Die herzogl. Regierung hat zugleich der Geistlichkeit eine weiter 
gehende Mitwirkung in der Leitung des Schulwesens in der Art ge- 
sichert, dass sie die zur unmittelbaren Beaufsichtigung der Schulen 
bestimmten Bezirksschulinspectoren ausschliesslich aus Geistlichen er- 
nannte, und sie hat es sich jederzeit angelegen sein lassen; den in Be- 
ziehung auf die Einrichtung und üeberwachung des Schulwesens an 
sie gerichteten Wünschen der kirchlichen Behörden eine jede nach den 
Verhältnissen mögliche Berücksichtigung zu Theil werden zu lassen. 

Auch wird die herzogl. Regierung dem H. Bischöfe die Befugniss 
nicht bestreiten, gegen Laien, welche sich der üebertretung rein kirch- 
licher- Satzungen schuldig machen, kirchliche Gensuren ohne bürger- 
liche Folgen zu verhängen. Vor Kurzem haben weiter Se. Hoheit der 
Herzog, dem dessfallsigen Gesuche des H. Bischofs zu Limburg ent- 
sprechend, gnädigst genehmigt, dass diesen Geistlichen nunmehr auch, 
und zwar von der Zeit ihrer einseitigen Institution an, die vollen Ein- 
künfte der betreffenden Pfründen überlassen werden, und damit wohl 
den besten Beweis Höchstlhrer wohlwollenden Intentionen in dieser 
Angelegenheit und Höchstlhrer Rücksichtnahme auf die Fürbitte des 
H. Bischofs gegeben. 

Die herzogl. Regierung ist in dem Bewusstsein, dass sie bei allen 
die katholische Kirche betreffenden Handlungen und Anordnungen neben 
Erfüllung ihrer Regierungspflichten das Wohl der katholischen Kirche 
fest im Auge gehabt habe, bereit, jede weitere Aufklärung zu geben, 
und zu Allem die Hand zu bieten, was etwa im Interesse der Kirche 
unter gleichmässiger Berücksichtigung der Staatsinteressen gewünscht 
werden möchte. Sie glaubt daher auch vertrauen zu dürfen, dass 
durch Intervention Sr. Heiligkeit des Papstes der Herr Bischof zu 
Limburg dahin bestimmt werden möchte, den betretenen Weg des 
factischen Voranschreitens zu verlassen , und auf den Weg des ein- 
trächtigen Zusammengehens mit der Regierung, welcher W eg so lange 
Jahre hindurch zum gemeinsamen Wohl der Kirche und des Staates 
hingeführt hat, zurückzukehren. 
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XIX. 

(YffK oben 8. 5S9. ff.) 

Formulare für die Einbringung der Recursos de fuerza ^). 

1. 

Becurao de conocer en el modo. 

M. P. S. 

Manuel Esteban de S. Vicente, en nombre y virtud de poder, qae 
en debida forma presento y juro, del licenciado Don AIodso de G&r- 
denas, presbftero, jFecino de esta corte, ante Y. A. por el recnrso de 
fuerza de conocer en el modo, 6 por el que mejor proceda, parezco y 
digo: que habiöndose querellado de mi parte ante el vicario de esta 
villa Don Francisco Gastano, suponiendo que le habia dado de palos y 
roto la cabeza en la calle de los Preciados delante de varias personas, 
se procediö en el dia P del presente Junio de örden de dicho juez ä 
SU prision en la cärcel eclesiästica , sin preceder sumaria informacion, 
ni mas justificacion que el mero aserto del querellante. 

Pero habiendo mi parte pedido los autos para defenderse, y mani- 
festar que todo cuanto se le imputaba era falso y calumnioso, proveyd 
dicho juez en el dia 6 de que no habia lugar, y en el 7 se notilScö & 
la mia una providencia, en que se le destina & reclusion por seis meses 
en casa de los Padres del Salvador. 

Aunque en el dia 9 acudiö pidiendo reposicion de semejante sen* 
tencia, y que se le entregasen los autos para su defensa, protestando 
de lo contrario el Real auxilio de la fuerza, mandö sin embargo en el 
mismo dia guardar lo proveido. 

Y respecto que dicho vicario en su modo de proceder comete una 
injusticia notoria, trastornando violentamente el örden judicial, por 
tanto 

A. Y. A. pido y suplico que habiendo por presentado el poder, 
se sirva mandar que el notario ante quien pasan los autos venga ä 
hacer relacion de ellos al Consejo y en su vista declarar que dicho 
vicario hace fuerza en conocer y proceder como conoce y procede, 
mandändole en su consecuencia reponga lo obrado, y oiga en justicia 
ä mi parte obeervando el örden legal : que asi procede etc. 

2. . 
Recurso de fuerza en conocer y proceder* 
M. P. S. 

Santiago Rodrignez, en nombre y virtud de poder, que en debida 
forma presento y juro, de Don Pedro Aleman, vecino de la ciudad de 
Cuenca, ante Y. A. por el recurso que mejor proceda y haya lugar en 
derecho parezco y digo: que defoiendo ä mi parte por escritura publica 
Don Juan Lopez, presbitero, vecino de dicha ciudad, la cantidad de 
treinta mil reales, procedidos de la ?enta de unas tierras, acudiö al 
provisor para que se despachase ejecucion contra sus bienes, que los 
tiene cuantiosos, y se le apremiase al pago de dicha cantidad, que re- 
sistia con frivoles pretextos; pero aunque el acreedor ha repetido su 

^) Aus Josö Covarrubias Mäximas sobre recursos de fuerza y pro* 
teccion (Madrid 1829.) 1, 178. 182. 209. 239. 290. 322. 829. 
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demanda en distintos dias hasta cuatro veces, apelandö y protestando 
el auxilio Real de la fuerza (como Consta de la copia testimoniada y 
certificacion que igaalmente presento), do ha podido lograr siquiera la 
menor providencia fayorable ni perjudicial, todo con el fin sin duda 
de proteger indirectamente a dicho Lopez. 

Y respecto qae el provisor con semejante omision comete una ib- 
jttsticia notoria, faltando ä sii obligacion , negando la jnsticia qae debe 
administrar & todos los qae la pidan, por tanto 

A. V. A. pido y saplico que habiendo por presentado el poder y 
testimonio, se sirva mandar librar Real proyision para que el notario 
que ha dado cuenta de dichos pedimentos , y en cuyo poder se halla 
la escritura, lo remita todo ä esta superioridad, y en su vistadeclarar 
que el provisor hace fuerza en la denegacion de justicia ; previni^ndole 
en su consecuencia que la administre ä la mia conforme d derecho, 
con los apercibimientos necesarioa, 6 determinar lo mas conforme ä 
justicia, que pido etc. 

3. 

Desgl. wegen Missbraaches des Asylrechtea. 

M. P. S. 

Santiago Rodriguez, en nombre y virtad de poder, que con la de- 
bida solemnidad presento y juro, del licenciado Don Fermin Jimenez, 
abogado de los Reales Consejos y corregidor de la ciadad ' de Soria, 
ante V. A. por el recurso de fuerza en conocer y proceder, 6 por el 
que mejor proceda y haya lugar en derecha, parezeo y digo : que ha- 
bi^ndose dado aviso ä ml parte en ocho del corriente, como & las dos 
y media de sa tarde, de que ä la salida d« dicha ciadad acababan de 
matar ä un hombre, se transfiri6 immediatamente ä dicho sitio en 
cumplimiento de su obligacion, para averiguar el cuerpo del delito y 
los delincnentes que le habian cometido. 

Reconocido el cadäver se hallö haber sido maerto con armas de 
fuego ; y habiendo mandado comparecer algunas gentes de la vecindad, 
que habian visto al agresor, declararon todos que este era Narciso 
öarcia, conoddo vulgarmente por e\ jague, quien habia estado desde 
las once escondido en anas casas arruinadas: que apenas habia visto 
llegar ä Don Ramon de Sada le habia disparado un trabuco, echando 
& correr häcia la plaza, sin duda con el fin de refugiarse ä sagrado. 

En virtad de esta samaria informacion pas6 dicho corregidor & la 
Iglesia parroquial, destinada para asilo de los delincuentes, y precedido 
el recado de urbanidad al cura estrajo al mencionado Garcia de la 
Iglesia, y le condujo ä la Real cärcel de dicha ciudad. 

Pero habiendo acudido posteriormente el reo, protegido de sns 
parientes, al provisor, solicitö que restituyendole ä sagrado el corre- 
gidor se declarase que debia valerle la inmunidad , ya por no ser el 
delito esceptuado, ya tambien por cstar ordenado de tonsura; y en su 
consecuencia se hicieron saber ä mi parte unas letras despachadas por 
el juez eclesiästico , en que se le intiroaba que dentro de tercero dia 
restituyese ä sagrado al citado reo pena de escomunion mayor; y que 
hecho, si tenia que alegar algo en defensa de la Real jurisdiccion, com- 
pareciese enforma & ejecutarlo en su tribunal. 

En respuesta ä estas letras remitiö el corregidor an testimonio de 
la dicha suroaria, exhortando al provisor cesase en sus procedimientos, 
respecto de que el delito era de los esceptuados, y no se acreditaba 
la cualidad del reo en la forma qae previenen las leyes del reino para 
que le valiese et privilegio del fuero, protestando de lo contrario el 
auxilio Real de la faerza. 
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A pesar de estos convencimieDtos ha continuado el provisor en 
molestar & mi parte con cenanras, declarändole incurso en ellas con 
escändalo de todo aquel pueblo, cuyos procedimfentos bod turbativos 
de la Beal jurisdiccion, 7 opaestos al espiritu de la Iglesia; y asi co- 
mete dicho juez notoria fuerza. £n esta atencion 

A. Y. A. pido y suplico que habteDdo por presentado el po^er se 
sirva mandar librar la Real provision correspondiente para que dicho 
juez no conozca mas de la espresada causa , y que reponiendo todo lo 
qae hubiere obrado, remita al juzgado de mi parte sn couocimiento, y 
de lo contrario los autos originales dentro de un breve t^rmino & esta 
superioridad para que en su yista se declare que hace faerza, y en el 
entretanto absuelva y alce las censaras por el tiempo que fuere del 
agrado de Y. A., qae es justida que pido etc. 

4. 

Recorso de faerza en no otorgar. 

M. P. S. 

Santiago Bodriguez, en nombre y virtnd de poder, que en debida 
forma presento, de Don C&rlos Osonio, presbltero, vecino de la ciudad 
de Astorga, ante Y. A. por el recurso de fuerza en no otorgar, ö por 
el que mejor proceda, parezco y digo: que habiendo seguido mi parte 
pleito en el tribunal del provisor de aquel obispado con Pedro de Ariza, 
tambien presbltero, vecino de la misma, sobre validacion de cierta es- 
critura de venta, recayö sentencia en 18 del corriente, condenando 4 
la mia & su cumplimiento son costas. 

Aunque dicho Don Carlos apelö de ella legltimamente en tiempo 
y forma para ante el metropolitano, se le negö la apelacion; y sin em- 
bargo de ella ha procedido, y procede el espresado provisor ä la eje- 
cucion por medio de censuras y demas apremios judiciales. 

Y respecto que en esto hace & mi parte notoria fuerza y violencia, 
para su remedio 

A. Y. A. pido y suplico, qne habiendo por presentado el poder, 
se sirva mandar librar. la Real provision ordinaria, para que dicho pro- 
visor otorgue ä mi parte la apelacion, y reponga todo lo obrado des- 
pues de ella ö remita los autos integros y originales ä esta superioridad, 
para en su vista declarar que hace fuerza en no otorgar; y que en el 
interin absuelva y alce las censuras por el t^rmino que fuese del 
agrado de Y. A., que asi procede en justicia, que pido etc. 

5. 

Recurso de retencion. 

M. P. S. 

Manuel Esteban de San Yicente, en nombre y virtud de poder, 
que en debida forma presento, de los curas pärrocos, de los arcipres- 
tazgos etc., ante Y. A., como mejor proceda y haya lugar en derecho, 
parezco y digo, que en el auo pröximo pasado acudiö ä su Santidad 
el reverendo obispo, dean y cabiido de la ciudad de L. esponiendo las 
ruinas, decadencia y mal estado en que se hallaba aquella Iglesia ca- 
tedral : que el culto estaba absolutamente abandonado por falta de me- 
dios: que la fäbrica notenia mas rentaspara sus gastos precisos que los 
productos de unas reducidas heredades, cuyo valor apenas ascendia ä* 
dos mil reales; y en fin, que para reedificarla, y ocurrir ä la entera 
ruina qne amenazaba, no habia otro arbitrio que destinar la cuarta 
parte de las rentas de un auo de todos los curatos que vacasen en el 
obispado. En su consecuencia suplicaron se dignase su Santidad con- 
cederles facultad para establecer dicha imposicion por tiempo de diez 
anos, ä lo que denriö por su bula de 18 de Agosto de 1782. 
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Habi^ndola presentado 4 V. A. el cabildo, se le concediö el pase 
en la forma ordinaria; y respecto que dicha bola no solo padece los 
vicios de obrepcion y sobrepcion, sino que tambien volnera el derecho 
de los caras, y aan de la regalia, por tanto 

A. y. A. pido y suplico, que habiendo por presentado el poder, 
se sirva mandar librar la Real provision correspondiente para que el 
reverendo obispo y cabildo remita al Gonsejo dicha bnla, y en su vista 
declarar que ha lugar ä la retencion, mandando al mismo dempo se 
Bobresea en el interin en la exacdon : qne ad es justida qae pido etc. 

6. 

Recurso de proteccion de los reguläres. 

M. P. S. 

Manuel fisteban de San Yicente en nombre y virtud de poder, 
ue en debida forma presento y juro, del P. F. N. de la Orden de N. 
el convento de N. de esta corte, ante V. A. por el recurso de pro- 
teccion, 6 por el que mejor proceda y haya lugar en derecho, parezco 
y digo: qne habiendo mandado el padre prior de dicho convento, de 
acuerdo sin duda con el padre provincial, se pusiese ä mi parte preso 
en el calabozo subterrineo, que en 61 sirve de cärcel, ha permanecido 
all! por espacio de cuatro aoos, no suministrändosele para su mann- 
tencion en dicho tiempo mas que pan y agua con muchlsima escasez. 

Aunque en este intermedio ha solicitado por medio del padre 
carcelero que sus prelados le dijesen la causa de tan riguroso castigo, 
y se le oyesen sus defensas, nada ha podido conseguir en este parti- 
cular, hasta negärsele el consuelo de tinta y papel para poder hacer 
llegar sus clamores estampados ä los oidos de sus snperiores. 

En este apuro y connieto no ha podido hallar otro remedlo p&ta 
salir de la opresion , que evadirse de la circel , y venir ä implorar la 
proteccion de este supremo tnbunal contra tanta fuerza y violencia ; lo 
que ha podido lograr mediante el secorro de algunos religiöses, que 
compadecidos de su infeliz situadon, le han auxiliado 4 salir de ella. 
No tiene mi parte mas documentos por ahora para acreditar la vio- 
lenda que el aspecto hediondo y lastimoso que presenta su persona 
cubierta de miseria, y su rostro desfigurado con una selva de barba, 
que no se ha cortado en todo el tiempo referido. 

£n este estado, pues, se presenta y pone bajo el amparo y pro- 
teccion del Gonsejo; pero para que se descubra y aeredite la opresion 
6 injusticia notoria 

A. V. A. pido y suplico, que habiendo por presentado el poder y 
& mi parte personalmente, se sirva mandar se notifique al dtado padre 
prior de dicho convento entregue los autos que hubiere formados en 
la presente escribanla de cämara; y caso de no haberlos, esprese los 
mötivos que ^1 y su antecesor han teoido para tan violentos procedi- 
mientos; y en vista de todo declarar que aquel prelado hace notoria 
fuerza en conocer y proceder, como conoce y procede; 6 mandar se le 
oigan sus defensas, y proceda en ellas conforme ä derecho, depositando 
en el interin d mi parte en el convento que fuere del agrado de Y. A. 
tomändolo bajo su proteccion, para que no se le moleste: que asi pro- 
cede en justicia que pido etc. 

7. 

Recurso en la competencia de dos jueces eclesiästicos. 

M. P. S. 

Manuel Esteban de San Yicente, en nombre y virtud de poder, 
qne con la debida solemnidad presento y juro, del licenciado Don 



Digitized 



by Google 



Beilage XIX. 917 

Marcos Diez, cl^rigo de menores, yecino de la ciudad de Guenca, ante 
V. A. por el recurso de proteccion, 6 por el que mejor proceda y haya 
lugar en derecho, parezco y digo: que estando mi parte siguiendo in- 
Btancia ante el provisor de aqnel obispado con Don Patricio Suarez, 
tambien presbitero, yecino de la misma, sobre la obtencion y prefe- 
rencia i cierta capellania, se acudiö por parte de este, con pretesto de 
agravio, al tribunal del metropolitano 6 de la nanciatura etc.; quien 
despues de haber avocado ä si los autos, ha retenido sii conooimiento, 
sin embargo de hallarse en estado de prueba. 

T respecto que este procedimiento es contra los sagrados cänones 
y en perjuicio de la primera instancia que el sagrado Concilio de 
Trento atribuye & los ordinarios, por tanto 

A. y. A. pido y suplico, que habiendo por presentado el poder, 
se sirra mandar librar la ordinaria para la remision de autos (si es en 
la nunciatiwra se dice) , que el notario' venga 6, hacer relacion citadas 
las partes , y en su vista declarar que dicho juez metropolitano 6 el 
nuncio hace fuerza en conocer y proceder, mandando en su conse- 
caencia se remitan los autos ä dicho provisor para que conti nüe su 
conocimiento conforme ä derecho: que asi procede en jnsticia que 
pido etc. 

8. 

Recurso de nuevos diezhios. 

M. P. S. 

Manuel Esteban de San Yicente, en nombre y virtud de poder, 
que en debida forma presento y juro, de Juan Antonio de Vargas, ye- 
cino y labrador de la yilla de Guadalcanal, provincia de Estremadura, 
ante Y. A. por el recurso de nuevos diezmos, ö por el que mejor pro- 
cedd; parezco y digo: que 6 distancia del cura de dicha villa, y otros 
participes en diezmos, se estä procediendo judicialmente contra mi 
parte por el yicario eclesiästico de la misma, para que contribuya con 
el diezmo correspondiente de la cosecha de zumaque que cultiva en 
aquel territorio; y sin embargo de haber becho presente ä aquel juez 
que nunca han acostumbrado pagar los labradores diezmo de dicho 
frato, como es notorio en la espresada villa, con todo prosigue y con- 
tinua BUS procedimientos con el mayor rigor: por tanto, para evitarlos, 

A. V. A. pido y suplico, que habiendo por presentado el poder, se 
sirva mandar librar la ordinaria para la remision de autos; y venidos 
que sean se me entreguen para formalizar el recurso de nuevos diez- 
mos, que asi procede en justicia que pido etc. 



XX. 

{vgl. oben S. 78S.) 

Italienisches Garantiegesetz v.' 13. Mai 1871. 

Yittorio Emanuele II 
per grazia di dio e per volontä della nazione 
Re d'Italia. 
II Senato e la Camera dei Deputat! hanno approvato, 
Noi abbiamo sanzionato e promulghiamo quanto segue: 

Titolo I. 
JPrerogative del Sommo Pontefice e deUa Santa Sede. 
Z, Friedberff, D. MiBBbr. d. geistl. Amtsgewalt. 59 
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Art. 1. 

La persona del Sommo Pontefice h sacra ed inviolabile. 
Art. 2. 

L'attentato contro la persona del Sommo Pontefice e la provoca- 
zione a commetterlo sono puniti coUe stesse pene stabilite per l'atten- 
tato e per la provocazione a commetterlo contro la persona del Re. 

Le ofifese e le ingiarie pubbliche commesse direttamente contro la 
persona del Pontefice con discorsi, con fatti, o coi mezzi indicati nelP 
articolo 1 della legge sulla stampa, sono punite colle pene stabilite all' 
articolo 19 della legge stessa. 

I detti reati sono d'azione pubblica e dl competenza della Corte 
d' Assisie. 

La discussione sulle materie religiöse h pienamente libera. 
Art. 3. 

II Governo Italiano rende al Sommo Pontefice nel territorio del 
Hegno gli onori sovrani , e gli mantiene lo preminenze di onore rico- 
nosciutegli dai Sovrani cattolici. 

II Sommo Pontefice ha facoltä di tenere il consueto numero di 
guardie addette alla sua persona e alla custodia dei palazzi, senza pre- 
giudizio degli obblighi e doveri risultanti per tali guardie dalle legge 
vigenti del Regno. s 

Art. 4. 

£2 conservata a favore della Santa Sede la dotazione dell' annua 
rendita di lire 3,225,000. 

Con questa somma pari a qaella inscritta nel bilancio romano sotto 
il titolo: Sacri palazgi apostölici, Sacro collegio, Congregimoni eccle- 
siastiche, Segretaria di Stato ed Ordine diplomatico alf estero, s'inten- 
derä provveduto al trattamento del Sommo Pontefice e ai vari bisogni 
ecclesiastici della Santa Sede; alla manutenzione ordinaria e stra or- 
dinaria, e alla custodia dei palazzi apostölici e loro dipendenze, agli 
assegnamenti, giubilazioni e pensioni delle guardie, di cui nelP articolo 
precedente, e degli addetti alla Corte Pontificia, ed alle spese even- 
tuali; non che alla manutenzione ordinaria e alla custodia degli an- 
nessi musei e biblioteca, e agli assegnamenti , stipendi e pensioni di 
quelli che sono a ciö impiegati. 

La dotazione, di cui sopra, sarä inscritta nel Gran Libro del De- 
bito Pubblico, in forma di rendita perpetua ed inalienabile nel nome 
della Santa Sede; e durante la vacanza della Sede si continuerä a pa- 
garla per supplice a tatte le occorrenze proprie della Chiesa Romana 
in questo intervallo. 

Essa resterä esente da ogni specie di tassa od onere governativo, 
comunale provinciale ; e non poträ essere diminuita neanche nel caso 
che 11 Governo Italiano risolvesse posteriormente di assumere a sno 
carico la spesa concernente i musei e la biblioteca. 

Art. 5. 

II Sommo Pontefice, oltre la dotazione stabilita nell' articolo pre- 
cedente, continua a godere dei palazzi apostölici Vaticano e Latera- 
nense, con tutti gli edifizi, giardini e terreni annessi e dipendenti, non 
che della villa di Castel Gandolfo con tutte le sue attinenze e dipen- 
denze. y^ 

I detti palazzi, villa ed annessi, come pure i musei, la iOiblioteca 
e le collezioni d'arte e d*archeologia ivi esistenti sono ixalienabili, 
esenti da ogni tassa peso e da espropriazione per causa di utilitä 
pubblica. 

Art. 6. 

Durante la vacanza della Sede Pontificia, nessuna antoritä giudi- 
ziaria politica poträ per qualsiasi causa porre impedimento limi- 
tazione alla libertk personale dei Cardiuali 
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II GoverDo provvede a che le adunanze del Gonclave e dei Ooncili 
Ecumenici non siano turbate da alcana esterna violenza. 

Art. 7. 

NesBUDo ufficiale della pubblica autoritä od agente della forza 
pubblica puö, per esercitare atti del proprio ufficio, introdarsi nei pa- 
lazzi e luoghi di abituale residenza o temporaria dimora del Sommo 
Pontefice, o nei quali si trovi radunato un Gonclave o un Concilio Ecu- 
menico, se non autorizzato dal Sommo Pontefice. dal Gonclave o dal 
Concilio. 

Art. 8. 

tl vietato di procedere a visite, perquisizioni o sequestri di carte^ 
docamenti, libri o registri negli uffizi e congregazioni pontificie, rive- 
stiti di attribuzioni meramente spirituali. 

Art. 9. 

II Sommo Pontefice h pieuamente libero di compiere tutte le fun- 
zioni del suo ministero spirituale, e di fare affiggere alle porte delle 
basiliche e chiese di Roma tutti gli atti del suddetto suo ministero. 

Art. 10. 

Gli ecclesiastici che per ragione di ufficio partecipano in Roma 
all' emanazioue degli atti del ministero spirituale della Santa Sede non 
Bono soggq^ti, per cagione di essi, a nessuna molestia, investigazione o 
sindacato dell' autoritä pubblica. 

Ogni persona straniera investita di ufficio ecclesiastico in Roma 
gode delle guarentigie personal! competenti ai cittadini italiani in virtü 
delle leggi del Regno. 

Art. 11. 

Gli Inviati dei Ooverni esteri presso Sua Santitä godono nei Regno 
di tutte le prerogative ed immunitä che spettano agli agenti diploma- 
tici secondo il diritto internazionale. 

Alle oifese contro di essi sono estese le sanzioni penali per le 
offese agli Inviati delie potenze estere presso il Governo Italiano. 

Agli Inviati di Sua Santitä presso i Governi esteri sono assicurate 
nei territorio del Regno le prerogative ed immunitä di uso secondo lo 
stesso diritto nei recarsi al luogo di loro missione e nei ritornare. 

Art. 12. 

II Sommo Pontefice corrisponde liberamente coli' Episcopato e cön 
tutto il mondo cattolico, senza veruna ingerenza del Governö Italiano. 

A tal fine gli 6 data facoltä di stabilire nei Vaticano o in altra 
sua residenza uffizi di posta e di telegrafo serviti da impiegati di sua 
scelta. 

L'uffizio postale pontificio poträ corrispondere direttamente in pacco 
chiuso cogU uffizi postali di cambio delle estere amministrazioni o ri- 
mettere le proprie corrispondenze agli uffizi italiani. In ambo i casi il 
trasporto dei dispacci o delle corrispondenze munite dell bollo dell' 
uffizio pontificio sarä esente da ogni tassa o spesa pel territorio italiano. 

I Gorrieri spediti in nome del Sommo Pontefice sono pareggiati nei 
Regno ai Gorrieri di Gabinetto dei Governi esteri. 

L'uffizio telegrafico pontificio sarä collegato coUa rete telegrafica 
dei Regno a spese dello Stato. 

I telegrammi trasmessi dal detto uffizio con la qualifica autenticata 
vi pontifien saranno ricevuti e spediti con le prerogative stabilite pei 
telegrammi di Stato e con esenzione di ogni tassa nei Regno. 

Gli stessi vantaggi godranno i telegrammi del Sommo Pontefice o 
firmati d'ordine suo, che, muniti del bollo della Santa Sede, veranno 
presentati a qualsiasi uffizio telegrafico del Regno. 

I telegrammi diretti al Sommo Pontefice saranno esenti dalle tasse 
messe a carico dei destinatari. 
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Art. 13. 
Nella cittä di Roma e nelle sei sedi saburbicarie, i seminari, le 
accademte, i collegi e gli altri istit^ti cattolici fondati per la educa- 
zione e coltura degli ecclesiastici continueranno a dipendere uiiicameDte 
dalla Santa Sede, senza alcuna ingerenza delle autoritär scolastiche del 
Regno. 

Titolo IL 
Bekusione dello State colla Chiesa. 
Art 14. 
£] abolita ogni restrizione speciale alP esercizio del diritto di ri- 
unione dei membri del clero cattolico. 

Art. 15. 
£ fatta rinuncia ^al Govemo al diritto di Legazia Apostolica in 
SiciUa, ed in tutto il Regno al diritto di nomina o proposta nella colla- 
zione dei benefizi maggiori. 

I Vescovi non saranno richiesti di prestare giaramento al Re. 
I benefizi maggiori e minori non possono essere conferiti se non 
a cittadini del Regno, eccettoch^ nella cittä di Roma c nelle sedi sub- 
urbicarie. 

Nella coUazione dei benefizi di patronato regio nuUa h innovato. 

Art 16. 
Sono aboliti Veoaequatw e 'glacet regio ed ogni altra forma di as- 
senso goyernativo per la pubblicazione ed esecazione degli atti delJe 
autoritä ecclesiastiche. 

Perö fino a quando non sia altrimenti provvedato nella legge spe- 
ciale di cui air articolo 18, rimangono soggetti all' eoceguatur e plaoet 
regio, gli atti di esse autoritä che riguardano la destinazione dei beni 
ecclesiastici o la prowista dei benefizi maggiori e minori, eccetto quelli 
della cittä di Roma e delle sedi suburbicarie. 

Restano forme le disposizioni delle leggi civili rispetto alla crea- 
zione e ai modi di esistenza degli instituti ecclesiastici ed alienazione 
dei lx>ro beni. 

Art. 17. 
In materia spirituale e disciplinare non e ammesso richiamo ad 
appello contro gli atti delJe autoritä ecclesiastiche, nh h loro riconos- 
ciuta od accordata alcuna esecuzione coatta. 

La cognizione degli effetti giuridici, cosi di questi come di ogni 
altro atto di esse autoritä, appartiene alla giurisdizione civile. 

Perö taJi atti sono privi di eifetto se contrari alle leggi dello State 
od all' ordine pubblico, o lesivi dei diritti dei priyati, e yanno soggetti 
alle leggi penali, se costituiscono reato. 

Art. 18. 
Con legge ulteriore sarä proyyeduto al riordinamento alla conser- 
yazione ed all' amministrazione delle proprietä ecclesiastiche nel regno. 

Art. 19. 
In tutte le materie che formano oggetto della presente legge cessa 
di avere efifetto qualunque disposizione ora vigente, in quanto sia con- 
traria alla legge medesima. 

Ordiniamo che la presente, munita del sigillo dello Stato, sia in- 
serta nella raccolta ufnciale delle leggi e dei decreti del Regno d'Italia, 
mandando a chiunque spetti di osservarla e di farla osservare come 
legge dello Stato. 

Data in Torino addi 13 maggio 1871. 

Vittorio Emanuele. 
G. Lanza — E. Visconti-Venosta-Giovanni 
de Falco — Quintino Sella — C. Correnti -- 
C. Ricotti — G. Acten — Castagnola — G. 
Gadda. 
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Abel, Minister v. 329. 

Abgaben, kirchliche — in Belgien 
642. -— in Preussen 433. — nicht 
vom Staate einzuziehen 787. — 
der Geistlichen an den Staat siehe 
Steuern. — päpstliche, Beschrän- 
kung in Deutschland im Mittel- 
alter 62. - in England 739. — 
in Frankreich 480. 

Ablassbnllen in den Niederlanden 
591. — in Venedig 690. 

Absetzung der Geistlichen dem 
Staate gegenüber 811. — in Baiem 
421. — Baden 377. 460. — Bel- 
gien 602. 641. — Churhessen 
378. — Hessen -Darmstadt 379. 
468. - Nassau 380. — Preussen 
436. — Württemberg 376. 452. 

Abtheilung, kathol. , des preuss. 
Cultus-Ministeriums 349. 798. 

Adames, apost. Vicar v. Luxem- 
burg, Prozess mit Jules Metz 649. 

Adolph, Herz. v. Cleve, Stellung 
zur Kirche 106. 

A d dominici gregis custodiam, Bulle 
369. nicht ganz publicirt 370. 
863. 868. 873. 875. 

Advocatie des deutschen Kaisers 
über die Kirche 76. 

Ajffonso II. V. Portugal, Stellung z. 
Kirche 571. 

Affonso III. V. Portugal, Stellung 
z. Kirche 572. 

Aflfbnso V. V. Portugal schliesst ein 
Concordat 573. — Gesetzsamm- 
lung 573. 

Akademie der Wissenschaften in 
Baiern 253. 

Akatholiken in d. Niederlanden 608. 
611. — in Sardinien 713. siehe 
auch Protestanten. 



Albrecht V., Herz. v. Baiern, ordnet 

Landesvisitation an 190. — stiftet 

Keligionsrath 188. 
Alcalä, Herz, v., Regent v. Neapel, 

über Censur kirchl. Bücher 663. 

•— Universität v. Statuten der 540. 

— über Recursos de fuerza 549. 
Alessandrino , päpstl. Nuntius in 

Madrid, gegen Placet in Neapel 
662. 

Alexander VI. vertheilt neu ent- 
deckte Länder 39. — über geistl. 
Gerichtsbarkeit in Venedig 693. 

Alfons V. Y. Aragonien über Pla- 
cet 540. 

Alfons X. V. Castilien, Stellung z. 
Kirche 529. «— über Amortisation 
533. ' 

Alfons XI. V. Castilien, Stellung 
zur Kirche 533. — überExcom- 
municationen 533. 

Almosen Streitigkeiten, Competenz 
bei, in den Niederlanden 592. 

Altenstein, Minister v. 331. 

Altkatholizismus 769. 

Ambrosius der heil., über Staat u. 
Kirche 19. 

Amerika, Verhältn. von Staat u. 
Kirche in 778. 

Ammann, Prof. in Freiburg 385. 

Amortisationsgesetze, Noth wendig- 
keit der 793. — in Baiern 236. 
247. 253. — in England 732. — 
in Neapel 668. — in den Nieder- 
landen 608. 609. — in Oester- 
reich 110. 126. 149. 166. - in 
Portugal 571. — in Preussen 274. 
282. — in Sardinien 709. — in 
Spanien 531. 533. — in Toscana 
684 f. — - in Venedig 689. 701. 

Amtsgewalt, Missbrauch der geist- 
lichen 806. — in Baden 462. 806. 

— in Baiern 223. 231. — in Bel- 
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gien 642. ~ in Braunschweig 399. 

— in Deutschland 80. 806. — in 
Frankreich 485. — in Hesseu- 
Darmstadt 468. — in Holland 
648. — in Italien 718 ff. 727. — 
in Portugal 579. — in Preussen 
433. — in Sardinien 719. — in 
Spanien 807. — in Württemberg 
453. — siehe auch Strafgesetze. 

Animarum salati, Bulle in Portugal 
verboten 579. 

Anjou, Haus in Neapel, Stellung z. 
Kirche 657 ff. 

Anselm, EB. v. Canterbury 730. 

Antiochia, Synode v. J. 341 über 
Appellation an den Kaiser U. 

Antonelli, Card., über die Verhandl. 
mit d. oberrhein. Kirchenprovinz 
370. 859. — über Staat und Kir- 
che 896 ff. 

Antwerpen, Conyention v. 639. 

Aosta, Thal v. appel comme d'abus 
im 706. 

Apocrisiarii 19. 

appel c. d'abus, Wesen des 492. 
619 ff. — in Belgien 646. — Ur- 
sprung desselben in Frankreich 
486 ff. — in Holland ü48. — in 
Italien 725. — in Luxemburg 
650 ff. — im Königreich der 
Niederlande 624. — in Rhein- 
preusscn 330. -— in Sardinien 
710. 712. 714. 717. — in Savoyen 
704. — siehe auch appellatio ad 
abusu. 

appel fol 495. — qualifie 511. — 
simple 611. 

appellatio ab abusu in Baden 359. 
376. 465. — in Baiern 233. 241. 
258. 262. 265. 321. 325. 421 f. — 
in Belgien 582. — in Braun- 
schweig 393. — in Churhessen 
378. — in Deutschland 92. — in 
d. deutsch, geistl. Fürstenth. 296. 

— in Hannover 354. — in Hessen- 
Darmstadt 379. — in Nassau 
388. 471. — in Neapel 664. 667. 
670. — in den Niederlanden 598. 
614. -— in d. oberrhein. Kirchen- 
provinz 371. — in Oesterreich 
155. 180 ff. 313. — in Oldenburg 
394. •— in Preussen 291. 340. 
435. — in Portugal 573. — im 
Königreich Sachsen 391. — in 
Sachsen - Meiningen 393. — in 
Sachsen- Weimar 393. — in Sa- 
voyen 704. — in Schlesien 279. 

— in Spanien 571. (siehe auch 



recurso de fuerza) — inTenedig 
694. 702. — in Württemberg 366. 
368. 374 f. 453. — Bitte um Auf- 
hebung der Seitens der baier. 
Bischöfe 420. — Seitens des ober- 
rhein. Episcopates 441. — der 
österreichische Fpiscopat über die 
409. — Van Espen über die 584. 

— nach Febronius 139. — nach 
Pehem 161. — nach Riegger 149. 

— in d. Frankfurter Conferenzen 
364. — Verhandlungen über die 
in Würzburg i. J. 1848. 401. — 
Kritik der 803. — siehe auch 
appel comme d'abus. 

Appellation an den Kaiser, von 
Atbanasius 13. — verboten durch 
Synod. v. Antiochia (ao. 341.) 14. 

Appellationen nach Rom in Deutsch- 
land 82. — in England 732. — 
in Frankreich 480. — in Neapel 
658. 669, — in den Niederlanden 
592. ~ in Spanien 530. 

Aquila, Fra Piero delP, Conflict mit 
d. Republik Florenz 679. 

Aquileja, Patriarchen v. Venedig 
ernannt 692. 

Aquaviva, päpstl. Nuntius über Spa- 
nien 542. 

Aragonien , Verfahren bei d. re- 
cursos de fuerza in 560. — Tem- 
poraliensperre in 566. — in Lehns- 
abhängigkeit vom Papste 39. 

Armenanstalten in d. deutsch, geistl. 
Fürstenth. 295. 

Armenpflege in Baden 465. 

Artikel, organ. in Frankreich über 
den appel c. d'abus 519. 

Aschaffenburger Concordat 76. 

Asylrecht, der Kirche verliehen 9. 

— in Baiern 248. — in den Nie- 
derlanden 689. 594. 695. 609. — 
in Oesterreich 133. 134. 149. 412. 

— in Sardinien 711. 712. 715. 

— in Schlesien 274. — in Spa- 
nien 547. 562. — in Toscana 
686. — in Venedig 694. 

Athanasius recurrirt an den Kaiser 

13. 587. — Kampf des gegen 

Constantius 11. 
Auctorem fidei Bulle 687 f. — nicht 

placetirt in Oesterreich 308. 
Augsburg, über sodomitische Cle- 

riker 64. 
auto c )ndicional 559. — de legos 560. 
avenement joyeux in Frankreich 481. 
Avvogadori di Gommun in Venedig 

695. 
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B. 

Baden, Verhältn. v. Staat u. Kirche - 
in 376 ff. 454. — Conflict mit 
Born wegen Wessenberg 360. — 
nimmt an d. Frankf. Conferenzen 
Theil 363. — Concordatsverhand- 
lungen 891. 
Baiern , Yerhältniss von Staat n. 
Kirche in 186 ff. 317 ff. 420 ff. 
845. — Rechte d. Herzoge in 
Kirchensachen 827. — Stell, z. 
Kirchenfrage auf d. Wiener Con- 
gresse 304. 

Baltzer, Prof. in Breslau, gegen EB. 
V. Köln 341. — Conflict mit dem 
Fürstbischof v. Breslau 437. 

Barbo, Card., in Conflict mit Ve- 
nedig 692. 

Barbaro Ermolao 691. 

Baronius, Card., Schriften in Spa- 
nien verboten 552. 

Basel, Verpflichtung der Geistlichen 
auf die Staatsgesetze 56. — Con- 
cil V. 488. 

Bassianus v. Ephesus, Becurs an 
den Kaiser 17. 

Bavay, De, über Van Espen 585. 

— über den appel comme d'abus 
in Belgien 644 ff. 

Beamte, staatliche, vor kirchlicher 
Einwirkung gesichert 809. — in 
Baden 464. — in England 737. 

— in Frankreich 479. — in den 
Niederlanden 598. — inSicilien675. 

Beckers, Pfarrer in Köln 344. 

Becket, Thomas 732. 

Begräbniss, Versagung des kirchl. 
809. — in Oesterreich 316. — in 
Preussen 290. — Streitigkeiten 
über, in Spanien 560. 

Beichtgeld, abgeschafft in Oester- 
reich 149. 

Beichtiger, Vergehen des, in Por- 
tugal 580. 

Beisler, Minister von, im Frank- 
furter Parlamente 399. 

Belgien, Verhältnias v. Staat u. 
Kirche in 581 ff. 627 ff. — Vor- 
bild für Deutsehland i. J. 1848 399. 

Benavides , Louis de , über Placet 
in den Niederlanden 597. 

Benedict Xm. stellt sicil. Monarchie 
wieder her 677. 

Benedict XIV. über kath. Kirche 
in Schlesien 276. 278. 

Beneficien , Streitigkeiten über, in 
Spanien 560. 



benefit of clergy 736. 

Berg, Herzogth., Verhältniss von 

Kirche u. Staat 106. 
Berg, Franz, Prof. in Würzburg 277. 
Berg, Rap6diu8 de, über Venedig 

703. 
Berlin, Hass zwischen Clerus und 

Laien 54. 
Bertrand, B. v. Autun, Disputation 

von 484. 
Besangen, EB. v. , publicirt gegen 

Verbot d. Encyclika Pius IX. 517. 
Beschwerden, hundert der deut- 
schen Nation 66.— -beantwortet 69. 
Bethmann - Hollweg , Minister von, 

schreitet gegen Prof. Baltzer in 

Breslau ein 437. 
Bigamie, vom geistlichen Forum zu 

richten in Deutschland 55. 
Bilderstreit 20. 
Bildung des Clerus in Preussen 432. 

— Nothwendigkeit des staatlichen 
Einflusses auf die 791. 813. — 
siehe auch Convicte, Generalse- 
minarien, Universität. 

Binterim, Pfarrer in Bilk 344. 
Bischof, Bischöfe, Beziehungen des 
zum Grafen im fränk. Reiche 26. 

— der Jurisdiction des fränk. 
Königs unterworfen 28. — Cha- 
racteristik der Deutschen im 
Mittelalter 74. — Verhältniss z. 
Staate in Oesterreich nach d. 
Concor date 412. — Stellung 
z. Papste nach d. vatican. Con- 
cil 773. 

Bischofswahl 40. — Einfluss der 
röm. Kaiser auf die 17. — unter 
den fränk. Königen 22. — unter 
den Karolingern 25. — unter den 
sächsischen Königen 31. — in 
Baiern 323. — in Belgien 633. 

— im Churf. Brandenburg 105. 

— in England 729. — in Frank- 
reich 481. — in Italien 723. — 

— in Neapel 655. 656. 658. 669. 

— in d. oberrhein. Kirch enpro- 
vinz 388. — in Oesterreich 310. 

— in Preussen - 275. 282. — in 
Spanien 539. — in Venedig 691. 

— Wichtigkeit der staatlichen 
Einwirkung auf die 788. 

Bitte, Recht d. ersten in England 
732. -- in Frankreich 481. 

Blasphemie, in Deutschland vom 
geistlichen Forum zu richten 54. 

Blois, Ordon. v., über den Appel 
c. d'abus 495. 
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Bluhm, Hofrath, über appellatio ab 
abusu 350. 

Blam, B. v. Limburg, über das 
Placet 400. 

Bochold, Verpflichtung der Geist- 
lichen auf die weltlichen Ge- 
setze 56. 

Bologna, Generalvicar v., versucht 
Soldaten zur Desertion zu ver- 
leiten 726. 

Bonifacius VIII., Kampf mit Frank- 
reich 476. 

Bonifacius d. beil., Einfluss auf 
das Eirchenwesen 25. 

Bonn, Stift, d. Universität 293. — 
Schritte des EB. Clemens August 
gegen die 339. — kath.-theol. 
Facultät 436. 

Borcynski, Johann Evangelista 4 14. 

Borgia, Nuntiaturadministrator in 
Cöln, Conflict mit dem Reiche 84. 

Born, Hofrath v. 164. 

Borromaeo Carlo, EB. v. Mailand 
688. - in Conflict mit Venedig 702. 

Bourbonen, Stellung zur Kirche in 
Frankreich 514. — in Neapel 
Stellung z. Kirche 670. 

Brandenburg, Verhältniss von Staat 
u. Kirche im Churfürstenthum 
104. 

Braunschweig, Verh. v. Staat u. 
Kirche in 393. 

Bremen nimmt an d. Frankf. Con- 
ferenzen Theil 3ü3. 

Brescia, B. v., während d. Con- 
flictes zw. Papst u. Venedig 698. 

Breslau, kath.-theol. Facultät 436. 
879. — Bischof v. , Bestellung 
des 275. 

Breviarium, purificirt in Oesterreich 
152. 169. 309. — in Neapel 670. 

— in Venedig 702. 

"Broglie, Moritz v., B. v. Gent^gegen 
Königreich d. Niederlande 616. 

— gegen Toleranz 617. — ver- 
urthellt 622. 625 flf. 

Brüderschaften in d. Niederlanden 

611. 
Brühl, Graf, preuss. Unterhändler 

in Rom 348. 
Buch, das rothe 339. 
Buchdrucker, Verpflichtungen der, 

in d. Span. Niederlanden 608. 
Bullen, päpstl., in England 729. 

732. -r- in Frankreich 503. — in 

Spanien 646. — siehe auch Placet. 
Bund, norddeutscher, Debatten über 

Staat u. Kirche im Reichstage 403. 



Bundesacte, deutsche, über Religion 

304. 
Bunsen, Ritter v., in der Kölner 

Irrung 343 ff. 
Burchard v. Worms, Stellung zum 

Staate 32. 
Burg, Bischof 856. 
Bürgerrecht , Verpflichtung der 

Geistlichen zurErweckung des 56. 
Burghausen, Rentamt über baier. 

Clerus 199. 
Bussy, Nuntius in Köln 299. 
Bzowius muss die Invectiven gegen 

Ludw. d. Baiern widerrufen 226. 



Caisse de religion in den Nieder- 
landen 611. 

Calabrienin Lehnsabhängigkeit vom 
Papste 39. 

Calixt II. über päpstl. Legaten in 
England 731. 

Calmet, Priester 524. 

Cambrugghe, Van, Über Unterrichts- 
freiheit 630. 

Camera dei Conti in Sardinien bei 
appel comme d'abus 707. 

Camero del. Villar, über Recursos 
de fuerza 552. 

canciller de competencias 561. 

Canning 747. 

Canzleiregeln, päpstl. Geltung auf- 
gehoben in Neapel 669. 

Cappellano maggiore in Neapel 663. 

Capua, Bartolomaeus v. 660. 

Capuziner in Venedig 698. 

Carl V. , Kaiser , Versuche , die 
kirchlichen Missstände zu heben 
70. — Wablkapitulation 77. — 
Verbot der Recurse nach Rom 88. 

Carl VI., Kaiser, über kirchl. Zu- 
stände in Neapel 666. 

Carl VII. Y. Frankreich erlässt 
pragmat. Sanction 488. 

Carl Albert v. Sardinien schliesst 
ein Concordat 712. 

Carl Friedr., Fürstbisch, v. Würz- 
burg 294. 

Carmer, Grosskanzler v. 286. 

Carvajal de, y Lancaster Isidro, B. 
V. Cuenca in Conflict mit d. span. 
Regier. 556. 

Castilien, Verfahren bei d. recursos 
de fuerza in 560. 

Castres, B. v., Excommunication 
des für nichtig erklärt (1599) 502. 

Catalla laicorum 737. 

Catalonien, Verfahren bei den re- 
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coTBOB de fuerza in 560. — Tem- 

poraliensperre in 566. 
Catania, B. v. , in Conflict mit d. 

sicil. Regier. 677. 
Catechismas Romanus Aber Stellung 

der PrieBter 35. 
Cayour, Gf., über Staat u. Kirche 721. 
Celano, 6f. Roger, beschwert sich 

über d. Abt des Kl. St. Maria 

Victoria beim K. v. Neapel 661. 
Censur der Schriften in Baiern 257. 

— in d. deutsch, geistl. Fflrstenth. 
293. — in Neapel 663 f. — in 
den Span. Niederlanden 608. 610. 

— in Oesterreich 310. — in Sar- 
dinien 713. — in Venedig 695. 

— d. Jesuiten-Komödien in Baiern 
355. 

Ce?allo8 551. 

Chiara, S., Gonsiglio di in Neapel 

665. 
Childebert I., Stellung gegenüber 

dem Papste 24. 
Chlodovech, Stellung zur Kirche 21. 

— Rechte bei Bischofswahlen 22. 
Chlotar 1. privilegirt die Bischöfe 22. 
Christen thum, Verhältniss z.Staate4. 
Chrysostomus , über Kirche und 

Staat 6. 

Chur, B. V., Conflict mit Joseph II. 
174. 

Churhessen, Verhältn. v. Staat u. 
Kirche in 378. — nimmt an d. 
Frankfurt. Conferenzen Theil 363. 

Circumscription d. Diöceseii vom 
Staate vorgenommen in Oester- 
reich 166. 

Civilehe 787. — in Baden 465. — 
in Belgien 642. •— in Preussen 
428. — .in Sardinien 715. — in 
Spanien 570. 

Civil Standsregister 786. — in d. 
Niederlanden 611. — siehe auch 
Civilehe. 

Ciarendon, Reichstag zu 730. — 
über Gerichtsstand d. Cleriker 
736. -— über Appellationen an d. 
Staat 737. 

Clemens II. Bulle cassirt in Sar- 
dinien 707. 

Clemens V. excommunicirt Venedig 
689. 

Clemens VII. giebt d. Herzog v. 
Baiern Privilegien 187. — Über 
geistl. Gerichtsbarkeit in Venedig 
693. — entbindet Karl V. v. d. 
Eide auf d. joyeuse entree 612. 

— gegen Placet in Spanien 544. 



Clemens VIII. Bulle Apostel, sedis 
verboten in d. Niederlanden 596. 

Clemens XI. hebt sicil. Monarchie 
auf 677. — Bulle Vineam do- 
mini in den Niederlanden dem 
Placet unterworfen 598. 

Clemens XL Streit wegen Parma 90. 

Clemens XIII. monitor. gegen Par- 
ma 553. 

Clemens XIV. hebt d. Jesuiten- 
orden auf 91. — in Venedig 702. 

Clemens Aug., B. v. Köln, in Con- 
flict mit d. Preuss. Regier. 837. 

Clerus angefeindet von Sekten 47. 

— Vorrechte des in Belgien 634. 

— Zahl des in Neapel 666. ^ 
Unsittlichkeit des in Oesterreich 
114. — Nothwendigkeit der Ein- 
wirkung des Staates auf die Bil- 
dung des 791. 

Cleve, Herzogth., Verhftltniss von 
Kirche u. Staat 106. 

Coelestin III. schliesst ein Concordat 
mit Tancred 655. 

Collaterale consiglio in Neapel 665. 

collöge philosophique in Löwen 618. 

Collegium germanicum, Verbot des 
Besuches des, in Oesterreich 166. 

Collegium theologicum in Freiburg 
i/B. 384. 

Colloredo, Graf, Stellung z. Kirche 
305. 

Combrugghe, Abb^ van, über die 
Stellung der Geistl. z. Staate in 
Belgien 045. 

Commission ad pias causas in Ve- 
nedig 701. 

Concil, vatican., baier. Regierung 
gegenüber dem 423. — italie- 
nische 719. — Einfluss des auf 
d. Verhältn. v. Staat *u. Kirche 
767. — Publication der Beschlüsse ♦ 
in Baiern 423. — in Frankreich 
518. — Stimmung über das in 
Frankreich 515. 

Concilium collaterale in Neapel 662. 

Concordate 780. — rechtliche Natur 
der 258. 815. — Aschafifenburger 
76. — badisches 459. — baier. 
V. J. 1583. 214. — mit Bisth. 
Augsburg V. J. 1684. 237. — mit 
Bisth. Regensburg v. J. 1690 
237. -- mit d. B. v. Augsburg 
V. J. 1785 263. — mit dem B. v. 
Regensburg v. J. 1789 263. v. 
1817 322. französ. v. J. 1516 
491. V. 18. Germinal X. 816. — 
V. Fontainebleau 519. — neapol. 
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V. J. 1741 666. V. 1818 670. — 
der niederländischen Regierung 
619. — österreichisches 411. 413. 

— aufgehoben fQr d. Lombardei 
715. aufgehoben 420. — sardi- 
nisches V. J. 1727 708. V. 1742 
711. — toskan. v. J. 1851 688. 

— württemb. 450. 
Concordatsverhandl, badische 891 fif. 

— 1807 erwartet in Baden 357. 

— über ein deutsches 301. ~ 
in Baiern 1807 320. — Hanno- 
versche 350 flf. — Nassauische 
907. — in Oesterreich 315. — 
Preuss. 332, — Württember- 
gische V. J. 1807 356. 

Concordias in Portugal 573. 
Goncubinen der Cleriker, Gerichts- 
stand der in Neapel 657. 
GoQCursprüfungen in Baiern 422. 

— siehe auch Prüfung. 
Conduitenlisten d Geistl. in Würt- 
temberg 3^8. 

Congö d'^lire in England 731. — 
in Frankreich 481. 

Congregationen staatlich wie Orden 
zu behandeln 797. — in d. Nie- 
derlanden Oll. — in Oesterreich 
166. — in Toscana 686. 

Congress, belg., über Staat u. Kirche 
627 flf. 

Consalvi, Card., über denVerf.-Eid 
des Comte de M^an, £B. v. He- 
cheln 620. — auf d. Wiener Con- 
gresse 303. — gegenüber Han- 
nover 351. 

Conservatores apostolici, Gerichts- 
barkeit der in d. Niederlanden .595. 

Constans IL ertheilt Pallium 16. 

Constantin begründet kirchliche Ge- 
richtsbarkeit 9. — über Kirche 
und Staat 6. -— erklärt sich zum 
Bischof der Kirche 16. — Stel- 
lung zn den Synoden 10. 

Constantius u. d. Synode zu Mai- 
land 12. 

Constanz, Bisth., Conflict mit Rom 
wegen Wessenberg 360. 

Constitution civile du clerge 512.~ 

Consultore in iure in Venedig 696. 

Consultore e Revisore dei Brevi in 
Venedig 702. 

Convention der Darmstädt. Regier, 
mit dem B. v. Mainz 466 

Convicte, niedere, in Baden 384. 

— in Nassau 385. — in Würt- 
temberg 384. 

Corpora pia in Toscana 683. 



Corporationsrechte der relig. Ge- 
sellschaften in Belgien 635. — in 
Preussen 427. 

Corsica in Lehnsabhängigkeit vom 
Papste 89. 

Cosimo 1. V. Toscana, Stellung z. 
Kirche 680. 

Cosimo III. V. Toscana, Stellung z. 
Kirche 682. 

Counotte, Walter, wegen Recurs 
nach Rom verurtheilt 83. 

Court, consistory; prerogative 745. 

— of divorce and matrimonial 
causes 745. — of probate 746. 

— of the Archdeacon of Arches. 
of peculiars 745. 

Covarruvias citirt v. baier. Behör- 
den 205. 
Crappe, Paul, legt recursus ad pria- 

cipem ein 604. 
Croatien in Lehnsabhängigkeit vom 

Papste 39. 
Cugni^res, Pierre de, Disputation 

484. — als Urheber des appel 

c. d'abns 486. 
Cultus, Reformat. des in den deutsch. 

geistl. Fürstenthümern 293. 
Cultusministerien müssen fortfallen 

749. 
Curtis de Camillo, päpstl. Verbot 

seiner Schrift in Neapel nicht re- 

cipirt 663. 



D'Aguesse^iu, über d. appel c. d'abus 
498. 

Dalberg, Fürst-Primas 856. 360. - 
Bestrebungen auf d. Wiener Con- 
gresse 303. 

Dalmatien in Lehnsabhängigkeit v. 
Papste 39. 

Dalwigk, Minister v., Stellung zur 
Kirche 467. 

Dante, über Staat und Kirche 37. 

Dechamps, über Unterrichts wesen 
in Belgien 637. 

declaratio cleri gallicani 516. — 
der Frankfurter Conferenzen 36 5. 

Defacqz, über Staat u. Kirche 628. 

Deleeuw, über Staat und Kirche 629. 

Delicto der Cleriker, siehe Immu- 
nität, Amt, Strafgesetze. 

d61it commun 505. — privilegie 505. 

Della Genga, Nuntius 302. 321. 357. 

Demeritenhäuser , in d. oberrhein. 
Kirchenprovinz 365 ff. ~ in 
Oesterreich 312. 419. — in Würt- 
temberg 373. 
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Departement, geistl., in Preussen 
892. 

Desertion, Aufforderung der Sol- 
daten zur im Beichtstühle 726. 

— in Preussen 371. 
Desirant P^re 685. 
Deutschland, Verh&ltniss von Kirche 

und Staat 49 ff. 75 ff. 408. — 
Grundbesitz der Kirche in 46. 

— in Lehnsabhängigkeit vom 
Papste 39. 

Deventer 593. 

Devolutionsrecht in Baiern 190. 

Diaz, König von Portugal, schliesst 
Concordate 573. 

Diepholt, Rudolph v., B. v. Ut- 
recht 591. 

Diepenbrock, Fürstbisch. gegen d. 
Jesuiten 795. — erzielt Unter- 
ordnung der kath -theol. Facultät 
in Breslau 437. 

Dinis, König v. Portugal über ap- 
pellatio ab abusu 573. 

Disciplin d. Klerus im Mittelalter 45. 

Disciplinargewalt, geistliche 804. 
810. — in Baden 376. 460. 461. 

— in Baiern 191. 221. 228. 258. 
329. — in Belgien 641. — in Chur- 
hessen 378. — im deutschen Reich 
85. — in d. Frankfurt. Confe- 
renzen 368. — in Frankreich 506. 
521. — in Hessen-Darmstadt 379. 
466. 467. — nach d. Beschl. d. 
Karlsruher Conferenzen v. J. 1852 
443. — im Fürstenth. Minden 
109. — in Nassau 380. 471. — 
in d. Niederlanden 602. — in 
Oesterreich 163. 175. 179. 410. 
412, 419. - in Oldenburg 394. 

— in Preussen 291. 436. — in 
Sachsen- Weimar 392. — in Si- 
cilien 674. — in Toscana 688. 

— in Venedig G94. — in Würt- 
temberg 371. 44ft. 451. 

Dispensationen, für Geld käuflich 66. 

Döllinger, über Placet i. J.1848 400. 

Domcapitel, Characteristik d. Deut- 
schen im Mittelalter 76. — in d. 
deutsch, geistl. Fürstenthümern 
295. 

Dotalprozesse, Gerichtsbarkeit über 
die iu England 735. — in Frank- 
reich 482. 

Droste-Vischering , Frhr. v., siehe 
Clemens August. 

Dunin, Martin v., EB. v. Poseu 345. 

Dnpanloup, B. v. Orleans 515. 



Eck, Dr. Johann, Gesandter der 
baier. Herzoge 185. 

Edward I. v. England 732. — ge- 
gen writs of Prohibition 744. — 
über Gerichtsstand der Cleriker 
736. 

Edward H. v. England 732. 

Edward III. über Praemunire 738. 

Eesbecke, Yan, legt recarsus ad 
principem ein 603. 

Ehen, gemischte, in Baiern 328. — 
in den Niederlanden 611. — in 
Preussen 342. — in Toscana 688. 

— in Württemberg 383. — ■ heim- 
liche in den Niederlanden 594. 

Ehebruch, in Deutschland vom geistl. 
Forum zu richten 55. — in Frank- 
reich 482. — in Spanien 560. 

Ehegerichtsbarkeit 787. — in Baiern 
191. 203.213. — in Deutschlaud 

55. — in England 735.' — in 
Frankieich 482. — in d. Nieder- 
landen 592. in Spanien 560. 570. 

Ehegerichtshof in England 746. 

Ehegesetze, kaiserliche 18. — in 
Oesterreich 166. 415. — iu Preus- 
sen 273. 431. 

Eheschliessung, kirchliche, nicht 
vor bürgerlicher in Frankreich 
523. 

Ehre, Verletzung der bürgerlichen 
durch Geistliche 804. — in Frank- 
reich 523. 

Eid des Clerus auf die Staatsver- 
fassung 802. — in Deutschland 

56. — in Preussen 282. — in 
Sachsen 391. 

-— des Episcopates auf die Staats- 
verfassung 802. — in Belgien 
620. -- in Frankreich 481. — in 
Italien 725. — iu Oesterreich 
171. — der Katholiken in England 
747. 751 f. 

Elisabeth v. England excommuni- 
cirt 749. 

Emanuel Philibert, über appel c. 
d'abus 705. . 

Ems, Punktationen v. 297. 

England, Verhältniss v. Staat u. 
Kirche in 728 ff., 779. - Grund- 
besitz der Kirche 46. — in Lehns- 
abhängigkeit vom Papste 39. 

entr^e joyeuse in Frankreich 481. 

— in den Niederlanden 612. 
Episcopalismus in Deutschland 296. 
Episcopalrecht des K. v. Preusseu 
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über die kathol. Kirche 269. — 
der deutschen protestantischen 
Fürsten 95. 

Erfurt excommunicirt 59. 

Ernst, Administr. v. Passau, Herz, 
von Baiern, gegen Reform der 
Kirche 187. 

Erziehung der klösterl. Anstalten 
797. 

Espen, Van 584 ff. 

Esposizione dei Sentimenti 868. 

Esslingen, Verpflichtung der Geist- 
lichen auf die Staatsgesetze 56. 

Eusebius v. Dorylaeum, Recurs an 
den Kaiser 17. 

Excommunicationen staatlicher Seits 
nicht zu dulden 807. — Miss- 
brauch der 47. — gerügt 66. — 
von der Reichsacht gefolgt 58. -— 
von Reichsgerichten für nichtig 
erklärt 85. — in Baiern 23.3. 
241. — in Brandenburg 104. — 
in Deutschland 61. -- in Eng- 
land 737. — in Frankreich 479. 
483. 488. — auf d. Frankfurter 
Conferenzen 865. — in Neapel 
658. 669. 670. — in den Nieder- 
landen 589. — in Oesterreich 
155. — in Preussen 287. 432. 808. 
— in Sachsen 103. — in Sar- 
dinien 707. 713. — in Sicilien 
614. 677. — in Spanien 531. 533. 
546. — in Venedig 689. 697. 

exercitium religionis publicum 711. 

Exequatur 790. — - im Königreich 
Italien 726. — in Neapel 658. — 
in Toscana 686. -~ siehe auch 
Placet. 

Exorcismus verboten in Oesterreich 
149. 

Eybel, Joh. Valentin 146^. 163. — 
pftpstl. Verbot der Schriften v., 
in den Niederlanden nicht pub- 
licirt 613. 

P. 

Facultäten, kathol.- theol., sind bei- 
zubehalten 813. — in Preussen 
433. 

Febronius Justinus 139. 297. ~ 
Retractation in Chur-Mainz ver- 
boten 297. ~ in Oesterreich 140. 

Feiertage 787. — Verletzung der 
iu Deutschland vom geistlichen 
Forum zu richten 54. — Refor- 
mat. der in d. deutsch, geistl. 
Fürstenth. 295. — in Oesterreich 
175. — in Schlesien 274. 



Ferdinand I., Kaiser, Stellang zur 
Kirche 114. —gegenüber d.Trienter 
Concil 73. — Versuche, die kirch- 
lichen Missstände zu heben 70. 

Ferdinand IL, Kaiser, Stellung zur 
Kirche 129. 

Ferdinand III., Kaiser, Stellung z. 
Kirche 131. — für Beibehaltung 
des recursus ab abusu 93. 

Ferdinand I., Kaiser v. Oesterreich, 
Stellun.:^ zur Kirche 314. 403. 

Ferdinand Maria, Ghurf. v. Baiern, 
Stell, z. Kirche 236 ff. 

Ferdinand, Carl, Erzherz. v. Oester- 
reich, klagt wegen. Missbrauch 
der geistl Amtsgewalt 81. 

Ferdinand, der kathol., von Spanien, 
über geistl. Gerichtsbarkeit 535. 
— über d. Inquisitionslribunal 
541. — über Placet in Neapel 662. 

Ferdinand VI. v. Spanien über re- 
cursos de fuerza 552. 

Ferdinand IL, K. v. Neapel, Stel- 
lung z. Kirche 671. 

Ferdinand I. v. Toscana gegenüber 
d. Herz. v. Northumberland 682 

Feuret 510. 

Figueroa, Conflict zwischen Staat 
u. Kirche wegen, in Neapel 664. 

Firma iuris 565. 

Fleischesverbrechen, Cognition über 
in England 734. — in Frank- 
reich 482. 

Fleury, über d. Appel c. d'abus 498. 

Florencourt, Beruh, v., in Opposition 
gegen die österr. Regier. 419. 

Florenz, Verhältniss zur Kirche 678. 

Foöre, Abb6 de, über die Stellung 
der Geistlichen z. Staate in Bel- 
gien 645. — Process des 625. 

Förster, Fürstbisch., gegen d. Je- 
suiten 795. — Conflict mit Dom- 
herr Prof. Dr. Baltzer 437. 

Foscari, B., in Conflict mit Venedig 
690. 

Frankenbejpg, EB. v. Mecheln, Con- 
flict mit Joseph IL 613. 

Frankenreich, Stellung der Kirche 
im 21 ff. 

Frankfurt, kirchl. Conferenzen der 
süddeutschen Staaten 362. — 
nimmt an den Frankfurt Confe- 
renzen Theil 363. — Parlament 
zu Verhandlungen über Staat u. 
Kirche 398. — über die Ketzerei 
r)4. — Verhältniss von Staat ii. 
Kirche in 380. 

Frankfurt a/0. excommunicirt 59. 
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Frankreich, Yerhältniss von Staat 
u. Kirche in 475 ff. — in Lehns- 
abhängigkeit vom Papste 39. — 
Grundbesitz der Kirche 46. — 
kirchi. Jurisprudenz hat Einfiuss 
auf Baiern 209. — aufd. Trient. 
Concil 72. 

Fransoni, EB. v. Turin, in Conflict 
mit d. sardin. Regier. 716. 

Franz I. v. Oesterr. , Stellung zur 
Kirche 304. 

Franz Joseph, Kaiser v. Oester- 
reich, Stellung zur Kirche 408. 

Franz I. y. Frankreich schliesst 
ein Concor dat 491. — über den 
appel comme d'abus inSayoyen704. 

Franz I. v. Neapel verbietet Ex- 
communicationen in Sicilien 675. 

Franz L, K. v. Deutschland, Grhz. 
V. Toscana, Stellung z. Kirche 
685. — gegen die Inquisition 681. 

Franz v. Lothringen, B. v. Verdun, 
Verfahren des Parlaments gegen 
503. 

Franz v. Sales ergreift appel comme 
d'abus 707. * 

Freiburg, EB., Conflict mit der 
Preuss. Regierung 436. — mit 
der bad. Regier. 454. — Errich- 
tung d. Erzbisth. 361. 370. 

Freiheitsstrafen nicht von d. Kirche 
zu verhängen 811. — in Würt- 
temberg 452. — siehe auch Klo- 
sterkerker und Disciplinarge- 
richtsbarkeit. 

Frieden, Westphälischer , Protest 
des Papstes dagegen 89. — recht- 
liche Bedeutung desselben h6ute 
770. 

Friedrich I., Kaiser, über Bischofs- 
wahlen 74. 

Friedrich IL, Kaiser, Stellung zur 
Kirche 52. — über Residenz der 
sicil. Bischöfe 674. — in Neapel 
656. 

Friedrich IIL, Kaiser, Stellung zur 
Kirche 112. — über Excommu- 
nicationen 61. 

Friedrich , Herzog v. Oesterreich- 
Tirol, Placet 63. 

Friedrich d. Schöne erlässt Amor- 
tisationsgesetze 110. 

Friedrich 11. v. Preussen, Stellung 
^z. Kirche 267. 

Friedrich Wilhelm IL v. Preussen, 
Stellung z. Kirche 283. 

Friedrich Wilhelm III. v. Preussen, 
Stellung z. Kirche 329. 



Friedrich Wilhelm IV., König v. 
Preussen, Stellung z. Kirche 348. 

Fritzheim, Prof. in Bonn 297. 

Fulda, B. V., opponirt gegen die 
hess. Staatsgesetze 389. — Er- 
richt. d. Bisth. 370. 

Fürsten, Ursprung und Stellung der 
nach päpstlicher Lehre 37. — 
deutsche Eingriffe in innere 
kirchi. Fragen im Mittelalter 64. 

Fürstenberg, EB. v. Olmütz, in Con- 
flict mit d. österr. Regier. 416. 

Fürstenthümer, geistl. Verhältniss 
V. Staat u. Kirche in den Deutsch- 
. lands 292 ff. 

Fundationsurkunden in.d. Ländern 
d. oberrhein. Kirchenprovinz 369. 

a. 

Garantiegesetz, Italien., v. 13. Mai 
1871 726.917. — hebt sicil. Mo- 
narchie, Placet, appel c. d'abus 
auf 678. 

Gasser, B., gegen die Jesuiten 795. 

Geissei, EB. v. Köln 349. 398. 400. 

Gelasius , Papst , über Staat und 
Kirche 19. 

Geldstrafen, von der Kirche ver- 
hängt 811. — nicht gestattet in 
England 734. 

Generalsemi narien in Oesterreich 
166. — in Löwen 612. 

Georg, Herz. v. Sachsen, Stellung 
zur katholischen Kirche 101. — 
über Excommunicationen 60. 

Georg, Herz. v. ßaiern, Placet 64. 

Georg III., V. England, emancipirt 
Katholiken 750. 

Georg, B. v. Utrecht, klagt über 
Rom 595. 

Gerichte, geistliche, Beschluss der 
Karlsruher Conferenz d. J. 1852 
über die Besetzung der 444. 

Gerichte, staatliche, nicht geeignet, 
die Kirchenhoheitsrechte wahr- 
zunehmen 817. 

Gerichtsbarkeit, geistl. 787. — Be- 
schwerden über die 67. — in 
Baiern 191. 206. 245. 259. 318. 
328. — in Cleve 106. 107. — in 
Deutschland 52. — in d. deutsch, 
geistl. Fürstenth. 296. — - in Eng- 
land 733. 745. — auf d. Frank- 
furter Conferenzen 864. — in 
Frankreich 482. 504. — in Han- 
nover 354. — in Neapel 654. 656. 
669. 670. — in d. Niederlanden 
589. 592. 611. — in Oesterreich 
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111. 120. 133. 153. 178.812.408. 

— in Oldenburg 394. — in Por- 
tugal 576. — in Freussen 276. 
283. 290. 433. — io Sachsen 103. 
391. — in Sardinien 709.711.— 
in Spanien 530. 534. 560. — in 
Toskana G81. 686. — in Venedig 
692 f. 

Gerlach, Appellationsger. Präsid. v., 
gegen d. Jesuiten 795. 

Gerlache de, tlber Freiheit der 
Kirche 629. 

Gesetze, Publication der in Kirchen 
11. — in Oeeterreich 170. — des 
Staates bedürfen kirchlicher Be- 
stätigung 39. — vom Papste cas- 
sirt 417. 717. 

Giannone, über Appellatio ab abusu 
in Neapel 665. 

Girgenti, B. y., in Gonflict mit d. 
sicil. Regier. 677. 

Gladstone, engl. Min. 756. 

Glasener, Prediger, vom Reich in 
sein Amt restituirt 97. 

Gmeiner, Xaver lü2. 

Görres, Ober Staat u. Kirche 344. 

Görz, EB. Y., Gonflict mit Joseph 11. 
172. 

Gottesdienst, Störung des, Gerichts- 
barkeit über in Frankreich 505. 

Gotteslästerung, siehe Blasphemie. 

Götze, Pastor, wegen Schmähung 
der Katholiken verwarnt 86. 

Govaerts, Peter 583. 

Gregel, Prof. in Würzburg 297. 

Gregor y. Nazianz, über Kirche u. 
Staat 5. 

Gregor d. Gr., Stellung z. Kaiser 12. 

Gregor VII., über Staat und Kirche 
33. — über die Fürsten 37. 

Gregor XI. interdicirt Florenz 678. 

Gregor XII. , über geistl. Gerichts- 
barkeit in Venedig 692. 

Gregor XIII. , über Beschwerden d. 
baier. Episcopates 198. — Bulle 
über Banditen in Toscana 684. 

Gregor XIV., Censuren des in Frank- 
reich cassirt 501. — Concordat 
mit Karl Albert y. Sardinien 712. 

Gregor XVI., AUocut. in Spanien 
verboten 554. — beansprucht 
Verleihung der Königswürde 39. 

— in d. Kölner Irrung 344. — 
über Lammenais 631. — gegen 
die Staatsgesetze der oberrhein. 
Kirchenprovinz 389. — gegen- 
über Oesterreich 316. — über d. 
sicil. Monarchie 677. 



Groof ap., Vicftr f. Indien, in Gon- 
flict mit d. holl. Regier. 648. 

Grundbesitz der Kirche 46. 

Grundbestimmungen f. ein organ. 
Staatskirchengesetz in d. ober- 
rhein. Kirchenprovinz 368. 

Grundrechte, deutsche, über Staat 
u. Kirche 400. 

Grundzüge z. e. künft. Vereinbar, 
über d. Verhält, d. kath. Kirche 
in deutsch. Bundes- Staaten 363. 



Hadrian VI. giebt d. Herzog von 
Baiern Privilegien 187. 

Hannover, Verbal tn. von Staat n. 
Kirche in 350 ff. — Steliong z. 
Kirchenfrage aaf d. Wiener Con- 
gresse 304. 

Hardenberg, Fürst, gegen ein ge- 
meinsames deutsches Concordat 
332. 

Hederich, Prof. in Bonn 297. 

Heilbronn excommunicirt 60. 

Heinrich III., Kaiser, Verhältniss 
zum Papstthum 30. 

Heinrich IV., Kaiser, Kampf mit 
Gregor VII. 33. 

Heinrich VI., Kaiser, in Neapel 655. 

Heinrich I., v. England, über Bi- 
schofswahlen 780. 

Heinrich IL, v. England, Stellung 
z. Kirche 730. — über p&pstl. 
Legaten 731. — über Appella- 
tionen nach Rom 782. — über 
d. Gerichtsstand d. Gleriker 736. 
— Über Appellationen an den 
Staat 737. 

Heinrich IV., von England, über 
Ketzerei 734. 

Heinrich VIII., v. England, Stellung 
zu Rom 744. — excommunicirt? 50. 

Heinrich IV., v. Frankreich, über 
den appel c, d'abus 497. — in 
dem Conflicte zwischen d. Papst 
u. Venedig 698. — über d. appel 
c. d'abos 511. 

Heinrich II., von Gastilien, über 
geistl. Gerichtsbarkeit 536. 

Heinrich III. v. Aragon, excommu- 
nicirt 532. 

Heinrich IV., von Gastilien, über 
geistl. Gerichtsbarkeit 535. 

Heirathsversprechen, heimliche, in 
Baiern 253. 

Hermes, Prof in Bonn 339. 

Herwart, Joh, Georg, vertheidigt 
Ludwig d. Baiem 226. 
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Herzogenbusch interdicirt 593. 

Hessen, Verpflichtung der Geist- 
lichen auf die Staatsgesetze 5G. 
— • Verhandlungen des Kurfürsten 
V. mit dem B. v. Fulda 445. — 
siehe auch Ghurhessen. 

Hessen - Darmstadt , Verb. v. Staat 
u. Kirche in 379. 46ü. — nimmt 
an d. Frankf. Conferenzen Theil 
363. — Benehmen der Regierung 
bei der Wahl des Mainzer Bi- 
schofs V. Ketteier 441. 

Heymburg, Gregor von 113. 

Hilarius von Poitiers, Kampf gegen 
Constantius 11. 

Hinkmar v. Rheims, über Staat u. 
Kirche 29. 

Hirscher v., Domdechant, kirch- 
liche Stellung 458. 

Hirtenbriefe , aufrührerische, be- 
straft in Belgien 643. — in Frank- 
reich 517. — in Italien 727. — 
in Portugal 580. — in Spanien 
807. — Controle über, in Belgien 
634. — in Frankreich 518. — in 
Oesterreich 168. — in Preussen 
428. — in Spanien 565. — siehe 
auch Placet. 

Holland, Verhältn. v. Staat u. Kirche 
in 581 ff. 647 ff. 

Holstein-Oldenburg nimmt an den 
Frankf. Conferenzen Theil 363. 

Honorius IV. gegenüber Neapel 659. 

Hontheim, Nicol. v., Weihbisch, v. 
Trier 139. 297. 

Hosius, über Kirche und Staat 6 

Humbert, Cardinal, über Staat und 
Kirche 34. 

Humboldt, Wilh. y. , preuss. Ge- 
sandter in Rom 332. 

Hurerei in Deutschland vom geist- 
lichen Forum zu richten 65. 



Jacob I. V. England setzt Eid der 
Katholiken fest 748. 

Jacob I. V. Aragon, excommunicirt 
532. 

Jacob Flor entin 501. 

Jansenismus in Belgien 581. 

Jansenius, Streitigkeiten über Ver- 
bot seines Buches Augustinus in 
d. Niederlanden 596. 

Jaumann, Geist!. Rath 361. 

Jesuiten, Bestrebungen zur Ver- 
nichtung des Ordens der 667. — 
Aufliebung des Ordens der 91. ■— 
Characteristik des Ordens und 



Gründe für sein Verbot 793. — 
Schulen der 252. — Verbreitung 
der 613. — in Baiem 252. 264. 

— in Belgien 582. — in Deutsch- 
land 292. 335 f. 794. — in Eng- 
land 753. 756. — in Frankreich 
508. — in d. Niederlanden 607. 
609. — in Oesterreich 306. 314. 
— - in Preussen 267. 274. — in 
Venedig 698. 

Ignaz V. Loyola, neapol. Feldmar- 
schall 672. 

Immunität des Clerus von welt- 
lichem Gericht 41. — Folgen da- 
von 44. — in Baiern 202. 215. 

— in Deutschland 52. — in Eng- 
land 735. — im Frankenreiche 
24. — in Frankreich 483. — in 
Neapel 654. 657. 669. — in den 
Niederlanden 592. 594. — in 
Oesterreich 129. 153. 412. — in 
Preussen 277. — in Sardinien 
705. 711. ~ in Spanien 560. — 
in Toskana 680. 686. — in Ve- 
nedig 700. 

Impensa Romanorum pontificum, 

Bulle 353. 
In Coena Domini, Bulle verboten 

in ßaiern 224. — in Neapel 663. 

666. — in d. Niederlanden 596. 

— in Oesterreich 151. — in Por- 
tugal 579. — in Spanien 545. 
553 f. 558. — in Toscana 683. 
685. — in Venedig 694. 

Index librorum prohibitor., päpstl. 
nicht recipirt in Neapel 663. — 
in den Niederlanden 610. — in 
Spanien 551 if., in Venedig 694. 

Indigenat für Besetzung geistlicher 
Pfründen in Schlesien 272. 

Indulgenzen, pftpstliche, Beschwer- 
den über 66. — Verkauf be- 
schränkt in Venedig 690. 

Infallibilität des Papstes geleugnet 
von engl. u. irischen Katholiken 
754. — Einwirkung auf Verhält. 
V. Staat u. Kirche 766 ff. 

Injurien, Cognition über in Eng- 
land 734. 

InnocenzlII. gegen über Neapel 655. 

Innocenz IV. setzt König v. Por- 
tugal ab 572. 

Innocenz VIII., über geistl. Ge- 
richtsbarkeit in Venedig 693. 

Innocenz X. protestirt gegen West- 
phälischen Frieden 89. — gegen 
Placet in d. Niederlanden 597. 

Inquisition in Neapel 659. 669. — 
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in Sicilien 669. — in Spanien 
641. 543. .567. — in Toskana 
681. 686. — in Venedig 698. 

inspecteurs eccl^siastiques in Bel- 
gien 641. 

Interdict in Frankreich 484. — in 
Neapel 670. — in d. Niederlanden 
593. — in Portugal 572. 

Investitur der Bischöfe in England 
729. — in Frankreich 481. — 
in Neapel 655. 

Investiturstreit 34. 

Joachim I. v. Brandenburg, Stel- 
lung zur Kirche 105. 

Joao I. V. Portugal schliesst ein 
Concordat 573. — über appellatio 
ab abusu 574. — über Placet 578. 

Joao IL V. Portugal verzichtet auf 
Placet 578. 

Johann von^ England entsagt dem 
Rechte, die Bischöfe zu nomi- 
niren 731. — Lehnsmann der 
röm. Curie 728. 

Johann, Abt v. Pforta, v. Herzog 
V. Sachsen abgesetzt 103. 

Johanna II. v. Neapel aber geistl. 
Gerichtsbarkeit 657. 

Jordan, Sylvester, im Frankfurter 
Parlamente 899. 

Joseph I. , Kaiser, Stellung zur 
Kirche 135. 

Joseph II., Kaiser, Stellung zur 
Kirche 156. — kirchl. Reformen 
in d. Niederlanden 610. 

Joyeuse, Card, in Venedig 699. 

Irenaeus, B. v. Tyrus, v. Theodosius 
II. abgesetzt 17. 

Irland vom Papste verschenkt 39. 

Isabella v. Gastilien , Ober geistl. 
Gerichtsbarkeit 535. 

Isenbiehl, Prof. in Mainz 294. 

Italien, Verh&ltniss von Staat und 
Kirche in 654 ff. — Grundbesitz 
der Kirche in 47. 

Juan L, aber geistl. Gerichtsbarkeit 
535. 

Juan IL, aber geistl. Gerichtsbar- 
keit 535. 

Jubiläen aufgehoben in d. Nieder- 
landen 611. 

Juden, appel c. d'abus fOr die, in 
Frankreich528.--in Sardinien713. 

jugement doctrinal der belg. Bi- 
schöfe 618. 

jugements ^conomiques in Toscana 
686. 

Jülich, Verhaltniss von Staat u. 
Kirche im Herzogth. 106. 



Julius II. excommunicirt Venedig 

689. - Pläne gegen Frankreich 

491. 
Jurisdiction, kirchliche, Ursprünge 

der 9. — Competenz der 41. — 

siehe Gerichtsbarkeit, 
ius circa sacra aufgegeben in Prens- 

sen 431. 
Justinian, kirchlicher Gesetzgeber 

10. — als Urheber des appel c. 

d'abus 487. 
Justizministerium hat staatliche 

Kirchenhoheitsrechte auszuaben 

799. 

K. 

Kaiser, röm., nennen sich pontifices 
maximi 8. — geben kirchl. Pri- 
vilegien 8. — Stellung zu den 
Synoden 15. — deutsche, Stellung 
zur Kirche im Mittelalter 51. — 
Advocaten der Kirche 75. 

Kappellane zu Bischöfen befördert 
31. 

Karl Martell, Stellung zur Kirche 25. 

Karl d. Gr., Stellung zur Kirche 
25. •— ernennt Bischöfe 25. - 
als Urheber des appel c. d'abus 487. 

Karl IV. , Kaiser , Stellung zur 
Kirche 52. 

Karl V., Kaiser, Stellung z. Kirche 
in d. Niederlanden 595. — unter- 
handelt aber Diöcesancircum- 
scription in d. Niederlanden 699. 
— über Censuren in den Nieder- 
landen 598. ~ über Placet in 
den Niederlanden 595. — über 
Recursos de fucrza 547. — über 
Placet in Spanien 543. 

Karl I. V. England 750. 

Karl IL v. England 750. 

Karl d. Schöne v. Frankreich ge- 
genüber päpstl. Steuerausschrei- 
ben 480. 

Karl IL v. Neapel 659. 

Karl XII. V. Schweden 267. 

Karl IL v. Spanien über Recursos 
de fuerza 559. 

Karl III. V. Spanien über Placet 553. 

Karl Theodor, Churf. von Baiern, 
Stellung z. Kirche 259. — gegen- 
über d. Episcopalismus 299. 

Karlsruhe, Kirchliche Conferenzen 
der Süddeutschen Staaten zu, i. 
J. 1852 442 f. 

Katholikenverfolgung in England 
747. — beseitigt durch d. Eman- 
cipation 750. 
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Kaanitz, Fürst, Stellang zur Kirche 
156. 

Keller, geistl. Rath, Württemberg. 
Unterhändler in Rom 357. 

Ketteier, v., Wahl zum B. v. Mainz 
440. — gegen die Jesuiten 795. 

Ketzerei, gerichtliche Gompetenz 
über in Deutschland 54. — in 
England 733. — in Frankreich 
482. 505. — in Portugal 572. 

Kirche, Ursprünge der 8. — Wir- 
kungen der Herrschaft der über 
den Staat 759. — evangelische, 
Verhältniss zum Staat 100. 821 ff. 

Kirchen, Errichtung der in Frank- 
reich 508. — in Venedig 690. 

Kirchenbehörden, staatliche, sollen 
nicht confessionell sein 797. 

Kirchenbussen in Oesterreich 155. 

Kirchendepartement , iathol. , in 
Baden 356. 

Kirchenkommission, kathol. in Ba- 
den 356. 

Kirchenmahlzeiten , verboten in 
Oesterreich 149. 

Kirchenpragmatik in d. Ländern d. 
oberrhein. Kirchenprovinz 369. 

Kirchenprovinz, oberrhein. Verhält. 
V. Staat u. Kirche in der 355 ff. 
~ Verband], der dazugehörigen 
Staaten mit Rom 859. 

Kirchenrecht, Studium des in Oester- 
reich 141. 159. 

Kirchensection , kath., d. Minist, 
d. Innern in Baden 356. 

Kirchenstaat 721. — Oesterreich 
gegenüber dem 307. 

Kirchensteuern — siehe Abgaben. 
Steuern. 

Kirchenvermögen, Verwaltung des 
in Baden 465. — in Baiern 196. 
243. — in Preussen 433. 

Kirchenversammlungen in England 
733. — in Preussen 287. — siehe 
auch Synoden. 

Kirchenzucht in Preussen 280. 288. 
432. 

Kirchhöfe, Gesetz über die, in 
Schlesien 274. — in Oesterreich 
416. — in Preussen 432. — siehe 
auch Begräbniss. 

Kirmesse aufgehoben in d. Nieder- 
landen 611. 

Kiemen s XIIL, Gonflict mit Parma 
688. 

Kienkok, Job., gegen Sachsenspiegel 
53. 

Kleriker, verbrecherische, straflo845. 



Kleriker, Immunität der von weltl. 
Forum — siehe Immunität. 

Klöster, Gesetze über in d» deutsch, 
geistl. Fürstenth. 295. — Er- 
richtung von in Frankreich 508. 
509. — aufgehoben in d. Nieder- 
landen 611. -— in Oesterreich 166. 
— in Sardinien 713. 715. — in 
Toskana 680. 684. 685. — in Ve- 
nedig 690. 

Klosterkerker in Baiern251. — in 
Churtrier 296. — in Oesterreich 
154. 

Klosterrath in Oesterreich 181. 

Koch 356. 

Kolb, Württemb. Generalconsul in 
Rom 449. 

Köln, Gonflict der preuss. Regier, 
mit dem EB. v. 329. — Univer- 
sität 293. — Versammlung des 
Preuss. rheiu. Episcopates zu, i. 
J. 1848 397. 

König, deutscher, Beziehungen des 
zur Kirche seit dem 9. Jaünrh. 29. 

Kolowrat, Fürst, österr. Mini8ter314. 

Krankenanstalten in den deutsch, 
geistl. Fürstenth. 295. — unte;- 
staatliche Verwaltung zu nehmen 
798. 

Kreittmayr 254. 

Kremsier, Reichstag zu, Debatten 
über Staat u. Kirche 407. 

Kressel, Präsident der österr. Hof- 
kommission 177. 

Kreuzfahrer, Gerichtsbarkeit über 
die in Frankreich 488. 

Kurie, röm., Bestechlichkeit der 43. 



Ladenberg, Minister v., erläutert 
die Preuss. Verf.-Urk. 429. 

Lancfranc, EB. v. Canterbury, darf 
nicht England verlassen 730. 

Landesverweisung d. Geistlichen in 
Baiern 191. — im deutschen" 
Reiche 84. 300. — in Neapel 665. 

— in d. Niederlanden 624. — in 
Portugal 578. — in Spanien 566. 

— in Toscana 685. 
Landrecht, Allgem. preuss. 284. 781. 
Lammennais, Einfluss auf die belg. 

Verfassung 627. 
Larrea 551. 
Lateran V., Goncil v., gegen die 

französ. pragmat. Sanction 490. 
Laurent, Prof, von der belg. Regier. 

verwarnt 638. — über Van Espen 

585. 



£. Filedberg, D. Missbr. d. geistl. Amtsgewalt. 
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Leesane, Job., legt recursus ad 
prindpem ein 605. 

Legaten, päpstl., in England 729. 
731. — in Frankreich 477. — 
in Toscana 683. — natus, 6f. 
Roger y. Sicilien 673. 

Legitimation, Gerichtbarkeit über 
die in Frankreich 482. 

Lehnsabh&ngigkeit der engl. Könige 
von Rom 728. — der franz. Bi- 
schöfe V. d. Krone 481. — der 
neapolitanischen 655. 

Leist, Hannover. Unterhändler in 
Rom 351. 

Lennig, Domcapitular , über apel- 
latio ab abusu 401. 

Leo X. schliesst Goucordat mit 
Frankreich 491. 

Leopold L, Kaiser, Stellung zur 
Kirche 134. 

Leopold IL, Kaiser, Stellung z. 
Kirche 176 ff. — kirchl. Gesetz- 
gebung in d. Niederlanden 615. 

lettera de salvaguardia in Sicilien 
676. 

Libert^s de T^glise gallicane 496. 516. 

Liceat scribere in Neapel 668. 

Liedekerke Beaufort, Graf v., unter- 
handelt mit Rom im Nassauischen 
Auftrage 469. 

Limburg, B. v., Confiict mit der 
Nassauischen Regier. 469. 

Lochstein, Veremund v. 253. 

Lori 256. 

Losecke, Pfarrer, vom Reich in sein 
Amt restituirt 97. 

Löwen, Universität, über Jansenis- 
mus 582. — in Gonflict mit dem 
päpstl. Nuntius 596. — Refor- 
mation der durch Maria Theresia 
610. — durch Joseph IL 612. — 
— gegen die Toleranz 611. — 
universit^ libre 637. 

Lübeck nimmt an den Frankfurter 
Conferenzen Theil 363. 

Lucca, Placet in 696. 

Lucifer, über Kirche und Staat 6. 

Ludwig der Fromme, über Bischofs- 
wahl 26. 

Ludwig, Grossh. v. Baden 361. 

Ludwig I. , K. V. Baiern , Stellung 
z. Kirche 327. 

Ludwig, Mrgraf. v. Brandenburg, 
untersagt Verkündigung v. Bann- 
bullen 104. 

Ludwig I., K. V. Ktrurien, Stellung 
z. Kirche 687. 

Ludwig d. heil. v. Frankreich ver- 



bietet kirchl. Steuern zu erheben 
480. — gewährt freie Bischofs- 
wahl 481. — als Urheoer des 
appel c. d'abus 487. — gegenflber 
ungerechten Excommunicaüonen 
485. — über die Absetzung 
Kaiser Friedrichs IL 479. 

Ludwig XI. von Frankreich aber 
Placet 478. — hebt pragmat. 
Sanction auf 490. 

Ludwig XII., V. Frankreich führt 
pragmat. Sanction wieder ein 490. 

Ludwig Xm., V. Frankreich, über 
appel c. d'abus 510. 

Lüpke, B. V. Osnabrück, über d. 
Placet in Hannover 354. 

Luxemburg, appel comme d'abus 
in 649. 

Luzern, Nuntiatur v., in der Wes- 
senbergischen Angelegenheit 361. 



Mack, Prof. in Tübingen 385. 

Madiai, Familie 688. 

Magie in Frankreich vom geistl. 
Gericht beurtheilt 482. 

Mailand, Synode v. J. 355 12. — 
Conflicte zw. Staat u. Kirche in 
688. 

Mainz, Diöcesansynode f. das J. 
1789 298. — Universität 293. 

Mannheim, Oberhofgericht zu 465. 

Mancini hebt neapolit. Goncordat 
auf 672. — über d. ital. Garantie- 
gesetz 725. 

Manutenentia 603. 

Marburg, kath.-theol. Facultät zu 
386. 

Maret, Bisch. 615. 

Margarethe v. Parma, über kirch- 
liche Ceusuren in d. Niederlanden 
598. 

Maria Anna, Churfürst. v. Baiern, 
Stellung z. Kirche 240. 

Maria Theresia, Kaiserin, Stellung 
zur Kirche 137. — kirchl Re- 
formen in d. Niederlanden 609. 

Marsilius v. Padua 476. 

Martin, K. v. Sicilien, verbietet 
Excommunicationen 675. 

Martini, Frhr. v. 141. 

Märtyrerverfolgungen , Wirkungen 
der 3. 

Maurus, EB. von Ravenna, erhält 
Pallium vom Kaiser 16. 

Maximilian L, Kaiser, Beschwerden 
gegen die Kirche 65. 

Maxi milianll., Stellung z.Kirchel25. 
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Maximilian I., Gburf. v. Baiern, 
Stellung z. Kirche 225. 

Max Emanuel, Churf. v. Baiern, 
Stellung z. Kirche 236. 

Maximilian Joseph, Chnrf. v. Baiern, 
Stellung z. Kirche 249. 

Maximilian, EB. von Compostella, 
gegen recursos de fuerza 552. 

Maximus, Coufessor, Untersuchung 
gegen 16. 

M^an, Comte de, EB. v. Mechein 
leistet Eid auf d. belg. Verfas- 
sung 620. — wird gerügt wegen 
Verletzung des Placet 623. 

Mechein, EB. v., in Conflict mit 
der niederländ. Regier. 598. — 
Verlangen des gestellt an den 
belg. Congress 629. 

Mecklenburg - Schwerin nimmt an 
d. Frankf. Conferenzen Theil 363. 

Medebach, geistliche Gerichtscom- 
petenz in 55. 

Medicis, Stellung der zur Kirche 
in Toskana 679 flF. 

Meineid, in Deutschland vom geist- 
lichen Forum zu richten 55. — 
Cognition über in England 734. 
— in Frankreich 482. 

Melchers, EB. v. Köln, versucht 
Statuten der Universität Bonn zu 
durchbrechen 438. 

Mesengui, Abbe, Katechismus des 
v. Papste verboten 553. 

Metternich, Fürst, Stellung zur 
Kirche 305. 334. — regt Con- 
cordatsverhandlungen in Süd- 
deutschl. an 362. 

Metz, Jules, Redacteur, Prozess 
mit Adames, apostol. Vicar v. 
Luxemburg 649. 

Michelis, Kaplan d. EB. von Köln 
343. 

Migazzi, Card. EB. v. Wien, Con- 
flict mit Joseph IL 174. 

Milde, EB. v. Wien 311. 

Millones in Spanien 563. 

Minden, Fürst-Bisthum, Verhältniss 
von Kirche und Staat 109. 

Ministerium der geistl. Angelegen- 
heiten in Preussen 530. 

Minnesänger, über Folgen des Kir- 
chenbannes 59. 

Missbrauch der geistlichen Amts- 
gewalt — siehe Recurs an die 
weltliche Gewalt 16. und siehe 
auch Amtsgewalt. 

Molinaeus , Verbot der Werke des, 
nicht verkündigt in d. Niederl. 596. 



Molino, Card., in Conflict mit Ve- 
nedig 700. 

Monarchie, sicilische 673. 

Montero-Rios 570. 

Montfort, Graf v. , Klagen wegen 
Missbrauch der geistl. Amtsge- 
walt 81. 

Montgelas, Minister, Stellung zur 
Kirche 317. 

Monti, apost. Nuntius in Spanien 553. 

Montlosier, Graf 524. 

Mordini setzt eine Commission ein 
wegen d. sicil. Monarchie 678. 

Moulins, B. v. , verfällt d. appel c. 
d'abus i. J. 1857 526. -- i. J. 
1834 520. — publicirt gegen Ver- 
bot d. Encyclica Pius IX. 517. 
-— Ordonn. v., über geistl. Ge- 
richtsbarkeit 505. 

Muelenaere de, über die Stellung 
der Geistlichen zum Staate in 
Belgien 645. 

Mulla, Marc Antonio da 691. 

Müller, Joh. v. 300. 

München, Errichtung der Nuntiatur 
in 260. 297. 

Münster, Lehranstalt zu 337. 

N. 

Nantes, B. v., gegen die Parlamente 
489. 

Napoleon!, Stellung z. Kirche 513. 
— über appel c. d'abus 526. — 
verhindert süddeutsche Concor- 
date 357. 

Napoleon IIl, Stellung zur Kirche 
514. — appel c. d'abus unter 526. 

Nassau, Verhältn.v. Staat u. Kirche 
in 380. 469 ff. — nimmt an d. 
Frankf. Conferenzen Theil 363. 

Naturalisation , Entziehung der 
Strafe der Geistlichen in Spanien 
566. -— siehe auch Landesver- 
weisung. 

Nausea, B., Stellung zu Ferdinand 
L 116. 

Neapel, Verhältniss von Staat u. 
Kirche in 654 ff. 

Nesse, van de, legt Recursus ad 
principem ein 604. 605 ff. 

Neupauer, Franz Xaver 164. 

Nikolaus lI.,Papst,über Pap8twahl32 

Nicolaus V. Cusa, Conflict mit Herz. 
Siegmund v. Oesterreich 113. 

Niebuhr, Einfluss von auf d. Zu- 
standekommen eines deutschen 
Concordates 304. — unterhandelt 
preuss. Concor dat 332. 
60* 
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Niederlande, Yerliftltniss v. Staat 
u. Kirche in den ö81 flF. — Kö- 
nigreich der, Yerhältniss v. Staat 
und Kirche in dem 615 ff. 

Ningaarda, Felician, NuntiuB in 
Baiern 198. — über die Bechte 
d. Staates 213. 

Nordhausen, geistlicher Gerichts- 
stand in 52. 

Norman die, Barone nicht excom- 
municirt ohne königliche Erlaub- 
niss 479. 

Normannen in Neapel 654. 

Northumberland, Herz, v., in Tos- 
kana 682. 

Nothomb, über Freiheit der Kirche 
628. — über den Volksunterricht 
in Belgien 640. 

Norwegen in Lehnsabhängigkeit 
vom Staate 39. 

Nuga, Job. de, über Temporalien- 
sperrung in Spanien 565. 

Nuntius 40. — Brandschatzungen 
des päpstl 44. >- Zulassung des 
in Frankreich 503. — in Deutsch- 
land, Verbot, den Recurs an ihn 
zu nehmen 82. — in V^ien von 
der Verbindung mit Schlesien 
ausgeschlossen 272. 

Nuntiatur , Errichtung einer in 
Berlin 332. — in Deutschland 
von kaiserlicher Genehmigung 
abhängig 91. — in München 260. 
297. — Tribunal der in Toscana 
686. 

Nurra, EB. v. Cagliari, in Conflict 
mit d. sardin. Regier. 716. 



Oberkirchenrath , bad., in Conflict 
mit dem EB. v. Freiburg 456. 

Ober-Präsident, kirchl. Befugnisse 
des in Preussen 330. 

Oberrhein, Verhältniss v. Staat u. 
Kirche am 355 ff. 440 ff. 

Oberthür, Prof. in Bonn 297. 

Ober-Tribunal, Preuss., Interpreta- 
tion des Art. 15. der Preuss. 
Verf.-Ürk. 438. 

Ochoa, Miguel, in Conflict mit der 
Regierung 556. 

Keefe, Bischof, über Infallibilität 
des Papstes 754. 

Oldenburg, Verb. v. Staat u. Kirche 
in 394. 

Olmütz, Bischof v., Wahl des 311. 

Ompteda v., Hannöv. Gesandter in 
Rom 351. 



Orma, B. y., Conflict mit d. span. 
Regier. 570. 

Ordens wesen in Baiem 251. — in 
Frankreich 509. — in Preussen 
274. 428. — in Spanien 563. - 
in Venedig 701. — Stellung des 
Staates zu den 793. 

Ordensgeistliche, Aufenthaltsverbot 
für ausländische inOesterreichl49. 

Ordensgelübde, Stellung des Staates 
zu den 796. — in den Nieder- 
landen 609. — in Oesterreich 149. 

Ordo, Sacrament des, Grundlage 
des Verhältnisses von Staat a. ' 
Kirche 35. 

Orleans, franz. Könige aus der Fa- 
milie der, Stellung zur Kirche 514. 

Oesterreich, Gesetze von Pius IX. 
aufgehoben 40. 417 ff. — Ver- 
hältniss y. Staat u. Kirche in 
110. 304 ff. 403 ff. — kirchliche 
Projecte auf d. Wiener Congresse 
303. 

Osterwald, Peter 253. 



Pacca, Nuntius von Köln, Conflict 
mit den Rheinischen £B. 91. 298. 

Padua, Bisth. y. Venedig besetzt 692. 

Pallium vom Kaiser vertheilt 16. 

Papalisti in Venedig 690. 

Papst, Würde des 37. — Infallibi- 
lität des 766 f. — Stellung zu 
den Fürsten 38. — völkerrecht- 
liche Stellung des 89. — Lehns- 
herr der europäischen Staaten 
39. — vertheilt neu entdeckte 
Länder 39. — beansprucht Ver- 
leihung der Königswürde 39. — 
Jurisdiction, Beschwerden über 
die des 66. — gegenüber England 
747. 753. - Stellung zum fränk. 
Könige 24. — Rechte des in 
Frankreich 478. 480. — Rechte 
des in Spanien 530. 

Papstwahl 40. — nach Nicolaus I. 32. 

Paris, Synode v. 614. Ober Bi- 
schofswahlen 24. 

Parlament v. Paris 488. 

Parlamente, französische Thätigkeit 
gegen kirchliche üebergriff^77 ff. 
-— Einwirkungen auf die Kirche 
488. 

Parma, Conflict mit Klemens Xm. 
90. 553. 579. 667. 688. 

Parochialnexus in Schlesien 269. 

Paschalis II. über England, Stellung 
zur Kirche 729. 
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Fase siehe Placet. 

Patronatstreitigkeiten , Cognition 
über in England 735. — in 
Frankreich 483. 

Paul II. excommunicirt Georg Po- 
diebrad 479. — über geistl. Ge- 
richtsbarkeit in Venedig 692. 

Paul III. , übei^ geistl. Gerichtsbar- 
keit in Venedig 693. — excom- 
municirt Heinrich VlII. von Eng- 
land 750. 

Paul V., über den Eid der Katho- 
liken in England 749. — über 
Placet in Lucca 996. — excom- 
municirt Venedig 696. 

Pauperismus in Belgien 636. 

Paz, de y Quimonez, Alvar über 
recursos de fuerza 552. 

Pedro I., K. v. Portugal, schliesst 
Concordat 673. — v. Portugal 
über Placet 578. 

Pehem, Jos. Joh. Nep. 159. 185. 

Pelagius I., Stellung gegenüber dem 
frank. Könige 24. 

Pereira de Castro, über appellatio 
ab abusu in Portugal 575. 

Peter Leopold v. Toscana, Stellung 
z. Kirche 685. — siehe auch 
Leopold IL 

Peter H., v. Aragon , über Excom- 
municationen 531. 

Petrus, Abt von Oldisleben, vom 
Herz. V. Sachsen abgesetzt 103. 

Pfründenbesetzung, Nothwendigkeit 
des staatl. Einflusses auf die 788. 
— in Baiern 202. — in Baden 
387. 465. — in Belgien 6Ö9. 
630. 633 flF. — in Churhessen 
387. — in Frankfurt 388. — in 
Italien 920. — in Nassau 387. — 
in d. Niederlanden 588. 602. — 
in Oesterreich 115. — in Preussen 
287. 428. — in Sachsen 103. — ■ 
in Spanien 643. — in Toscana 
688. — in Venedig 691. - in 
Württemberg, 387. — Streitig- 
keiten über die, siehe Beneficien. 
Gerichtsbarkeit. 

Philipp V. Schwaben, Stellung zur 
Kirche 62. 

Philipp, Herz. v. Burgund, über 
Placet 590. — über geistliche Ge- 
richtscompetenz 592. — Concordat 
mit B. Rudolph v. Utrecht 693. 

Philipp d. Schöne v. Frankreich, 
Kampf mit d. Papste 476. 

Philipp II. V. Spanien, in Neapel 
661. — über die Recursos de 



fuerza 549. — über appellat. ab 
abusu in Portugal 575. — über 
Placet 544. 554. — über Placet 
in Neapel 662. — über Placet in 
den Niederlanden 596. — bewirkt 
neue Diöcesancircumscription in 
d. Niederlanden 599. — auf d. 
Trienter Concil 73. 

Philipp IlL, V. Spanien, über Re- 
cursos de fuerza 552. 

Philipp IV., V. Spanien, über re- 
cursos de fuerza 553. — über 
Placet in d. Niederlanden 597. 

Phillips, Georg, gegen d. Jesuiten 
795. 

Pienza, B. v., in Conflict mit der 
Regier, v. Toscana 685. 

Pinerolo, Provinz, appel comme 
d'abus in der 706. 

Pisa, Concil v. J. 1511 65. 

Pisani, Cardinal 691. 

Pistoja, Synode v. 308. 687. 

Pithou, Pierre 496. 

Pius n. in Conflict mit Spanien 539; 

Pius IV., über Spanien 542. 

Pius V. gegen Placet in Neapel 662. 

— excommunicirt Elisabeth von 
England 749. 

Pius VI. gegen Synode v. Pistoja 687. 
Pius VII. gegenüber Oesterreich 316. 

— über die Staats-Gesetze der 
oberrhein. Kirchenprovinz 389. — 
über den Abbruch d. württemb. 
Concordatsverhandl. 857. 

Pius IX. macht Dogma der imma- 
culata conceptio 38. — gegenüber 
England 753. — Encyclika in 
Frankreich 517. — über den- 
Conflict des EB. v. Freiburg mit 
der bad. Regier. 458. — gegen- 
über d. ital. Garantiegesetz 726. 

— gegenüber Oesterreich 316. — 
hebt österr. Gesetze auf 40. 417. 

— gegen appel comme d'abus in 
Sardinien 717. — gegenüber den 
sardin. Gesetzen 717. — über d. 
sicil. Monarchie 677 f. 

Placet, Kritik des 799. — Döllinger 
über 400. — Pehem über 161. 

— Riegger über 148. — in den 
Frankf. Conferenzen 364. — in 
d. Würzburger Confer. 400. — 
in Baden 357. 382. 460. — in 
Baiern 64. 234. 238. 258. 261. 
264. 821. 323. 328.420.421.423. 
—■ in Braunschweig 393. — in 
Belgien 629. 634. -^ in Cleve 
108. — in Deutschland 62. 89 
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— in d. deutsch, geistl. Fürstenth. 
298. — in England 729. 732. — 
in Frankreich 477. 503. 517. — 
in Hannover 354. — in Hessen- 
Darmstadt 358. 466. 468. — in 
Holland 647. — in Italien 725. 

— in Lucca 696. — in Nassau 
357. 471. — in Neapel 656. 662. 
667. 668. 671. — in d. Nieder- 
landen 589. 610. 612. 622. — in 
Oesterreich 132. 151. 167. 178. 
308. 405. 411. — in Parma 689. 

— in Preussen 276. 282. 287. 
330. 339. 349. 433. - in Por- 
tugal 578. 560. — in Sachsen 
390. — in Sachsen-Weimar 392. 

— in Sardinien 609. 708. — in 
Spanien 540 f. 543. 553. 571. 
(siehe auch' retencion de bulas) 

— in Toscana 683. 685. 686. 688. 

— in Venedig 694. 701. ~ in 
Württemberg 357. 382. 448. 450. 
452. 

Planck, Prof. in Göttingen, über 
appellatio ab abusu 350. 

Pletz, Burgpfarrer in Wien 316. 

Podiebrad, Georg, seine Ezcommu- 
nication in Frankreich nicht ver- 
kündigt 479. 

Poitiers, B. v., verfällt dem appel 
c. d'abus i.- J. 1820 522. — i. J. 
1863 527. — publicirt gegen Ver- 
bot d. Encyclika Pius IX. 517. 

Pola, B. V., Conflict mit Joseph II. 
174. 

Polen, Verh. v. Staat u. Kirche in 
280. — während d. Conflictes 
zw. Papst u. Venedig 698. 

Portalis, über Staat u. Kirche 516. 

Portugal, Verhältniss von Staat u. 
Kirche in 571 ff. — in Lehns- 
abhängigkeit vom Papste 39. 

Possessgebung der Geistl. in Baiern 
195. 220. 

Praemunire 738. 747 f. 

Prälaten, Wahl der in Baiern 189. 
201. 204 ff. 215. 219. 221. 227. 
247. 258. — in Frankreich 481. 
— in Oesterreich 274. — in 
Preussen 274. — siehe auch Bi- 
schofswahl. 

Pragmatica catalana in Neapel 664. 
675. 

Predigten, Repression gegen in Ba- 
den 463. — in Belgien 642. — 
in Deutschland 87. 806. — in 
Frankreich 510. — in Oesterreich 
169. — in Portugal 680. — in 



Sardinien 719. — in Schlesien 
280. 

Preussen, Verhältniss v. Staat u. 
Kirche in 266. 329. 426. — gegen- 
über d. Episcopalismus 299. — 
gegenüber d. Kölner Nuntiatur 
299 f. — kirchliche Projeote auf 
dem Wiener Congresse 303. — 
lehnt Betheiligung an den Karls- 
ruher Conferenzen d. J. 1852 ab 
443. — treibt Württemberg zum 
Concordate 449. 

Priester, Stellung der 35. 

Processionen in Kurköln 293. — 
in den Niederlanden 611. — in 
Oesterreich 179. 

Protestanten in Baiern 250. — in 
dem geistl. Fürstenth. Deutsch- 
lands 294. — Recurs wegen Miss- 
brauch der geistlichen Amtsge- 
walt bei den 95. — appel c. 
d'abus gegen Geistliche der in 
Frankreich 527. — Stellung der 
in d. Span. Niederlanden 608. 

Protestantismus, seine Grundsätze 
über Staat u. Kirche 821. 

Provence, in Lehnsabhängigkeit v. 
Papste 39. 

Pro vi da solersque, Bulle 369. 

Provincialconcilien in Spanien 548. 

Provisionen, päpstliche, Beschrän- 
kungen in Deutschland 63. 88. 

— in Baiern 197. — in England 
782. — in Frankreich 488. — in 
Neapel 669. — in den Nieder- ♦ 
landen 590. -- in Portugal 579. 

— in Spanien 544. 
Prüfungen d. Geistlichen in Baden 

385. 455. — in Baiern 220. — 
staatliche in Belgien 637. — 
d. Geistl. in Churhessen 386. — 
in Nassau 386. — in Preussen 
287. 432. — in Württemberg 
885. 447. — Nothwendigkeit der 
staatlichen Betheiligung bei den 
792. 

Pseudoisi dorische Decretalen, Ein- 
fluss auf das Verhältniss von Staat 
und Kirche 29. 

Pulververschwörung in England 748. 

Pyrmont nimmt an d. Frankf. Con- 
ferenzen Theil 363. 

B. 

Radowitz v. , gegen die Jesuiten 

795. 
Rath, geistl. in Baiern 188. 216. 

251. 261. — über die baier. Kir- 
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chen Verwaltung 836. -- in Würt- 
temberg 356. 

Rauscher, Card. EB. v. Wien, über 
Staat u. Kirche 410. — in Con- 
flict mit der österr. Regier. 419. 

Rautenstrauch, Abt 144. 

reclamo in Sicilien 774. 

Rechenberger , Lehrb. d. Kirchen- 
rechts 308. 

Recurs wegen Missbrauch der geistl. 
Amtsgewalt im frank. Reiche 27. 

— an den deutschen Kaiser 95. 

— an den röm. Kaiser 16. — 
BeschlusB der Karlsruher Con- 
ferenz d. J. 1852 über den 443. 

— siehe auch Appellatio ab ab- 
usu. — in weltlichen Sachen 
nach Rom verboten in Deutsch- 
land 82. 

Recurso de fuerza, Ursprung des 534. 
456 ff. 557. — Formular für Ein- 
bringung des 913 ff. — siehe auch 
appellatio ab abusu. 

Recursos de conocer en el modo 
559. — de fuerza en conocer y 
proceder 560. — de retencion 
563. — en la cobranza de rentas 
y de millones 562. — de fuerza 
en no otorgar 562. — en la com- 
petencia de dos jueces eclesiä- 
sticos 564. — de proteccion de 
los reguläres 563. — de nuevos 
diezmos 565. 

RecursuB ad principem siehe ap- 
pellatio ab abusu, recurso de 
fuerza. 

Regalienrecht in England 732. — 
in Frankreich 481. — in Neapel 
655. 658. 

Regensburg excommunicirt 60. — 
Stiftung des Erzbisthumes 302. 

Reich, deutsches, Debatten über 
Staat u. Kirche im Reichstage 
V. J. 1871 403. — Placet im 89. 

— muss die kirchliche Frage 
lösen 821. 

Reichlin-Meldegg v., Prof. in Frei- 
burg 385. ^ 

Reichsabschied, jüngster, verbietet 
Recurse nach Rom 83. 

Reichs -Acht, Folge des Kirchen- 
bannes 58. 

Reichsdeputations - Hauptschluss v. 
J. 1803 301. 

Reichsgerichte, Gompetenz in Kir- 
chen-Sachen 80. 

Reisach, Gf., EB. v. München, über 
appellatio, ab abusu 401. 



Reissmann, Domcapitular, über ap- 
pellatio ab abusu 401. 
Religion, Verhältniss der antiken 

z. Staate 8. — der christlichen 4 ff. 
Religionsgesellschaften in Portugal 

580. — in Preussen seit d. J. 

1848 427. 
Religionsrath in Baiern 188. 
Religionsunterricht 784. — in Bel- 
gien 639. — in Preussen 432. 
Renftle, Pfarrer v. Mering, ergreift 

Recurs an d. baier. Regier. 423. 
Rentas in Spanien 562. 
Residenz der Bischöfe, staatl. Auf- 
sicht über die in Sicilien 674. 
Reservationen, päpstl. , aufgehoben 

in Oesterreich 166. 
retencion de bulas, Ursprung der 

534. — - siehe Placet. 
Revolution, franz., Einfluss auf d. 

kath. Kirche 512. 
Rheinprovinz, Verhältn. von Staat 

u. Kirche in d. 329. 
Ricasoli hebt toskan. Concordat auf 

688. 
Ricci, B. V. Prato 687. 
Richard IL, von England, über 

Ketzerei 733. — über praemunire 

740. 
Richartz, B. von Augsburg, über 

appellatio ab abusu 401. 
Riegger, Paul Joseph v. 142. 
Riffel, Prof. in Tübingen 385. 
Rinaldi Cirino 678. 
Ritter, Prof. in Breslau, gegen EB. 

V. Köln 341. 
Robert, K. v. Neapel 659. — über 

geistl. Amtsmissbräuche 660. 
Roger, Graf, erhält Privileg, von 

Urban II. 673. 
Rosenkranzvereine in Oesterreich 

316. 
Rota romana, Verh. zu den re- 
cursos de fuerza 558. 
Rottenburg, Errichtung des Bisth. 

370. — Motion d. B. v. in der 

Württemb. Kammer 390. — B. 

V., inConflict mit der Württemb. 

Regier. 447. 
Ronen, B. v., Hirtenbrief v. J. 1825 

520. 
Rousseaus Werke in Churtrier 298. 
Roussiilon, Ordon. v., über geistl. 

Gerichtsbarkeit 505. 
Rudolph IV., Herz. v. Oesterreich, 

Stellung z. Kirche HO. 
Rudolph V. Habsburg, Stellung zur 

Kirche 52. 
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Rudolf IL y Kaiser, Stellung zur 

Kirche 228. 
Rudigier, B. v. Linz in Gonflict mit 

der österr. Regierung 416. 418. 
Rüssel, Earl, beantragt Kirchentitel- 

bill 753. 
Russland in Lebnsabhängigkeit v. 

Papste 39. 
Rusticus, Kampf geg. Constantius 11. 

8. 

Sabinese, Cardin., Gonflict mit der 

Republ. Florenz 679. 
Sachsen, Verhältniss von Kirche u. 

Staat 101. 390. — in Lehnsab- 
hängigkeit vom Papste 39. 
Sachsen-Altenburg nimmt an den 

Frankf. Conferenzen Theil 363. 
Sachsen-Goburg-Saalfeld nimmt an 

d. Frankf. Gonferenzen Theil 363. 
Sachsen-Gotha nimmt an d. Frankf. 

Gonferenzen Theil 363. 
Sachsen-Hildburghausen nimmt an 

d. Frankf. Gonferenzen Theil 363. 
Sachsen-Meiningen, Yerh. v. Staat 

u. Kirche in 393. 
Sachsen- Weimar, Verh. v. Staat u. 

Kirche in 392. 
Sachsenspiegel, Stellung zur Kirche 

53. — über Folgen d. Bannes 59. 
Sacramente, Verweigerung der 804. 

— Verweigerung der von Reichs- 
wegen untersagt 98. — in Frank- 
reich 506. 524. — in Neapel 670. 

— in Oesterreich 122. — in 
Preussen 290. -- Noth wendigkeit 
der staatlichen Gontrole 807. 

Sacrilegium in Frankreich v. geistl. 
Gericht beurtheilt 482. 

Säcularisation in Baiern 317. — in 
Belgien 632. — in Deutschland 
300 f. — in Frankreich 632. 512. 

Saint-M^dan, Pfarrer von, Gonflict 
mit d. Pariser Parlamente 507. 

Salamanca, Universität, über recur- 
sos de fuerza 549. 

Salcedo 551. 

Salati, Gapitän, excommunicirt in 
Neapel 671. 

Salgado de Samoza 551. — - Ein- 
wirkung auf d. Niederlande 600. 

— Lopez, über recursos de fuerza 
552. 

Samosata, Paulus vom Kaiser zum 
Schutz angerufen 14. 

Sancho IL v. Portugal v. Papste ab- 
gesetzt 572. — Urheber d. ap- 
pellatio ab abusu 578. 



Sanction, pragmat, Karls VII. von 
Frankreich 488 ff. 

Santiago, Eb. v., Gonflict mit d. span. 
Regierung 570. 

Saracino Scipione 697. 

Sardinien, Verhältniss von Staat u. 
Kirche im Königreiche 704 ff. — 
in Lehnsabhängigkeit v. Papste 39. 

Sarpi Fra Paolo 695 f. 

Schaffhausen, Verein 384. 

Schelle, Prof., in Salzburg 293. 

Schlegel, Friedr. , auf d. Wiener 
Gongresse 302. 

Schlesien, Verhältn. v. Staat und 
Kirche in 266. — liturgische Wir- 
ren in 331. 

Schlosser, Rath, auf d. Wiener Gon- 
gresse 302. 

Schmedding, Preuss. Geh. Gber-Re- 
gier.-Rath 330. 349. 

Schmitz -Grollenburg, Frhr., ver- 
handelt Goncordat mit Rom 363. 

Schneider, Eulogius 299. 

Schottland in Lehnsabhängigkeit v. 
Papste 89. 

Schreiber, Prof., in Freiburg 385. 

Schriften gegen Frieden der Gon- 
fessionen in Deutschland verbo- 
ten 87. 

Schule, Verhältniss der Kirche zur 
783. 465. — in Baden 465. 784. 

— in Baiern 252. — in Belgien 
637 ff. — in Deutschland 400. — 
in d. deutschen geistl. Fürsten- 
thümern 295. — in Mainz 295. 

— in Münster 295. — in Neapel 
671. — in d. Niederlanden 610 ff. 

— in Oesterreich 415. — in 
Preussen 432. — in Sardinien 713. 
715. — in Venedig 695. — nach 
Wunsch des Glerus 298. 901. 904. 
-— von der J^irche zu trenneb 
783 ff. 

Schwarzenberg, Gard., Eb. v. Prag in 
Gonflict mit d. österr. Regierung 
418. 

Schweden in Lehnsabhängigkeit v. 
Papste 39. 

Schweiz, Verpflichtung der Geist- 
lichen auf die Staatsgesetze 56. 

Sebastian, K. v. Portugal, schliesst 
Goncordat 573. — über appellatio 
ab abusu 574. 

Secus, über kircbl. Associationsfrei- 
heit 630. 

Sedlnitzky, Gf., Fürstbisch, v. Bres- 
lau 347. 

Sekten d. Mittelalt. gegen Glerus 47. 
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Seelsorge , Einfluss d. Staates . auf 
die io Baiern 229. — in Sicilien 
674. 

Segretariadella giurisdizione in Flo- 
renz 680. 

Seid, Kanzler, üb. die Domcapitel 75. 

Seminar, geistl, in Ghurheseen 384. 

— in Köln, Schritte des Eb. v. 
Köln gegen das 342. — zu be- 
seitigen 815 (siehe auch Gonvicte.) 

Serrano 569. 

Sesse 551. 

Severoli, Nuntius 801. 

Sevilla interdicirt 534. 

Siccardi leggi 715. 

Sicilien , Yerhältniss v. Staat und 
Kirche in 672. — in Lehnsab- 
hängigkeit y. Papste 39. 

Siegbert III., Anordnung über Sy- 
noden 24. 

Siegismund, Mgf. von Brandenburg, 
untersagt Excomunication 105. — 
Herz. V. Oesterreich und Nicolaus 
V. Cusa 113. 

Siete Partidas, Vorschriften über 
kirchliche Materien 529. 588. 

Simonie des Papstes 43. 

Sinzendorf, Card. B. v. Breslau 273. 

Sixtus lY. im Conflict mit Spanien 
539. — excommunicirt Venedig 
689. — über geistl. Gerichtsbar- 
keit in Venedig 692. 

Sodomie, Bestrafung von Geistlichen 
wegen 53. — Gerichtsbarkeit über 
in Frankreich 482. 

Solorzano 551. 

Sonne und Mond als Staat und 
Kirche 36. 

Sonnenfels, Frhr. v. 157. 

Spanien, Verhältniss v. Kirche u. 
Staat in 529. — in Lehnsab- 
hängigkeit vom Papste 89. — ge- 
genüber dem Gonflicte zwischen 
Venedig u. d. Papste 699. 

Spiegel, Prof. in Bonn 297. 

Spiegel, Gf., Eb. v. Köln 330. 

Spitäler unter staatl. Aufsicht in 
Oesterreich 123. 

Spolienrecht des Papstes 44. 659. 

— der Fürsten 44. — in England 
732, — in Frankreich 481. — in 
Neapel 656. 659. 668. 

Staat, Wesen des nach kirchlicher 
Auffassung 36. — der mittelalter- 
liche kirclüichen Uebergriffen ge- 
genüber 761. — d. absolute der 
Kirche gegenüber 762. — der 
constitutionelle der Kirche gegen- 



über 763. — Schutzpflichten des 
gegenüber der Kirche 40. 

Staatsbeamte, Stellung zu kirchl. 
Censuren 809. — in Baden 464 f. 
-— in England 737. — in Frank- 
reich 479. — in Neapel 670. — 
in Preussen 435 f. — in Spanien 
561. — in Venedig 690. 

Staatsrath in Frankreich entschei- 
det über appel c. d'abus 519. 525. 

Stein, Frhr. v., gegen Concordat 333. 

Stephan, Herz. v. Baiern wendet 
Placet an 62. — K. v. England 
verzichtet auf das Recht, die Bi- 
schöfe zu nominiren 731. 

Steuern, Verpflichtung des Clerus 
zu 40. ~ in Baiern 201. 214. 
219. 227. 244. 258. — in England 
732. — in Frankreich 480. 481. 
488. — in Oesterreich 111. 117. 

— kirchliche in Preussen 438. — 
d. Geistlichk. in d. Prov. Preussen 
282. — in Schlesien 274. — in 
Spanien 543. — in Toscana 688. 

— in Venedig 694. 
Stolgebühren in Schlesien 269. 
Strafe, kirchliche, vom Staate zu 

exequiren 42. 

Strafen gegen Prälaten verhängt 
94 ; siehe auch Landesverweisung, 
Temporalien, Strafgesetz. 

Strafgesetz bezüglich d. Geistlichen 
in Baden 463. — in Belgien 642. 
i. Braunschweig 393. — i. Deutsch- 
land 806. — in Frankreich 517. 
522. — im Königr. Italien 727. 

— in d. Niederlanden 624. — in 
Portugal 579. — in Sardinien 718. 

— in Spanien 556. 807. — in 
Württemberg 464. 

Strafoldo, Gf., Conflict m. Joseph IL 
174. 

Strassburg excommunicirt 60. 

Studium, theolog., in Oestreich nach 
dem Goncordate 413. 

Suarez, Redact. des allgem. preuss. 
Landrechts 285. 852. — in Frank- 
reich verboten 501. 

Supremateid in England 747. 

Suspension deutscher Prälaten von 
weltl. Regierungsrechten 86; siehe 
auch Disciplinargerichtsbarkeit. 

Synoden, Verhältniss d. röm. Kaiser 
zu den 10. — Stellung der zum 
röjn. Kaiser 15. — zum fränk. 
Könige 24. — unter den Karo- 
lingern 26. — staatl. Controle der 
in England 738. — in Neapel 
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664. 668. 671. — in Preussen 287. 
— in Spanien 655. — in Tos- 
cana 686. 



Tancred schliesst Konkordat mit 

Coelestin III. 655. 
Tanquerel, Jean 501. 
Tanacci, Minister, Wirksamkeit in 

Neapel 066. 
Taufzwang 786. — in Preussen 432. 
Temporalien, Sperrung der in Baiern 

232. 245. 259. — in Neapel 665. 

— in d. Niederlanden 607. 627. 

— in Oesterreich 311. — in Spa- 
nien 566. 

Tertullian, über das Yerh. d. Chri- 
stenthum zum Staate 4. 

Testamente, Cognition Ob. in Baiern 
191. 203. — in England 735. — 
in Frankreich 482. — ad pias 
causas in Venedig 689. 

Testamentsgerichtshof in England 
746. 

Theatiner in Venedig 698. 

Theoderich , Stellung zu den röm. 
Bischöfen 20. 

Theodosius II., über Kirche und 
Staat 6. — setzt B. Irenaeus ab 17. 

Thun, Graf, üb. Staat u. Kirche 409. 

Tilff, Missionen in 686. 

Toleranz in d. Niederlanden 611. 616. 

Tonsur, Wichtigkeit derselben für 
den geistl. Gerichtsstand 45. 52. 

Toskana, Verhältn. v. Staat und 
Kirche in 678 flf. 

Toulouse, Eb. v., verfällt i. J. 1824 
d. appel c. d'abus 519. 

Tournai, Privileg, bezüglich des In- 
terdictes 593. — B. von, relatio 
Status des 599. — gegen die To- 
leranz 618. 

Trennung v. Staat u. Kirche 768. 
— - in Amerika 778. — in Belgien 
627 ff. — in England 779. — in 
Italien 720 ff. 

Treueid d. schles. Geistlichkeit 272 ; 
s. auch Eid. 

Treviso, B. v., während d. Conflictes 
zw. Papst u. Venedig 698. 

Trient, Concil v., reformirt kirchl. 
MissBtände 71. — König von 
Spanien, Schutzherr der Ausfüh- 
rung des in Spanien 564. — 
Stellung d. österr. Behörden zum 
122. — JPublicatiofi d. Schlüsse 
des in Baiern 258. -— in Neapel 
544. 663. — in d. span. Nieder- 



landen 544. 595. — in Oestreieh 

127. — in Spanien 644. — in 

Toscana 688. 
Trier, Eb. v., gefangen gesetzt 90. 
Tübingen, Wilhelmsstift in 384. 
Türckheim, Fhr. v , verhandelt Con- 

cordat mit Rom 368. 



Ulm excommunicirt 59. 

Ultramontanismus i. Frankreich 513. 

Unterricht, Freiheit des, Wünsche 
d. Eb. V. Mecheln über die 630. 
~ in Belgien 630. 

Unterrichtswesen in Belgien 637. — 
in Venedig 695: s. auch Schule. 

Universitäten in a. deutsch, geistl. 
Fürstenthümern 293. — in Bel- 
gien 637. — Controle über die in 
Spanien 556. — Nothwendigkeit 
des Studiums auf den, für Kle- 
riker 812 ff. 

Unigenitus, Bulle 584. — Eid auf 
die den belg. Bischöfen verboten 
613. — Verbot der Publication in 
d. Niederlanden 601. — in Oester- 
reich 167. 

Urban IL ertheilt d. Gf. Roger Pri- 
vileg für Sicilien 673. 

Urban VIII. gegen d. Universität 
Löwen 596. 

Urgel, B. V., Gonfiict mit d. span. 
Regierung 570. 

Urrico Pietro, päpstl. Verbot seiner 
Schrift in Rom nicht publicirt 668. 

Utrecht, Placet in 690. 

V. 

Valdemarino Brandolino 696. 

Valladolid, Universität, über recur- 
SOS de fuerza 549. 

Van Espen 139. 

Van Swieten 141. 

Vargas, Francisco de 549. 

Vechta, Offlcialat zu 394. 

Venedig, Verhältn. von Staat und 
Kirche in 688 ff. — gegenüber 
dem Trienter Concil 78. 

Vereinsfreiheit den Orden gegen- 
über 796. 

Vereine, kirchL Wünsche des Eb. 
V. Mecheln über die Bildung der 
630. — in Belgien 635. — in 
Preussen 428. 

Verlöbnisse, Gerichtsbarkeit über 
in Baiern 253. — in den Nieder- 
landen 592. — in Spanien 560. 

Vermögen, kirchliches, Anschwellen 
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desselben im Mittelalter 46. — 
in Baiern 250. — in Belgien 636. 
— in Hen Niederlanden 589. —■ 
Nothwendigkeit der staatl. Ober- 
aufsicht über das 792. — Ver- 
waltung des in Baden 465. -— in 
Baiern 201. 230. — in Preussen 
433. 

Yernimmen, Johannes, legtRecursus 
ad principem ein 603. 

Verona, Bisthum v., Venedig besetzt 
692. — B. V., während des Con- 
flictes zw. Papst u. Venedig 698. 

Versammlungsfreih. in Belgien 630. 

Verträge durch Eid confirmirt, Ge- 
richtsbarkeit über die in Frank- 
reich 483. 

Verwaltungsgerichtshöfe zur Garau- 
tie der Grenzen zw. Staat und 
Kirche 818. 

Veuillot, über Gallikanismus 515. 

Viale Prelä, Nuntius in Wien, Ein- 
fluss auf deutsche Eirchenange- 
legenheiten 449. 469. 

Vicari, Eb. v. Freiburg 441. 

Vicariat, kathol. in Breslau 272. 

Victoria, Königin v. England, be- 
seitigt praemuuire Fälle 753. 

Vilain XIV., Gf., über Prüfungs- 
wesen iu Belgien 638. 

Villers-Cotteret, Ordon. v., über den 
appel c. d'abus 493. — über geistl. 
Gerichtsbarkeit 505. 

Vincke, Ober-Präsid. v. 337. 

Visitationen, kirchl., in Baiern 214. 
218. 226. 242. — der Klöster in 
Baiern 201. — kirchliche, ver- 
nachlässigt in Sachsen 101. 

Vogt aus Giessen in dem Frank- 
furter Parlamente 399. 

Vogt, Nicolaus, Prof. in Mainz 294. 

Volksbildung in Baiern 249. ~ in 

. Belgien 641. — in Neapel 671. 

Volksschule in Belgien 640 ff. — 
in d. Niederlanden 610 ; siehe auch 
Schule. 

Voltaires Werke in Churtrier 293. 

W. 

Waffen, Führung der, entzieht geist- 
lichen Gerichtsstand 53. 

Wagner, Franz, österr. Feldbischof 
316. 

Wales in Lehnsabhängigkeit vom 
Papste 39. 

Wahlkapitulationen der deutschen 
Kaiser, bezügl. der kirchl. Frage 
77. 299. 



Waldeck nimmt an d. Frankf. Gon- 
ferenzen Theil 368. 

Walter, Prof. Ferd., gegen den Eb. 
von Köln 341. 

Wangenheim, Fhr. v., Vorsitzender 
d. Frankfurter Conferenzen 362. 

Wanker, Eb. v. Freiburg 362. 

Wazo, B. V. Lüttich, Stellung zum 
Staate 82. 

Weber, Caplan in Köln 340. 

Weimer, Prof. in Bonn 297. 

Wenzeslaas und Johanna, Herz. v. 
Brabani, über Placet 690. 

Werkmeister 356. 

Wessenberg auf d. Wiener Con- 
gresse 303. 356. — Coadjutor in 
Constanz 360. 

Westenrieder 260. 

Westpreussen , Verh. v. Staat u. 
Kirche in 281 ff. 

Windessem, General des Capitels 
V. legt recursus ad principem ein 
604. 

Wien, Conferenz des österr. Epis- 
copates im März 1849 zu 408. — 
Versammlung des österr. Episco- 
pates zu, i. J. 1867 416. — Con- 
gress zu, kirchl. Verhandl. auf d. 
302 f. — Universität, Stiftung d. 
ilO. — unter Franz II. 308. 

Wilh. u. Ludw., Herz. v. Baiern 
über Reform d. Kirche 185. 

Wilhelm V. v. Baiern, Stellung z. 
Kirche 198. 

Wilhelm, Herz. v. Cleve Stellung 
z. Kirche 107. 

Wilhelm I. v. England weist Lehns- 
abbängigkeit v. Rom zurück 728. 
— Stellung z. Kirche 729. — 
führt geistl. Gerichtsbarkeit ein 
733. -- üb. Excommunication 737. 

Wilhelm IL v. England begeht Si- 
monie 730. 

Wilhelm HI. von England 750. 

Wilhelm, Gf. v. Holland, üb. geist- 
liche Gerichtscompetenz 692. — 
„Concor dat mit B. Friedrich von 
Utrecht 593. 

Wilhelm I. v. Neapel, über geistl. 
Gerichtsbarkeit 654. — schliesst 
Concordat 658. 

Wilhelm II. v. Neapel, üb. Gerichts- 
stand d. Cleriker 654. 

Wilhelm I, K. d. Niederlande, Stel- 
lund z. Kirche 615 ff. 

Wilhelmsstift in Tübingen 384. 

Wimpheling, Jac, Beschwerden ge- 
gen die Kirche 65. 
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Wittwen, Oerichtsbarkeit Ober die Würzbarg, Conferenz des deutschen 

in Frankreich 483. Episcopates zu, i. J. 1848 400. 

Wolfgang, Wilhelm v. Pfalz-Neu- 

bnrg, Stellung zur Kirche 107. 2« 

Writ of consultation 744 — of Pro- 
hibition 741. 746. Zaupser 200. 

Wucher in Deutschland vom geist- Zehnten, kirchl., in Schlesien 269. 

liehen Forum zu richten 55. — — in Spanien 531. 565. — Cogni- 

in England 734. — in Frankreich tion über in England 735. — in 

482. 505. Frankreich 482. 

Württemberg, Yerhältn. y. Staat u. Zeno Giacomo, B. v. Padua 692. 

Kirche in 371 ff. 447. — Stellang Zondadari, Nuntius in Brüssel, aus- 

z. Kirche auf d. Wiener. Congress gewiesen 613. 

303. — nimmt an den Frankf. Zürich excommunicirt 59. 
Gouferenzen Theil 363. 



Druckfehler. 

S. 32. Z. 7. V. u. statt »Nicolaus I.« ist zu lesen »Nicolaus IL« 
S. 808. Z. 11. V. u. statt »aber« ist »eben« zu lesen. 
S. 814. Z. 16. y. 0. hinter »Leben« ist »widmen« einzuschieben. 
S. 818. Z. 17. y. 0. hinter »Rechte« ist »nach« einzuschieben. 
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Erstes Buch. Deutschland (Fortsetzung S. 397—471.). 

IV. Vom Jahre 1848. bis heute (S. 397—471.): Die kirch- 
liche Politik i. J. 1848. (S. 397.); die Berathung der Frankfurter Grund- 
rechte (S. 398—400.); die Würzburger Gonferenzen des deutschen 
Episcopates (S. 400—403.); der norddeutsche Bund und das deutsche 
Reich (S. 403.). 

1. Oesterreich (S. 403—420.): Die Wünsche des Episcopates 
(S. 403—406.); der Reichstag zu Eremsier (S. 406. f.); die Reaction 
der Regierung (S. 408— 410.) ; das Goncordat (S. 411.); die Folgen des- 
selben (S. 413. f.); die staatliche Gesetzgebung seit dem J. 1866. (S. 
414—420.); die kirchliche Opposition (S. 417—419.). 

2. Baiern (S. 420— 426.): Die Folgen der Würzburger Gonfe- 
renzen (S. 420—423); der Gonflict wegen des vaticanischen Goncils (S. 
423—426.). 

3. Preussen (S. 426—440.): Die Entstehung des Art. 15. der 
Verf.ü. (S. 426. f.); die Ausführung desselben (S. 429—438.); Kritik 
derselben (S. 488—440.). 

4. Die Staaten der oberrheinischen Eirchenpro- 
vinz (S. 440— 471.): Die Forderungen des Episcopates (S. 440—442.); 
die Earlsruher Gonferenzen (S. 442 — 445.); weitere Opposition der Bi- 
schöfe (8. 445—447). 

a. Württemberg (S. 447—454.) : Der Gonflict mit dem Bischof 
Ton Rottenburg (S. 447—448.); die Gonyention und das Goncordat (S. 
448—450.); die Gesetze y. J. 1860. (S. 451—454.). 

b. Baden (S. 454^-466.) : Der Gonflict mit dem Bischof von Frei- 
burg (S. 454—459.); das Goncordat (8. 459—460.); die Gesetze t. J. 
1860. (S. 460—465.). 

c. Hessen-Darmstadt (S. 466—469.): Die Gonvention und 
Versuche zur gesetzlichen Regelung. 

d. Nassau (S. 469—471.): Der Gonflict mit dem Bischof Ton 
Limburg und die Beilegung desselben. 
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IV Inhaltsübersicht. 

Zweites Buch. Die ausserdeu tschen Staaten (S. 
475—756.). 

I. Frankreich (S. 475—528): Das Mittelalter (S. 475—588.); 
die Herrschaft des Parlaments über die Kirche (S. 488—492.); der 
appel comme d'abus und seine Ausbildung (S. 492—496.); die Liberias 
de r^glise gallicane und ihre Folgen (S. 496—500.) ; die einzelnen Fälle 
des appel comme d'abus (S. 600—510.); das Verfahren (S. 610—512.); 
die Revolution und Napoleon I. (S. 512—514.); die Bourbonen und 
Napoleon III. (S. 514—516.); die Principien der organischen Artikel 
(S. 515. f.); das Placet (8. 517—519.); der appel comme d'abus (S. 
619-527.); die Protestanten und Juden (S. 527. f.). 

II. Spanien (S. 629—571.): Alfons X. (S. 529-533.); die Re- 
action des Staates gegen kirchliche Missbräuche (S. 533—542.); die 
habsburgischen Fürsten (S. 542—551.); das Placet (S. 544-546.); die 
Recursos de fnerza (S. 646—551.); die Opposition der römischen Curie 
(S, 551. f.); das Placet (S. 553—556.); die Recursos de fuerza (S. 557— 
668.); die Yerjagung der Königin Isabella und deren Conseqüenzen 
(S. 568-571.). 

III. Portugal {8. 571—580): Affonso II. (S. 571. f.); die Con- 
cordias (S. 578—575.); der Recursus ad principem (S. 575—578.); das 
Placet (S. 578. f.); Strafgesetze (S. 579. f.). 

IV. Belgien und Holland (S. 581-654.): 

Zeger van Espen (S. 581—586.); seine Schrift de recursu ad prin- 
cipem (S. 585—588.); das Verhältniss von Staat und Kirche im Mittel- 
alter (S. 588—595.); das spanische Regiment (S. 595—608.); das Placet 
S. 595—698.); der Recursus ad principem (S. 598—608.}; der Zustand 
des Landes (S. 608.); Maria Theresia (S. 609—611.); Joseph II. (S. 
611—615.); die Revolution. Wilhelm I. (S. 615. ff.); die clericale Agi- 
tation und die Gegenmass^egeln der Regierung (S. 616—622.); das 
Placet (S. 622—624.) ; der appel comme d'abus (S. 624.) ; der Prozess 
De Broglie (S. 626-627.); die Revolution von 1880. und die belgische 
Verfassung (S. 627—631.); die Conseqüenzen der letzteren (S. 631— 
642.); die Befugnisse des Staates gegenüber dem Missbrauch geist- 
licher Amtsgewalt (S. 642—647.); Holland (8. 647—649.); Luxemburg 
(S. 649-654.). 

V. Italien (S. 664—728.): ^ 

1. Neapel (S. 654—672.): Die Normannen (S. 664. f.); die Staufer 
(S. 655—657.); die Anjous (S. 667—661.); die Spanier (S. 661.); das 
Placet (S. 662—664.); der Recursus ad principem (S. 664—665.); die 
factischen Zustände und die Reaction unter Tanucci (S. 666—670.); 
die Bourbonen und die Einverleibung Neapels in das Königreich Italien 
(S. 670-672.). 

2. Sicilien ^S. 672—678.): Die Monarchie (S. 673. ff.). 

8. Tos ca na (S. 678—688.): Das Mittelalter (S. 678. f.); die 
Medicis (S. 679—685.); Franz I. und Peter Leopold. Ricci (S. 685- 
(687.); von 1816. bis heute (S. 687. f.). 
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4. Venedig (S. 688—704.) : Das Mittelalter (S. 688—696.) ; Sarpi 
nnd das Interdict gegen Venedig (S. 696—700.); die Folgezeit (S. 
700-704.). 

5. Sardinien und das Königreich Italien (S. 704— 
728.): Der appel comme d'abus (S. 704—708.); das Placet (S. 708.); 
das Concordat von 1727. (S. 708-711.); das Concordat von 1742. (S. 
711—712.); die Regierung von Carl Albert (S. 712—715.); die Reaction 
seit d. J. 1848. (S. 716—720.); das Garantiegesetz und seine Kritik 
(S. 720—728.). 

VI. England (S. 728—756.): Das Mittelalter (S. 728—738.); 
das Praemanire (S. 738—741.); die writs of prohibition (S. 741—744.); 
die Reformation (S. 744—746.); die katholische Kirche seit der Re- 
formation (8. 746—756). 



Digitized 



by Google 



f 



Digitized 



by Google 



Digitized 



by Google 



Digitized 



by Google 



Digitized 



by Google 



■ 14 DAY USE 

RETURN TO D£SK FROM WHICH BORROWED 

LOAN DEPT. 

This book is due on the last date stamped below, or 

on the date to which renewed. 

Renewed books are subject to immediate recall. 


oc^ 












N0V2 2 1965 








»8AY2 7196B4fl 








m\ umii 


^itcui 




















j 







r,T> 2lA-60m-3,*65 
(F2336sl0)476B 



General Library 

University of California 

Berkeley 



IJU 77O0O 




by Google 



Digitized by LjOOQ IC 



